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Bundesstraße (B 76) im Bereich des Grenz
überganges nach Jugoslawien (780/J) 

W e denig Wld Genossen an den Blllldesminister 
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und Genossen an den Blllldesminister für 
Unterricht und Kunst betreffend Schul
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der Beratenden Versammlllllg des Europa
rates (788/J) 

Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Dr. Krainer  lllld 
Genossen an die Frau Bundesminister für 
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minister für Bauten und Technik betreffend 
Vinschgauer BWldesstraße (800/J) 

Dr. Marga H u bi nek und Genossen an den 
Bundesminister für Justiz betreffend sozial
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644/J) 

des Bundesministers für Unterricht und Kunst 
auf die Anfrage der Abgeordneten Dr. Rein
hart  Wld Genossen (588/A. B. zu 662/J) 

des Blllldesministers für Unterricht lllld Kunst 
auf die Anfrage der Abgeordneten Zankl 
und Genossen (589/A. B.  zu 665/J) 

des Bundesministers für Unterricht und Kunst 
auf die Anfrage der Abgeordneten Lu kas 
und Genossen (590/A. B.  zU 707/J) 

des Bundesministers für Unterrioht und Kunst 
auf die Anfrage der Abgeordneten Rob a k  
lllld Genossen (591/A. B. z u  7l0/J) 
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Beginn der Sitzung: 19 Uhr 40 Minuten 

V o r  s i  t z e n  d e: Präsident Dipl.-Ing. 
Waldbrunner, Zweiter Präsident Dr. Maleta, 
Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Fragestunde 

Präsident: Ich beginne um 19 Uhr 41 Minu
ten m:it der Fragestunde. 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: 1. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Broesigke (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange
legenheiten. 

l014jM 

Wurden in den Vermögensverhandlungen 
zwischen Österreich und der ÖSSR in der letzten 
Zeit nennenswerte Fortschritte erzielt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

möglich sein wird. Die Bundesregierung hat 
auf die Absage insofern reagiert, als der öster
reichische Gesandte in Pr ag angewiesen 
wurde, gegenüber der tschechoslowakischen 
Regierung das tiefste Befremden über diese 
Absage zum Ausdruck zu bringen. Es ist 
gegenwärtig für mich schwer, Prognosen zu 
machen, zu' welchem Zeitpunkt eine Neuauf
nahme der Verhandlungen möglich sein wird. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes
minister! Liegt auf diese Stellungnahme des 
österreichischen Botschafters in Prag bereits 
eine Äußerung seitens der Tschechoslowaki
schen Republik vor? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirdlscbläger: Es liegt 
keine spezifische Äußerung vor. Es wurde 
lediglich von der tschechoslowakischen Seite 
darauf hingewiesen, daß es nunmehr wieder 
gelte, ein gewisses allgemeines Klima zwi
schen den beiden Staaten zu schaffen, um 
solche Vermögensverhandlungen zu einem 
Erfolg führen zu können. 

Dazu darf ich sagen, daß das Bemühen der 
österreichischen Bundesregierung von allem 
Anbeginn an darauf gerichtet war, diese Ver
mögensverhandlungen, die ja ihrerseits eine 
Voraussetzung für ein gutes Klima zwischen 
den beiden Staaten darstellen, in Gang zu 
bringen. Wir haben sehr eindeutig zum Aus
druck gebracht, daß wir glauben, daß man 
auf Zeitungspapier allein zwischenstaatliche 
Beziehungen nicht aufbauen kann. 

Aber ich wiederhole: Wir sind an beiden 
Dingen sehr interessiert, sowohl an vernünf
tigen nachbarschaftlichen Beziehungen mit der 
Tschechoslowakei als im selben Maße und als 
Voraussetzung dafür an einer Regelung der 
Vermögensfrage. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Kirdlsdlläger: Herr Abgeordneter! 
In den Vermögensverhandlungen mit der 
Tschechoslowakei ist es heuer im April nach 
einem Zwischenraum von mehr als vier Jahren 
wieder gelungen, auf Delegationsebene zu 
verhandeln. In der Zwischenzeit haben ledig
lich Expertenverhandlungen stattgefunden. Es 
wurde dann vorgesehen, daß die Verhandlun
gen am 22. Juni 1971 in Wien wieder auf 
Delegationsebene fortgesetzt werden, da 
gewisse Anzeichen dafür vorhanden waren, 
daß ein konkretes Ergebnis möglich werde. 
Knapp vor dem 22. Juni 1 97 1  wurde von der 
tschechoslowakischen Seite die Teilnahme an 
den Verhandlungen unter Hinweis auf einen 
Artikel in einer österreichischen Zeitung, der 
gegen einen hohen Parteifunktionär der 
T'sdlechoslowakischen Kommunistischen Partei 
gerichtet war, abgesagt. 

Präsident: 2. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kerstnig (SPO) an den 
Herrn Bundesminister für Auswärtige Ange

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Broesigke. legenheiten. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes
minister! Bedeutet das, daß in. absehbarer Zeit 
keine Fortsetzung dieser Verhandlungen zu 
erwarten ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirdlscbläger: Ich er
warte, daß diese offenbar im Juni 197 1  

l003/M 

Wann ist mit dem Abschluß der Verhandlun. 
gen über die Entschädigung der im Kanaltal 
nach dem ersten Weltkrieg durch Italien 
enteigneten österreichischen Staatsbürger zu 
rechnen, von denen viele in echter Armut 
leben und bereits in hohem Alter stehen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

gegebene Verärgerung wieder abklingen wird Bundesminister Dr. Kirchsdlläger: Herr Ab
und daß in einer absehbaren Zeit die Fort- geordneter! Die Verhandlungen mit Italien 
setzung dieser Vermögensverhandlungen über die Entschädigung im Kanaltal und alle 
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Bundesminister Dr. Kirmsmläger 
anderen damit zusammenhängenden Fragen 
sind sehr weit fortgeschritten. Es ist praktisch 
ein Vertragsentwurf fertig, und es besteht 
lediglich eine Meinungsverschiedenheit über 
e i n  e n Punkt dieses Vertrages. Ich werde 
mein Möglichstes tun, daß ich in Zusammen
hang mit oder bei meinem Besuch in Rom 
diese Frage endgültig werde klären können, 
sodaß die schon im Jahre 1 939 und in den 
folgenden Jahren Geschädigten endlich zu 
ihrer Entschädigung kommen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kerstnig. 

Abgeordneter Dr. Kerstnig: Herr Bundes
ministerr Wenn es jetzt zur Unterzeichnung 
dieses Papiers kommt: Wie ist der weitere 
Weg zur Realisierung der Ansprüche bezie
hungsweise der Forderungen der Geschädig
ten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kircbschläger: Die Eini
gung würde der Form eines formellen Ver
trages bedürfen, der der Ratifikation zumin
dest auf österreichismer Seite bedarf. Uber 

l037/M 

Angesichts des Verbotes, Privatunten:icht 
an Schüler der eigenen Anstalt zu erteIlen, 
wie es § 37 Ahs. 2 Z. 4 der Lehrerdienstprag
matik vorsieht, frage ich Sie, ob dieses Verbot 
auch dann gilt, wenn es sich um ein Fach han
delt, das an der Schule von einer anderen Lehr
person unterrichtet wird. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Gratz: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ge
mäß § 37 Abs. 2 Z. 4 der Lehrerdienstprag
matik ist ohne vorherige Genehmigung der 
Dienstbehörde die Erteilung des Privatunter
ridItes an Schüler der eigenen Anstalt und die 
Aufnahme solcher Schüler in Kost und Quar
tier unzulässig. Gemäß § 1 Abs. 1 Z. 33 lit. a 
der Dienstrechtsverfahrensordnung 1969 sind 
für die Erteilung dieser Genehmigung die 
Landesschulbehörden beziehungsweise der 
Stadtsmulrat für Wien zuständig. 

Es besteht somit kein generelles Verbot, 
SdIüler der eigenen Anstalt zu unterrichten. 
Es muß aber um die Genehmigung angesucht 
werden. 

Präsident: die Frage, ob eine Ratifikation auch auf 
italienischer Seite erforderlich ist, kann ich burg er. 

Herr Abgeordneter Regens-

keine bindende Aussage treffen. Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes-
minister! Sind Ihnen Erlässe von LandesPräsident: Herr Abgeordneter Dr. Kerstnig. 
schulräten bekannt, in denen besonders auf 

Abgeordneter Dr. Kerstnig: Herr Bundes
minister! Noch eine Frage: Kann der Klamp
ferer-Prozeß noch irgendeine Einwirkung oder 
Auswirkung auf diese Verhandlungen haben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Der so
genannte Klarrp.pferer-Prozeß -hat bereits Aus
wirkungen bei den Verhandlungen gehabt. 
Aber ich glaube, daß eine Formel gefunden 
werden kann. Ich habe erst gestern eine solme 
Formel der italienischen Seite vorgeschlagen, 
die es ermöglicht, eine Lösung zu finden, durch 
die alle Geschädigten in einer möglichst kur
zen Zeit das bekommen, auf was sie schon 
sehr, sehr lange warten, ohne daß dadurch 
ein Einfluß auf den IGampferer-Prozeß von 
staatlidIer Seite -genommen wird. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 3. Anfrage wurde zurückgezogen. 

Bundesministerium für Unterridlt und Kunst 

Präsident: 4. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Regensburger (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Unterridlt und 
Kunst. 

§ 37 Abs. 2 Z. 4 hingewiesen wird und gleich
zeitig diese Erlässe ,mit der "Begleitung" for
muliert sind, daß solche Genehmigungen nicht 
erteilt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Mir sind solche Erlässe nicht bekannt, aber 
ich werde Ihre Mitteilung aufgreifen und die 
Frage an die Landesschulräte richten, ob solche 
Erlässe bestehen, da ja eine generelle Wei
sung in dieser Richtung dem Gesetz wider
sprechen würde. 

Präsident: Herr Abgeordneter Regens
burger. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes
minister! Es ist mir von Elternverbänden mit
geteilt worden, daß solche Erlässe bestehen 
sollen. Es wurde dabei die Sorge ausgespro
chen, ob in kleineren Schulräumen dem 
Nachhilfeunterridlt entsprodIen werden kann. 

Ich frage Sie, ob Sie sich in der Lage sehen, 
und bitte Sie gleichzeitig, neben Ihren Erhe
bungen Ihre besondere Wohl meinung , was 
Ziffer 4 des § 37 betrifft, den Landesschul
räten bekanntzugeben. 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Gratz: Ich werde das gerne 
tun, Herr Abgeordneter. 

Präsident: 5. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Wuganigg (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht und Kunst. 

947/M 

Wann wird in Österreich die Möglichkeit 
bestehen, daß der Fernunterricht als Bildungs
weg staatlich anerkannt wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz : Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Einer baldigen gesetzlichen 
Anerkennung beziehungsweise Regelung des 
F�rnschulwesens steht die äußerst kompli
ZIerte verfassungsrechtliche Lage auf diesem 
Gebiet entgegen. Das Fernschulwesen gehört 
na� der Rechtspredlung des Verfassungs
g�nchtshofes und nach dem Privatschulgesetz 
mcht zum Schulwesen im Sinne des Artikels 1 4  
unserer Bundesverfassung. E s  wird in der 
Praxis wie häuslicher Unterricht behandelt, 
der nadl Artikel 17 des Staatsgrundgesetzes 
1867 keiner gesetzlidlen Beschränkung, ins
besondere auch nicht in fachlicher Hinsicht, 
unterliegt. Dazu kommt, daß das Fernschul
wesen höchstwahrscheinlich überdies, wenn 
es, abgesehen vom häuslichen Unterricht 
irgendwo rechtlich eingeordnet werden kann: 
zur Erwachsenenbildung gehört, sodaß nach 
Artikel VIII des Bundesverfassungsgesetzes 
aus dem Jahr 1962 solche Gesetze nur als 
paktierte Bundes- und Landesgesetze erlassen 
werden könnten. 

Das Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst hat bereits Untersuchungen und Bera
t�ngen aufgenommen, wie man diesen kompli
ZIerten und sadllich sicherlich sehr unerfreu
lichen Zustand überwinden kann. Die Arbei
ten sind noch nicht abgeschlossen. Es wird 
aber bereits beim SdlUlunterridltsgesetz, das 
ich hoffe im Herbst dem Nationalrat vorlegen 
zu können, insoweit auf das Fernschulwesen 
Bedacht genommen, als die Ablegung von 
Externistenprüfungen vorgesehen wird, durch 
die entsprechende ,BerechHgung,en ohne Schul
besuch erworben werden können und zu denen 
auch auf Grund einer Vorbereitung im Fern
unterricht angetreten werden kann. 

Präsident: Herr Abgeordneter Wuganigg. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini
ster! Ist Ihnen bekannt, daß im gesamten Ge
biet der Bundesrepublik Deutschland Ingeni
eurzeugnisse, die in einer sogenannten Frem
denprüfung an staatlichen oder staatlich 
anerkannten privaten Ingenieurschulen er
worben wurden, voll anerkannt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Ja, das ist mir be
kannt, Herr Abgeordneter. Im Vergleich dazu 
darf ich darauf hinweisen, daß Zeugnisse, die 
an privaten Schulen erwoI'ben werden, in 
Osterreich auch anerkannt werden. Die recht
liche Schwierigkeit besteht darin, daß der 
Ausdruck "Schule" gesetzlich nicht geschützt 
ist, das heißt, es kann jeder Private Unter
richtserteilungen vornehmen und das Ganze 
"Schule" nennen. Das kann ihm niemand ver
bieten. Es ist nur dann trotzdem keine Schule 
im Sinne des Artikels 1 4  unserer Bundesver
fassung. 

Daraus ergibt sich für den Privaten eben 
der unerfreuliche Zustand, daß er das Gefühl 
hat, einer Schule anzugehören, die aber recht
lich und inhaltlich keine Schule ist. 

Präsident: Herr Abgeordneter Wuganigg. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini
ster! Wäre es in Anbetracht des Mangels an 
technisch gebildeten Fachkräften in der öster
reichischen Wirtschaft nicht angebracht, hin
sichtlich dieser staatlichen Anerkennung auch 
in Osterreich die gleichen Voraussetzungen 
zu schaffen wie in Deutschland? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz : Herr Abgeordneter! 
Das wäre insofern schwierig, als es ja in 
Deutschland einheitliche Voraussetzungen 
überhaupt nicht gibt, sondern nur in den ein
zelnen deutschen Ländern, weil diese Fragen 
dort ausschließlich Landessache sind. 

Ich sehe die Problematik eher vom Inhalt 
her: Wie können wir dem berechtigten Be
dürfnis des einzelnen, sich fachlich weiterzu
bilden, Rechnung tragen, wie können wir dem 
Bedürfnis der Wirtschaft nadl Fachkräften 
Rechnung tragen, und wie können wir trotz
dem durch eine inhaltliche Gesetzgebung 
garantieren, daß das, was an Unterrichtsver
fahren und an Unterrichtsstoff angeboten wird, 
und das, was bei den Prüfungen verlangt 
wird, jenem Standard entspricht, den man an 
ein staatsgültiges Zeugnis eben anlegen muß? 
Diese Problematik müssen wir, wie gesagt, 
im Rahmen unserer Verfassungsrechtsordnung 
zu lösen versuchen. 

Präsident: 6. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Broesigke (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für Unterricht und 
Kunst. 

l005/M 

Wurden Pläne für einen Schul- und Sport
stättenbau ausgearbeitet, die eine Verbauung 
eines Teiles des Wiener Augartens vorsehen? 

Präsident : Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Gratz: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Im Jahre 1968 hat auf Grund 
eines Antrages, den die Burghauptmannschaft 
als liegenschaftsverwaltende Dienststelle ein
gebracht hat, tatsächlich der Wiener Ge
meinderat am 26. April ein Teilgrundstück. 
des Areals Augarten, gelegen an der Oberen 
Augartenstraße beziehungsweise Castellez
gasse, für öffentliChe Zwecke gewidmet. Die 
Liegenschaft ist für einen Neubau eines Bun
desrealgymnasiums für MädChen - Ersatzbau 
für das derzeitige BRG für Mädchen Wien 2, 
Sperlgasse - vorgesehen. Die Planung für 
diesen Neubau wurde aber noch nicht in An
griff genommen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes
minister! Der Augarten ist das zweitgrößte 
Parkareal in der Stadt Wien, und es ist ja 
nun eine allgemeine Meinung, daß es mit 
zum Umweltschutz gehört, den Grünland
bestand naCh Möglichkeit zu erhalten. Besteht 
die Möglichkeit, den Neubau, der ja noch 
nicht in Angriff genommen ist, an einer ande
ren Stelle zu errichten, um eine Reduzierung 
des Augartens zu vermeiden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Ich habe Ihre Anfrage zum Anlaß genommen 
anzuordnen, daß geprüft wird, ob es keine 
andere Möglichkeit gibt, das an sich dringend 
notwendige Bundesrealgymnasium für Mäd
chen neu zu bauen. Ich bin gerne bereit, wenn 
die Prüfung ergibt, daß es möglich ist, ein 
Grundstück zu erhalten, das groß genug ist, 
eine moderne und anständige Schule hinzu
bauen, und das auch verkehrsmäßig gleich 
günstig liegt, natürlich auf das andere Grund
stück auszuweichen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes
minister! Ich darf weiter die Frage stellen, 
ob Sie in diesem Zusammenhang auch geprüft 
haben, ob tatsächlich die Absicht besteht, an 
der gegenüberliegenden Ecke des Augartens 
ebenfalls eine Anlage zu erriChten, die zur 
Verkleinerung des Augartenareals führen 
würde. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Nein, Herr Abgeord
neter, davon höre ich hier von Ihnen zum 
ersten Mal, aber iCh werde gerne auch das 
jetzt überprüfen lassen. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerlum rur Inneres 

Präsident: 7. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kranzlmayr (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Inneres. 

l036/M 

Werden die Ergebnisse der Volkszählung 
1971 der Mandatsaufteilung bei den nächsten 
Wahlen bereits zugrunde gelegt werden können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Inneres Rösdt: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Wenn die näch
sten Nationalratswahlen noch in diesem Jahre 
stattfinden, kann das Ergebnis der Volkszäh
lung 1971 der Mandatsaufteilung nicht zu
grunde gelegt werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kranzl
mayr. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Wieviel 
Wochen vorher müßte Ihnen, Herr Bundes
minister, das Ergebnis der Volkszählung 1971 
bekannt sein, damit dieses Ergebnis der Man
datsaufteilung noch zugrunde gelegt werden 
kann? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Das Ergebnis müßte 
bei der Ausschreibung der Wahlen vorliegen. 
Wie jedoch das Statistische Zentral amt mit
teilt, ist vor Anfang 1 972 mit dem Ergebnis 
nicht zu rechnen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Kranzl
mayr. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Steht bitte 
in der Nationalrats-Wahlordnung, daß es bei 
der Ausschreibung der Wahlen bekannt sein 
muß? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Ich glaube, das ergibt 
sich aus dem Sinn auch der Nationalrats
wahlen. Das Bundesministerium für Inneres 
hat mit einer Kundmachung die Mandats
aufteilung mitzuteilen. Diese Mandatsauftei
lung ist auf Grund der Nationalrats-Wahlord
nung 1 97 1 ,  wie Sie ja wissen, im Jänner 1971 
im Bundesgesetzblatt verlautbart worden. Da 
mir nunmehr, wie ich schon sagte, der Herr 
Präsident des Statistischen Zentralamtes heute 
mit einem Schreiben vom 8. Juli mitteilt, daß 
die Auszählung und damit die definitive Fest
stellung der Bürgerzahl erst im Jänner 1972 
wird durchgeführt werden können, ist es völlig 
ausgesdllossen, daß dann, wenn Wahlen heuer 
stattfinden, dieses Ergebnis der Mandats
aufteilung zugrunde gelegt wird. 

Präsident: 8. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten MeißI (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Inneres. 
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l004/M 

Bis wann werden die Arbeitskreise des 
Arbeitsausschusses "Z", die zuletzt am 11. und 
12. Mai im Bundesministerium für Inneres 
tagten, ein vollständiges Konzept für die 
zivile Landesverteidigung beziehungsweise ins
besondere für den Zivilschutz erarbeitet haben ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösth: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie haben in Ihrer Anfrage 
selbst mitgeteilt, daß der Arbeitsausschuß "Z" 
am 1 1. und 12. Mai zusammengetreten ist, 
und ich kann jetzt mit bestem Willen nicht 
sagen, wann dieser Arbeitsausschuß einen 
endgültigen Plan für die zivile Landesverteidi
gung beziehungsweise für den Zivilschutz 
erarbeitet haben wird. Um es aber so rasch 
wie möglich sicherzustellen, habe ich nun
mehr veranlaßt, daß noch im Herbst dieses 
Jahres der Gesamtarbeitsausschuß "Z" zusam
men mit den einzelnen Arbeitskreisen auf 
jeden Fall einberufen wird und zusammen
tritt, um die in der Sitzung am 1 1 .  und 12. Mai 
weitergeführten Arbeiten noch fortsetzen zu 
können. 

Präsident : Herr Abgeordneter MeißI. 

ihre Arbeiten vorlegen, so kann das auch erst 
in einigen Jahren sein. 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösm: Es wäre sicherlich 
sinnvoll, Herr Abgeordneter, einen solchen 
Termin festzusetzen. Ich darf Sie aber bitte 
daran erinnern, daß für die Ausarbeitung des 
Alarmsystems die Zustimmung der Bundes
länder vorliegen muß. Es haben einige Bun
desländer die Zustimmung bereits gegeben. 
Andere haben sie noch nicht gegeben. Das 
Bundesland Vorarlberg ist am weitesten fort
geschritten und hat bereits Veröffentlichun
gen vorgenommen. Die anderen Bundesländer 
noch nicht. 

Der Termin der endgültigen Fertigstellung 
hängt also nicht davon ab, daß ich einen Zeit
punkt festsetze, sondern davon, wieweit die 
Mitarbeit der betroffenen Stellen die Fest
setzung eines solchen Termins ermöglicht. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: 9. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Linsbauer (OVP) an den Herrn 

Abgeordneter Meiß): Herr Bundesminister! Bundesminister für soziale Verwaltung. 
Können Sie einen Termin nennen, bis wann 
Sie vom Ressort aus die Ergebnisse dieser 
Arbeitskreise vorliegen haben möchten? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Ich habe bereits ver
sucht darzustellen, Herr Abgeordneter, daß 
ich einen Termin nicht nennen kann; denn 
dieser Arbeitskreis setzt sich ja aus den Ver
tretern verschiedener Ministerien zusammen, 
und das Ergebnis der Arbeit ist das Ergebnis 
der verschiedenen Arbeiten in den Ministe
rien. 

Ich kann nur versichern, daß auf Grund die
ser Anordnungen so rasch als möglich ver
sucht wird, auf den Gebieten: Errichtung der 
Warn- und Alarmanlagen, Verstärkung der 
Propagandatätigkeit durCh die EinriChtung 
einer Zivilschutz-Pressestelle, Nachschulung 
der Absolventen und Ausbau des Einsatzes 
von Hubschraubern, auf denen zum Teil jetzt 
schon Ergebnisse vorliegen, alles daranzuset
zen, das Ganze möglichst rasch in ein Ge
samtkonzept zu bringen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Meißl. 

Abgeordneter MeißI: Herr Bundesminister! 
Glauben Sie nicht, daß es richtig wäre, wenn 
Sie trotzdem einen bestimmten Zeitpunkt ins 
Auge fassen würden, bis wann diese Arbeiten 
abgeschlossen sein sollten? Denn wenn Sie 
darauf warten, daß diese Arbeitsausschüsse 

1042/M 

Werden Sie im Budget 1972 Vorsorge dafür 
treffen, daß die Räumlichkeiten der nachge
ordneten Dienststellen Ihres Ressorts moderni
siert werden können? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler lng. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Soweit es sich um bauliche 
Maßnahmen handelt, bin ich mangels entspre
chender Zuständigkeit nicht in der Lage, hie
für bei meinen Ressortkapiteln finanziell vor
zusorgen. Für derartige Maßnahmen ist aus
schließlich, wie Ihnen bekannt ist, das Bun
desministerium für Bauten und Technik kom
petent. 

Soweit es sich um die Modernisierung der 
Einrichtung von Räumlichkeiten nachgeordne
ter Dienststellen handelt, wird hiefür im Rah
men der finanziellen Möglichkeiten vorgesorgt 
werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter LiD!�bauer. 

A!bgeor:dneter Linsbauer: Herr Vizekanzler I 
Ihnen iogt ja bekannt, daß die nachgeordneten 
Dienststellen nicht nur bei der Beförderung 
in die nächsthöheren Dienstklassen benach
teiligt sind, sondern daß innerhaLb Ihres Res
sorts zum Beispiel die Bakteriologisch-serolo
gische Untersuchung-sanstalt in Linz sehr 
schlecht untergebracht ist. 
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Linsbauer 

Hs ist mir bekannt, daß dafür bereits ein 
Baugrund vorgesehen ist und daß mit einem 
Neubau gerechnet werden kann. Können Sie 
mir sagen, wann mit dies'em Neubau zu rech
nen i'st? 

Präsident: Herr Vizekanzler . 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr AbgeoJidneter' Ich kann Ihnen keinen 
Termin nennen. Es ist auch im Rahmen unse
rer Rangordnungsliste, die ja seit 1970 mehr 
oder minder unverändert ist, Linz nicht an 
erster Stelle. Es besteht in Gra'Z ebenfalls die 
Notwendigkeit, eine Bakteriologisch-serolo
gische Untersuchungs anstalt 'zu errichten. 
Auch hiefür konnten bis jetzt die notwendigen 
Mittel nicht freigemacht werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Linsbauer. 

Abgeordneter Linsbauer: Herr Vizekanzler! 
Ihnen ist die Lage des Landesinvalidenamtes 
Wien bekannt. Bei der Behandlung des Bud
getkapitels Soziales ha'be ich Sie gefragt, 
wann mit einer Zentralheizungsanlage im 
Landesinvalid'enamt W'ien zu rechnen ist. Es 
ist Ihnen bekannt, daß in'folge der Ver
schmutzung durch die Heizung und wegen der 
Tatsache, daß Heizer sehr schwer zu bekom
men sind, die Lage 'sehr schwierig ist. 

Seit Jahren ist ein Plan ausgearbeitet, 
wonach dort eine Zentralheizung gebaut wer
den soll. Bei der Behandlung des Budgets für 
197 1 sagten Sie mir, daß die frühere �egie
rung schuld daran wäre, daß in bezll'g auf die 
Zentralheizung nicht vorgesorgt wäre. Sie 
sagten, Sie hätten ein so schlechtes Erbe 
übernommen. 

Nun sind die Eingänge im Finanzministe
rium besonders hoch. Haben Sie Vorsorge 
getroffen, daß im kommenden Jahr mit einer 
Zentrallheizungsanlage im Landesinvaliden -
amt Wien gerechnet werden kann? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich habe im Rah
men der Prioritätenliste auch das Landes
invalidenamt Wien hinsichtlich dieser und 
auch der sonstigen AdaptierungsaI'beiten auf
genommen. 

Präsident: 1.0 Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Ing. Hobl (SPOj an den Herrn 
Bundesmini'ster für soziale Verwaltung. 

l019/M 

Welche Schritte hat das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung unternommen, um 
sicherzustellen, daß die Impfstoffgewinnungs
anstalt in Wien XVI zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt auf die Liegenschaft Flötzersteig -
Steinbruchstraße verlegt werden kann? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die derzeitige Unterbrin
gung der BundesstaaUichen Impfstoffgewin
nungsanstalt im Gebäude Wien 1 6, Possinger
g'asse 38, ist, zum Unterschi1ed von der Unter
bringung anderer Anstalten der Sanitätsver
waltung, in jeder Hinsicht als zufriedenstel
Iend zu bezeichnen. Eine Verlegung dieser 
Anstalt ist notwendig, weil das Objekt, in 
dem sich die Anstalt befindet, von der Unter
richtsverwaltung im Zuge einer Ausweitung 
des räumlich anschließenden Schulkomplexes 
in Anspruch genommen wird. 

Da, wie erwähnt, andere in Wien befind
liche Anstalten der bundesstaat!lirnen Sani
tätsverwaltung raummäßig völlig un:befriedi
gend untergebI'acht sind, ergibt sich im Zuge 
der notrwendig werdenden Verlegung der 
Bundesstaatlichen Impfstoffgewinnungsanstalt 
nach der Liegenschaft Flötzersteig-Steinlbruch
straße die Möglichkeit, einige dieser Anstalten 
mit der genannten Anstalt auf dieser Liegen
schaft raummäßig zu konzentrieren, was ins
besondere auch von ökonomischen Gesichts
punkten aus Vorteile bieten würde. 

Im Sinne einer mit dem Bundesministerium 
für Bauten und Techni1k Ende Juni dieses 
Jahres stattgefundenen Besprechung wird ein 
Raumprogramm ausgearbeitet, in dem ver
sucht wird, unter Bedachtnaihme auf die den 
einzelnen dieser Anstalten zukommenden 
Funktionen zu optimalen räumlichen Situie
rungen zu gelangen. 

Neben der Bundesstaatlichen Impfstoff
gewinnungsanstalt sollen das Serumprüfungs
institut 'sowie die Bundesstaatliche Bakterio
logisch-serologische Untersuchungsanstalt 
Wien auf diesem Objekt untergebracht wer
den. 

Präsident: Herr .A!bgeordneter Ing. Hobl. 

Abgeordneter Ing. Hobl: Herr Vizekanzler! 
Können Sie jetzt schon ungefähr einen Zeit
plan angeben, aus dem hervorgehen würde, 
wann damit zu rechnen ist, daß das Raum
und Funktionsprogramm vOliliegt, und wann 
mit der konkreten Ausarbeitung des Projek
tes begonnen werden kann? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich habe Ihnen 
schon gesagt, daß wir im Juni mit dem 
Bautenministerium Kontakt aufgenommen 
haben. Ich werde mich bemühen, daß das 
Raumprogramm mögliChst bald fertiggestellt 
wird. 

Präsident: 1 1 .  Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Vollmann (OVP J an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung. 
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1043/M ein Ergebnis dieser Tierversuche bekannt 
Ist die Verwendung von Zyklamat als geworden? 

Süßstoff ersatz .bei der Herstellung von Medi-
Präsl·dent .• Herr VI·zekanzler. kamenten in Österreich noch erlaubt? 

Präsident: Herr Vizekal1Jzler. 

Vize kanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Der Oberste Sanitätsrat 
hat sich bei seiner 1 16. Vollversammlung am 
1 3 . März 1 97 1  mit der Frage der Verwendung 
von Zyklamat als Süßstoffersatz bei Arznei
mitteln befaßt. 

Der Oberste Sanitätsrat ist nach eingehen
der J\!bwägung der Argumente, die für und 
gegen die Vepwendung des genannten Stof
fes bei Arzneimitteln sprechen, s timmene in
heIlig zum Schluß gelangt, daß die Verwen
dung von ZY'klamat bei Arzneimitteln weiter
hin zuzulassen ist. 

In AIlibetracht dieses Gutachtens des Ober
sten Sanitätsrates hat das Bundesm1inisterium 
für soziale Verwaltung keine Veranlassung 
gesehen, die Verwendung von Zyklamat bei 
Medrkamenten zu ",erbieten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Vollmann. 

Abgeordneter Vollmann: Aus Zeitungs
berichten i,st zu entnehmen, daß der Oberste 
Sanitätsrat sehr wohl Bedenken gegen die 
weitere Verwendung von Zyklamat geäußert 
hat und sich dahin gehend ausgesprochen hat, 
daß bei der Erzeugung von diätetischen 
Lebensmitteln Zyklamat überhaupt nicht und 
bei Medikamenten äußerst sparsam verwen
det werden soll. 

Herr Vizekanzler! Ist es unter diesen Um
ständen nicht doch etwas gewagt, die Ver
wendung von Zyklamat überhaupt noch für 
die MedikamentenJherstellung zu gestatten? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Sie wi'ssen, daß dieses Problem 
auf Grund eines VeIibotes in Amer'ika aufge
rollt wurde. Ich darf Ihnen 'hier mitteilen, daß 
dieses Verbot in Amerika mittlerweile wieder 
aufgehoben worden ist. 

Es hat sich auch die Weltgesundlheits
organisation mit diesem Fragenhereich be
schäftigt. Auch dort ist man der Auffassung, 
daß in den üblichen Dosen, in denen Zyklamat 
ver'wendet wird, keine gesundheitsschädliche 
Gefährdung auftritt. 

Präsident: Herr Abgeordneter Vollmann. 

Abgeordneter Vollmann: Herr Vizekanzlerl 
In Deutschland sind bekanntlich Tierv,ersuche 
mit Zyklam at durchgeführt worden, deren 
Ergebnisse allerdings angeblich noch nicht 
vorl,iegen. Oder ist Ihnen in der Zwischenzeit 

Vizekanzler Ing. Häuser: Mir ist kein sol
cher Tierversuch von Deutschland 'bekannt 
geworden. Aber der Vorstand unseres 
Pharmakologischen Institutes hat selbst solche 
Tierversuche an Meersdtweinchen durch
geführt, bei denen dann entsprechende Miß
bildungen, Leberschäden und Blasenkrebs 
festgestellt werden konnten. 

Dessenungeachtet darf im hier einen Aus
spruch dieses Professors zitieren, der gesagt 
hat: In Hinkunft werde ich täglich drei:mal 
meinen Kaffee mit Zykla'ffiat süßen. Es stellte 
sich nämlich heraus, daß zwischen den Folge
wirkungen im Rahmen des menschlichen 
Organismus und jenen bei den Versuchstieren 
keine Vergleiche möglich sind. 

Präsident: Danke, Herr Vizekanzler. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: 12. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Staudinger (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

l041/M 

Wann werden Sie das von Ilrnen in der 
Öffentlichkeit bereits mehrfach angekündigte 
und mit jeweils verschiedenem Zahlenmaterial 
unterlegte lOjährige Investitionsprogramm der 
Bundesregierung dem Parlament vorlegen, um 
den Abgeordneten Gelegenheit zur Stellung
nahme zu geben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich habe 
am 22. Juni im Ministerrat den Antrag 
gestellt, die Bundesregierung wolle dieses 
Investitionsprogra:mm beschließen und mich 
ermächtigen, dieses Programm namens der 
Bundesregierung dem Nationalrat zur Kennt
nis zu bring'en. Um dies zu ermöglichen, wird 
gebeten, dem Bundesministerium für Finan
zen umgehend die neugefaßten Ressortpro
gramme samt kurzen Erläuterungen der 
wesentlichen Vorhaben bekanntzugeben. 

Präsident: Herr Abgeordneter Staudinger. 

Abgeordneter Staudinger: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Sie haben in der Beant
wortung einer Anfrage der AJbgeordneten 
Machunze und Genossen mit Datum 24. Juni 
mitgeteilt, daß Sie das Investitionsprogramm 
noch im Sommer des heurigen Jahres dem 
Parlament vorlegen würden. Nun wissen Sie 
so gut wie ich, daß der parlamentarische 
Sommer Ende der nächsten Woche vorüber 
ist. 
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Staudinger 

Ich darf vor allem darauf hinweisen, daß 
doch folgendes remt bemerkenswert ist : 
Smon zu Beginn des Jahres wurde von diesem 
Investitionsprogramm geredet. Wir kennen 
aus der Zeitung bereits Einzelheiten des 
Investitionsprogramms, diesmal allerdings aus 
einer österreimischen Zeitung; das muß ich 
zugeben. Das Hohe Haus hat aber noch 
immer keinen Bericht in dieser Sache und 
wird gar nicht mehr in der Lage sein, selbst 
wenn die Vorlage nom heute einträfe, sich 
mit diesem Investitionsprogramm kritism aus
einanderzusetzen. 

Im Zusammenhang damit drängen sich viele 
Fragen auf; ich kann natürlich nicht alle 
stellen. 

Insbesondere erscheint jedoch die Frage 
nach dem realen Wert dieses Programms 
gerechtfertigt, und zwar deswegen, weil man 
dem Vernehmen nach nicht nur in Ihrem 
Haus davon redet, daß dieses Programm einen 
sehr geringen ökonomischen Wert habe, son
dern weil Sie auch der "Kurier" gefragt hat, 
ob das nicht eine Propagandaaktion im Hin
bli<k auf die bevol'stehenden Wahlen sei. Sie 
haben damals gesagt, bis zum 12. Juli, bis die 
OVP Antwort gegeben habe, geschehe über
haupt nichts. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeortdneter ! Das heißt, daß dieses 
Programm auf realer Basis und nicht auf 
nomineller Basis erstellt wurde. Eine solche 
Berechnungsgrundlage :hat Professor Knapp 
seinen Ubedegungen zugrunde geleg't. (Abg. 
D1. K 0 1 e n: Sie rechnen doch mit 5 ProzentI) 

Präsident: Herr Albgeordllleter StaiUdinger. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Ministerl 
An diese Möglichkeit habe ich tatsächlich auch 
gedacht, nämlich dar an, daß in den 1 1  Prozent, 
die Professor Horst Knapp annimmt, eben 
auch die Steigerungsrate Geldwertverdün
nung mit inbegriffen ist. 

Wenn ich nun auf der Basis von 1 8  Mil
liarden mit einer jäihrlichen Steigerung nicht 
von 5 Prozent, sondern mit einer solchen von 
8 Prozent rechne, dann ergiht sich etwa ein 
zusätz1icher Betrag von 53 Milliarden Schil
ling. Das würde dann heißen, daß wir auf 
rund 285 Milliarden Schilling im Gegensatz 
zu den von Horst Knapp erwahnten 394 Mil
liarden Schilling kommen. 

Ganz abgesehen davon, Herr Bundesmini
ster, darf ich auch darauf hinweisen, daß, 
wenn es richtig ist, daß eine alljährliche 
5prozentige Steigerung erfolgt, sich eigentlich 
ein Betrag von rund 239 Milliarden Schilling 
und nicht ein solcher von 232 Milliarden 
SchiHing errechnet, wi1e das angegehen 1st. Diese Äußerung ist im Hinbli<k auf die 

Tatsache bemerkenswert, daß am Abend des 
gleichen Tages, an dem Sie das gesagt haben, Ich frage Sie : Sind also in Ihrem Investi-

Ihre Partei den Auflösungsbeschluß gefaßt hat. tionsprogramm etwa Investitionen, die der 

Die Frage nach dem ökonomischen Wert 
dieses Investitionsprogramms stellt sich auch 
deswegen, weil der Wirtschaftspublizist Pro
fessor Horst Knapp in 4/197 1  der "Finanz
nachrichten" im Zusammenhang damit 
schreibt, es handle sich hier um einen billigen 
Propagandatri<k, durch bloßes Addieren die 
ganz normale und seit j<elher übliche Inve
stitionstätigkeit zu einem eindrucksvollen 
Beweis für den wirtschaftspolitischen Weit
blick der sozialistischen Regierung aufzubla-
sen. 

Knapp rechnet nämlich vor, daß bei der 
üblichen Steigerungsrate von 1 1  Prozent in 
zehn Jahren sich nicht ein Investitionsvolumen 
von 230 bis 250 Milliarden, sondern ein 
solches von 345 MilliaI1den Schilling ergeben 
würde. 

Herr Bundesministerl  Heißt das, daß Ihr 
Investitionsprogramm, das Sie, wenn die 
"Atbeiter-,Zeitung" stimmt, dem Hohen Hause 
zuleiten wollen, geringere Investitionen vor
sieht, als ,sie bisher üblich gewesen sind? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Wirtschaft zur Orientierung dienen können, 
nicht enthalten? 

Wenn das Investitionsprogramm unvoll
ständig ist, welchen Sinn hat es dann, der 
Wirtschaft vorzugaukeln, daß es sich hier 
um ein Datum handle, an dem sich die Unter
nehmer ori'entieren könnten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Herr Abge
ordneter l Sie unterliegen einem weiteren 
Mißverständnis hinsichtlich der Ausgangs
basis. Wenn Si'e von 18 Milliarden Schilling 
ausgehen, gehen Sie nämlich nicht nur von 
den In.vestitionen, sondern auch von den 
Investitionsförderungsmaßnahmen aus, die 
einen ganz anderen Charakter halben als die 
unmittelbaren Investitionen des Bundes. Ich 
darf Sie hier auf die Erläuternden Bemerkun
gen zum Bundesfinanzgesetz 1 971 verweisen. 

Berü<ksichtigt man nun die Investitionen, 
die in das Pro.gramm aufgenommen wurden 
- aus den Richtlinien war zu ers1ehen, daß 
es nur Projekte über 20 Millionen Schilling 
enlfualten soll -, dann ergibt sich auf der 
Basis des 5prozentigen Zuwachses eine Ge
samtsumme von 180 Milliarden Schillling. 
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Bundesminister Dr. Androsdl 

Unter Berücksichtigung der dabei gesetzten 
Schlwerpunkte ist ein zusätzlicher Bedarf von 
5 1  Milliarden enthalten, was eine Gesamt
summe von 232 Milliarden auf der Basis einer 
5prozentigen generenen Steigerung der Inve
stitionen und nicht, wie Sie einschließen, auch 
der InV'estitionsförderungsmaßnahmen ergibt, 
plus den Mehrhedarf, der für die Schwer
pUn'ktsetzung enthalten ist, wozu dann die 
Mittel des Wasserwirtschaftsfonds und die 
Wohnbauförderungsmittel kommen, was eine 
Gesamtsumme von 304 Milliarden Schilling 
ergilbt. 

Der Wert für die private Wirtschaft hat 
sich aus einem Bereich schon ganz konkret 
ergeben, weil zum Beispiel die Generaldirek
toren der Schwachstromwerke zunächst die 
entsprechenden Zusagen abgewartet haben, 
um ilhre Investitionsentscbeidungen darauf 
abzustellen. 

Bitte lassen Sie mich abschließend feststel
len: In der letzten Legislaturperiode hat die 
Regierung auch so etwas angekündigt, aller
dings hat sie es nie vorg·elegt. 

Präsident: 13. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Scrinzi (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

lOO6/M 

In der Begründung sind natürlich eine ganze 
Reihe anderer pauschaler Leistungen erfaßt, 
die man rein rechnerisch sehr schwer quanti
fizieren konnte und die also durdl einen sol
chen Betrag abgegolten werden sollten. 

Wenn Sie verfassungsrechtliche Bedenken 
anführen, so möchte ich solche der gegen
teiligen Seite bringen : Es gibt, wie Sie wissen, 
auch einschlägige verfassungsrechtliche Gut
achten darüber, die in dieser Frage einen 
durchaus positiven Standpunkt beziehen. 

Man kann hier nicht allein von Formal
kriterien ausgehen. Hier erbringt der unselb
ständige Arzt, der etwa im Rahmen eines 
Sozialversicberungsinstitutes oder eines 
öffentlichen oder nichtöffentlichen Kranken
hauses angestellt ist, die gleichen Leistungen 
wie der Arzt, der im Rahmen eines Gesamt
und Einz'elvertrages von der gleichen Sozial
versicherung zur gleichen Leistung verpflichtet 
wird. Ich würde also eher von hierher eine 
faktische Ungleichheit konstruieren und 
befinde mich hier in Gesellschaft von durchaus 
namhaften Verfassungsrechtlern. Das war die 
notwendige Präambel. 

Wollen Sie also Ihre ablehnende Haltung 
nach dieser Gegendarstellung mit rein ver
fassungsrechtlichen Bedenken begründen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Werden Sie einen Ministerialentwurf aus· Bundesminister Dr. Androsch: Das Ein-
arbeiten lassen, der die Steuerfreiheit der Zu· kommensteuerrecht kennt kein Zwischending 
schläge für Sonntags., Feiertags. und Nacht· 
arbeit der in der Sozialversicherung tätigen, 

der Einkunftsarten zwischen selbständiger und 
freiberuflichen Ärzte vorsieht ? unselbständiger Tätigkeit. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsm: Eine solche 
Maßnahme im Rahmen der Einkünfte aus 
selbständiger Tätigkeit würde, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter, den verfassungs recht
lichen Grundsätzen widersprechen. 

Ich daIi aber noch auf folgendes aufmerksam 
machen: Den Angehörigen der freien Berufe 
wurde durch dte ·Einkommensteuergesetz
Novelle 1 970, BGBL Nr. 221 ,

' 
in § 1 8  Abs. 4 

EStG ein eigener Absetzbetrag geschaffen, der 
5 Prozent der Einnahmen aus freier Berufs
tätigkeit, höchstens jedoch 1 0.000 S jährlich, 
beträgt. Für Ärzte erhöht sich dieser Absetz
betrag auf 10 Prozent der Einnahmen, höch
stens jedoch auf 20.000 S j ährlich. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes
minister! Die Tatsache dieses mit der letzten 
Einkommensteuergesetz-Novelle eingeführten 
Absetzbetrages ist mir sehr wohl bekannt; ich 
gehöre ja zu den seinerzeitigen Initiatoren 
dieser Vergünstigung. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi: 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundes
minister! Dann darf ich aber im Zusammen
hang mit einem täglich dringender werdenden 
Problem darauf verweisen, daß es nach meiner 
Auffassung notwendig wäre, hier doch die 
VeI'fassungs1age neu zu überdenken und 
Neuregelungen zu suchenj denn nicht zuletzt 
ist es die steuerliche Bestrafung all dieser 
notwendig zu erbringenden Leistungen, die 
etwa die Landärzte heute erbringen müssen: 
Nachtdienst - ich rede nicht von der stän
digen Permanenz -, ich rede also vom Nacht
dienst, vom Sonntagsdienst, vom Feiertags
dienst, der die starke Landflucht der Land
ärzte mit 'begründet. 

Wäre es nicht in Anbetracht gerade dieses 
Problems, von dem der Sozialminister ein
gestehen muß, daß er nicht in der Lage ist, 
hier Abhilfe zu schaffen, eine zwingende Not
wendigkeit, die Sie veranlassen sollte, hier 
doch an eine Novellierung des Einkommen
steuergesetzes heranzugehen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sie sind selbst Ange
höriger e i n e s freien Berufes;  aber es gibt 
auch andere freie Berufe. Es wäre zweifels
ohne eine unsamlime Differenzierung, wollte 
man einen freien Beruf anders behandeln als 
die anderen. 

Präsident: 1 4. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Neuner (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

l038/M 

Verfügt Ihr Ministerium über Unterlagen, 
wodurch die anläßlich eines Besuches des 
Leiters der Betriebsprüfer in Ihrem Ressort 
gefallene Behauptung, daß die Steuern um 
30 Prozent gesenkt werden könnten, wenn alle 
ihre Steuern zahlten, erhärtet wird ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bei dieser Besprechung 
hat der Beamte auch die Meinung vertreten, 
daß bis zu 30 Prozent bei den Steuern nimt 
erfaßt werden können. Das hat zum Teil 
Gründe in der Rechtslage, zum Teil Gründe 
in der Einhebungstechnik und in der Tat
sache, daß es natürlich auch zu Verkürzungen 
kommt. 

Präsident : Herr Abgeordneter Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes
minister! Ich nehme also an, daß Sie die 
Frage, ob Sie Unterlagen haben, die diese 
Behauptung rechtfertigen, htemit verneint 
haben. 

Ich stelle nun meine Zusatzfrage, ausgehend 
von drei Dingen, Herr Minister, von denen 
im annehme, daß Sie sie natürlich wissen. 

Erstens : Bei einem Budgetpräliminare von 
93 ,Milliarden Steuereinna'bmen würden 
30 Prozent rund 28 Milliarden betragen. 

Zweitens, daß im Jahre 1 964 unser Berufs
kollege und seinerzeitige sozialistische Abge
ordnete Dr. Bechinie die Steuerverkürzung mit 
1 5  Prozent geschätzt hat, und 

was Sie unternommen haben, um diesen 
unrichtigen Eindruck, der in der Bevölkerung 
enstanden ist, zu zerstreuen. 

Präsid·ent: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Es steht 
jedem Beamten frei, eine Meinung zu haben. 
Daß es sich hier nur um eine Smätzung han
deln kann, ist klar; daß das bei einzelnen 
Steuern über den Durchschnitt, den Sie mit 
15 Prozent, wenn im Sie richtig verstanden 
habe, annehmen - jedenfalls geht das aus 
Ihren Zitierungen hervor -, gehen kann, 
deutet darauf hin, daß es bei einzelnen höher 
und bei anderen auch Ihrer Meinung nam 
niedriger sein kann. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Minister! 
Sie unterliegen einem Mißverständnis. Ich 
habe überhaupt keine persönliche Meinung 
dazu geäußert. Was ich geäußert habe, war 
die wörtliche Wiedergabe eines Diskussions
beitrages in der Betriebswirtschaftlichen 
Woche des seinerzeitigen Ministerialrates, 
jetzigen Sektionsmefs Dr. Twaroch, und ich 
muß das nom einmal wiedergeben. Er sagte : 
Diese von Bechinie genannte Ziffer von 
15 Prozent der Steuerverkürzung ist nicht 
stichhältig. 

Herr Minister! Ich würde Sie also bitten, 
doch die Frage, die ich Ihnen vorher gestellt 
habe, nunmehr zu beantworten: was Sie zu tun 
ged'enken, um diesen unridlti-gen Eindruck. in 
d·er Bevölik.erung zu zerstreuen. 

Meine zweite Zusatzfrage, Herr Minister, 
g,eht dahin: Wußte der Sie 'besuchende und 
Ihnen vortragende Beamte, daß in Ihrem 
Amtszimmer eine Person anwesend ist, die 
nicht unter die Amtsverschwiegenheit Ihres 
Ministeriums fällt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Ich habe 
schon gesagt, daß es sidl um eine Größe 

drittens, daß in der Betriebswirtschaftlichen "bis - zu" handelt und daß eine Schätzung 
Woche im Oktober 1965 in einer Diskussion durchaus nicht unter die Amtsverschwiegen
der damalige Leiter der Steuersektion und heit fällt. 
seinerzeitige Bundessteuerinspektor wörtlim .. 
gesagt hat : "Sie können also feststellen, daß, Prasident: 15. Anfrage : Anfrage des Herrn 

wenn auch die Steuerhinterziehungen viel- Abgeordneten ��gens�
.
urg�r (OVP) an den 

leimt bei einzelnen Unternehmen beZiehUngs-

I 
Herrn BundesmInIster fur Fmanzen. 

weise Branmengruppen auch mehr als 15 Pro- l039/M 
zent ausmachen, es niemals quasi zu Global- Wurden in Ihrem Ressort Untersuchungen 
ziffern von 15 Prozent der Einkommensteuer, angestellt, auf Grund deren Sie ZU der im 
Umsatzsteuer und Gewerbesteuer kommen "Kurier" vom 29. Juni 1971 z

.
itierten Me

.
inung 

k D· Z'ff ' t  ' cht t 'chh" lt' " 
gelangen, daß das Personaldilemma bel den 

anno lese I er IS nl s 1 a Ig. Finanzämtern in einem sehr erheblichen Maße 
Ich frage Sie daher, Herr Minister - weil auf der Tatsache beruhe, daß "die Beamten 

es mir , wie sicherlich aUen mei'nen Kollegen, oft jeden ,Kaszettel' eines kleinen Betriebes 
dreimal umdrehen, während etwa Großhandels -

nicht :genügt, wenn 'hier nur steht: "Das betriebe mitunter 15 Jahre lang von einem 
schockiert sogar den Steuerfuchs Androsm" -, Finanzprüfer verschont bleiben" ? 
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Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bei dieser Gelegenheit 
ist die Situation auf dem Sektor der Betriebs
prüfungen erörtert worden, eine Frage, die 
ja auch unlängst im Rechnungshof zur Debatte 
gestanden hat. Ubereinstimmend auch mit den 
Feststellungen des Rechnungshofes ergibt sich, 
daß hier Not am Mann ist, wenn ich das so 
formulieren kann. Bei dieser Gelegenheit ist 
auch erörtert worden, ob man nicht durch 
einen entsprechenden Einsatz mit dem vor
handenen Personal die Effizienz erhöhen kann, 
weil sicherlirn Fälle vorkommen, wo in relativ 
kürzeren Abständen Prüfungen erfolgen, und 
andere Fälle, wo man meinen müßte, daß 
längere Fristen hinsichtlich des Prüfungszeit
raumes gege'ben 'sind. Es war also die Frage, 
ob nirnt ,auch eine Verbesserung durch organi
satorische ,Maßnahmen �rzie1t werden kann, 
was der -Befragte verneinte, wenn er auch nidit 
ausschloß, daß es in Einzelfällen das geben 
kann. 

Präsident: Herr Abgeordneter Regens
burger. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes
ministerl Sie weichen meiner Anfrage recht 
beweglich aus. Ich muß sie wiederholen : Herr 
Bundesminister, sind in Ihrem Ministerium 
Uberprüfungen, ' Untersuchungen angestellt 
worden, die Ihnen beweisen, daß die Beamten 
der Finanzlandesdirektionen deswegen ihrer 
Arbeit nicht dementsprechend nachkommen 
können, also größere Betriebe bis zu 
15 Jahre nicht geprüft werden können, weil 
sie in kileineroen Betrielben. die Beleg,e - Sie 
nannten sie "Kaszettel" - dreimal umdrehen? 

ICh frage noch einmal und wiederhole die 
Zusatzfrage : Liegen in Ihrem Ministerium 
Untersuchungen vor, oder haben Sie diese 
Aussage aus dem Handgelenk oder aus Ihrer 
früheren beruflichen Tätigkeit als Steuer
berater gezogen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Von Groß
betrieben, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
war überhaupt nicht die Rede, also auch nicht, 
soweit ich das in Erinnerung habe, in dem 
Punkt, den Sie zum Anlaß Ihrer Anfrage 
nehmen, sondern von Großhandelsbetrieben, 
was ganz etwas anderes ist. Dazu möchte ich 
sagen, daß hier kein unmittelbarer Zusammen
hang besteht, weil grundsätzlich Großbetriebe 
von anderen Prüfern als Kleinbetriebe 
geprüft werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Regens
burger. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes
minister ! Die Antworten sind so ungefähr auf 
der gleichen Höhe und Stufe und Genauigkeit 
wie die Ibei meinem Voranfrager Herrn Dok
tor Neuner. 

Herr Bundesminister I Vielleicht frage ich 
etwas Leichteres. (Heiterkeit.) Gehen die 
Beamten des Finanzministeriums, der Finanz
landesdirektionen und auch die Buchprüfer 
nicht nach den Richtlinien, Weisungen und 
gesetzlichen Vorschriften vor? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsdt: Bitte, wenn 
Sie meinen, daß das leichter ist, so möchte 
ich doch noch sagen, daß ein wesentlicher 
Untersdried zwischen einem Großbetrieb und 
einem Großhandelsbetrieb ist - wenn ich 
Ihnen das sagen k,ann -, weil es nämlich für 
den GroßhandelSbetrieb eine ganz besondere 
UmsatzsteuerbegÜDstigung gibt, die wieder an 
gewisse Voraussetzungen gebunden ist. 
Daher ist es sehr wesentlich, zwischen Groß
handelsbetrieb und Großbetrieb zu unter
scheiden. Daher geht also Ihre Frage nach 
dem Großbetrieb daneben. 

Natürlich gehen die Beamten im Rahmen 
der Gesetze vor, aber das ergibt organisato
rische Fragen. Es hängt sehr von den Prü
fungsplänen ab, und hier kann es vorkommen, 
daß kleinere Unternehmungen in einem 
Abstand von zwei Jahren geprüft werden, 
und es kann vorkommen, daß Großhandels
betriehe, t.ür die das, was ich Ihnen vorher 
gesagt halbe , zutrifft, in einem größeren Zeit
raum nicht geprün werden. Daher die Frage, 
ob nicht inneJ1halb der org·anisatorischen Maß
nahmen eine höhere Effizienz, abgesehen von 
dem grundsätzlichen Problem, erreicht werden 
kann. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt
schaft 

Präsident: 1 6. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Kostelecky (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 

l020/M 

Entsprechen Zeitungsmeldungen ("Arbeiter
Zeitung" vom 16. Jwli 1 971) den Tatsachen, 
daß der Verfassungsgerichtshof mit dem Er
kenntnis vom 8. Oktober 1969 einen Bescheid 
des Obersten Agrarsenats wegen Verlet:z;ung 
verf8BSUllgsgesetzlich gewährleisteter Rechte 
aufgehoben hat und daß sich die betroffene 
Behörde in den seither vergangenen eineinhalb 
Jahren geweigert hat, einen dem Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes entsprechenden 
Rechtszustand herzustellen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Bundesminister für Land- und Forstwirt
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Abge
ordneter! In meinen Vollziehungsbereich fällt 
im vorliegenden Zusammenhang nur der 
Oberste Agrarsenat. Dieser hat sich keines
wegs geweigert, einen dem Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes vom 8. Oktober 1969 
entsprechenden Rechtszustand herzustellen. 

Des naheren möchte ich ,ausführen, daß das 
genannte Erkenntnis des Verfassungsgerichts
hofes dem Obersten Agrarsenat am 13. Jänner 
1 910 zugestellt worden ist. Ein mit der in 
Rede stehenden Angelegenheit untrennbar 
zusammenhängendes weiteres Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes ist beim Obersten 
Agrarsenat am 12 .  März 1910 eingelangt. 
Bereits am 6. Mai 1910 hat der Oberste 
Agrarsenat mit seinen neuen Entscheidungen 
die Angelegenheit an die erstinstanzliche 
Agrarbezirksbehörde Stainach zurückverwie
sen. Das diesbezügliche Erkenntnis des Ober
sten Agrarsenates wurde am 21. Juni 1910 
dem Rechtsvertreter der Partei zugestellt. 

Präsident: Herr Abgeordneter Kostelecky. 

Abgeordneter Kostelecky: Herr Minister! 
Ich darf fragen, ob Ihnen bekannt ist, wieweit 
die Agrarbezirksbehörde Stainach dem 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 
8. 10. 1969 Rechnung getragen hat. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Die Agrarbezirksbehörde Stai
nach 'hatte im neuen Verfah:r;ensgang entspre
chend der Rechtsauffa'ssung des Verfass'ungs
gerichtshofes Beschlüsse der Gemeinden Mit
terndOIif und Pichl betreffend Verlegung der 
Gemeindewege einzuholen. Da es sich hiebei 
um AngelegenJheiten des eigenen Wirkungs
kreises der Gemeinden handelte, stand der 
Agrarbehörde eine Einflußnahme auf die Ge
meinden nicht zu. Der Beschluß der Gemeinde 
Pichl soU vor kurzem ge faßt worden sein. Die 
Agrarbezirksbehörde Stainach wird nunmehr 
in nächster Zeit den Zusammenlegungsplan 
neuerlich erlassen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Kostelecky. 

Abgeordneter Kostelecky: Herr Minister I 
Es ist uns allen klar, daß die Bevölkerung 
auf die Rechtsstaatlichkeit unserer Demokratie 
pocht und auch mit ihr rechnet. Nun ist das 
Erkenntnis schon 1 969 vom Verfassungs
gerichtshof erfloss,en. Bis heute ist, wie ich 
auch aus Ihrem Munde höre, wahrscheinlich 
für die Betroffenen noch nichts geschehen oder 
wenig geschehen, um. diesem Erkenntnis 
Rechnung zu tragen. Darf ich Sie fragen, Herr 
Minister, ob Sie als Person, als Minister, einen 

Einfluß darauf besitzen, daß den beiden :Be
troffenen rascher zum Recht voerholfen werden 
kann. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter !  Solange die Angelegenheit im 
Berufungswege nicht wieder beim Obersten 
Agrarsenat landet, ist mir eine Einflußnahme 
auf die Landesverwaltung verwehrt. 

Präsident: 1 7. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Meißl (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 

lOO8/M 

Da in den letzten Vorschlägen 4.er EWG 
bezüglich eines Abkommens mit Qste:rreich 
die Exportinteressen der österreichischen Land
wirtschaft keine Berücksichtigung finden, frage 
ich Sie, Herr Bundesminister, ob Ihr Ressort 
dem Bundesministerium für Auswärtige An
gelegenheiten für die nächste Verhandlungs
runde mit der EWG bereits ein konkretes 
Konzept für eine befriedigende Regelung. land
wirtschaftlicher Exporte in den EWG·Raum 
unterbreitet hat. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Meißl ! Der Vorschlag, den Han
del mit Agrarprodukten aus dem Abkommen 
zwischen der EWG und den nichtbeitritts
willigen EFT A -Staaten auszuklammern, 
stammt von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft. Solange sich der Ministerrat 
der EWG zu diesem Vorschlag nicht geäußert 
hat, scheint es nicht zielführend zu sein, wei
tere Schritte, die von österreichischer Seite 
unternommen werden könnten, bekannt
zugeben. Insbesondere muß auch abgewartet 
werden, welches Verhandlungsmandat der 
Ministerrat der EWG der Kommission erteilen 
wird. 

Präsident: Herr Abgeordneter MeißI. 

Abgeordneter MeiDI: Herr Bundesminister! 
Die Sachlage ist mir bekannt. 

Haben Sie alle Vorbereitungen getroffen, 
daß in Koordination mit dem Außen
ministerium zum Zeitpunkt, wo es notwendig 
ist, die entsprechenden Vorschläge von öster
reichismer Seite auch erstattet werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter ! Die österreichische Bundes
regierung hat den österreichischen Botschaften 
in den Hauptstädten der EWG-Länder bereits 
die Haltung Osterreichs zum Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
mitgeteilt, Der diesbezügliche Abschnitt der 
Weisung der österreichischen Bundesregie-
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rung lautet: "Auch bei Würdigung der von 
der Kommission in diesem Zusammenhang 
angeführten Schwierigkeiten läßt die Bedeu
tung, welche der Landwirtschaft innerhalb der 
österreichischen Wirtschaft zukommt, einen 
solchen völligen Ausschluß nicht möglich 
erscheinen. Es müßte daher nach österreichi
scher Auffassung ein Weg gefunden werden, 
welcher den beiderseitigen Interessen in aus
reichendem Maße Rechnung trägt. Dazu kommt 
noch, daß auch die Bestimmungen des 
GATT es dringend geboten erscheinen lassen, 
den Agrarsektor nicht völlig auszuschließen." 

Präsident: 18. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Vollmann (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 

l046/M 

Wann ist im Lande Steiermark mit der 
Errichtung einer Höheren Lehranstalt für Forst
wirtschaft zu rechnen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter ! Voraussetzung für die Errich
tung einer Höher,en I..;ehranstallt für Forstwirt
schaft ist das Inkrafttreten der Novelle zum 

Präsident: Herr Abgeordneter Vollmann. 

Abgeordneter Vollmann: Herr Bundesmini -
ster! Bis zu welchem Zeitpunkt ist damit zu 
rechnen, daß der Unterricht in dieser Form 
in Brude an der Mur aufgenommen wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Im 
Herbst 1912. 

Präsident: 19. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Egg (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. 

l021/M 

Welche Qualitä.tsklassenverordnungen sind 
in der nä.chsten Zeit vorgesehen beziehungsweise 
in Vorbereitung ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneterl Ich nehme in Aussicht, in 
absehbarer Zeit Verordnungen über die Ein
führung von Qualitätsklassen und -normen für 
Tafeltrauben, Zitrusfrüchte, Pfirsiche, Salat, 
Tomaten und Gurken zu erlassen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Egg. 

Land- und forstwirtschaJUichen Bundesschul- Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! Ist 

gesetz. Die Vollziehung dieser Novelle wird auch vorgesehen, in absehbarer Zeit Quali

vorerst durch Aufnahme des Schulbetriebes tätsklassenverordnungen für das Schweine

an einer bestehenden Bundesförsterschule fleisch zur Diskussion zu stellen? 

sichergestellt werden. Präsident: Herr Bundesminister. 

Präsident: Herr AJbgeordneter Vollmann. 

Abgeordneter Vollmann: Herr Bundesmini
ster ! In Brudc an der Mur befindet sich seit 
langem eine gut geführte und entsprechend 
eingerichtete Försterschule, die sicherlich 
geeignet und qualifiziert wäre, diese höhere 
Ausbildung der Förster zu übernehmen. Ich 
möchte Sie fragen, Herr Bundesminister : Ist 
daran gedacht, diese Schule zu einer Höheren 
Schule auszubauen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Vollmann! Die Schule in Brude 
an der Mur ist um das Jahr 1900 gebaut 
worden, sie ist nicht im Eigentum des Bundes, 
sondern in dem des Landes und von uns 
gemietet. Es sind nur 65 Plätze im Internat. 

Es erhebt sich die Frage, ob man in Zukunft 
nicht an den Neubau einer Höheren forst
wirtschaftlichen Schule denken wird müssen. 
Da das einen sehr erheblichen finanziellen 
Aufwand ausmachen würde, müssen wir vor
läufig sowohl in Brude als auch in Gainfarn 
die Höhere Försterschule einrichten. Es ist 
daran gedacht, zwei bis drei Jahrgänge in 
Brudc an der Mur unterzubringen. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Es ist auch diese Frage bei uns 
bereits in Uberprüfung, und es wird auch in 
mehr oder minder kürzerer Zeit an einer 
solchen Verordnung gearbeitet. 

Präsident: Herr Abgeordneter Egg. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Am 1 .  März 1 97 1  wurde der Qualitätsnachweis 
bei Eiern eingeführt. Kurz darauf wurde der 
Eierpreis um etwa 30 Groschen erhöht. Es 
ergibt sich daraus die Frage, ob diese Erhö
hung unabhängig von der Qualitätsnachweis
verordnung erfolgte oder ob durch derartige 
Qualitätsnachweise eventuell die Gefahr 
besteht, daß da oder dort Preiskorrekturen 
vorgenommen werden. 

Präsldent: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Ich darf zuerst eine Richtig
stellung vornehmen. Die Eierpreise wurden 
nicht um 30 Groschen, sondern für die Extra
primaqualität um 5 Groschen erhöht, und das 
war ausschließlich auf die Verpadcung zurück
zuführen. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Es wird auch von den Kontrollorganen dafür 
Sorge getragen werden, daß in Zukunft nur 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

j ene Qualitäten bezahlt werden, die ange
schrieben sind. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge
laufen. Die Fragestunde ist beendet. 

Zuweisungen und Fristsetzungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung ein
gebrachten Antrag 811 A der Abgeordneten 
Haberl und Genossen betreffend die vorzei
tige Beendigung der XII. Gesetzgebungs
periode des Nationalrates weise ich dem Ver
fassungs ausschuß zu. 

Es liegt der Antrag vor, dem Verfassungs
ausschuß zur Berichterstattung über diesen 
Initiativantrag eine Frist gemäß § 42 Ge
schäftsordnungsgesetz bis 1 2. Juli 1971 zu 
setzen. 

Ich lasse darüber sofort abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihre 
Zustimmung geben, daß dem Verfassungs
ausschuß zur Berichterstattung über den 
Initiativantrag 87/A der Abgeordneten Haberl 
und Genossen eine Frist bis · 1 2. Juli 1 97 1  
gesetzt wird, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit, 
ist a n g e n  0 m m e n. 

Den Antrag 881 A der Abgeordneten Burger 
und Genossen, betreffend Bundesgesetz auf 
Ubernahme der Bundeshaftung für Anleihen, 
Darlehen und sonstige Kredite der "Oester
reichisch-Alpine Montangesellschaft .. , weise 
ich dem Finanz- und Buldgetausschuß zu. 

Die eingelangten Anfragebeantwortungen 
wurden den Anfragestellern übermittelt. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch ver
vielfältigt und an alle AbgeoI1dneten verteilt. 

Es liegt der Antrag vor, dem Finanz
und Budgetausschuß zur Berichterstattung 
über diesen Einspruch des Bundesrates eine 
Frist gemäß § 42 Geschäftsordnungsgesetz bis 
12 Juli 1 911 zu setzen. 

Ich lasse hierÜ'ber sofort abstimmen. Ich 
bitte jene Damen und Herren, die ihre Zu
stimmung geben, daß dem Finanz- und Budget
ausschuß zur Berichterstattung über den Ein
spruch des Bundesrates eine Frist bis 1 2. Juli 
191 1  gesetzt wird, sich von den Sitzen zu 
erheben. Danke. Ist e i n  s t i m  m i g 
a n g e n  0 m m e n. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 4 und 5, weiters 
über die Punkte 1 und 8 und schließlich auch 
über die Punkte 1 1 , 12 und 13 der heutigen 
Tagesordnung jeweils unter einem abzufüh
ren. 

Die Punkte 4 und 5 betreffen ein Bundes
gesetz, mit dem Urlaubsvorschriften geändert 
werden, und die Landarbeitsgesetz-Novelle 
1 910. 

Die Punkte 1 und 8 haben das Gewerbliche 
Selbständigen-Krankenver,sicherungsgesetz 
191 1  und die 20. Novelle zum Gewerblichen 
Selbständigen -Pensionsversicherungsgesetz 
zum Gegenstand. 

Bei den Punkten 1 1 , 1 2  und 13 handelt es 
sich um ein Bundesgesetz zur Vellbesserung 
der Schutz- und Erholungswirkungen des 
Waldes, ein Bundesgesetz, mit dem das Forst
rechts-Bereinigungsgesetz abgeändert wird, 
und ein Bundesgesetz, mit dem das Land- und 
forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz abge
ändert wird. 

Falls diese Vorschläge ang,enommen wer
den, werden jedesmal zuerst die Bericht
erstatter ihre Berichte geben, sodann wird die 
Debatte über die j eweils zusammengezogenen 
Punkte unter einem vorgenommen. Die A:b
stimmung erfolgt selbstverständlich getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen Zusam
Die in der letzten Sitzung als eingebracht menfassungen ein Einwand erhoben? - 'Das 

bekanntgegebenen Vorlagen weise ich zu wie ist nicht der Fall. Die Debatte 'Wird also so 
folgt : wie verlesen abgewickelt. 

Bundesgesetz, mit dem das Kraftloserklä-
rungsgesetz 1951 geändert wird (509 der Bei- 1. Punkt: Bericht des Rechnungshofaussmusses 
lagen) , dem Justizausschuß und betreffend den Tätigkeitsbericht des Rem

Einspruch des Bundesrates gegen den Ge
setzesbeschluß des Nationalrates vom 12. Mai 
197 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bewertung,sgesetz 1955 in der geltenden Fas
sung neuerlich geändert wird (529 der Bei
lagen) , dem Finanz- und BudgetaussdlUß. 

nungshofes (126 der Beilagen) über das Ver-
waltungsjahr 1969 (533 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Tätigkeits
bericht des Rechnungshofes über das Ver
waltungsjahr 1 969. 

277 
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Präsident 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Mängel an Ort und Stelle behoben oder die 
Hietl, den ich um den Bericht bitte. Durchführung von Empfehlungen eingeleitet. 

Berichterstatter Bietl: Herr Präsident! 'Meine 
Damen und Herren! Der Rechnungs'hof hat 
gemäß Art. 1 26 d des Bundes-Verfassungs
gesetzes in der ,gegenwärtigen Fassung dem 
Nationalrat über seine Tätigkeit jährlich spä
testens bis zur ersten Sitzung der Herbst
tagung Bericht zu erstatten. Der Tätigkeits
bericht für das Verwaltungsjahr 1969 stand 
erstmals auf der Tagesordnung der Sitzung 
des Rechnungshofoausschusses vom 23. Novem
ber 1 970. 

'Der vorliegende Bericht schließt unmitteLbar 
an den Tätig\k:eitsberidlt des Rechnungshofes 
über das Venwaltungsjaihr 1 968 an. Er umfaßt 
die bis '1 .  Oktober 1 910 beridlt'Sreif voryelege
nen Ergebnisse der im Jahre 1 969 durchgeführ
ten Prüfungen. Den Prüfungserge:bnissen des 
Jahres 1 969 sind allfäl'lige Nachträg,e zu frühe
ren Berichten sowi'e die restlichen Prüfungs
ergelbniss,e des Ja:hres 1 968 vorangestellt. 

Der Tätigkeitsbericht 1 969 erstreckt sich in 
der Hoheitsverwaltung auf den VeI1WaItungs
bereich des Bundeskanzleramtes und auf die 
VefIWaltungsfbereiche der Bundesministerien 
für Inneres, Unterricht, Soziale Verwaltung, 
Landesverteidigung, Finanzen, Land- und 
Forstwirtscha1t, Bauten und Technik sowie 
Verkehr. 

In einem eigenen A!bschnitl wird über die 
Prüifungsergebnisse auf dem Gebiet der Kapi
talbeteiIigungen des Bundes berichtet. 

Neben der Einschautätigkeit hatte der Rech
nungshof eine Rei1he anderer AUlfgaben z u  
erfüllen. So wurde der Bundesrechnurrgs
abschluß für da's Jahr 1 969 nach Prüfung der 
von den anweisenden Stellen vorgelegten 
Teilrechnungsabschlüsse verfaßt und dem 
Nationalrat am 9. Oktober 1 970 vorgel'egt. 

Die sonstige Tätigkeilt des Rechnungshofes 
betraf vor allem die im § 1 des Rechnungshof
gesetzes angeordnete Uberwachung der Ab
weichungen der Gebarung vom Bundesvor
anschlag und die gemäß § 6 des Rechnungshof
gesetzes vorgesehene Zuständi'gkeit zur Mit
wirkung bei der OJ1dnung des Rechnungs
wesens, derzufolge der Rechnungshof des 
öfteren bei organisatorischen Maßnahmen un:d 
bei der Erstellung von Dienstvorschriften 
beratend mitwirkte. 

Zusammenfassend weist der Rechnungshof 
darauf hin, daß sich der Tätigkeitsbericht auf 
eine Auswahl beschränken mußte, die nur 
wesentliche Mängel und Wahrnehmungen 
berücksichtigen konnte. Unter Mitwirkung der 
überprüften Stellen wurden teils im Zuge der 
Prüfung, teils im Anschluß daran viele 

Zur Vorberatung der Einschauberichte über 
die Kapitalbeteiligungen des Bundes (11. Ab
schnitt des Tätigkeitsberichtes) wurde vom 
Rechnungshofausschuß in seiner Sitzung am 
23. November 1 970 ein elfgliedriger Unter
ausschuß eingesetzt, dem die Abgeordneten 
Dr. Bauer, Haberl, Erich Hofstetter, Dr. Keimel, 
Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Machunze, DDr. Neuner, 
Dr. Tull, U�brich, Weik:hart und Zeillinger 
angehörten. 

Dieser Unterausschuß befaßte sidl in seinen 
Sitzungen vom 4., 5., 9. und 1 0. Februar 1 97 1  
mit den Einschauberichten fiber die Bleiberger 
Bergwerks-Union AG, Oesterreichisch-Alpine 
Montangesellschaft - Kohlen'bergbau Fohns
dorf, Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau
geseHschaft, Osterreich.isch.e Donaukr aftwerke 
AG, Osterreichische Rundfunk Ges. m. b. H., 
die Osterreichischen Bundesbahnen und die 
Oesterreichische Nationalbank. Den Beratun
gen im Unterausschuß wurden gemäß § 32 
Geschäftsordnung die Vertreter der leitenden 
Organe der genannten GesellIschaften beige
zogen. Ferner nahmen an den Beratungen im 
Unterausschuß, die im Sinne des § 26 Abs. 1 
Geschäftsordnung vertraulich geführt wurden, 
auch der Präsident des Rechnungshofes Doktor 
Kandutsch, der Vizepräsident des Rechnungs
hofes Dr. Marschall, die Bundesminister Früh
bauer und Dr. Androsch sowie Staatssekretär 
Dr. Veselsky teil. 

Der Bericht des Unterausschusses wurde 
vom Rechnungshofausschuß am 1 .  März 1 97 1  
entgegengenommen. Sadann wuroen die Zif
fern I ,  82, 84, 85 und 86 des Tätigkeitsberichtes 
in dieser Sitzung behandelt. Der Sitzung 
wohnten der Präsident des Rechnungshofes 
Dr. Kandutsch, der Vizepräsident Dr. Mar
schall sowie Staatssekretär Dr. Veselsky bei. 
An der Debatte beteiligten sich die Abgeord
neten Dr. Gruber, Zeillinger, Dr. Bauer, 
DDr. König, Dr. KranzLmayr, DDr. Pittermann, 
DDr. Neuner, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Neumann, 
Zingler, Dr. Tull, Voll mann und Dr. Kotzina. 
Der Präsident des Redlnungshofes Dr. Kan
dutsch und Staatssekretär Dr. Veselsky nah
men zu den in der Debatte aufgeworfenen 
Fragen Stellung. 

In einer weiteren Sitzung des Rechnungs
hofausschusses am 4. Mai 1 97 1  wurde in 
Gegenwart des Bundesministers Rösch sowie 
des Präsidenten des Rechnungshofes Doktor 
Kandutsch und des Vizepräsidenten Doktor 
Marschall der Einschaubericht bezüglich. des 
Verwaltungslbereiches des ,Bundesministe
riums für Inneres behandelt. Es er.griffen die 
Abgeordneten Dr. Gruber, Zeillinger, 
DDr. König, Dr. Tull und Mondl das Wort. 
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Bundesminister für 'Inneres Rösch beantwor
tete ausführlich die an ihn ,gerichteten 
Anfragen. 

Am 1 .  Juli 1 971 setzte der Ausschuß die 
Debatte über den Tätigkeitsbericht des Rech
nungshofes für das Verwaltungsjahr 1 969 fort. 
In dieser Sitzung konnte die Vorberatung 
dann endgültig abgeschlossen we:rtd.en. In der 
ganztägi'gen Verhandlung ergriffen die Abge
omneten Zeillinger, DipI.-Ing. Dr. Leitner, 
Hanna Hager, Breiteneder, Hellwagner, Stohs, 
Linsbauer, Jungwirth, Scherrer, DDr. Neuner, 
Dr. Karasek, Mon'dl, Hiet! und Hagspiel das 
Wort. Vizekanzler Ing. Häuser unld. die Bun
desminister Gratz, Dr. Hertha FirDiberg, Dok
tor Androsch, Lütgendorf und Frfrhbauer sowie 
der Präsident des Rechnungshofes Dr. Kan
dutsch nahmen zu den in der Debatte auf
geworfenen Fragen Stellung. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt Ider 
Redmungshofaussdmß somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle den Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes über das Verwaltungsjahr 
1 969 ( 126 der Beilagen) 'zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Danke. - Es ist beantragt, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. - Widerspruch wird nicht er
hoben. 

Wir werden dann morgen früh, um 9 Uhr, 
in die Debatte eingehen. Als erster wird Dok
tor Neuner das Wort ergreifen. 

Die heutige Sitzung wird bis morgen, 
9 Uhr, unterbrochen. 

Einstimmig wurde beschlossen, dem Hohen Die Sitzung wird um 20 Uhr 55 Minuten 
Hause die Kenntnisnahme des Tätigkeits- unterbrochen und am Freitag, dem 9. Juli 
berichtes zu empfehlen. 1911 ,  um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 9. Juli 1971 
Präsident Probst: Meine Damen und Herren! 

Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder 
auf. 

Zur Verhandlung steht der Bericht des 
Rechnungshofausschusses betreffend den 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes über 
das Verwaltungsjahr 1 969. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord
nete Dr. Neuner. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter DDr. Neuner (OVP) : Herr 
Präsident! Meine Herren Präsidenten! Hohes 
Haus! Aus dem umfassenden Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes für das Verwaltungsjahr 
1 969 habe ich mir vorgenommen, drei Kapitel 
zu behandeln: zunächst einmal Feststellungen 
betreffend die Finanzverwaltung aus dem Be
reiche der Hoheitsverwaltung, zweitens einige 
Bemerkungen zu Feststellungen des Rech
nungshofes zum Osterreichischen Rundfunk 
und schließlich drittens einige 'Bemerkungen 
zu bestimmten Nebenbeschäftigungstätigk'ei
ten im Bereiche der Osterreichischen Bundes
bahnen. 

Nun zum ersten, zum Bereiche der Finanz
verwaltung. Wir müssen davon ausgehen, daß 
sich die Materie jener Vorschriften, die die 
Finanzverwaltung zu vollziehen hat, ständig 
vermehrt. Aber nicht nur das, ständig kommen 
Sonderbestimmungen, werden Ausnahmen ge
schaffen, werden Ausnahmen von den Aus
nahmen geschaffen, werden Begünstigungen 

geschaffen, Einschränkungen der Begünstigun
gen, zeitlich und örtlich verschiedene Anwen
dungsbereiche, und vor allem das Handikap 
in diesem Bereiche der Verwaltung, daß 
Artikel 13 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
eine bestimmte Schärfe verlangt, daß jeder 
Tatbestand, der durch Verordnung geregelt 
werden soll, bekanntlich in der gesetzlichen 
Ermächtigung genau umschrieben werden 
muß. Es ist daher notwendig, in die Bundes
gesetze selbst sehr weitgehende Determinie
rungen der Tatbestände aufzunehmen. 

Das führt zu einer Kasuistik und zu dem, 
was vielfach sehr oberflächlich als Steuer
gestrüpp und so weiter bezeichnet wird. Die 
Verwaltung ist hier ungemein kompliziert, 
und sie steht vor Steuergesetzen, die sehr 
schwer vollziehbar sind. 

Wenn die Finanzbeamten die vom Parla
ment verabschiedeten, selten vom Parlament 
auch formulierten Gesetze nicht so vollziehen 
würden, daß Lücken, Mängel oder Unklar
heiten durch den, wenn Sie wollen, gesunden 
Menschenverstand oder durch die gesunde 
Auffassung, die die Bevölkerung eines demo
kratischen Gemeinwesens hat, gefüllt oder be
seitigt werden würden, dann, Hohes Haus, 
würde auch in Osterreich bald ein Zustand 
eintreten, den die deutschen Finanzbedien
steten in einem sehr starken Memorandum 
der deutschen Regierung vorgelegt haben, daß 
sie nämlich dann, wenn sie die Steuergesetze 
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ordnungsgemäß vollziehen, ihren Aufgaben 
nicht mehr gerecht werden können. 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine 
Fülle von Beispielen, in denen die österrei
chischen Finanzbeamten tagtäglich eine durch
aus positive Haltung in der Vollziehung der 
Abgabengesetze beweisen. Fälle kann man 
hier natürlich nicht bringen. Was ich mit 
dieser Aussage meine, demonstriert man am 
besten, indem man ein sehr anschauliches 
negatives Beispiel bringt. 

Es handelte sich darum, daß ein Ehepaar 
eine Eigentumswohnung mit einer Loggia be
ziehen konnte. Zum Schutze der Kleinkinder, 
damit diese nicht hinunterfallen, hat dieses 
Ehepaar über diese Loggia ein Drahtgitter 
spannen lassen. Nun wurde der § 33 a des 
Einkommensteuergesetzes herangezogen, der 
da lautet, daß Aufwendungen für lebensnot
wendige Einrichtungs- und Gebraudlsgegen
stände eine Steuerabzugspost bilden können. 

Hohes Haus I Ich sagte, ich bringe ein nega
tives Beispiel, einen Einzelfall : Die Unter
behörden verneinten diese Aufwendungen als 
Abzugspost, weil das Gitter mit dem Gebäude 
fest verbunden wurde, damit in das Miet
eigentum der Wohnungseigentümer übergeht 
und nicht mehr ein Gebrauchsgegenstand der 
Wohnung ist. 

Auch die zweite Instanz und - da j eder 
Fall, der zum Verwaltungsgerichtshof geht, 
auch über die dritte Instanz läuft - auch die 
dritte Instanz haben dieser, wie ich meine, 
weltfremden Meinung zugestimmt. Gott sei 
Dank hat der Verwaltungsgerichtshof in 
seinem Erkenntnis vom 1 3. Februar 1 970, 
Zahl 1 360/69, diese Auffassung verworfen. Ich 
betone, daß das ein Einzelfall ist, der aber 
demonstrieren soll, wie man Steuergesetze 
auch ohne den, wenn Sie wollen, gesunden 
Menschenverstand vollziehen kann. 

Für solche Entgleisungen - und j etzt 
komme ich zur Rechnungshofdebatte - kann 
man selbstverständlich nicht den Rechnungs
hof verantwortlich machen. Aber wenn der 
Rechnungshof Kritik an der Tätigkeit der 
Finanzverwaltung nur in Blickrichtung auf 
präzise Beachtung der Steuergesetze übt und 
den Grundsatz der Zweckmäßigkeit der Ver
waltung nicht beachtet oder sehr stark in den 
Hintergrund schiebt, dann, meine Damen und 
Herren, kann die Gefahr entstehen, daß bei 
den Finanzbeamten der Einsatz des gesunden 
Menschenverstandes aus Furcht vor der Kritik 
des Rechnungshofes zurückgestellt wird. 

Heute - und das möchte ich mit aller 
Deutlichkeit sagen - reicht bei der Voll
ziehung des Abgabenrechtes der bloße Para-

graphenverstand nicht mehr aus. Den 
Gesetzesvollziehungscomputer gibt es nicht 
und soll es nicht und darf es nicht geben, 
weil in Gemeinschaften, wie wir sie für sinn
voll halten, die Fälle des täglichen Lebens 
nicht programmierbar sind. In diesem Sinne, 
Hohes Haus, möchte ich meine anschließende 
Kritik an Einzelfeststellungen des Rechnungs
hofes gewürdigt sehen. 

Unter 54,2 des Tätigkeitsberichtes befaßt 
sich der Rechnungshof mit der Prüfung eines 
Landfinanzamtes. Er beanstandet darin, daß 
die Finanzbeamten von den Steuerpflichtigen 
zuwenig Kalkulationsgrullldlagen abverlangen. 
Insbesondere würden sie nicht abverlangen 
- jetzt wörtlich - "die nach größeren Grup
pen aufgesChlüsselten Wareneingänge und 
Materialien" . 

Hohes Haus ! Was verlangt damit der Rech
nungshof von der Vollziehung, von der 
Finanzverwaltung? Er verlangt erstens, daß 
die AufzeiChnungspflichten der Abgabepflich
tigen in ungesetzlicher Weise extensiv auszu
legen sind. Der Abgabepflichtige hat den 
Wareneingang aufzuzeichnen und sich dabei 
nicht daran zu halten, auf welche Gruppen 
und Sparten, auf welChes Sortiment sich der 
Wareneingang aufteilt. Es ist ungesetzlich, 
wenn man den Finanzbeamten aufträgt, solche 
Aufgliederungen von den Abgabepflichtigen 
zu verlangen, weil die Abgabepflichtigen ihre 
Bücher nicht nach solchen Kriterien einrichten 
müssen. 

Was verlangt der Rechnungshof damit 
weiter? Er geht davon aus, daß die gesetzlich 
festgelegte Erklärungspflicht für die Einkom
mensteuer im § 28 c Einkommensteuergesetz 
gesetzlos erweitert wird. Dort wird nur ver
langt, daß die Steuererklärung und die Bilanz 
und, wenn vorhanden, ein Prüfungsbericht 
vorgelegt werden. Es steht dort nicht, daß 
beispielsweise eine Gewinn- und Verlust
rechnung vorgelegt werden muß, es steht dort 
auch nichts davon, daß weitere Aufgliederun
gen zur Erläuterung der Bilanz und der Ge
winn- un!d Verlustrechnung vorzulegen sind, 
Aufgliederungen, Hohes Haus, die die Praxis 
der Wirtschaftstreilbenden laufend und ständig 
und - ich betone - freiwillig der Finanz
verwaltung vorlegt, ohne dazu gesetzlidl ver
pflichtet zu sein. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf 
hinweisen, daß der § 1 63 der Bundesabgaben
ordnung, eine alte, aus dem Reichsrecht vor 
1 934 übernommene Bestimmung, den wesent
lichen Satz enthält, daß die Bücher, die ord
nungsgemäß geführt werden, Beweis für die 
aus den Büchern gelieferten Besteuerungs
grundlagen bilden und daß die materielle 
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Unrichtigkeit formal-ordnungsgemäßer Bücher 
eine sehr bedeutende sein muß ; man spricht 
von mehr als 1 0  Prozent des erklärten Um
satzes. 

Hohes Haus ! Die Finanzbeamten dürfen 
nirnt überfordert werden, weil die Anforde
rungen, die aus dem Gesetz heraus an sie 
gestellt werden, groß genug sind. Wir dürfen 
vor allem nicht dulden, daß Finanzbeamte 
aurn indirekt aufgefordert werden, mehr von 
den Abgabepflichtigen zu verlangen, als nach 
dem Gesetz der Abgabepflichtige verpflichtet 
ist, der Behörde vorzulegen. Da's aber tat der 
Rechnungshof mit seinen Ausführungen im 
Tätigkeitsbericht. 

Hohes Haus ! Der Rechnungshof kritisiert 
auch wiederholt, daß die Finanzämter zu groß
zügig mit der Erteilung von Stundungen und 
Ratenbewilligungen wären. Auch die soziali
stische Fraktion berauscht sich gerne an sol
chen Gedanken. Wie sieht es aber in der 
Praxis wirklich aus? Sie können mir als Prak
tiker glauben. Bedenken Sie, daß eine Raten
bewilligung , eine Stundungsbewilligung mit 
einer Zinsenbelastung von 8,4 Prozent pro 
anno belegt wird. Die Finanzbeamten können 
daher in den meisten Fällen davon ausgehen, 
daß eben nur bei Vorliegen eines finanziellen 
Engpasses ein Ratenantrag gestellt wird, weil 
Stundungszinsen von 8,4 Prozent sich heute 
im Rahmen der üblichen Bankzinsen für 
Fremdkredite bewegen. Es wäre daher völlig 
überflüssig, sich Stundungen oder Raten
bewilligungen zu erschleichen. 

In diesem Zusammenhang gestatten Sie mir 
eine Anmerkung. Vergütungszinsen für oft 
monatelang oder mitunter j ahrelang stehen
gebliebene und nicht ausgezahlte Steuergut
haben eines Abgabepflichtigen werden nicht 
geleistet. Man hat 'bisher immer eingewendet, 
das wäre zu kompliziert. Die Berechnung von 
Stundungszinsen ist nicht zu kompliziert, die 
von Vergütungszinsen ist zu kompliziert. Aber 
selbst dieser Einwand bricht in dem Zeit
punkt zusammen, in dem man von einer Voll
automatisierung der Abgabenverrechnung, 
dem Einsatz von Computern, spricht. 

Noch ein Punkt des Tätigkeitsberichtes im 
Zusammenhang mit der Finanzverwaltung. Bei 
der Uberprufung einer Betriebsprüfungsstelle 
eines Landfinanzamtes stellt der Rechnungs
hofbericht fest, daß sich der Durchschnitt des 
Mehrergebnisses, das der einzelne Prüfer her
eingebracht hat, vom J ahr 1 966 mit 570.000 S 
auf 787.000 S bis 1967 erhöht habe. Damit, 
Hohes Haus, macht der Rechnungshof nichts 
anderes, als das bloße zahlenmäßige Mehr
ergebnis als Kriterium für die Qualifikation 
eines Betriebsprüfers hinzustellen. Das war 

vielleicht in den verworrenen Verhältnissen 
- Schleichhandel und so weiter - der Nach
kriegszeit angebracht. Ich erinnere mich noch 
sehr gut, daß es in jedem Finanzlandes
direktionsbereich Rekordlisten gegeben hat, 
daß für diesen Monat der Prüfer A der erste, 
der Prüfer B der zweite und so weiter war, 
mit diesem und jenem Mehrergebnis ausge
wiesen; im nächsten Monat ist ein anderer 
der Spitzenreiter geworden, hat er ihn über
flügelt und so weiter. 

Meine Damen und Herren! Bei einer ord
nungsgemäß funktionierenden Finanzverwal
tung sind solche Rekordlisten überflüssig. Das 
hat die Finanzverwaltung schon seit mehr als 
15  Jahren erkannt und hat ihr System daher 
nicht mehr darauf abgestellt, die Qualifikation 
eines Betriebsprüfers nach dem hereingebrach
ten Mehrergebnis zu beurteilen, sondern hat 
eben ein richtiges System geschaffen, wonach 
in erster Linie die Anzahl der Fälle, die ein 
Betriebsprüfer bearbeitet, für seine Qualifika
tion maßgebend sein soll. Auch die erfahrenen 
Prüfer wissen nur zu genau, daß das System 
der Turnusbetriebsprüfung, bei dem der 
Steuerpflichtige mit regelmäßiger Betriebs
prüfung durch abwechselnde Prüfer rechnen 
muß, längerfristig gesehen durch diese 
Präventivwirkung mehr Erfolg bringt als das 
Ausschlachten von Einzelfällen, die dann mei
stens in einem Rechtsmittelverfahren gar nicht 
so erfolgreich waren, wie sie im ersten 
Augenblick. für den Betriebsprüfer erschienen 
sind. 

Im bin der Meinung - abschließend zur 
Kritik an Ausführungen des Rechnungs
hofes -, daß sich der Rechnungshof, der bei 
seiner Uberprüfung ja immer Einzelfälle vor 
Augen hat, bei seinen Formulierungen in den 
Tätigkeitsberidlten auch die Fernwirkungen 
überlegen sollte, die diese Formulierungen 
auf die Finanzbeamten haben können, die 
ja - das muß man ihnen zubilligen - nicht 
den Einzelfall sehen, sondern solme vom 
Einzelfall her getroffene Feststellungen ver
allgemeinern und dann zu negativen Resul
taten kommen. 

Im Rechnungshofausschuß - und das ist 
das letzte, was ich zum Kapitel finanzverwal
tung sagen möchte - wurde durch eine An
frage an den Herrn Bundesminister für Finan
zen geklärt, worin das System der Zuteilung 
von Mehrdienstzulagen an finanzstrafreferen
ten derzeit besteht. Sie wissen, daß die Mehr
dienstzulagen sowohl bei den Veranlagungs
beamten wie bei den Betriebsprüfem, wie 
auch bei den Strafreferenten nach einem be
stimmten Punkte system berechnet werden. 
Im allgemeinen kann man dafür oder dagegen 
sein, es muß j a  ein System <geschaffen wer-
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den. Aber für die Finanzstrafreferenten gilt 
zumindest im Berekh Wien, Niederösterreidl 
und Burgenland folgendes System: Wenn der 
Finanzstrafreferent einen Finanzstraffall ein
stellt, erhält er die wenigsten Punkte. Wenn 
er diesen Straffall im vereinfachten Verfahren 
mit einer Strafverfügung erledtgt, bekommt 
er schon mehr Punkte. Die meisten Punkte 
bekommt er aber, wenn er ein Straferkenntnis 
fällt. Natürlich kann man sagen, beim Straf
erkenntnis hat er die meiste Arbeit. Das ist 
das sachliche Substrat dieser Einrichtung. 
Nichts dagegen einzuwenden. Aber diese Ein
richtung kommt auch zu dem Ergebnis, daß 
die vor dem Strafreferenten Stehenden und 
ihre Berater gerade am Ende eines Jahres 
das Gefühl haben: Vielleicht hat der Straf
referent sein Punktes oll noch nicht erfüllt. Es 
ist daher nicht leicht möglich, den Straffall 
durch Einstellung zu erledigen oder im ver
einfachten Verfahren durch eine Strafver
fügung. Der Strafreferent muß jetzt ein Straf
erkenntnis fällen, damit er die Punkte erfüllt, 
die für :seine Mehrdienstzulatge erforderlich 
sind. 

Meine Damen und Herren! Die Kritik an 
dieser Einrichtung kommt nicht so sehr aus 
den Kreisen der Abgabepflichtigen oder deren 
Vertreter und Berater, sondern die Kritik an 
dieser Einrichtung kommt von den Straf
referenten selbst, wie ich mich persönlich in 
einer Aussprache mit Finanzstrafreferenten 
im Bereiche der Finanzlandesdirektion für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland über
zeugen konnte, die vor ihrer Interessenver
tretung dies vorgebracht haben, welche mir 
das mitgeteilt hat. 

Wir hörten vom Herrn Finanzminister im 
Rechnungshofausschuß, daß dieses System be
steht und daß nur im Rahmen einer Abände
rung des auch dem Herrn Finanzminister nicht 
gefallenden Punktesystems an eine Abände
rung des Punktesystems bei den Strafreferen
ten gedacht wird. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der 
Meinung, daß man die Strafreferenten, ins
besondere wenn sie das selbst wünschen, frei 
von j edem Verdacht machen muß, daß sie 
mit ihrer natürlich objektiv handzuhabenden 
Tätigkeit irgendein Interesse an Geldzulagen 
verbinden könnten. 

Und nun, Hohes Haus, zu Ausführungen be
treffend den ORF, den Rundfunk und das Fern
sehen. 

Zunächst ist interessant, die Prüfungsver
anlassung des Rechnungshofes zu lesen. Der 
Rechnungshof hatte ursprünglich die Absicht, 
das Studio Steiermark zu prüfen. Der General
intendant des ORF hat dem Rechnungshof 

jedoch mitgeteilt: Beim Studio Steiermark 
könnt �hr zuwenig sehen, das ist 'erst im 
Aufbau begriffen; seht euch doch lieber die 
weit größeren und weit bedeutenderen Be
reiche der Direktion in Wien an. 

Der Ausgangspunkt, Hohes Haus, ist also, 
daß der ORF selbst einen viel weiteren Bereich 
in die Prüfung des Rechnungshofes ziehen 
wollte, was sehr bedeutend ist, denn es ist 
ja bekannt, daß der ORF das meistgeprüfte 
Unternehmen Osterreichs ist. 

Nun zur Wertung des Rechnungshofes 
gegenüber dem ORF. Zunächst einmal wäre 
voranzustellen, daß sich gegenüber dem deso
laten Zustand der Verwaltung im ORF, wie 
er 1 967 von der jetzigen Leitung übernommen 
wurde - insbesondere auf die Rü<kstände 
im Rechnungswesen sei verwiesen, die damals 
bestanden halben -, die kommerzielle Situa
tion des ORF gebessert hat, die technischen 
Einrichtungen immer mehr ausgebaut worden 
sind i immer mehr Osterreicher können die 
Sendungen des Rundfunks und Fernsehens 
empfangen und - das muß man, auch wenn 
wir Politiker da oder dort mit Sendungen 
und Ausführungen des OR:F nicht einver,stan
den sind, anerkennen - das Programm hat 
sich im Umfang und in der Güte verbessert. 

Die Sozialistische Partei hat bisher keine 
Gelegenheit vorbeigehen lassen, ihre A ver
sion gegen einen unabhängigen Rundfunk 
zum Ausdru<k zu bringen. Das geht auf die 
Stellung der Sozialistischen Partei zum Rund
funkvolksbegehren, das geht auf die Verab
schiedung des Rundfunkgesetzes zurü<k. 

Aus letzter Zeit ist uns ein Versuch des 
Herrn Dr. Kreisky bezüglich einer sogenann
ten Demokratisierung des Rundfunks und 
Fernsehens in Erinnerung. Die diversen 
Pressekampagnen beginnen "zufällig" immer 
gerade dann, wenn die Wiederbestellung von 
Führungskräften zur Debatte steht. Der Zwe<k 
ist, die kaufmännische Direktion, die General
direktion zu diskriminieren. Streng vertrau
liche Dokumente werden in der "Arbeiter
Zeitung" publiziert. Mit der "Arbeiter-Zei
tung" ist es der Leitung des ORF unmöglich, 
auf einer Basis der gegenseitigen Achtung 
zu korrespondieren. Natürlich, Hohes Haus, 
benützte die sozialistische Fraktion auch die 
Behandlung des Rechnungshofberichtes über 
den ORF dazu, ihre Aversion gegen einen 
unabhängigen Rundfunk zu dokumentieren. 

Für Herrn Dr. Pittermann sollte die Behand
lung des Rechnungs'hofiberichtes, Kapitel ORF, 
ein "Sd1Jlachtefest" werden. (Abg. W e i k
h a  r t: Sie sind aber ein Träumer!) Der ORF 
ist ja eines der wenigen Felder, die Herr Dok
tor Pittel'mann und Herr Dr. Kreisky in Ein-
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tracht beackern, ein sehr kleines Feld, Herr 
Staatssekretär Wei.khart; ich räu.me es Ihnen 
ein, daß hier in Eintracht zwiscben Pittermann 
und Kreisky geackert wird. 

Das Messer, das sich Herr Dr. Pittermann 
für dieses Schllachtefest mitgenommen hat, war 
allerdings zu stumpf, wie die kommenden 
Ausführungen beweisen werden. 

Zunächst hat Herr Dr. Pittermann die Be
merkung des Redmungshofes aufgegriffen, 
wonach der ORF in drei Fällen die Ausschrei
bung von Dienstposten als Formalität ange
sehen habe. Hohes Haus! In der Debatte im 
Unterausschuß ist dann nur mehr ein Fall 
von diesen dreien übriggeblieben, und es 
wurde auch ein sehr plausibler Grund für 
diesen einen Fall bekanntgegeben, nämlich, 
daß ein für den ORF sehr wichtiger Dienst
nehmer auf eine fixe Zusage, daß er eben 
angestellt werden kann, reflektiert hat und 
nur so vom ORF gewonnen werden konnte. 
Das störte aber Herrn Dr. Pittermann nicht, 
wiederholt von schweren Gesetzesverletzun
gen durch die Leitung des ORF zu sprechen. 

Hohes Haus ! Man soll zweifellos Gesetzes
verletzungen nicht bagatellisieren. Aber bei 
jeder Gesetzesverletzung kommt es auf den 
Grad des Verschuldens und auf das Motiv sehr 
entscheidend an. Zum Beispiel würde niemals 
jemand einem Mitglied der Bundesregierung 
eine unehrenhafte Verletzung eines Gesetzes 
vorwerfen, wenn sich herausstellt, daß der 
Verfassungsgerichtshof eine Verordnung die
ses Bundesministers als gesetzwidrig aufge
hoben hat. Warum? - Weil eben hier das 
Motiv und das Verschulden nicht ehrenrührig 
sind. 

Aber speziell im Zusammenhang mit dem 
ORF wäre hier der § 3 ( I )  Rundfunkgesetz 
zu zitieren. Dort steht ausdrücklich, daß der 
ORF - wörtlich jetzt - "auf Rechnung der 
Bundesregierung einen ausreichenden Aus
landsdienst auf Kurzwelle zu besorgen" habe. 
"Auf Rechnung der Bundesregierung", das 
heißt, in die normale Sprache übersetzt : Die 
Bundesregierung hat diesen Auslandsdienst 
auf Kurzwelle zu bezahlen. 

Nun hat der ORF unter der Regierung 
Klaus mit dem Bundeskanzler eine Verein
barung getroffen, wie diese Finanzierung 
durchzuführen ist. Herr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky hat diese Vereinbarung im November 
1970 auslaufen lassen. Es gilt derzeit nur 
mehr ein Provisorium. Das Unternehmen, der 
ORF, muß von den 30 Millionen Schilling 
Kosten für diesen Auslandsdienst der Kurz
welle 20 Millionen Schilling aus Hörergeldern 
zweckwidrig verwenden. Ich frage mich: Stif
tet da nirnt. der Herr Bundeskanzler den 

Generalintendanten des ORF zu einer 
Gesetzesverletzung nach § 3 (I)  des Rund
funkgesetzes an? - Für mich ist diese Frage 
zu bejahen. Uber das Motiv und über das 
Verschulden des Herrn Bundeskanzlers zu 
urteilen, überlasse ich Herrn Dr. Pittermann. 

Mit einer besonderen A:kri'bie ist Herr 
Dr. Pittermann auch auf die Rüge des Rern
nungshofes betreffend die Genehmigung von 
Investitionen durch die Gesellschafterver
sammlung eingegangen. 

Hier ist die Rechtslage so, daß nam § 35 
Z. 7 des Ges.m.b.H.-Gesetzes für Investitionen 
von mehr als 20 Prozent des Stammkapitals 
die Generalversammlung die Zustimmung 
geben muß. Das Nominalkapital des ORF be
trug 1 15 Millionen Schilling. Daher wären 
Investitionen von mehr als 20 Prozent, das 
sind 23 Millionen Schilling, durch die General
versammlung zu genehmigen. So meinte der 
Rechnungshof im Absatz 8 1 , 1 3, und so meinte 
auch ein Gutachten, das der Justizminister 
lieferte und von dem man hört, daß dessen 
Verfasser während der Arbeit gewechselt 
werden mußte. Und selbstverständlich meinten 
dies die dieses Feld so einträchtig mitein
ander ackernden Dr. Pittermann und Doktor 
Kreisky. 

Der ORF war anderer Meinung und konnte 
sich dabei auf die gute Gesellschaft des 
Obersten Gerirntshofes berufen, der nämlirn 
in seinem Erkenntnis vom 26. Oktober 1 955, 
2 Ob 570/55, ausdrücklich ausgesprochen 'hat, 
daß nirnt das Nominalkapital, sondern der 
- und das ist jetzt wörtlich zitiert - ,,fak
tische Unternehmenswert" für die 20-Prozent
Grenze maßgebend ist. Dieser faktische Unter
nehmenswert ist aber um ein Vielfarnes 
größer als das Nominalkapital. 

Aus der letzten Gesellschafterversammlung 
hören wir, daß Herr Dr. Kreisky - konse
quent, wie er ja ist - nun selbst von seiner 
Meinung abgegangen ist und gesa1gt hat, nicht 
20 Prozent des Stammkapitals, nicht also 
23 Millionen, sondern generell 50 Millionen 
werden nun für Investitionen bewilligt, ohne 
daß die Generalversammlung hiezu zustim
men müßte. 

So endete das "Sch!lach:tefest" des Herrn 
Dr. Pittermann. Die Messer, die Herr Doktor 
Pittermann ansetzte, waren allerdings nicht 
so stumpf, daß sich Herr Dr. Pittermann nicht 
hätte selbst schneiden können. 

Nun drittens zu Ausführungen des Rech
nungshofes betreffend Nebenbeschäftigungen 
bei den Osterreichischen Bundesbahnen. Be
ginnend mit Textziffer 79, 1 1 ,  rügt der Rech
nungshof auf 4 Druckseiten sehr komprimiert 
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Verhältnisse unter kleinen Leuten der Bundes
bahn, aber vor allem unter sehr hohen 
Be.amten der OBB. 

Beginnen wir zunächst mit den kleinen 
Leuten, mit den Verhältnissen bei der Direk
tion in Villach. DarÜlber sagt der Rechnung,s
hof auf Seite 1 68 :  "Diese Bediensteten nah
men" - ohne Genehmigung - "in . die Aus
schreibungsbedingungen für Brückenobjekte 
die . Aus,arbeitung derartiger statischer Be
rernnungen und 'Pläne auf . . .  und traten nach 
Vergebung des Auftrages in den Dienst der 
beauftragten Firma, verfaßten dort die gefor
derten statischen Berechnungen und Pläne 
und prüften anschließend, nun wieder als 
OBB-Bedienstete, ihre eigenen Arbeiten." 
(Abg. Herta W i n k 1 e r: Es ist schÖn zuge
gangen unter dem Minister Weiß!) 

In Villach hat man 26 Fälle untersucht und, 
wie der Rechnungshof auch feststellt, eine 
Reihe davon disziplinär g,ea'hndet. Das waren. 
wie ich erwähnt habe, die kleinen Leute, von 
denen Herr Minister Weiß, Frau Kollegin. 
sicherlich gar nichts wird erfahren haben. Das 
wird man im eigenen Bereich ausgemacht 
haben, Aber ich komme dann noch zu anderen 
Fällen, da werden Sie dann hören. Frau 
Kollegin, was man dort im eigenen Bereich 
der SPO ausgemacht hat. 

In der Baudirektion der OBB gab man sich 
mit solch kleinen Fischen an Nebenbeschäfti
gung nicht zufrieden. Hier wurde als Neben
beschäftigung Geschäft im großen Stil ge
macht. Ein Abteilungsleiter der Baudirektion 
unterhielt ein Ingenieurkonsulentenbüro für 
Bauwesen. Er führte zu Unrecht den Berufs
titel eines Ziviltechnikers und beschäftigte für 
sich privat ihm direkt untergebene Bedien
stete der OBB. 

Ziehen wir zum erstenmal "Unser Recht" 
von Herrn Kollegen Ernst Ulbrich und Doktor 
Pokornik heran. Da gibt es im § 20 der Dienst-

I 

heißt es:  "Die Art der Nebenbesdläftigung, 
der Entwurf von Gleisanlagen, brachte eine 
unvermeidliche Vermengung dienstlicher und 
privater Tätigkeiten mit sich. So trat der er
wähnte Abteilungsleiter bei seinen Planungen 
einmal als selbständiger Ingenieurkonsulent 
und dann wieder als Vertreter der OBB auf. 
Auch bei Bauverhandlungen, denen seine Pro
j ekte zugrunde lagen, wurden die OBiS von 
Bediensteten vertreten, die Untergebene des 
Projektanten waren und für diesen private 
Arbeiten durchgeführt hatten." 

AJber nicht nur für Hilfsarbeiten zogen 
diese "Hofräte",  wie sie von den Gewerkschaf
tern in den OBB bezeichnet werden, OBB
Bedienstete und Untergebene heran. Wenn 
diese mit einer solch staI'ken Unter
nehmerinitiative ausgestatteten Hofräte für 
ihre private Tätigkeit Rechtsberatung benö
tigten, wozu sollten sie denn dann einen 
zugelassenen Rechtsanwalt heranziehen? Das 
ist doch nicht notwendig. Die OBB haben 
doch sellbst rechtS'kundige Beamte angestellt, 
und flugs werden diese - natürlich auch 
di'ese ohne Genehmigung tür Nelbenbeschäf.ti
·gung und natürlich solche in leitender Posi
tion - für Rechtsgutachten !herangezogen. 

Jetzt ist es vielleicht angezeigt, § 36 Abs. 1 
dieser dem Buchstaben nach sehr strengen 
Dienstordnung zu zitieren: 

"Ein Bediensteter darf ein Nebenamt oder 
eine Nebenbeschäftigung nur besorgen, wenn 
und soweit dies mit der gewissenhaften Wahr
nehmung seiner Dienstpflichten sowie mit 
dem in seinem Beruf erforderten Ansehen 
und Vertrauen vereinbar ist und seine Unbe
fangenheit nicht leidet." 

Wie sagt der Rechnungshof so schön in 
dem eben zitierten Absatz? "Die Art der 
Nelbenbeschälftigung . . .  brachte eine unver
meidliche Vermengung dienstlicher und pri
vater Tätigkeiten mit sirn." 

ordnung für die Bundesbahnbediensteten die Die Vorgesetzten dieser Leut'e müssen von 
Feststellung: den Nebenbeschäftigungen, die unzulässiger-

"Vorgesetzte dÜI1fen mit Unter,gebenen weise ausgeÜ'bt worden sind, gewußt halben. 

sich weder in Geldverbindungen einlassen Erstens dadurch, daß die Eingaben und Pläne, 

noch von denselben Geschenke oder solche die für die privaten Interessenten von diesen 

Leistungen oder Dienste annehmen, welche Leuten verfaßt worden sind, eben die Hand

geeignet sind, pflichtwidrige Nachsicht zu be- schrHt dieser Leute tragen; die Architekten 

.. t '  " wissen, was ich damit meine. Zweitens, weil guns 1gen. 
d' V Lb 'h ' U 1e orgesetzten se st I' re eIgenen nter-

Wir werden dann später noch sehen, wie gebenen ja 'beschäftigt haben, und drittens, 
streng die Dienstordnung dem Buchstaben ! weil doch bei einer solch umfangreichen 
nach ist. Für die Kleinen ist sie es auch I Nebenbeschäftigung die Arbeitsleistung inner
dem Inhalt nach, für die Großen nur dem I halb des Dienst:betriebes beeinträrntigt wor-
Buchstaben nach. I den sein mußte. 

Welcher Art die Tätigkeit dieses Abtei- Was gilt denn in diesem Zusammenlhang? 
lungsleiters war, darüber gibt der Rechnungs- Ziehen wir wieder Herrn Ullbrichs "Unser 
hof auf Seite 1 69 sehr präzise Auskunft. Hier Recht" heran und s'ehen wir uns einen Erlaß 
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an, der herausgeg�ben worden ist. Hier heißt I und Redlichkeit ihren Dienst 
es : "Es geht daher nicht an, daß Beamte ohne klage erhoben haben. 

versehen, An-

EinJholung der vorgeschriebenen Genehmigung 
der vorgesetzten Stelle eine Nebenbeschäfti
gung ausÜlben." Und jetzt kommt es sehr 
deutlich: "Es wird Ibei dieser Gelegenheit aus
drücklich festgestellt, daß es ver,boten ist, 
während des Erholungsurlaubes, der wid
mungsgemäß zur Wiederherstellung bezie
hungsweise Erhaltung der Arbeitsfähigkeit 
des Beamten dient, einer Nebenlbeschäftigung 
nachzugehen. Für solche Fälle darf auch keine 
Bewilligung erteilt werden." 

Die Os'terreimismen Bundesbahnen wissen 
smon sehr genau, wie man die ungeschmälerte 
Ar'beitskraft der Masse ihrer kleinen Bedien
steten zu erhalten hat : Während des Urlaubes 
Verbot der Nebenschäftigung; die Großen 
während der Dienstzeit ohne Genehmigung 
eine Nebenbeschäftigung. 

Was ist daher - und das ist die berech
tigte Frage - mit diesen "Hofräten" ge
schehen? Ziehen wir wieder "Unser Recht" 
heran. Da sagt der Erlaß in seinem letzten 
Satz auf Seite 1 36 :  "Bedienstete, die gegen 
die Bestimmungen des § 36 der Dienstordnung 
verstoßen, sind entsprechend zur Verantwor
tung zu ziehen. "  

Und wir hörten, Hohes Haus : Weil diese 
Fälle so schwer waren, konnte man nicht, so 
wie etwa in Villach, mit einem bloßen 
Ordnungsstrafverfahren auskommen. Deshalb 
hat man ein Dienststrafverfahren eingeleitet, 
und dieses Dienststrafverfahren hat der 
Dienststrafanwalt eingestellt. 

Ziehen wir zum letztenmal "Unser Recht" 
des Herrn Ulbrich zu Rate und sehen wir uns 
§ 1 8  Abs. 3 an. Dort heißt es : 

"Die Bediensteten haben den Geschäften 
und Verrichtungen, die der ihnen jeweilig 
übertragene Dienstposten erheischt, mit Treue, 
Fleiß und Redlichkeit nach bestem Wissen 

und Können zu obliegen; . . . " 

Und nun, Herr Kollege Ulbrich, eine per
sönliche Bemerkung an Sie : Ich schätze Sie 
persönlich sehr. Aber ich finde es unverständ
lich, daß Sie mit Rücksicht auf all diese Fest
staUungen al's Vertreter der Tausende br,aven 
kleinen Bediensteten der OBB, die mit Treue, 
Fleiß und Redlich.keit, wie es in "Ihrem" Rech.t 
steht, ihren Dienst verrichten, erstens diese 
schweren Verfehlungen der "Hofräte" toleriert 
haben - ich habe nie etwas davon gehört, 
daß Sie als Vertreter der kleinen Leute da
gegen aufgetreten wären - und zweitens, 
daß Sie, Herr Ulhrich., im Unter ausschuß nicht 
so wie meine Freunde und ich. im Interesse 
dieser kleinen Leute, die mit Treue, Fleiß 

Jetzt, Herr Kollege Ulbrich, haben Sie die 
Gelgenheit dazu, diese Anklage zu erheben 
und die Konsequenzen zu ziehen! (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Zingler. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Zingler (SPO) : Herr Präsi
dent! Meine Damen und Herren! Wir behan
deln heute den Rechnungshofbericht für das 
VerwaItungsjahr 1969 relatilv spät. Daher 
könnte, nachdem 'sich Pre-sse, Rundfunk und 
Fernsehen schon vor Monaten mit diesem 
Bericht befaßt hatten, vor allem in der Offent
lichikei:t der ,Eindruck ensrehen, das Parlament 
kümmere sich zuwenig oder gar nicht um den 
Rechnungsihofibericht. 

Ich möchte daher der Ordnung halber in 
aller Kürze sag-en - - das hat der Herr 
Berichterstatter gestern abend auch schon aus
geführt -, daß der Rechnungshofausschuß 
einen Unterausschuß eingesetzt hat. Am 
5. Februar 1 911 hat sich dieser Unterausschuß 
mit der Einschau bei den Donaukraftwerken 
befaßt. 

Ich möchte sagen, daß dieser Bericht sehr 
gründlich. durchgearbeitet wurde. Neben den 
Mitgliedern des Unterauschusses nahmen an 
den Beratungen der Herr Präsident des Rech
nungshofes Dr. Kandutsch, s'ein Vizepräsident 
Herr Dr. Marschall und hohe Beamte des 
Rechnungshofe'8 sowie der Herr Vorsitzende 
des Aufsichtsrates der Donaukraftwerke, der 
Herr Landeslhauptmann Okonomierat Maurer 
aus Niederösterreich, und Herren des Vor
standes der Donaukraftwerke teil. 

Zum Einschaubericht s'el1bst möchte ich in 
aller Kürze sagen - und �war angesichts 
der fortgeschrittenen Zeit, nicht was den 
heutigen Tag allein betrifft, sondern mit Rück
sicht auf den Fahrplan, den es unter Um
ständen noch einzuhalten gilt -, daß der 
EinschaU!bericht schon in seiner Einleitung von 
hoher Sachkenntnis der Beamten des Rech
nungshofes getragen wird und, was das Er
freUliche ist, daß in aller Offenheit die Dinge 
dargelegt werden. Es ist auch sehr übersicht
lich die Gesamtproblematik des Donauaus
baues dargestellt. 

Es werden auch se�bstverständlich, wie das 
üblich ist und wie wir das schon seit einiger 
Zeit gewohnt sind, die in dieser Gesellschaft 
etwas quer liegenden Dinge schonungslos auf
gezeigt und auch. hart kritisiert. Im Unter
aus'schuß hahen wir vom Herrn Vorsitzenden, 
Landeshauptmann Maurer, sowie von den 
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Herren des Vorstandes eine Reihe von Auf
klärungen zu den von uns ·gesteUten Fragen 
erhalten. Wir halben auch eine Reihe von 
Erklärungen zu jenen kritikauslösenden Vor
gängen ,bekommen: Sie seien zum Teil schon 
abgestellt oder man sei dabei, das eine oder 
andere abzustellen, aber natürlich immer nur 
im Rahmen der Zuständigkeit der Donaukraft
wel'ke se1bst. 

Ich möchte jetzt - auch in aller Kürze -
den Rechnungshofbericht und die daraus ge
zogenen Konsequenzen gegenülberstellen. Ge
statten Sie mir dabei, daß im - aum wieder 
in ,aller Kürze - den letzten bezi'ehungsweise 
vorletzten Rechnungsho:f!bericht in Erinnerung 
ruf.e, als es galt, iirber die ,Einschau bei Ver
bund und den Osterreichischen Draukraft
werkien zu ver1handeln. Im Ver-gleich zu heute 
- damals lag auch einiges quer - darf man, 
glaube ich, zu der generellen Festste'llung 
kommen, daß sich in der österreichischen 
Elektrizitätswirtschaft �nneI'haLb der letzten 
Jahre vieles verändert ha t. 

Wir haben heute ein koordiniertes Ausbau
programm. Wir haben heute g·eordnete Strom
liefer- und �arbnahmeverträge. Wir haben 
einen einigermaßen funktionierenden Beirat, 
wie er sich aus dem Elektrizi.tätsförderungs
gesetz 1 970 ableiten läßt. Wir haben die GKT, 
die Gemeinschaftskraftwerk Tullner Feld Ge
sellschaft, in der auch von Landesgesellschaf
ten angestrebten Form. Man darf also sagen : 
Wenn nicht etwas ganz Besonderes passiert, 
dann wird 1 976 das ,erste 700.000-Kilowatt
Kernkraftwerk in Betrieb gehen. Man muß 
das schon als etwas 'Besonderes hinstellen, 
weil sich so viele Dinge verändert haben. 

Dies'e Ubereinstimmung, wie ich sie jetzt 
im Telegrammstil aufgezählt, ,aufgezeigt habe, 
ist sicherlich auch darauf zurü<kzufÜlhren, daß 
der RechnungshQfibericht mit seinen heilsamen 
Wirkungen dazu beitrug. 

Nun zur Einschau - auch Iwieder in aller 
Kürze - bei den Donaukraftwerken. Der 
Rechnungshof kritisert hier zu Recht - neben 
viel'en anderen Dingen, würde ich mich mit 
allen di'esen Fragen 'befassen, müßte ich über 
eine Stunde hier am Pult stehen - Ausg,aben 
der Donaukraftwerke für die Offentlichkeits
arbeit und hier vor allem - um es auf einen 
Nenner zu bringen, darf ich das sagen -
den Umstand, daß di'e ElektrizitätswirtschaH 
die Schiffahrt propagiellt oder für die Schiffahrt 
Propaganda macht. Das sei'en aber echte 
Staatsaufg.aben. 

Ich darf sagen, daß gerade auch der Herr 
Minister Friirhbauer die Konsequenz daraus 
gezogen hat. Das hat meiner AuUassung nach 
die gesamte Bundesregierung 'getan, und zwar 

in Anlehnung an den Recbnun'gshofbericbt. 
Man trug damit l,etztlich auch den Vorstellun
gen des Rechnungshofes Rechnung. 

Erstens steht schon in der Regierungs
erklärung vom 21. April vergang·enen Jahres 
der Satz, wo auf die Bedeutung der Fort
setzung des Donauausbaues für die Schiffahrt 
im Zusammenhang mit dem Rhein-Main
Donau-Kanal-Projekt hingewies'en wird. Zum 
zweiten dar;f ich ausführen, daß es gerade 
der Herr Minister Frülhbauer war, der am 
23. April 1 911  die Absicht nach Schaffung 
eines eig,enen Donauausbaugesetzes be
kanntgab. Vieles also, ·was der Herr Minister 
FrÜ!h'bauer an Vorteilen für die Schiffahrt :her
vorgehoben hat - damit di'e ,Europakähne 
rechtzeitig in tieferen Fahrrinnen verkehren 
können, oder die Vorteile für die anlieg,enden 
Gemeinden und auch die Bundesländer Ober
österreich, Niederösterreich und sel'bst 
Wi'en -, findet sich �n ä!hnlicher For-m auch 
in der s�hr guten Darstellung des Rechnungs
hofuerichtes. 

Für die Elektrizitätswirtschaft erg,eben sich 
hier einige neue Aspekte, die der Herr 
Bundesminister auch hervorgehoben hat. 

Erstens, sagt er, sollen für den Donaukraft
werksausbau weitere Partner unter abtr,akti
veren Bedingungen, als sie heute gang und 
gäbe sind, gewonnen werden. Es wird aus
dLück:lich auf attraktive 'Beteiligungsformen 
hingewiesen, wie sie im EFG 'für den Bau 
des Kernkraftwerkes in Geltung stehen. 

Zweitens : Die österreichische 'Elektrizitäts
wirtsch·aft wächst von J(lIhr 'zu Jahr in 'größere 
Verbrauchs- und Erzeugungsgrößen hinein, so
daß also ·das noch vor Jahren zum Teil gül
tige und häßliche Wort von Uberkapazitäten 
heute überhaupt keine so ,bedeutende Rolle 
mehr spielt, weil eben durch das Hinein
wachsen in andere Größenordnungen neben 
dem laufenden Ausbau der Donaustufen Platz 
für große Kernkraftwerke voI1handen ist. 

Ich darf also zusammenfassend sagen, meine 
Damen und Herren, daß die Streitigkeiten, 
die es Jahre, um nicht zu sagen Ja1hl'zehnte, 
einerseits zwischen den Bundesgesellschaften 
mit Minderheitsbeteiligungen und anderer
seits den Landesgesellschaften ga:b, heute 
schon als müßig bezeichnet werden müßten. 
Allein ein B1i� auf das Bruttoanlagevermögen 
genügt schon. Man kann Ja nicht sa'gen, daß 
sich die Landesgesellschaft.en den Strom 
in handgestri�ter Form !besorgen, denn 
das Bruttoanlagevermögen der neun Landes
gesellschaften beträgt heute immerhin 
36 ,38 1 Millionen Schilling, und wenn Sie an 
das InvesUtionsvolumen für die Herstellung 
von Erzeugungs- und VerteHanlagen denken, 
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so daI1f man auch sagen, daß in den Jahren 
1965 bis 1 969 auf der Seite der Lanrlesgesell
schaften 1 1 .348 ,Millionen ,Schi'lling investiert 
wurden und auf der Seite der Verbundgruppe 
ebenfalls 1 1 . 1 49 Millionen Schilling. 

Ich glaube also, daß angesichts dieser 
großen noch bevorstehenden Aufgaben nur 
eine Me�hode und nur ein Weg zum Ziel 
führt : das ist der Weg der Zusammenarbeit. 
Es ist besonder,s die Einstellung der Bundes
regierung zur Elektrizitätswirtschaft her,vor
zuheben. Denn auch das Schlagwort, wenn 
eine sozialdemokratische Bundesregierung an 
der Spitze des Staates steht, dann !Sei es 'vorbei 
mit den föderativen Vorstellungen der 
LandesgeseHschaften, ist wie eine SeHenblase 
zerplatzt. Ich muß al1so klar auch die Ein
stellung der Bundesregierung zur gesamten 
Elektrizitätswirtsch,aft hervorheben, und man 
muß auch besonders -auf di'e Iheilsamen Wir
kungen und Auswirkungen der laufenden 
Rechnungslhofberichte hinwe�sen, also die 'gute 
Arbeit des Rechnungshofes Iherausstreichen. 

Ich ha:be versucht, in aller Kürze zu dem 
Reehnungshofbericht betreffend die Einschau 
bei den DonaukraftJwerken einiges zu sagen, 
und wir nehmen selbstverständlich den Be-

unter größtem Zeiltdruck gehandelt. Das war 
unter Klaus so, es hat sich unter rKreisky in 
dieser Hinsicht gar nichts geändert. (Ruf des 
Abg. L a  n d m  a n  n.) Herr Kollege ! Ich bin erst 
18 Jahre in diesem Haus, ich weiß nicht, wie 
lange Sie hier sind. In Idiesen 18 Jahren war 
es so. Ob es noch früher anders war, daran 
fehlt mir die Erinnerung. Aber Sie wissen 
es vielleicht besser, denn Sie sin.d, Iglaube 
ich, erst vier Jahre da. 

Meine Damen und Herren! Schauen 'wir 
uns doch einmal an, in welcher Situation wir 
mit der Beratung über diesen R!echnungshof
bericht beginnen. (Ruf bei der OVP: Warum 
haben Sie De. Klaus genannt?) - Warum ich 
den Klaus genannt habe? Weil es damals 
am ärgsten geworden ist ! ,Erinnern Sie sich 
daran zurück, daß ich einmal eine Tages
ordnung an dieses Pult gehängt habe, die bis 
hinunter 'gehängt ist. Es wir.d Jahre dauern, 
um von diesem falschen System wieder los
zukommen, wo die Regierung und auch 
Oppositionsparteien alles his in diese Zeit 
hineinschieben. 

Wir hahen einfach nicht mehr die Zeit, 
über die Skandale zu diskutieren, und hier 
steckt doch Kriminelles drinnen! Aber da be-

richt des Rechnungsho:fes zur Kenntnis. (Bei- ginnen sehr große Interessen, darüber nicht 
fall bei der SPo.) zu diskutieren. 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist Das 'weiß ja die OffentlichkJeit nicht, sie er-
der Herr Abgeordnete Zeillinger. Ich erteile fährt es nicht: Es hat die Präsidialkon!ferell2� 
ihm das Wort. im Einvernehmen aller drei Parteien - wir 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi- stehen da-zu - vereinbart, daß heute um 

dent! Meine Herren Prästdenten des Rech- 1 3  Uhr Schluß gemacht !Wird. Die Sitzung, 

nungshofes ! Meine Damen und Herren! Der 
Rechnungshof ist das wichtigste Organ dieses 
Hauses, darum behandelt ihn dieses Haus 
au eh so schlecht, vor allem auch seine Berichte. 

Der Bericht, der augen:blicklich zur Diskus
sion steM, umfaßt die Einschautätigkeit des 
Rechnungshofes aus dem Jahre 1 969. Es war 
nicht etwa der Rechnungshof, der mit seinem 
Bericht in Verzug gekommen wäre . Der 
Redlnungshof 'hat den ·Beridlt pünktlich vor
gelegt. Aber dieses Hohe Haus 'haUe alles 
andere, haUe Wichtigeres zu tun, ,aber nicht 
die Berichte 'Zu erledigen. DaJbei wäre es so 
wichtig gewesen, eingehend die Berichte zu 
diskutieren und daraus die Konsequenzen zu 
ziehen, denn damit, daß der Rechnungshof 
einsehaut und berichtet, kann es doch nicht 
sein Bewenden haben. 

Ich möchte ruhi'g sagen: Es :i!St vielleicht 
sogar eine gewisse Taktilk, denn 'eine andere 
Erklärung gibt es nicht. Es war der Zeitdruck, 
wie er heute herrscht und in den nädlsten 
Tagen herrschen .wird, zu erwarten. Seitdem 
dieses Haus 'arbeitet, wird immer im Juli 

die wir jetzt ahführen, ist jene Sitzung, die 
gestern um 9 Uhr beginnen hätte sollen. Tat
sächlich begonnen hat sie um 19 Uhr 40. 
Nach der Fragestunde hat sie 20 Minuten 
lang mit der . Tagesordnung begonnen, denn 
um 21 Uhr haben wir aufgehört. Jetzt in 
der Früh beginnen wir und saHen eine Tages
ordnung erledi-gen, .die immerhin 13 Punkte 
umfaß't, und das Ergebnis wird sein, daß man 
den Rechnungsihoftbericht, über den man zwei 
Tage diskutieren könnte, wenn man wirklich 
alles behaudeln will, nur kurz diskutiert. Oder 
- und das wird die Methode sein - es fehlt 
die Zeit . . .  (Neuerlicher Zwischenruf bei der 
OVP.) Ich weiß, es ist Ihnen unangenehm! 
Sicherlich: Es sind j a Ihre Parteifreunde 
genauso betroffen! Da-s geht ja auf Ihre 
Regierungstätigkeit zurück! Das trifft Sie von 
der Volkspartei ,genauso wie die Sozia'listen. 
A:ber wir sind in Zeitnot, wer jetzt lange 
redet, der verhindert das Betriebsrät-egesetz, 
und so weiter. 

Das ist doch die Methode, die Sie in 
KoaIitionszeiten eingeführt hahen, die Sie zur 
Zeit der OVP-Regierung fortgesetzt haben, 
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und ich hedaure es, daß es j'etzt unter der 
Minderheitsregi€rung um nichts besser ge,wor
den ist. Ich hoffe, daß sich einmal ein Parla
ment ernsthaft damit beschäftigt, denn wer 
jetzt nichts dabei findet, daß wir diesen 
Bericht in wenigen Minuten ·abtun müssen, 
der hat ihn entweder nicht gelesen oder ein 
Interesse, daß über skandalöse VOI1fälle, die 
auch mit drinnen stecken - ich möchte sagen : 
der Rechnung'shof hat auch Anerkennung aus
gesprochen -, nicht gesprochen wird. Aber 
es steckt auch sehr viel drinnen, von dem 
die Offentlich.k.eit 'erwartet, daß Albhilife ge
schaffen wird. Es sind Milliarden - Milliar
den! -, deren Verwendung, deren Einsatz 
hier kritisiert wird. Wir werden kaum die 
Zeit haJben, hier ein Wort darüber zu ver
lieren. 

Im Gegenteil. Die große Oppositionspartei 
hat durch ihre Taktik in den Iletzten Stunden 
wesentlich da:zu bei'getragen, noch die Situa
tion zu verwirren. Sie haben sozusagen die 
Methode der Regierung Klaus in die Regie
rung Kreislky hinübergenommen. 

Darf ich Sie erinnern : Sie haben gestern 
oder vorgestern fünf Befristung'santräge ge
stellt (Zwischenruf bei der OVP), obwohl Sie 
genau gewußt hahen, was das bedeutet. -
Damit haben Sie die niskussion über den 
Rechnungshofibericht abgewürgt, Herr Kollege ! 
Das ist Ihr Erfolg. Zum Beispiel haben Sie 
eine Frist gesetzt für den Vertrag mit dem 
Heiligen Stuhl. Das ist sicher sehr wichUg. 
Aber entschuldigen Sie : Wir Freiheitlichen 
halten den Rechnungshofbericht für wichtiger!  

Jetzt muß heute nachmittag extra die Zeit 
freigenommen werden, damit wir diese Aus
schüsse zusammenlbringen, denn bis Montag 
ist 'bereits Frist gesetzt, und Sie waren nicht 
bereit, Samstag und Sonntag zu arbeiten, was 
wir angeboten haben. Alber eine Frist haben 
Sie gesetzt bis Montag, um diesen Bericht 
abzuwürgen. 

Das i'st eine Taktik, über die hier einmal 
gesprochen werden soll. Sie 'haben doch ein 
Interesse, daß über Ihre falsche Politik, die 
Sie gemeins,am mit den Sozialisten in der 
Koali'tionszeit angefangen haben, die Sie fort
gesetzt haJben und hinter der Sie heute noch 
mit allen Ihren Direktoren steben wie in den 
unseligen Koalitionsreiten, daß darüber mög
lichst der Schleier der Unwissenheit und des 
Schweigens gebreitet wird. 

Es ist jetzt auch ,gar nicht möglich, auf die 
einzelnen Punkte einzugehen, ·sondern es soll 
- und das möchte idl jetzt tun - der Rech
nungshofbericht dazu benützt werden, gewisse 
grundlegende Fehler, die der Rechnungshof 
s·eit Jahren immer wieder aufzeigt und die 
mit einer gewi'ssen Beharrlichkeit immer wie-

der weitergeschleppt werden, hier einmal zu 
besprechen. 

Kollege Dr. Neuner !  Ich möchte Ihnen als 
dem Sprecher der Vollkspartei gleich eine 
Methode entgegenhalten, weil ich es wieder
holt den Sozialisten auch vorgehalten habe. 

Wir wiss'en es - die Offentlichk,eit weiß 
es weniger -, daß die Geschäftsordnung dem 
Präsidenten des Rechnungshofes, der hier 
sitzt, untersagt, zu antworten. Jene Kritik, 
bei der man immer Fragen an den Präsidenten 
stellt, ist natürlich sehr wirkungsvoll vor dem 
Fernsehschirm, aber dann müßten die Fern
seher auch wissen, daß der Präsident nach 
der Geschäftsordnung nicht ,antworten kann. 
Es ist merkwürdig, wenn man dort, wo man 
Antworten bekäme, nämlich im Ausschuß, die 
Fragen nicht stellt und jetzt im Haus den 
Herrn Präsidenten anspricht und die Tätigkeit 
des Rechnungshofes kritisiert. Ich muß sagen, 
die Rede des Herrn Albgeordneten Dr. Neuner 
allein schon wäre ein Anlaß, die Geschälfts
ordnung zu ändern. Es kann einfach nicht 
so weitergehen, daß ,hier die Tätigkeit des 
Re chnungshof,es , noch dazu von Abgeordneten 
einer so j ungen Opposition, in dieser Weise 
kritisiert wird. Ich darf Ihnen das als einer 
jungen Oppositionspartei sagen: Wir 'Von der 
Opposition müssen froh sein, den Rechnungs
hof1bericht zu haben. Wir müssen deshalb froh 
sein, weil er eine 'wesentliche Grundlage für 
unsere Arbeit bildet. Bisher kam diese Kritik 
immer von einer Regierungspartei. 

Sie haben offenbar diesen Stil aus Ihrer 
Regierungszeit mit Ülbernommen. Denn Kol
lege Dr. Neuner hat 'hier mehr Kritik an der 
Einschautätigkeit des Rechnungshofes geübt 
als an dem, was tat'sächlich in dem Bericht 
drinnen 'steht und was zu kritisieren wäre . 

Der Bericht ist in seinem ganzen Aufbau 
überaus aufschlußreich. Wir sehen, daß be
züglich struktureller Pehler - das haben wir 
vor allem auch in Hearings mit den staat
lichen Unternehmen gesehen -, die in unserer 
verstaatlichten Wirtschaft sei't Jahren weiter
geschleppt werden, auch im letzten Jahr - der 
Rechnungshof soll ja den Vergleich ermög
lichen, was anders geworden ist, was auf 
Grund des Berichtes tbesser geworden i'st -, 
auch die Regierung Kreisky kaum eine 
wesentliche Änderung gebracht hat. 

Sie, meine Herren von der Volkspartei, 
werden vielleicht den Unterschied in der 
Taktik zwischen Ihnen und uns Freiheitlichen 
kennen. Sie hätten bereits vor einem Jahr 
die Regierung Kreisiky zu Märtyrern machen 
wollen. Sie hätten mit einem Nein zum 
Budget bereits vor einem Jahr Neuwahlen 
haben woBen. Heute sind Sie intereS'Santer
wei'se geg·en Neuwahlen, im vergangenen 
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Herbst wären Sie absolut bereit gewesen, 
Neuwahlen durch die A1blehnung des Budgets 
in Kauf zu nehmen. Man muß täglich die Zei
tung anschauen, damit man weiß , was Ihre 
heutioge Meinung ist. (Zwischenrufe.) Haben 
Sie die heutige Zeitung s chon gelesen? Kennen 
Sie, Herr Kol/iege, schon die heuUg·e Meinung 
der OVP? Schauen Sie zuerst in die heutige 
Zeitung, bevor Sie mir einen Zwischenruf 
machen. Es könnte sein, daß Sie mit der 
Meinung von gestern gegen die eig'ene Partei
linie liegen. 

Sie sind jetzt gegen die Neuwahlen, die 
Sie im vergangenen Herbst durch Ihr Nein 
zum Budget erzwingen wollten. Wir Freiheit
lichen hahen gesagt : Nein, wir wollen nicht 
aus dieser sozialistischen Minderheitsregie
ruIlJg Märtyrer machen, die dann in die 
Wahlen hinausgehen und sagen : Wir hätten 
alles viel besser ,gemacht, wir haben den 
Stein der Weisen ge:funden. Wir hätten alle 
die Fehller, die aus der Koalitionszeit und 
aus der OVP-Zeit kommen, bes'eitigt. 

Wir haben der Regierung Krei5ky die 
Chance gegeben, ein Jahr zu arbeiten und 
zu zeigen, was sie kann. Es ist im Augenblick 
nur der Herr Verkehrsminister hier, und der 
verantwortliche Staatssekretär, mit dessen 
Ressort sich der Rechnungshof weitgehend be
schäftigt, ist nicht oben. Aber wir können 
eines feststellen: Es ist überhaupt nichts zur 
Behebung der Mängel geschehen. 

In diesem Jahr ist aber sehr viel geschehen I 
Die Regierung Kreisky war sehr splendid, 
überall dort, wo es auf Kosten anderer ge
gangen ist, sind Milliarden bewegt worden. 
Und es ,wären noch viel mehr be'Wegt worden, 
wenn nicht die Opposition immer wieder eine 
Bremse der VernuIl!ft angezogen 'hätte. Aber 
dort, wo die Regierung selbst nur durch 
Planung oder nur durch Rationalisierung 
Hunderte Millionen 'hätte einspar'en können, 
dort sind wir nicht 'einen Schritt 'weiter ge
kommen. 

Der Bericht des RechnungS/hofes betrifft zwar 
das Jahr 1 969, wenn Sie ihn aber durchlesen 
und die heuUgen Verhältnisse 'betrachten, wer
den Sie Isa gen, es ist ein Jahr der sozialisti
schen MinderheitsregieruIl!g vergangen, und 
es ist nichts ,geschehen. Sie stehen genauso 
am Platz, wie Klaus am Platz stehengeblieben 
ist und wie Sie di,eses Am ... Plat:z-Treten in den 
Z'eiten der Koalitionspolitik eingeleitet haben. 

Der Rechnungshofpräsident könnte sich die 
AI1beit in den grundsätzlichen Fr,agen sehr 
leicht mamen, er bräuchte nur den Bericht 
1968 abzuschreiben, mit dem heutigen Datum 
versehen und sagen, es ist genau so, es ist 

nichts geschehen. Sie haben nicht einmal den 
Versuch gemacht, die strukturellen Fehler zu 
beseitigen. 

Meine Damen und Herrenl Das ist nicht 
etw,a nur eine AngelegeDiheit der Kapitalisten, 
es sind die staatlichen Unternelhmen, es be
trifft das Schicksal von Zehntausenden Arbei
tern und Angestellten, die dort bedroht sind, 
es sind letzten Endes Ja Milliarden unseres 
Volikseinkommens, das hier immer wieder in 
einer Art und Weise eingesetzt wird, die 
vom Rechnungshof seit J aJhren kritisiert wird. 
Immer wieder mahnt der RechnungShof: Fangt 
dom endlich einmal an, eine Planung, eine 
vorausschauende Politik zu betre�ben. Auch 
dieses Jahr war vergebens. 

Meine Herren von der OVP I Vielleicht ver
stehen Sie das. Wir ha:ben gewußt, daß die 
Wahlen eines Tages kommen. Aber wir Frei
heitlichen haben dieses Jahr dazu verwendet, 
um der Offentlichkeit zu zeigen, daß diese 
R<egierung 'genauso am Platz stehengeblieben 
ist, wenn es die grundsätzlichen Fragen be
trifft, wenn es um die großen Probleme ,geht. 

Splend1d zu sein auf Kosten anderer und 
zu sagen : Ich nehme dem etwas weg und 
gebe es dem anderen, das ist sehr einfach. 
Aber wenn es um die ei,gene Tasche geht ! 
Es verlangt j a  :gar niemand von der sozialisti
smen Regierung, daß sie selber sparen würde, 
daß sie etwa bei den Dienstau'tos angefangen 
hätte, Einsparungen zu machen, um die so 
oft diskutierte TaxiLdee zu verwirklichen. Ich 
glaube, Gerd Bamer mit seinem ORF ist Ihnen 
desthal'b so unangenehm, weH er bewiesen 
hat, daß das, was Sie bei den Wahlen als 
Schlagwort verkaufen, sehr einfach zu ver
wirkilichen ist, nämlich daß man an Sf:elle 
der Dienstautos Taxis einsetzt. Aber nicht 
einmal darauf ist die Regierung eingegangen. 
Ganz zu schweigen davon, daß sie nicht einmal 
damit begonnen hat, zu planen und }ene 
Fehler zu beseitigen, die seit Jahren vom 
Rechnungshof immer wieder kritisiert werden 
und deren Abstellung aufgezeilgt wird. 

Ich möchte nur einige Beispiele heraus
greifen, um Ihnen 'Zu zeigen, wie der Rech
nungshof hier seit Jahren vergehens eine 
Änderung verlangt. Wir haben die Frage der 
Strukturpoliti'k sehr eingehend bei der Blei
berger Bergwerks-Union behandelt. Ich muß 
gleich dazusagen, es ist bedauerlich, daß 
der Remnungshof 50 selten prüfen kann. Nach 
dem WiHen dieses Hauses bekommt er j a  
s o  wenig Personal, damit j a  nicht die Gefahr 
besteht, daß er zu oft irgendwohin kommt 
und zu oft prüft. Ich glaube, 1958 war dort 
die vOI1letzte Prüfung, und jetzt, im Jahre 1 968, 
war die nächste Prüfung. 
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Hohes Haus I Bei diesem Bericht ergibt 
sich ,gleich eine grundsätzliche Frage. 
Es wird immer wieder "behauptet. daß der 
Staat als Eigentümer 'für seine Betriebe zu
wenig leistet. er gebe Vhnen nich'ts. 

Wenn man aber diesen Bericht liest. sieht 
man, daß Hunderte und Hunderte M�llionen 
in die ver,staatlichten Betriebe hineingepumpt 
werden. Bei den Simmering-Gr,az-Pauker
Werken waren es in der Krisenzeit rund 
800 Millionen. dazu kam noch die Bergbau
hilfe. Es sind also MiUiarden. die hineinge
pumpt werden. und wo ble�bt der ,Erfolg. wo 
ble�bt der Effekt? Es Iwerden Mittel des 
Volkes für die staa'tlichen Betriebe eingesetzt. 
Trotzdem aber ändert sich nichts. trotzdem 
bleibt die Lage in gleicher Weise gleich trist. 

Der Rechnungshof teilt uns mit. daß der 
Staat immer wieder das Ge'Ld für die kranken 
Betriebe gibt und die gesunden Betriebe ver
hungern läßt. Für die Forschung und für die 
Expansion. 'für die Ausweitung der Betriebe 
hat er hömstens schöne Worte. Man empfiehlt 
die 'Forschung der priv-aten Industrie. Alber 
selber leistet die Verstaatlichte doch über
haupt nichts. Sie setzt Hunderte Millionen für 
die Finanzierung ikraDJker Betriebe ein. Das 
ist ein Grundfehler der Strulkturpolitik. daß 
die KranJk.en immer weitergeschleppt werden 
und daß man nicht den Mut hat. Ersatz
betriebe aufzubauen. 

Ich werde IIhnen gl'eich ein Beispiel nennen, 
wonach wir unauflhaltsam -auf das Jahr zu
steuern. wo die AI1beit einfach eingestellt 
werden muß. Man schafft keine Ersatzbetriebe, 
sondern man nimmt ,einfach das Geld des 
Volkes her. um das Defi,zit abzudecken, das 
Ge1d des -kileinen Mannes genauso wie das 
Geld dies reichen Mannes, um diese Betriebe 
aufrech tzuerhal ten. 

Diese falsche Strukturpolitik. die Sie in den 
Koalitionszeiten - OViP und SPO 'friedlich 
miteinander - eingefüihrt haben. die dann 
die OVP fortgesetzt hat. hahen Sie in nichts 
geändert. Sie 'führen sie als ,sozialistische 
MindeJ!heitsregierung weiter. Obwohl wir 
Ihnen einige 'Male unsere HiUe angeboten 
haben, führen Sie diese PolitVk unverändert 
weiter. Warum? Eine Strukturpolitik el1fordert 
auch unpopuläre Maßnahmen. Das aher macht 
diese Regierung so ungern. Sie gibt gern 
Geschenke. sie ist gerne s'plendid. wenn es 
andere bezahlen. 'wenn ein Onkel da ist .  der 
es bezahlt. Aber sie ist zu iTig'endeiner un

,populären Maßnahme Ülberhaupt nicht bereit, 
die aber nun einmal die Voraussetzung dafür 
ist, zu einer gesünderen Politik zu kommen. 

Im Bericht sind Venhältnisse aufgezeigt. die 
mit Recht geändert wel1den sollen. Der Rech
nungshofbericht war mit 'einer der Gründe. 

warum wir dafür eingetreten sind. daß mög
lichst bald durch eine Neuwaihl der Versuch 
gemacht werden soll. ein neues System mit 
einer neuen Regierung zu finden und einm,al 
eine Änderung 'heI1beizufÜlhren. Es geht doch 
nicht an. daß 'Wir darum raufen und sagen: 
Ein paar tausend Wdhnungen müssen gebaut 
werden. Es stecken hier Prohleme drinnen! 
Wir könnten alle benötigten Wohnungen ge
baut haben. wenn sich die Regierung einmal 
zu unpopulären Maßnalhrnen bef.eit gefunden 
hätte. zu Planungen und zu Änderungen ihrer 
Struk turpoli Hk! 

Ich greife noch irgendein anderes Beispiel 
heraus. Etwa ,den Kohleplan. Was wird alles 
uber den Kdhleplan gesprochen? Es ist wieder 
ein Jahr vergangen ; daI1f ich fragen: Wo ist 
der Kohleplan. der eine notw.endige Voraus
setzung i'st? In dem heute zur Debatte stehen
den Bericht 'Werden Fehler aufgezeigt, die weit 
in die Sektion IV. in Pittermanns Zeiten hin
eingeben. wo beispielsweise der Direktor der 
Bronzewarenfabrik. Fabricius. bereits im 
Jahre 1961 die Schließung der Fohnsdorfer 
Werke 'beantragt. weil es- nicht zu verant
worten sei. ISO viel:e Hunderte Millionen VoLks
vermögen auszugeben. IEs seien Ersatzal1beits
plätze zu schaffen. Damals Iwaren Sie noch 
tie'f mit der OVP in Koalition. Sie haben 
damals nichts g'emacht. Die Hauptversamm
lung soMte unter Vize�aIl'zler Pittermann 
- Sektion IV - entscheiden. Die Entschei
dung wurde immer Iwieder aufgeschoben. Das 
hat dem Volke Hunderte M�llionen g,ekostet. 

Das spielt ja gar keine Rolle ! Sie ,sind der 
Entscheidung ausgewichen. Man schleppt das 
Defizit immer weiter. Allein dieses eine Unter
nehmen hat - ich führe das nur als Beispiel 
an - von 1 962 bis 1 968 ein Defizit von 
459.5 MHlionen Schilling auf Kosten des 
übrigen Volkes gebracht. ein Defizit. das ver
meidbar gewesen wärle. wenn die Sektion IV, 
Pittermann. ,alls Hauptversammlung im Jahre 
196 1 .  so wie 'es die eigene 'Direktion des 
Unt,ernehmens beantragt :hat, eine entspre
chende Entscheidung getroffen hätte. Die be
treffenden Arbeiter hätten 'heute andere, ge
sündere Arbeitsplätze. Wir könnten eine Er
sparnis von Hunderten Millionen feststellen. 
Aber Sie haben gezögert, Sie haben ibis heute 
nichts gemacht. Sie haben auch im vergan
-genen Jahr nichts getan! 

Hier werden die Mitte'! natürlich unter den 
verschiedensten Titeln beigeschossen : Ein Teil 
wurde als Bergbauförderung genommen. 
Einen anderen Teil muß die Alpine Montan 
von sich aus tragen. Sie muß gesündere 
Unternehmungen, die sie hat. heranziehen, 
sie kann dort nicht invesUeren. sondern muß 
Beträge aufwenden. um kranke Unternehmun-
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Zeilli_ger 

gen zu finanzieren, um Defizite abzudecken. Im darf hier - aum wieder nur ganz 
Dies einfach deSlWegen, weil die Regierung kurz - auf den Berimt betreffend Graz
weder in Koalitionszeiten noch unter Klaus KöfLacher verweis'en. Da·s ist vielleicht der 
noch unter Kreisky bereit war, klare, wenn 
auch - das sei zugegeben - im Moment 
unpopuläre Entscheidungen zu treffen. 

kh kann Ihnen versimem, daß die be
betroffenen Arbeitnehmer wohl smon in 
wenigen Monaten dankbar wären, wenn sie 
die neuen Arbeitsplät:ze bekämen. Ich fr,age 
Sie: Wo ist der Plan, wo ist IIhre Planung, 
was beabsichtigen Sie mit j enen betroffenen 
Allbeitnehmern zu tun, /Von denen Sie wissen, 
daß sie im Jahre 1 914 ahne Arbeitsplätze 
sein werden? Ich darf die Regierung darauf 
aufmerksam machen, daß die betroffenen 
Arbeiter im Jahre 1 914 ohne Ers,atzarbeits
plätz·e dastehen werden. Keine Ersatzproduk
tion ist vorgesehen. Vielleicht verschweigen 
Sie das ; im Ausschuß ist j edenfalls auf eine 
diesbezügliche Fragen keine Antwort gegeben 
worden. Sie können dieses Problem nur ver
schieben, aber Sie können es doch nicht auf
heben. 

Fohnsdorf ist 1914 "ausgekohlt" ! Ja was 
soll dann geschehen? (abg. Josel S c  h 1 a g e r: 
Das ist eine Behauptung!) Herr Kollege, 
entschuldigen Sie : Ich habe im Ausschuß 
eine diesbezügliche Frage gestellt und bis 
heute keine Antwort darauf bekommen. 
Vielleicht wiro der Herr Staatssekretär j etzt 
aufstehen und das hier der Offentilichkeit mit
teilen. Herr Kollege! Wenn Sie einen Kohle
plan haben, dann muß ich sagen : Sperren 
Sie einmal den Panzerschranik auf und sagen 
Sie der Regierung, sie soll ihn herausgeben 
und soll sagen, wie der Kdhleplan ausschaut. 
Er ist nicht vorhanden! 

Sie haben das seinerzeit an der OVP 
kritisiert, jetzt kritisieren Sie das natürlich 
nicht, weil Sie die Verantwortung zu tragen 
ha'ben. nie OVP kritisiert das nicht, weil sie 
letzten Endes mit eine der Ursachen ist. 
�lötzlich herrscht ISchweigen über diese 
Mängel. Das soll aber nicht in Vergessenheit 
geraten, denn das Volk soH wissen, daß wir 
keine Schulen bauen können, daß wir keine 
Str,aßen errichten können, daß wir die wich
tigsten Probleme nicht lösen können, daß wir 
immer nur Geschenke auf Kosten anderer 
Volksgruppen machen, daß wir aber die 
wichtigsten Probleme nicht lösen können, 
weil die Regierung nicht den Mut hat, ent
sprechende Pläne zu

' 
erstellen. Denn natür

lich steckt auch schon in einem ,Plan etwas 
Unpopuläres. Dieser mangelnde Mut auf der 
rechten Seite ist in den 'letzten Jahren auch 
auf der linken Seite festzustellen gewesen. 

Daher empfehle ich Ihnen, sich den Bericht 
hinsichtlich Fohnsdorf anzuschauen. 

positivste Bergbau in Osterreich. Er hat nur 
einen �F�ler: es ist eine Eisenbahn dabei. 
Die Konzession wird immer wieder verlängert. 
Die ,Bundesbahn hat einen Vertrag mit dieser 
Loka�bahn, sie ÜJbernimmt di'e Verluste und 
auch die Gewinne. Hinsichtlich der U:bernahme 
der Gewinne .gibt es jedoch keine Schwierig
keiten. (Heiterkeit.) Die Bundesbalhnen müs
sen aJlso die Verluste übernebmen ;  das spielt 
Ja auch gar keine Rolle. Die Bundesbahn 
übernimmt diesen Betrieb nicht - was vom 
Standpunkt der Bahn vernünftig ist -, weil 
das zu teuer ist. 

Erlauben Sie mir, daß ich in diesem Zu
sammenhang das Problem der Nebenlinien 
behandle. Ich möchte da gleich bekennen: Ich 
habe als junger ,Politiker auch einmal um 
eine Nebenlinie sehr gekämpft. Sie ist dann 
gegen meinen Willen eingestellt worden. 
Heute ist die 'gesamte Bevölkerung an dieser 
Strecke frdh darüber, daß dort auf Autobus'se 
umgestellt wurde, die viel häufiger und regel
mäßiger als die Bahn Iverkehren. 

Der Rechnungshof 'berichtet mit auffallender 
Regelmäßigkeit ülber das Problem der unren
tablen Nebenbahnen. Wir finden das in den 
Berichten 1963, 1965, 1966, 1968, 1969. Immer 
wieder 'berichtet er darüber. 

Die Gründe sind hier verschieden. Aber 
uns interessiert vor alllem die finanzielle Aus
wirkung und vieUeicht auch die rechtliche 
Voraussetzung. 

Wenn Sie sich das Gesetz anschauen, dann 
lesen Sie im § 29 Eisenbahngesetz : 

"Auf Antr.ag des Konzessionsinhabers oder 
des Betriebsunterneihmers ihat die Behörde, 
abgesehen von einer ibetriebsbedingten Ein
stellung, die vorübergehende oder dauernde 
Einstellung des ganzen oder eines Teiles des 
Verkehrs einer Eis:enbahn (eines Strecken
teiles) zu bewilligen, wenn seine 'Weiterfüh
rung dem Eisenbahnunternehmen wirtschaft
lich nicht mehr zugemutet werden kann." 

Nun war es - ich ,sage das offen - bisher 
meine Vermutung, die Bahn hätte dies:e Be
stimmung dadurch verletzt, daß sie nie einen 
solchen Antrag auf Einstel,lung einer wirt
scha·ftlich nicht mehr vertretbaren Nebenbahn 
gestellt hat . 

Wir haben dann alUerdings im Unteraus
schuß - ich glaube, es wäre notwendig, dar
über :einmal ernsthaft zu diskutieren - ge
hört, daß die Balhn selhr wohl, wie ich glaube, 
1 8  Anträge auf Einstellung von Nebenlinien 
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ZeUlinger 
gestellt Ihat :  1 5  in Niederösterreich, 3 in 

I 
o

.
der �p. O�Regierung - kündigte immer an, 

Kärnten. sIch mIt dIesem Problem zu beschäftigen. Ich 

Mit Ausnahme von zwei Anträgen, die ge- darf Sie fra'gen : Was ist biSlher geschehen? 

nehmigt worden sind, sind alle anderen bisher 
zurü<kgestellt worden. Das kostet halt Hun
derte und Hunderte Millionen Schilling, in 
Kürze sogar Milliarden, und �ar auf Kosten 
der übrigen, der rentab'len Bahn. 

Ich kann Ihnen versichern: Wenn die Ein
stellung vernünftig ist und wenn 'es ,gelingt, 
die Lokalpolitiker aller Parteien - ich glaube, 
diese Dinge ,liegen walhrscheinlich bei allen 
Parteien gleich - zu überzeugen, daß man 
dann besser fahren iWird, dann haben wir 
nicht nur für den betreffenden örtlichen Be
reich etwas Gutes getan, sondern letzten 
Endes auch ,für die Bahn etwas Gutes geleistet. 

Es handelt sich hier allelidings um eine 
unpopuläre Maßnahme. Die Opposition hat 
solche Probleme schon oft zur Diskussion ge
stellt. Ich 'erwähne da etwa die Schließung 
der Bezirksgerichte. Da,s ist ein ähnlicher Pall. 
Wir schleppen unzä'hlige Betriehe, Unter
nehmungen weiter mit, die Milliarden kosten, 
wei!l wir einfach nicht den Mut zu einer 
unpopulären ,Maßnahme ih,a1ben. 

Hier hat sich leider im Laufe des letzten 
Jahres nichts geändert. 

Ich darf daran erinnern, daß 40 Prozent 
des Gesamtnetzes der Osterreichischen Bun
desbahnen auf Nebenbahnen entfallen, aber 
nur 6,5 Prozent der Betriebsleistungen wer
den auf diesen Nebenbahnen el1bracht. Das 
ist doch ein Mißverhältnis, das jeden, der 
einigermaßen wirtschaftlich denkt, aufrütteln 
und veraIlllassen muß, wenigstens einmal Vor
schläge, Pläne, neue Ideen zu bringen, um 
auf diesem Gebiet Wandel zu schaffen. 

Nun möchte ich noch eini'ge wenige 
'
Worte 

über die Krankenversicherung sprechen. Der 
Rechnungshof bringt uns einen Ube�blick über 
die österreichische Sozialversicherung. Oster
reich ist, was die Sozia:lversicherung betrifft, 
unbestritten ein fortschrittliches Land. Aber, 
meine Damen und Herren, ich ,frage Sie : Ist 
dieser Fortschritt gesichert? Ich sage Ihnen 
gleich, Staatszuschüsse allein können nicht die 
Sicherung eines Fortschrittes bedeuten. Das 
kann keine Lösung sein. 

Zur Beitragserihöhung :
' 

Trotz Beitrags
erhOhung sind wir aus den roten Ziffern nicht 
herausgekommen. Hier muß, wie ich glaube, 
dringend Abhilfe geschaffen werden, hier 
brauchen wir eine neue Planung. 

Ich dar.f daran erinnern, daß die Fra'ge der 
Krankenanstalten ein Problem besonderer Art 
ge:worden ist. Die Regierung - egal ob OVP-

Wir Freiheitlichen haben jetzt einmal eine 
uns vorliegende Zusammenstellung überprüft 
und sind zu folgendem Ergebnis gekommen: 
Jährlich werden vom Bund, von den Ländern 
und den Gemeinden nur für die Kranken
anstalten 2 Milliarden aufgewendet, um die 
Abgänge zu decken. Bund, Länder und Ge
meinden wenden also 2 Milliarden allein auf 
dem Gebiet der Krankenanstalten auf ! 

Verstehen Sie nun, daß wir Freiheitlichen 
seit zehn Jahren fragen : W·o ist der Krarrken
hausplan? Wo ist die Planung, die hier drin
gend notwendig wäre? 

Sicherlich kann man nicht den gesamten 
Betrag von 2 Milliarden einsparen, doch man 
könnte gewiß Hunderte Millionen ersparen. 
Der Plan kOl)tet nichts außer dem Willen hiezu 
und einer entsprechenden Idee. Wo ist er? Di-e 
Koalition hat ihn nicht gebracht, er kam nicht 
von der OVP, und auch dieses eine Jahr 
Kreisky hat uns nicht einen Schritt weiter 
gebracht. Im nächsten Jahr werden Bund, 
Länder und Gemeinden 2,2 his 2,3 Milliarden 
nur für die Krankenanstalten zu bezahlen 
halben. Sollte da nicht die Offenblichkeit auf
gerüttelt werden, sollte da nicht einmal das 
Haus in Bewegung 'gebracht werden? Auf 
diesem Gebiet hat sich nichts geändert, alles 
ist gleich geblieben. 

Ich darf aus dem Bericht nur ein Beispiel, 
und zwar betreffend die Versicherungsanstalt 
der österreichischen Eisenbahnen, heraus
gre�fen. Hier lesen wir : 

"Die Anstalt betreibt neun Zahn- und vier 
Physikoambulatorien. Berücksichtigt man nicht 
die Behandlungsbeiträge der Versicherten, so 
haben im Jahre 1 967 drei der neun Zahn
ambulatorien und drei der vier Physikoambu
latorien mehr Kosten verursacht, als ihr ent
standen wären, hätten die Patienten Vertrags
zahnärzte oder Vertragsanstalten in Anspruch 
genommen." 

Das wäre also ein leicht vermeidbarer Ab
gang. In diesem Fall wird als Begründung an
geführt, daß in den Ambulatorien überwie
gend Bedienstete mit längerer Dienstzeit Ibe
schäftigt sind und dalher höhere Bezugs
ansprüche anfallen. Tatsächlich sind aber 
fast alle Ambulatorien passiv. Wir wieder
holen : Es ergibt sich immer wieder die Frage, 
warum werden sie überhaupt aufrecht erhal
ten, wenn man demgegenüber die kritische 
finanzielle Lage der meisten Krankenversiche
rungsansta:lten berücksichUgt. 
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Sehen Sie, meine Damen und Herren, audl Staatsbürger, für die Selbständigen genauso 
hier ein ernstes Wort. Mit lihnen (zur OVP wie für die Unselbständigen. 
gewendet) haben wir uns widerholt ausein- Meine Herren Sozi.alistenl Vor ei.nem Jahr 
andergesetzt, aber heute haben ,wir einmal waren Sie doch noch mit uns Mitkämpfer ifür 
die Möglichkeit, uns mit der 'sozialistisdlen eine Reform des Steuerrechtes. Das Jahr der 
MindeI"heitsregierung auseinanderzusetzen. Bewährung ist vorbei. Bitte, wo ist die Reform 
Was haben Sie auf dies'em Gebiet get,an? des Steuerremtes ,  was ist gesmehen, weldle 
Nom einmal darf ich sagen: Sie 'waren groß- Vorsdlläge haben Sie gemamt, wo sind die 
zügig auf Kosten anderer, Sie wären noch Ideen? Sie werden jetzt vielleicht im August 
großzügiger gewesen, wenn 'wir Freiheitlimen statt 1400 2000 Gelehrte in einem Kämmer
nicht immer wieder die Bremse der Vernunft lein halben, die dann verspredlen werden, daß 
angelegt hätten. endlich alb nädlstem Herbst die Reform des 

A:ber was haben ISie dort getan, wo es Steuerredltes kommt. Alber warum haben Sie 

nichts kostet, außer eine Idee zu haben, zu sie nicht eingeleitet, warum halben Sie das 

planen? Idl darf Sie erinnern - die Soziali- Jahr nutzlos vergehen lassen? 

sten halben sich bei der Diskussion über den Oder BundeshauSlhaltsredlt: Wer hat Sie 
Remnung,shofbericht bis jetzt nom sehr zu- g'ehindert, Vorschläge zu machen? Wir Frei
rückgehalten -: Sie waren doch noch so leb- heitlimen haben Ihnen angeboten: Bei jeder 
haft vor einem Jalhr, wo es gegen die OVP guten Idee werden Sie uns Frei'heitlime an 
gegangen ist, wo Ibleiben Sie denn heuer? Ihrer Seite haben. Wenn Sie lizitieren wol
Haben Sie denn all die Probleme vergessen? len, wenn Sie auf Kosten anderer Staatsbürger 
Si,e haben das voriges Jahr ,genauso wie wir Gesmenke machen wollen und sim selbst 
gefordert! Wo 'bleibt der Krankenhausplan? da'bei noch etwas bereichern, was ja meistens 
Sie ha'ben sich doch alle einmall zum sozialen bei diesen Geschenken der Fall ist, dann 
Fortschritt, zum Fortschritt im Gesundheits- wissen Sie, daß wir Sie nicht unterstützt 
wesen bekannt. Nun ist ,ein Jahr Kreisky haben. Aber wenn Si,e eine gute Idee hätten, 
vorbei, ein Jahr sozialistismer Regierung vor- warum nidlt? Es soll ein sozialistismer Spre
bei - ein Jahr ist nichts 'geschehen I Das cher herausgehen und sagen, wo die Opposi
einzi'ge, was dabei neu ist, ist, daß die SPO tion Sie gehin'dert hat, eine der guten Ideen, 
plötzlich sch!weigt, daß sie plöt1Jlim nicht mehr die Sie vor einem Jahr gemeinsam mit uns 
darüber spridlt. Ich glaube, meine Damen und gefol'dert haben, auch zu verwirklichen! 
Herren, hier sollten Sie in sich gehen und 

Sehen Sie, das ist das Resümee, das wir sich vor Augen halten, daß audl der Wähler 
Freiheitlidlen aus diesem Rechnungshofbericht ein Interesse daran hat, zu eIlfahren - nun 
ziehen. ,Es ist alles beim alten geblieben, es ist ein Jahr vergangen -: warllinl - wenn 
hat sidl nidlts geändert. Es wird zlwar erst die Regierung nicht antwortet, vieUeicht kann 
die Einschautätigkeit über das Jahr, in weleiner der Regierungspartei antworten -, chem die sozialistische Minderheitsregierung warum sind Sie nicht initiativ geworden, 
regiert hat, in einem oder in zwei Jahren warum hat die Sozialistische Partei auf diesem . 

d
' 

H b t d b 
� 

In lesern ause era en wer en, a er SUlon Gebiet ebenfalls versagt, warum hat sie keine 
heute stellen wir fest, an den Fehlern, die neuen Ideen gehabt? 
der Rechnungshof seit zehn Jahren immer 

Es hat ·sich der Kollege Neuner hier mit wieder dem Parlament, dessen Organ er ist, 

der Einschaupr,axis des Rechnungshofes auf vorträgt:  Den Änderungsvorschlägen, die er 

dem Finanzgebiet Ibefaßt. Ich darf hier sagen: macht, hat die Koalition nicht Rechnung ge

Die Reform der Steuergesetze - ein einfames tragen. Die OVP hat die Tradition des Nichts

Wort -, die Reform der Steuergesetze ist tuns beibehalten, und audl die sozialistische 

ein uralte Forderung ! Ich hin überzeugt, die Minderheitsregierung hat versagt. Sie haben 

OVP wird sie jetzt mit uns fordern, im weiß auf keinem Gebiet, wo es um Milliarden geht, 

es nom nicht, es wird aber sicher der Fan neue Bläne zur Verbesserung 'der Situation 

sein, vor einigen Jalhren hahen sie die gebracht. 

Sozialisten mit den Freiheitlimen g·efordert, Wir nehmen den Bericht des Rechnungs
weH wir uns dodl aUe daruber im klaren sind, hofes selbstverständlich zur Kenntnis, a:ber 
daß die Reform der Steuergeset<ze dringend wir halten auch die Kritik des Rechnungshofes, 
notwendig ist, weil es ein Wahnsinn ist, was die im vergangenen und gegeDlWärUgen 
hier in diesem Staate passiert, wobei gar nicht System drinnenstedd, fest. (Beifall bei der 
daran gerüttelt werden kann, daß die Regie- FPO.) 
rung, der Finanzminister eben die Einnahmen 
braudlt, a,ber die Art und Weise, wie es ge- Präsident Probst: Zu.m Wort gelangt der 
sdlieht, Ihalte ich für eine Zumutung für alle Herr Abgeordnete Dr. Keimel. 

278 
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Abgeordneter Dr. Keime} (OVP) : Herr Präsi;. 
dentl Hohes Haus! Ursprünglich hatte ich, 
wenn , auch auf den wirtschaftlichen Bereich 
beschränkt, einen Bericht vorgesehen, der dem 
Umfang und 'dem Inhalt des Rechnungshof
Einschauberichtes mit seinen sicherlich hoch
interessanten wirtschaftspolitischen, sozial
und auch betriebspolitlschen Feststellungen 
adäquat war. Infolge der großen legistischen 
Materie, die dieses, wie Sie ja meinen, arbeits
unfähige Parlament während der nächsten 
Tage noch zu erledigen hat, finde ich sicher 
Ihre Zustimmung, wenn ich meine gep1anten 
Ausführungen radikal gekürzt habe. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Jede Bilanz, jeder Revisionsbericht ist bei 
Vorlage bereits Geschkhte. Die Werte sind 
überholt, sie sind historisch, es wäre schade 
um unsere Zeit, wollte man, so wie wir es 
in der Wirtsdlaft auch gewohnt sind, über 
solche Unterlagen nur mehr richten. Ihr Wert 
liegt ausschließlich darin, daß sie aus der 
Erfahrung, insbesondere aus negativen Fest
stellungen der Vergangenheit, Dispositions
unterlagen für die Zukunft bilden. In diesem 
Sinne, meine sehr geehrten Damen und Her
ren, und nur in diesem, mödlten wir immer 
die Berichte und die Tätigkeit des Rechnungs
hofes sehen beziehungsweise werten. In die
sem Sinn sollten auch die überprüften Stellen, 
die überprüften Betriebe und auch die vorge
setzten Minister sie sehen und tätig werden. 

Zur Infrastruktur eines modernen Industrie
staates gehört unbedingt auch eine effiziente 
Verwaltung. Ohne auf die vielen Feststellun
gen des Rechnungshofberichtes eingehen zu 
können, muß aus dem Tätigkeitsbericht fest
gestellt werden, daß hier noch vieles im argen 
liegt. In seiner ganzen Stellung kann, ja sicher
lich darf manchesmal, ein Beamter ja gar nicht 
als Manager fungieren. Daraus ist die Konse
quenz zu ziehen, Wirtschaftskörper, Wirt
schaftsunternehmungen dem modernstmög
lichen Management zu unterwerfen, also die 
Organisations form zu schaffen, die dies er
möglicht. 

Meine Damen und Herren! Gerade aus dem 
vorliegenden Rechnungshofbericht geht her
vor, daß dies eines der markanten wirtschafts
politischen Ziele der OVP-Regierung 1966 bis 
1 970 war, daß diese Regierung hier Grund
lagen gelegt hat, welche in die Zukunft genau
so positiv ausstrahlen werden, wenn Sie wei
ter darauf aufbauen, meine Herren; genauso 
wie eine j ahrzehntelange falsche Betriebs
und Wirtschaftspolitik der SPO-Ära gerade 
im verstaatlichten Bereich in dieser Richtung 
auch nicht während zwei, drei Jahren einfach 
übergangen werden konnte. 

Meine Damen ' und Herren! Nur ein paar 
Beispiele, die wesentlich sind: Die Gründung 
der OIAG · als Holding-Gesellschaft für alle 
verstaatlidlten Betriebe ; OBB - durch das 
Bundesbahngesetz wird zwar nicht ein eigener 
Wirtschaftskörper geschaffen, aber doch in 
einer Form mit Verwaltungsrat und Vorstand, 
daß nach betriebswirtschaftlichen Richtlinien 
gewirtschaftet werden könnte ; sdlließlich Er
füllung des Rundfunkgesetzes durrn Bestel
lung des Generalintendanten und der vier 
selbständigen Direktoren und Uberführung 
dieses Unternehmens aus einem desolaten 
Zustand in einen der wirtsrnaftlich bestge
führten Betriebe. 

In alle drei Bereiche gibt gerade der vor
liegende Rechnungshofbericht Einschau. Durch 
alle klingt etwas sehr eindeutig durch: daß 
es immer der vertrauensvollen, der engen Zu
sammenarbeit zwischen dem Eigentümer, also 
dem Bund, und den Organen der Gesellschaft 
bedarf. Aber auch hier mangelt es oft und 
ganz gewaltig, wenn ich die Haltung dieser 
Regierung zum Beispiel gegenüber der OIAG 
- den parteipolitischen Einfluß auf die ge
bundenen Aufsichtsräte und auch auf die Vor
standsmitglieder - und gegenüber dem 
Management des ORF, aus persönlicher oder 
politischer Animosität, ich weiß es nicht, sehe 
und betrachte. 

Der politischen Spitze der verstaatlichten 
Industrie, meine Damen und Herren, nämlich 
der Bundesregierung, muß klar sein, daß sie 
damit eine sehr schwere Verantwortung auf 
sie lädt; dieser Verantwortung kann sich die 
Bundesregierung nirnt entschlagen, sie bleibt 
auf ihr lasten. 

Bund, Länder und Gemeinden verfügen in 
Osterreich über nicht weniger als fast 
i500 Unternehmungen, der staatliche Einfluß 
erstreckt sich jedoch mittelbar auf noch viel 
größere Bereiche. Fast 75 Prozent aller Aktien 
des Aktienkapitals in Osterreich befinden sich 
in der Hand des Bundes. Bei einer ,so umfas
senden Ausdehnung der Wirtschaftsmacht des 
Staates wächst progressiv die Verantwortung 
für die Wirtschaft. 

Da ist zum Beispiel, um auf gestrige Preis
verhandlungen zurü(kzukommen, die Vorstel
lung meines Erachtens einfach lächerlich. daß 
die Entwicklung der Preise von ein paar profit
gierigen Wirtschaftstreibenden bestimmt wird. 
Der Heir Kollege Zeillinger hat gestern ge
sagt, wenn man jemanden von uns gerade 
braucht, findet man ihn nicht. Ich finde ihn 
auch nicht. Ich möchte zu seiner Feststellung 
in bezug auf den Kollegen Neuner sagen: 
Wir kritisieren den Rechnungshof nicht. Wir 
sind, wie alle Fraktionen, mit manchen Fest-
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stellungen vielleimt nicht einverstanden. Aber 
da der Rechnungshof f,ür die AJbgeordne
ten prüft und diesen Berimt zu erstatten hat, 
möchte ich namens unserer Fraktion diese Ge
legenheit henützen, den beiden Herren 
Prä

'
sidenten und allen Beamten des Remnungs

hofes für ihre bestimmt sehr oft unbedankte 
imd undankbare Aufga·be auch zu danken. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Es ist auch er
freulich, daß doch die meisten der Anregungen 
des Rechnungshofes sehr oft in den Betrieben, 
in den Verwaltungsstellen draußen schon in 
den Vorbespredmngen anerkannt werden, was 
dem österreichischen Steuerzahler viele Mil
lionen spart und wodurch viele Millionen pro
duktiver eingesetzt werden können, und das 
Aufzeigen von Rechtsmängeln und deren Ab
stellung auch zur Rechtssicherheit wesentliche 
Beiträge leistet. Dafür gebührt dem Rechnungs
hof und seinen Beamten .unsere Anerkennung, 
und dieser können sich, glaube ich, alle Abge
ordneten dieses Hauses sicherlich anschließen. 

Ich habe recht oft beruflich mit Unterneh
men zu tun, welche vom Rechnungshof ge
prüft werden. Und immer wieder höre ich, 
bei Einkaufs-, bei Vertrags- oder bei Ver
kaufsverhandlungen : Schauen Sie, da müssen 
wir aufpassen, da wird uns eines Tages der 
Rechnungshof prüfen, und dann müssen wir 
ihm Antwort stehen! Das ist also eine präven
tive, positive Stellung des Rechnungshofes :  
allein zufolge seines Bestehens verhindert er 
schon so manches Negative. Grundsätzlich, 
möchten wir also sagen, ist sicherlich eine 
Rentabilitätsrechnung des Rechnungshofes in 
Zahlen nicht ausdrückbar, sie würde aber 
sicherlich sehr, sehr positiv ausfallen. 

Zum Berichtszeitraum, meine Damen und 
Herren, eine KlarsteIlung. Die Behauptung 
von Minister Häuser und vorher auch vom 
Herrn Kollegen Zeillinger, dieser Rechnungs
hofbericht betreffe nur die OVP-Regierungs
zeit, stimmt nicht. Alle Kapitel reichen in die 
sozialistische Ära zurück. Darüber hinaus halte 
ich eindeutig fest, daß Entscheidungen soziali
stischer Minister selbstverständlich und ge
rade in den wirtschaftlichen, gerade in den 
verstaatlichen Bereich weit hineinreichen und 
leider schwierige, negative Auswirkungen 
noch in der Ära der OVP-Regierung hatten; 
so wie die heutige Minderheitsregierung ja 
auch die positiven Auswirkungen der OVP
Regierung gerade in wirtschaftlicher Hinsicht, 
verbunden mit einer günstigen, ich möchte 
fast schon sagen, gütigen Konjunktur, welche 
arge wirtschaftspolitische Mängel übertüncht, 
genießt. Zum Beispiel die Auswirkungen des 
Koren-Planes, Beginn der Automation in der 
Verwal tung, Strukturverbesserungsgesetz , 

Arbeitsmarktförderungsgesetz und so weiter. 
Ich könnte noch viel aufzählen. Aber dieses 
Zehren, Herr Ulbrich, von diesen günstigen 
Maßnahmen hört langsam auf, und Sie haben 
ja auch schon das Handtuch geworfen. 

Gerade für mich als Newcomer war beson
ders typisCh für den noch nicht erfolgten Ge
sinnungswedlsel in den Reihen der SPO von 
der parteipolitischen zur wirtschaftspolitischen 
AlbwäguIllg der .A!blauf der Sitzung im Unter
ausschuß, ferner Ihre große Sdlweigsamkeit, 
meine Damen und Herren Sozialisten, über 
die größten Unzukömmlichkeiten in soziali
stisChen - darf ich es so nennen - Herr
sChaftsbereichen. Da waren die OBB - die 
Vertraulichkeit des UnteraussChusses möge 
das Tuch des Sdlweigens über solche Unzu
kömmlichkeiten breiten - oder andere Be
triebe gleiCh einmal durch. 

Aber der ORF! Einen Tag lang - welch 
hochnotpeinliches Verhör! Und als Fazit? 
Wenn bloß a l l  e Betriebe kommerziell so 
geführt wären und geführt würden! Meine sehr 
geehrten Herren von der sozialistischen Frak
tion ! Um den wirtschaftlich - ich spreche nur 
vom wirtschaftlichen Bereich - bestens ge
führten ORF machen Sie sich so viele "Sor
gen" : Eine Kontrolle und Revision jagt die 
andere, und sogar der Eigentümervertreter, 
der Herr Dr. Kreisky, wird hier ununterbro
chen tätig. Machen Sie sich doch so wie wir, 
meine Herren, lieber Sorgen über die in Kon
kurrenz, und zwar in Weltkonkurrenz stehen
den Wirtschaftsbetriebe !  

Bevor i ch  darauf zurückkomme, lassen Sie 
mich aber vorerst noch etwas herausgreifen, 
was insbesondere für die Wirtschaft, für die 
Partner der staatlichen Verwaltungs- und 
Wirtschaftskörper geradezu lebenswichtig ist : 
die Frage des Einkaufes, der Vergabe von 
Aufträgen durch diese Stellen. 

Wie ein roter Faden zieht sich durch diesen 
Bericht und zog sich auch schon durch frühere 
Berichte, daß sowohl die Vergabeordnung als 
auch die ONORM A 2050 bei Auftrags
vergabe durch öffentliche Stellen und durch 
staatliche Betriebe - zum Beispiel durch die 
OBB - nicht eingehalten werden. Und gerade 
diese monopolistische oder monopoloide Stel
lung verleiten diese Stellen und Betriebe 
immer wieder zu Dru�mitteln insbesondere 
gegenüber auch Haubetrieben. Schon die Aus
schreibungen sind teilweise geradezu wider 
die guten Sitten. Es ist zuwenig, wenn Rege
lungen der Privatwirtschaftsverwaltung das 
Handeln eines privaten Wirtschafters getreu
lich kopieren: der Staat, meine Damen und 
Herren, handelt funktionell eben nicht wie ein 
Privater. 
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Es ist schlecht, daß sich im Rahmen der 
Vergabe von Aufträgen, wenn di.e ONORM 
A 2050 eingehaUen wird, sich die Methode 
des "Billigst'bieters" statt des Bestbieters 

sich:erlidl der 'bequemere Weg 
herausgebildet hat. Dieser Weg ist schlecht 
und für Wirtsdlaftspartner, für Wirtschafts
betriebe nicht zumutbar: Wie' oft wird hier 
eine negative Auslese erreicht, der Billigste 
ist im Endeffekt dann für den Auftraggeber 
letzlich der Teuerste. 

Daher schließen wir uns der immer wieder 
erhobenen Forderung des Rechnungshofes und 
gerade auch seines Präsidenten an: Erstellung 
einer optimalen Vergabeordnung, weldle logi
scherweise mit dem ruinösen System des Bil
ligstbieters Schluß macht, und sodann klare 
verbindliche Erklärungen derselben für alle 
im staatlichen Wirkungs- und Einflußbereidl 
vergebenden Hoheits- und Wirtschaftsstellen 
und -betriebe. 

Meine Damen und Herren! Eine ganz beson
dere Stellung nimmt in jedem Rechnungshof
bericht die Auswertung aller Jahresabschlüsse 
von Unternehmungen ein, an denen der Bund 
beteiligt ist. Ich konnte bereits erwähnen, wel
dlen großen Umfang die verstaatlichten 
Unternehmen, insbesondere in der Industrie, 
in Osterreich haben. Sie bestimmen damit 
weitgehend das wirtschaftliche Wadlstum 
unseres Landes, die Entwicklung unserer Han
delsbilanz, die Preisentwicklung und so weiter. 

Es muß endlidl die Erkenntnis Platz greifen, 
daß audl die verstaatlichten Unternehmen eine 
Ertragspolitik zu betreiben haben. Dann kön
nen sie auch mit Erfolg zum Beispiel an den 
Kapitalmarkt gelangen, um die Milliarden Mit
tel zu bekommen, welche sie zufolge der 
weltweiten Rasanz der technologischen Ent
wicklung für ihre Investitionen, für ihre For
schung und so weiter benötigen. (Abg. lng. 
S c h e i b e n g r a f: Das würden Sie sich an
schauen!) Dazu gehört nicht nur ein Gewinn
denken, Herr Kollege, sondern auch eine regel
mäßige und aktuelle Bilanzpublizität. Ich 
würde es begrüßen, Herr Kollege, wir würden 
uns nichts "anschauen". Die bisherige und 
auch vom Rechnungshof au�ezeigte Relation 
- Herr Kollege, 'hören Sie gut zu �, ein Dirvi
dendenaufkommen von etwa 200 Millionen 
Schilling bei einem Gesamtaktienkapital von 
1 5  Milliarden, also 1 ,3 Prozent, ist in diesen 
Zusammenhang wenig ermutigend; wohl auch 
für den Eigentümer, nehme ich an. 

Die Regierung als Eigentümervertreterin 
kann sich nicht immer auf die Holding-Gesell
schaft OIAG, wie sie es in der letzten Zeit 
gern gemacht hat, ausreden, wenn sie diese -
ich erwähnte es schon - durch gebundene 

Aufsichtsräte, Vorstände, über parteipolitisch 
tätig werdende Betriebsräte und so weiter 
ununterbrochen politisch gängelt. 

Meine Damen und Herren! Nur ein paar 
Kennziffern daraus, welche dieses Bild ergän
zen sollen. Ein aufschlußreiches Bild veran
schaulicht die Steuerleistung der verstaatlich
ten Industrie im Verhältnis zum gesamten 
Steueraufkommen. Während das Körperschaft
steueraufkommen von 1 960 auf 1968 insgesamt 
um 38 Prozent gestiegen ist, ist der Anteil der 
verstaatlichten Industrie um 32 Prozent ge
sunken. Während das Gesamtaufkommen an 
Gewerbesteuer um 91 Prozent stieg, ist der 
Anteil der verstaatlichten Industrie von 1960 
auf 1968 um 4 Prozent gesunken. Das Um
satzsteuergesamtaufkommen stieg in diesem 
Zeitraum um 1 07 Prozent, in der verstaatlich· 
ten Industrie lediglich um 13 Prozent. 

Wie der Publikation der UNO über die 
Volkseinkommensrechnung 1968 zu entneh
men ist, hat Osterreich eine Steuerbelastung 
von 36,8 Prozent und nicht, wie der Herr 
Finanzminister Androsch in einem Vortrag in 
Innsbruck behauptet hat, von 24,2 Prozent des 
Bruttonationalproduktes. Damit steht Oster
reich hinsichtlich der Steuerbelastung unter 
den 1 3  führenden Industriestaaten an zweiter 
Stelle. Zur Illustration: Mit 42,3 Prozent steht 
Schweden an der Spitze, eine Spitze, die wir, 
auch wenn uns Schweden von Ihrer Fraktion 
immer so gerne als Vorbild hingestellt wird, 
gar nicht erreichen wollen. 

Wenn man aber in Betracht zieht, daß die 
verstaatlichte Industrie, wie ich erläuterte, nur 
zum Teil ihrer steuerlichen Aufgabe - fast 
möchte ich sagen "Verpflichtung" - nach
kommt, so steht wohl eindeutig fest, daß die 
Steuerbelastung der privaten Wirtschaft Oster
reichs die stärkste der Welt ist. 

Zu dieser Blitzillustration vielleicht noch 
drei Kennzahlen: Die Dividendenleistung von 
4 Prozent im Jahre 1960 sank letztlich auf 
unter 2 Prozent, wie ich erwähnte. Da die 
Dividenden in den Investitionsfonds zurü<k.
fließen, den Investitionen in der verstaatlich
ten Industrie wieder dienen, kann man sich 
vorstellen, wie schlecht dieser gespeist wird. 
Das selbstverständliche Verantwortungsbe
wußtsein der verstaatlichten Industrie gegen
über dem Eigentümer, dem Staate also, aus
reichend Gewinne zu erzielen, vertretbare 
Dividenden an ihn abzuführen, ist nur selten 
anzutreffen. Meine Damen und Herren, und 
hier stellt auch der Rechnungshof etliches fest. 

Ein Beispiel : Allgemein verbindliche Pen
sionszusagen, soziale Zusagen und so weiter 
werden auch in schlecht gewinnbringenden 
Betrieben nur deshalb gemacht - ich betone 

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 167

www.parlament.gv.at



Nationalrat xn . GP. � 51. Sitzung � 9. Juli 197 1 401 1 

Dr. Kelmel 

ausdrücklich "nur deshalb" -, um keine 
Steuern und Dividenden abführen zu müssen. 
Da könnte ich mir schon vorstellen, wie ich 
gestern gehört habe, daß unter solchen Vor
aussetzungen 30 Prozent der Steuern erspart 
werden könnten. 

Wie erwähnt werden die Dividenden im 
sogenannten Investitionsfonds gesammelt, des
sen Mittel wieder ausschließlich der verstaat
lichten Industrie zufließen. Dem Aktionär, dem 
österreichischen Staat beziehungsweise der ge
samten Bevölkerung Osterreichs erwächst aus 
der Existenz der Verstaatlichten in diesem 
Sinne - ich bitte mich nicht falsch auszule
gen - nicht der geringste Vorteil. Der Herr 
Finanzminister Androsch würde sich bedanken, 
wenn es die gesamte übrige Industrie oder 
Wirtschaft gleich handhaben würde. Ich möchte 
wissen, wie er dann seine Aufgaben - Infra
struktur, Heer, Schulen, Umweltschutz und 
so weiter - finanzieren würde. 

Die Ertragslage : Die Verzinsung des Eigen
kapitals, des Reinvermögens sank von 1 960 
bis 1968 von 2 Prozent auf unter 0,9 Prozent. 

Diese drei Zahlen sind der typische Aus
druck von Strukturmängeln, die zum größten 
Teil über die Investitionstätigkeit ausgegli
chen, verbessert werden könnten, "könnten" 
deshalb, weil der Rechnungshof in seinem 
Bericht folgendes feststellt: "Die Investitions
tätigkeit stagnierte auf niedrigem Stande". 

Meine Damen und Herrenl Ein Teil dieser 
stagnierenden Investitionsquote fiel darüber 
hinaus auf ausgesprochene Fehlinvestitionen 
und auf Investitionen in nicht existenzfähigen 
Unternehmungen, zum Beispiel gerade im 
Kohlenberg'bau. 

Als kleiner Abschweifer nur ein interessan
ter Blick auf die Investitionen bei den OBB. 
Von 1 964 bis 1 969 stiegen die Einnahmen um 
26 Prozent, der Reinverlust stieg in dieser 
Zeit um 80 Prozent, der Personalaufwand um 
fast 48 Prozent - und jetzt kommt aber das 
Wesentliche -, die Investitionen um 3,3 Pro
zent. Es wird kaum die Abschreibung reinve
stiert. Meine Damen und Herren! Das ist ein 
geradezu ausgeklügeltes System, einen so 
hochtechnisierten Betrie.b zu ruinieren. 

Der Versuch der OVP-Regierung, einen eige
nen Wirtschaftskörper zu bilden, der nach wirt
schaftlichen Erwägungen vorgeht, war ja ge
scheitert, wenn auch durch das Bundesbahn
gesetz ein erster Anfang, auf dem sie weiter 
aufbauen sollte, gemacht worden ist. Gerade 
jetzt, in einer Zeit des Strukturwandels und 
damit harten Wettbewerbs nicht nur dem 
Ausland, sondern auch anderen Beförderungs
mitteln gegenüber - denken wir nur an 

die Pipelines - sind ja ganz gewaltige Geld
mittel nötig. Ein Investitionsvergleich mit dem 
Ausland auf 1000 Kilometer Bahnstrecke in 
der letzten Zeit zeigt das. In der Schweiz wur
den dafür 450 Millionen Schilling aufgewen
det, bei der Deutschen Bundesbahn 230 Mil
lionen und bei den OBB 100 Millionen. 

Meine Damen und Herrenl Der Rechnungs
hof befaßt sich auch ausführlich mit der Inve
stitionsfinanzierung, der Personalwirtschaft, 
mit · Produktivität, Wertschöpfung und der
gleichen mehr. Ich muß es mir versagen, darauf 
zurückzukommen. 

In den Befragungen der diversen Vorstände 
im Unteraussmuß des Rechnungshofausschus
ses mußte immer wieder auf größte Mängel 
hingewiesen werden, die jedoch offensichtlich 
ohne jede Sanktion bleiben müssen, solange 
die OIAG vom Eigentümer, also der Regie
rung, nicht die echte Handlungsvollmacht er
hält, die ihr den Einfluß auf die Unternehmun
gen ausschließlich nach betriebswirtschaft
lichen Gesichtspunkten sichert und ermöglicht, 
von ganz kleinen Ausnahmen, die nicht allein 
nach kommerziellen Erwägungen beurteilt 
werden können, abgesehen, zum Beispiel 
regionalen Rücksichten, Arbeitsplatzsicherung, 
wirtschaftlicher Landesverteidigung und so 
weiter. Aber diese - ich betone noch ein
mal - kleinen Ausnahmen sollten dann auch 
als solche gewertet werden, die Finanzierung 
sollte nicht die Bilanzen eines verstaatlichten 
Unternehmens belasten beziehungsweise ver
zerren. 

Mit dem Koren-Plan, meine Damen und 
Herren, hat auch die Reorganisation der ver
staatlichten Industrie begonnen, die verstaat
lichten Betriebe erfuhren einen kräftigen Auf
schwung. Der Bund hat unter der OVP-Regie
rung aus dem Budget beträchtliche Finanzie
rungshilfen geleistet und Haftungen für meh
rere Milliarden übernommen. Die Eigentümer
Holding OIAG wurde geschaffen, mit dem 
Auftrag, Branchen-Holdings zu bilden, mit der 
Absicht, den parteipolitischen Einfluß zurück
zudrängen, um ausschließlich rein wirtschaft
lichen Erwägungen Platz zu machen. 

Allein auf die zehn Vollmitglieder der er
weiterten EWG werden etwa 40 Prozent des 
Welthandels entfallen. Deshalb werden wir 
alle Kraft aufwenden müssen, aus der handels
politischen Isolierung herauszukommen; dann 
aber muß unsere Industrie und besonders der 
große Teil der Verstaatlichten - um das 
Schlagwort gebrauchen zu dürfen - "europa
reif" sein. Nicht nur wegen des Exports, wie 
so oft fälschlich angenommen wird, sondern 
auch wegen der harten Wettbewerbsbedin
gungen des zollfreien völlig liberalisierten 
Imports. Da geht es dann um Arbeitsplätze. 
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In diesem Sinne, meine Damen und Herren, 

muß die Regierung - sie hätte sollen - end
lich wirtschaftspolitisch tätig werden und unter 
anderem mit Hilfe des Revisionsberichts des 
Rechnungshofes als Eigentümerin in enger 
Zusammenarbeit mit der OIAG alle Maßnah
men setzen, welche mit aller Härte die Mängel 
der Vergangenheit, so wie schon von der 
OVP-Regierung erfolgreich begonnen, weiter 
eliminieren und den großen verstaatlichten 
Bereich koordinieren, rationalisieren und euro
pareif machen. In diesem Sinne und bei solchen 
Bestrebungen kann j ede Regierung unserer 
tatkräftigen Mitarbeit sicher sein. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Kerstnig. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Kerstnig (SPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
auf meine Wortmeldung schon verzichtet. Aber 
der Herr Abgeordnete Zeillinger hat von der 
BBU ein so negatives Bild gezeichnet, daß 
ich mich verpflichtet fühle, die Verhältnisse 
eines unserer größten Kärntner Betriebe doch 
ins richtige Licht zu setzen. 

Er hat nämlich gesagt: Wo bleibt der Erfolg 
der Investitionen? Wo bleibt der Effekt? Man 
setzt für kranke Betriebe Mittel ein und 
schleppt sie weiter. Er sprach von der Not
wendigkeit der Einstellung. 

Meine sehr Verehrten ! Das kann nicht un
widersprochen im Raum und im Protokoll 
stehenbleiben. Die Dinge sind gerade bei 
der Bleiherger Bergwerks-Union doch ganz 
anders. Sie ist geradezu ein Beispiel dafür, 
wie ein verstaatlichter Betrieb gesunden kann. 

Der Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes 
bezieht sich auf die Uberprüfung der Gebarung 
der Blei,ber,ger Bergwerks-Union der Jahre 
1958 bis 1 968. Dies ist jener Zeitraum, in wel
chem das Unternehmen die äußerst schrwierige 
Lage, in die es durch das Absinken der Welt
marktpreise nach 1 956 und durch das plötzliche 
Zurückgehen der EI1giebigkeit der Reviere in 
Blevberg Ende der �ÜIllf:zJiger Jahre und Anfang 
der sechziger Jahre geraten war, meistern und 
auf allen Gebieten einer Besserung . zuführen 
konnte. 

Der Rechnungshof selbst stellt fest, daß die 
BBU seit 1 962 eine ständig steigende Pro
duktion und eine Umsatzsteigerung erzielen 
konnte - eine Entwicklung, die sich über den 
Berichtszeitraum hinaus gerade in letzter Zeit 
noch in verstärktem Maße fortsetzte, sodaß 
sie im Jahre· 1 969 bereits zu einem Bilanz
gewinn von 23 Millionen und im Jahre 1 970 
sogar zu einem solchen von nahezu 50 Mil
lionen Schilling führte. 

Im Unterausschuß konnte der kommerzielle 
Direktor des Unternehmens mit berechtigtem 
Stolz auf die eindrucksvollen Erfolge der neuen 
Unternehmensleitung hinweisen, die mit Mut 
und Verantwortungsfreude an die Probleme 
herangeht, marktwirtschaftliche Chancen ge
nauso nützt und immer wieder bestrebt ist, 
dabei auch allen betriebswirtschaftlichen Uber
legungen Rechnung zu tragen. Sie weiß den 
Notwendigkeiten einer ökonomischen Be
triebsführung und der Personalgebarung nach 
Maßgabe der Verhältnisse Rechnung zu tra
gen, wobei aber der Rechnungshof selbst aus
drücklich betont, daß es nur dank einer guten 
Zusammenarbeit zwischen Geschäftsleitung 
und Mitarbeitern möglich war, die schwierige 
wirtschaftliche Lage der Unternehmung 
wesentlich zu bessern. 

Meine Damen und Herren ! Dabei muß be
rücksichtigt werden, daß gerade der alpine 
Bergb,au äußerst lohnintensiv ist und die 
Arbeit unter Tag, aber auch in den Hütten
betrieben bestes Menschenmaterial erfordert, 
dessen Leistungsniveau weit über dem man
cher anderer Berufssparten liegt. 

Umso mehr zeugt die an den Tag gelegte Zu
rückhaltung der Belegschaft bei Lohn - und 
Gehaltsforderungen von ihrem aufgeschlosse
nen Verständnis für die schwierige Lage des 
Unternehmens und von der Bereitschaft zur 
Mitverantwortung bei Sanierungsmaßnahmen. 

In diesem Zusammenhang muß auch das 
ersprießliche Wirken des Betriebsrates er
wähnt werden, dem es trotz der schweren 
Belastungen und der Rücksichtnahme, die von 
der Belegschaft immer wieder verlangt werden 
mußte, gelungen ist, den Arbeitsfrieden auch 
in den sch'wieri,gsten Situationen gerade dieser 
Zeit zu wahren. 

Aber wenn auch dank dieses Verständnisses 
der Berg- und HüUenleute sich die Erhöhung 
der Personaltarife im unbedingt notwendigen 
Maße hielt, fallen diese bei der großen Lohn
intensität doch sehr schwer ins Gewicht, was 
meines Erachtens der Rechnungshof in seinem 
Bericht doch zuwenig berücksichtigt hat. Ich 
glaube auch, daß er die im Zuge des allgemei
nen Kostenauftriebes in Osterreich zwangs
läufig auftretenden Steigerungen aller übrigen 
Kostenfaktoren nicht gebührend ins Kalkül 
gestellt hat. Hätte er das getan, dann hätte 
er feststellen können, daß die BBU während 
des ganzen Prüfungszeitraumes wesentlich 
bessere Betriebsergebnisse erzielt hat, als 
eigentlich auf Grund der Kursentwicklung für 
Blei und Zink rechnerisch erwartet werden 
durfte. 

Eine wirksame Einflußnahme auf die Preis
und Absatzseite ist hier nämlich so gut wie 
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ausgeschlossen, da - wie auch der Rechnungs
hof selbst feststellt - die BBU zwar einen 
inländischen Marktant�il von 60 Prozent bei 
Zink und 40 Prozent bei Blei aufweist, auf 
dem Weltmarkt aber nur eine unbedeutende 
Stellung einnimmt und hinsichtlich der Preise 
für ihre Haupterzeugnisse völlig von der Kurs
und Preisentwicklung auf d�r Londoner Börse 
abhängig ist. 

Nun gab es aber bekanntlidI nach 1 956 
j enen sdIon erwähnten Preis sturz von über 
50 Prozent. Ein Preisverfall dieser Größen
ordnung läßt sich betriebswirtschaftlich ein
fach nicht abfangen. Das Unternehmen geriet 
daher gerade im Prüfungszeitraum in eine 
unabwendbare Schere zwischen den rückläufi
gen beziehungsweise dann stagnierenden Bör
senpreisen und der erwähnten zwangsläufigen 
Kostensteigerung . 

Unter Berücksichtigung dieser unversdml
deten Zwangssituation, die ausschließlich auf 
äußere Einflüsse zurückzuführen war, ersdIeint 
daher das Ergebnis durchaus anerkennenswert, 
und manche der kritischen Bemerkungen -
auch des Rechnungshofes - sind, glaube ich, 
daher nicht gerechtfertigt und durch die tat
sächliche Entwicklung widerlegt. 

So hat man sich im Prüfungsbericht über die 
BBU bemüßigt gefühlt, einen großen Erfolg des 
Unternehmens dadurch etwas herabzumindern, 
daß man der Meinung Ausdruck. gab, daß der 
volle Kapitaleinsatz zur Aufschließung der 
Erzlager im Revier Kreuth bereits zu einem 
Zeitpunkt hätte erfolgen sollen, als sich die 
Erwartungen auf ein neues großräumiges Erz
lager in diesem Raume noch lediglich auf Ver
mutungen und mehr oder weniger vage An
zeichen stützten. 

Zu Recht hat meines Erachtens der Vorstand 
der BBU in den Besprechungen mit dem Rech
nungshof auf die außerordentlich komplexe 
bergbautechnische und betriebswirtschaftliche 
Problematik dieses Projekts hingewiesen. Es 
zeugt eher von großem Verantwortungsbe
wußtsein, wenn sich die Unternehmensleitung 
nicht Hals über Kopf in ein mögliches Aben
teuer stürzte, sondern das außerordentliche 
Risiko einer so weittragenden Entscheidung 
erst einging, als das Urteil von Fachexperten, 
die als internationale Kapazitäten bekannt 
sind, dies klar rechtfertigte. 

plante Produktionsausweitung erst im heuri
gen Jahr voll wirksam werden wird, zeichnet 
sich der große wirtschaftliche Erfolg der Berg
baupolitik der BBU bereits klar ab. Allerdings 
wird zur vollen Ausschöpfung der sich daraus 
ergebenden Möglichkeiten auch noch eine um
fassende Erneuerungsinvestition auf dem Hüt
tensektor folgen müssen. 

Neben diesen eindrucksvollen Erfolgen, die 
zu einer echten Gesundung des Unternehmens 
geführt haben, verblassen die übrigen, manch
mal etwas kleinlichen Kritik�n. Im übrigen 
aber hat der Vorstand festgestellte Unzu
kömmlichkeiten abgestellt und verschiedenen 
Empfehlungen auch sofort Rechnung getragen. 

Ob es allerdings zweckdienlich ist, wenn 
ein solcher Rechnungshofbericht - und ich 
glaube, das sollte hier doch auch kurz erwähnt 
werden - als billige Story für eine kabaretti
stisch aufgemachte Fernsehsendung verwen
det wird, wage ich doch zu bezweifeln. Was 
soll damit wirklich erreicht werden? - Außer 
eben, daß der Rechnungshof Stoff für eine 
reine Unterhaltungssendung geliefert hat. Da
für scheint mir die Sache doch zu ernst zu 
sein. 

Hohes Haus ! Abschließend darf ich noch 
einmal darauf hinweisen, daß der Rechnungs
hofbericht, dem eine Ubersicht über die Ge
schäftsentwick.lung in den Jahren 1 969 und 
1 970 ganz bewußt angeschlossen ist, selbst mit 
dem wörtlichen Hinweis schließt, "daß es der 
Unternehmungsleitung trotz stagnierender 
Weltmarktpreise für die Hauptprodukte Blei 
und Zink gelungen ist, durch eine konsequente 
Expansionspolitik den gewaltigen Kostenauf
trieb der letzten 14 Jahre nicht nur aufzufan
gen, sondern darüber hinaus auf dieser Kurs
basis gewinnbringend zu arbeiten." (Präsident 
Dr. M a J e t  a übernimmt den Vorsitz.) 

Trotz der schwierigen Ausgangsbasis und 
bedeutender Widerstände konnte also die 
Sanierung des Bergbaues erreicht werden. Es 
kann gesagt werden, daß dieser nun nach 
dem neuesten Stand der Technik ausgestattete, 
nach streng betriebswirtschaftlichen Grund
sätzen geführte und auf einer für Jahrzehnte 
gesicherten Erzbasis ruhende Bergbau nun 
auch Gewähr für eine gesunde Weiterent
wicklung bietet. Es steht zu erwarten, daß auch 
auf dem Hüttensektor die Sanierung und der 
erforderliche Aufbau in den folgenden Jahren 
zügig und erfolgreich vonstatten gehen wird. 
(Beilall bei der SPO.) 

Der Erfolg trat dann auch umso schneller 
einl Und zwar zu einem Zeitpunkt, da er sich 
infolge des gleichzeitigen Anziehens der Welt
marktpreise rasch auch in höheren Verkaufs
erlösen niederschlagen konnte. Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 

Obwohl die im Rahmen des Sanierungs- ist der Abgeordnete Breiteneder. Ich erteile es 
programmes für den Bleiberger Bergbau ge- ihm. 
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Abgeordneter Breiteneder (OVP) : Herr Prä- andersetzen. Es ist absolut riChtig, daß die 
sident! Hohes Haus I 'Meine sehr verehrten Beamten des Rechnungshofes nach den Ridlt
Damen und Herren! Der Tätigkeitsbericht des linien des Ministeriums für Lan'd- und Forst
Rechnungshofes wurde in einer sehr intensiven wirtschaft vorgegangen sind. Bei der endgülti
Tätigkeit des Rechnun:gshofausschusse,s ge- gen Beurteilung der einzelnen Förderungsmaß
prüft. 'Man hatte schon dort die Möglichkeit, nahmen macht es aber dem Beamten oft größte 
zu den einzelnen Problemen Stellung zu neh- Schwierigkeiten, weil er genau weiß, daß diese 
men. Heute im Hohen Haus wurden mit Aus- Richtlinien, denen sich der Förderungsbeamte 
nahme der Landwirtschaft alle anderen Punkte gegenÜ'bersieht, losgelöst von den Verhält
behandelt. nissen erstellt werden. Er muß die Gesichts-

Nun beschäftigt sich der Rechnpngshof in 
seinem Tätigkeits'bericht auch mit den För
derungsmaßnahmen ,für die Besit7Jfestigung Ibe
sonders im Land Tirol, a:ber auch mit Subven
tionen in anderen Bundesländern. Es ist daher 
meine Aufga1be, heute im Hohen Haus den 
Standpunkt in praktischer Hinsicht zu beleuch
ten, den wir bei diesen Förderungsrichtlinien 
berücksichtigen sollten. 

Ich möchte gleich zu Beginn feststellen, daß 
ich die Tätigkeit des Rechnungshofes in keiner 
Weise in Frage stellen möchte. Wir sollten 
vielmeihr dankbar sein, daß es dem Hohen 
Haus j ä:hrlich möglich ist, die Entwicklung 
auf diesem Gebiet 'zu kontrollieren und einen 
Bericht vorgelegt zu bekommen. 

Grundsätzlich ist a'ber notwendig, daß man 
bei einem solchen Bericht nicht nur die nega
tiven Seiten aumeigt, sondern auch auf das 
Positive verweist. ,Im großen und ganzen sind 
erfreuliche Tendenzen festzustellen, denn in 
sehr vielen Fällen haben die betreffenden 
Landesregierungen oder Dienststellen immer 
wieder Bezug genommen und die Empf.ehlun
gen des Rechnungshofes anerkannt bezie
hungsweise durdl!g,eführt. Der Rechnungshof 
wiederum hat festgestellt, daß man in sehr 
vielen und auch sehr wichtigen Punkten seinen 
Empfe'hlungen entsprochen hat. 

Daher muß man es bedauern, wenn hier 
oft der EindruCk. vermittelt wird, daß 'es weiß 
Gott welche Katastrophen gegeben hat. Auch 
kann man das österreichische Problem nicht 
losgelöst von der gesamten Entwicklung der 
Industrie und 'der öffentlichen Verwaltung be
trachten. 

punkte Betriebs'größe, die funktionelle Auf
gabe der Landwirtscha,ft im ländlichen Bereich 
beurteilen, er muß die Famillienverhältnisse 
beurteilen, die Finanzkraft des Betriebes und 
nicht zuletzt auch die Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Person beziehungsweise des Be
triebsinhabers. 

Wenn man einen Blick über die Grenzen 
Osterreichs macht, dann sieht man auch in 
anderen Ländern die,se Schwierigkeiten. 

I 

Ich erinnere 'dar an, daß die Schweiz ein 
Förderungssystem enbwickelt hat, wonach ein 
Bauer in der Zone 3 nur dafür, daß er dort 
ble�bt und eine gewisse Siedlungsdichte im 
ländlichen Raum aufrechterhält und daß er 
einen Betrieb in der Größenordnung von etwa 
1 5  Stück Großvieheiniheiten bewirtschaftet, 
Jahr für Jahr eine Subvention von umgerech
net 25.000 bis 26.000 S bekommt. 

Ich erinnere dar an, daß man in 'der Bundes
republik Deutschland, wo man die Struktur
problerne sehr liberal und nur vom wirtschaft
lichen Standpunkt aus berücksichtigen wollte, 
von der öffentlichen Hand ,aus heachtliche Mit
tel 'ausgeben muß, um den ländlichen Raum 
in Ordnung zu halten. 

Man sollte diese Beispiele nicht unbeachtet 
lassen, auch in einem Tätig'keitsbericht nicht, 
ohne daß ich damit die Tätigkeit 'des Rech
nungshofes in Frage steHen möchte. Wenn 
ein Staatsbürger den Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes studiert, könnte es durchaus 
der Fall sein, daß er den EindruCk. bekommt, 
die Förderungsbeamten oder die Landesregie
rungen gehen ,eigene Wege und 'gehen viel
leicht sogar nach einem protektionistischen 
System vor. 

Weitere Schwierigkeiten macht die Berück
sichtigung der NebenerweI1be. Es ist fast un
möglich, eine StruktuI'bereinigung zu verfol
gen, es aber gleichzeitig zuzulassen, einen, 
der im Interesse der Volkswirtschaft einen 
Nebenerwerb betreibt, auszuschließen. Das 
wäre fast unsozial. Daher muß ich das Hohe 

Das ist eine 'allgemeine Erscheinung. Es 
wäre AU'fgaJbe des Hohen Hauses, gemeinsam 
mit dem Rechnungshof das größte Bemühen 
an den Tag 'zu legen, daß die Offentlichkeit, 
von deren Meinung der Bestand der Demo
kratie ,weitestgeihend abhängt, den Eindruck 
vermittelt bekommt, daß sich Wirtschaft und 
VeITWaltung echt bemühen oder den Willen 
kundtun, den Forderungen des Rechnungshofes 
nachzukommen. Haus bitten, auf die Vorgangsweise besonders 

Nun muß ich mich aber mit dem Problem im Lande Tirol Rücksicht zu nehmen, wo der 
der Besit'zfestigung im Lande Tirol ausein- Fremdenverkehr eine bedeutende Rolle spielt 
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und wo es sehr oft vorkommt, daß eine dop- daß er konkrete Fälle gesagt hätte, wo sich 
pelte Förderung eintritt. die ungesunden Betriebe befinden, wo man 

Ich nehme an, daß diese Probleme bei künf
tigen Prüfungen in anderen Bundesländern 
große SChwierigkeiten machen werden. Ich 
selbst kenne ·aus meiner praktischen Erfah
rung heraus Fälle , wo vor wenigen Jahren 
noch mit beachtlichen Kreditmitteln Stallun�en 
oder Wirtschaftsgebäude errichtet wurden, 'die 
aber heute die Funktion, die i'hnen ursprüng
lich zugedacht worden ist, nicht mehr erfüllen. 
Wenn ein Förderungsbeamter beziehungs
weise ein Prüfungsorgan des Rechnungshofes 
dorthin kommt und die ursprünglidlen Uber
legungen nicht kennt, könnte er leicht ver
sudlt sein, eine solche Stellungnahme abzu
geben. 

Erfreuliches wird über das Land Nieder
österreich beziehungsweise Wien und auch 
über das Land Steiermark berichtet, wo im 
Jahre 1 955 damit begonnen wurde, den öster
reichischen Gartenbau und Intensivobstbau 
auszubauen, für welche Einrichtungen beacht
liche Kreditmittel zur Verfügung gestellt wor
den sind. 

hier den Hebel ansetzen könnte. 

Bei der endgültigen 'Beurtei1lung dieser Fälle 
sieht es meistens ganz anders aus. Die freiheit
liche Fraktion Ibefindet sich in dieser Hinsicht 
in der glücklichen Lage, unbelastet 'zu sein 
und da'her natürlich auch reden zu können. 
Vielleicht bestimmt es da.s Schicksal in wei
terer Zukunft einmal so, daß sie auch gleich
zeitig mit der Verwirklichung ihrer Ideen 
konfrontiert wird. Wir werden dann sehen, 
wieweit der Mut zu unpopulären Maßnahmen 
vorhanden ist. 

Ich freue mich, daß im wesentlichen im 
Tätigkeitsberidlt des Redlnungshofes sehr po
sitive Entwicklungen auf.gezeigt worden sind 
und daß sich das Hohe Haus gemeinsam mit 
dem Redlnungshof IbemÜ'ht, schonungslos die 
Dinge aufzuzeigen. Ich nehme auch an, daß 
die Bevölkemng Verständnis dafür hat, daß es 
in dieser sehr unsicheren Zeit, bei der Ent
wicklung in der Industrie, in der Landwirt
schaft, im GeweJ:1be und in der G esellschaft 
gar nicht leicht ist, einen Rechnungshof
bericht präsentiert zu bekommen, der makellos 
ist. Wenn auch unerfreuliche Tendenzen drin
nen sind, darf es doch an Mut nicht fehlen, 
zu sagen, daß man unter diesen Vorausset
zungen selbstverständlich den Rechnungshof
bericht zur Kenntnis nimmt, aber daß es an 
Bemühungen des Hohen Hauses und des Rech
nungshofes nicht fehlen wird, gemeinsam zu 
trachten, in der Bevölkerung das Vertrauen 
zu erwecken, daß es auch in einem freien 
Staat möglich ist, eine saU!bere Verwaltung 
und eine saubere Wirtschaft zu erreichen. 

In diesem Sinn gibt auch meine Fraktion, 
verbunden mit dem Dank an den Rechnungs
hof, dem Bericht die Zustimmung. (Beifall bei 
der OVP.) 

Wenn man aber die eigene Leistung im 
Wirkungsbereich der Landwirtschaftskammern 
für Niederösterreich. Steiermark oder Wien 
mit den Subventionen vergleicht, dann ist das 
nur ein ganz kleiner, geringer Teil. Ich darf 
dem Hohen Haus nur ein Beispiel nennen: 
daß man innerhalb von zehn Jahren den Um
satz nicht auf preislicher Basis , sondern durch 
Steigerung und durch Qualitätsverbesserung 
von etwa 350 Millionen Schilling auf 1 ,5 Mil
liarden Schilling erweitern konnte, daß man 
Investitionen von über einer Milliarde Schil
ling getätigt hat und nur Beibilfen im Ausmaß 
von etwa 41 Millionen Schilling gewährt wur
den. Das hat auch der Rechnungshof mit Recht 
als eine sehr sinnvolle Förderung und als 
eine beachtliche Leistung hingestellt. Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 

ist der Abgeordnete Ulbrich. Ich erteile es 
Meine verehrten Damen und Herren! Nun ihm. 

einige Worte zum Herrn Abgeordneten Zeil
linger. Ich möchte ihn in 'keiner Weise provo
zieren. Er hat d.er derzeitigen Regierung und 
auch der Osterreichischen Volkspartei, wie sie 
noch in den Jahren von 1 966 'bis 1 970 regiert 
hat, den ·Mut abgesprochen, unpopuläre Maß
nahmen zu se·bzen. 

Ich bin ebenfalls der Auflfassung, es ist 
Aufgabe der Regierung und des Hohen Hau
ses, bereit 'zu sein. im Interesse des Volkes 
auch unpopuläre Maßnahmen zu setzen. Aber 
ich hätte gleichzeitig vom Herrn A:bgeordneten 
Zeillinger erwartet, daß er so viel Mut ha:t, 
auch zu sagen, wo man beginnen soll und wie. 
Aber hier feh'lt der Mut zum zweiten Schritt, 

Abgeordneter Ulbridt (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Werte Da:men und Herren! Der 
Rechnungshofbericht, wie er vor uns liegt, 
soll uns eigentlich eine M.ahnung und eine 
Aufgabe sein, das, was im Bericht steht und 
uns zeigt, was geschah und nicht geschehen 
dürfte, für die Zukunft zu verhindern. 

Ich schließe mich meinen Vorrednern voll
kommen an, wenn sie den Beamten und dem 
Präsidenten des Rechnungshofes für die Arbeit, 
die sie geleistet haben, Dank sagen. Wir 
wissen ganz genau, daß niemand 'Freude hat, 
wenn er kontrolliert wird, ob das in der 
privaten Wirtschaft ist. ob das in der öffent-

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 167

www.parlament.gv.at



4016 Nationalrat XII. GP. - 51.  Sitzung - 9. Juli 1971 

Ulbridl 

lichen Wirtschaft oder im privaten Haushalt 
ist. Wir glaUlben aber, daß es eine Notwendig
keit ist und eine Bedingung, daß dieser Weg 
gegangen wird. 

Im darf dem Herrn Präsidenten sagen: 
Ma'nche seiner Anregungen, die er im Kapitel 
BundeSbahnen gemacht hat, ist zum Teil bei 
uns schon in Verhandlung, und wir hoffen 
doch, eine bestimmte Aussage machen zu kön
nen, die eben zeigt, daß eine Arlheit nicht 
umsonst ist. 

Vorher dalif ich mich aber mit meinen Vor
rednern etwas beschäft1gen, und :zwar beginne 
ich bei meinem Kollegen Dr. Neuner. Ich 
danke für die WertSChätzung, die er mir hier 
ausgesprochen hat. ICh darf ilhm versichern, 
iCh werde ihm die nächsten drei Bände der 
Ausgabe "Unser Recht" zukommen lassen, 
wenn wir sie vollkommen neu redigiert haben, 
denn er hat die zweite und nicht die dritte 
Auflage. Das ist meine Nebenbeschäftigung 
als Zentr,alsekretär der· GeweIikschaft der 
Eisenbahner, nebenbei gesagt. 

A;ber nun zu den Ausführungen se'Lbst. Es 
hat mein Kollege Kerstnig hier mitgeteilt, 
daß man diesen Bericht des Rechnungshofes 
in einer Fernsehsendung gebracht hat, daß 
man ihn in den Zeitungen gehracht hat. Ich 
glaube, mit dieser Berichterstattung hat man 
dem Rechnungshof nicht den besten Dienst 
erwiesen, weil man es närnilich unterlassen 
hat, objektiv und fair Bericht zu erstatten. 
Man hat manches verzerrt dargestellt, man 
hat manches in ungute Situationen hineinge
drängt. Wir haben im ver,gangenen Herbst 
die größten Schwierigkeiten gelhabt, unsere 
führenden Beamten, einschließlich der ihnen 
zugeteilten, von Handlungen zurückzuhalten, 
die nicht zum Nutzen der österreichisChen 
Republik gewesen wären, weil sich nämliCh 
unsere Techniker, unsere Hochschüler, unsere 
Oberbauarbeiter und die anderen Handwerker 
und Bemfstätigen in der Baudirektion durch 
einige Darstellungen des BeriChtes im Fern
sehen und durch Feststellungen in dem Zei
tungen diskriminiert gefühlt haben. 

ICh bin überzeugt, daß man aussprechen 
darf, man möge hei der Berichterstattung fair 
sein, man möge die <Dinge au�zeigen, wie sie 
sind, aber man darf sie nicht verzerren. Denn 
letzten Endes ist es meine Aufgabe als Parla
mentarier wie als Gewerkschafter, jedem mei
ner Mitglieder den entsprechenden Schutz 
durch unsere Organisation angedeihen zu las
sen, und ich ha:be es Ülbernommen, daß im 
Ihnen gegenüber das hier im Haus zum Aus
druck bringen werde. 

Wenn im nun die Erklärungen des Herrn 
Dr. Neuner höre : Die kleinen Leute sind red
lich bemüht und schaffen fleißig, aber die 
Hofräte! 

Herr Dr. Neunerl  Damit treffen Sie Ihre 
Freunde im Baudienst der OBB, damit treffen 
Sie eine Anzahl hoher und höchster Funktio
näre der Usterreichischen Bundes'bahnen, 'Von 
denen ich behaupten würde, wenn sie in die 
Privatwirtschaft gingen, würden sie dort unter 
Umständen mehr verdienen als bei der Bahn. 
Sie schaffen bei der Eisenbahn im Dienste der 
OffentliChlkeit, und dafür sagt man dann: Die 
Hofräte der OBB, was machen sie schon? 

Sie ha'ben recht. Wenn Hofräte da sind, 
die fehlen - da gehe ich mit Ihnenl Aber dann 
darf man das nicht in der Form verallgemei
nern. Dann muß man präzise .sagen, es handelt 
sich um wenige Personen, und um diese weni
gen Personen haben wir Auseinandersetzun
gen in der OBB gefü!hrt. Das dürfen Sie mir 
glauben. (Abg. Dr. N e u  n e  r:  Erfolglos!) Ja, 
und ich werde Lhnen auch sa.gen, warum. 

Der Bericht des Rechnungshofes über das 
Jahr 1 969 langt nicht in die Ara des sozialisti
schen Ministers Frühbauer. Der Bericht um 
die Frage der NebeIl!beschäftigung geht in die 
Ära des Herrn Bundesministers Weiß zurücK.. 
Es tut mir sehr leid, daß Sie das hier aufziehen, 
denn mein Verhältnis zum Herrn Bundesmini
ster Weiß kennen alle Ihre Herren und kennen 
unsere Herren. Aber wenn Sie es wünschen, 
dann sollen Sie es haben. 

Es wurde über Auftrag des Herrn Bundes
ministers eine Kommission eingesetzt. Diese 
Kommission !hat sämtliche FäHe der Neben
beschäftigung der Baudirektion überprüft und 
hat dann . in einem Prüfungsbericht an den 
Herrn Minister und an den Vorstand festge
stellt, daß kein strafbarer Tatbestand gemäß 
den Bestimmungen der Dienstordnung und des 
Strafrechtes gegeben ist. Ich kann nichts daf.ür, 
ich war nicht in der Kommission. Wir haben 
von diesen Dingen das erste Mal gehört -
bitte, mir das zu glauben -, als wir den 
RechnungShofibericht in die Hand bekommen 
haben. Vorher ist alles schön rUlhi'g v,erhandelt 
worden, einer der Herren ist in Pension gegan
gen, von den anderen Herren hat man nichts 
mehr gehört. 

Als nun die Situation im UnteraussChuß 
- zu Ihrer Ehre gesagt, durch Sie und Ihren 
Kdllegen König - aufgegriffen worden ist, 
haben wir nachher über den Minister die Frage 
verhandelt, und ich halbe gesagt: Weg mit 
den Herren! Schickt sie in Pension, damit 
einmal · ein j eder spürt, 'Wenn er irgend etwas 
tut, was sich nicht gehört, daß hinter ihm doch 
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irgendein Druckmittel ist. A:ber bitte, der Vor
sitzende des Vorstandes, der Herr General
direktor Dr. Kalz, und der zuständige Personal
chef, mein Freund Dr. Ptlätz, haben uns erklärt : 
Es gibt keine Handhabe, es ist keine Möglich
keit gegeben. 

Ich persönlich bin da auch anderer Auff.as
SUIl!g, denn ich behaupte, die §§ 1 29 und 1 30 
der Dienstordnung geben diese Möglichkeit. 
Denn nach § 130,  2 a könnte man die Herren 
ohneweiters in Pension schicken. Warum es 
nicht geschieht - bitte nicht die Gewerkschaft 
der Eisenbahner zu befragen, Adressat ist 
Generaldirektor Dr. Kalz. Ich glaube, ich 
brauche weiter nichts dazu zu sagen. 

Ich darf aber auf noch etwas ergänzend 
hinweisen: daß nämlich nunmehr sämtlidle 
Nebenbeschäftigungsgenehmigungen über
prüft worden sind, daß alle, die Nebenbeschäf
tigungen nachgehen wollen, bei der zuständi
gen Verwaltungsstelle neu ansuchen mußten 
und dann die Genehmigung erhielten, wenn 
sie den Bestimmungen der §§ 20 und 36 der 
Dienstordnung der aBB entsprachen. 

Somit darf ich hier klar und deutlich sagen : 
Es ist nicht so, wie es auf.gezeigt wird. Hier 
kommt wieder etwas zustande, was nicht sein 
soll : wegen der Handlung einiger weniger 
wird ein 'schlechtes Bild von vielen gezeichnet. 
Nennen wir es, wie es ist : Diese betroffenen 
Herren müßten meines Erachtens in den Ruhe
stand geschickt werden. .A!ber seien Sie mir 
nicht böse, wenn ich sage : Ich bin nidlt d as 
Organ, diese Versetzungen in den Ruhestand 
durchführen zu können. Ich gehe mit Ihnen 
konform, da gibt es gar keine Diskrepanz, 
aber durchzuführen hat es unsere Verwaltung. 
Wenn j edoch die Spitze der Verwaltung, der 
Generaldirektor, sagt, er kann nicht handeln, 
weil dann eventuell im aJ.'lbeitsrechtlichen 
Streit um die Aufrechterhaltung des Dienst
verhältnisses Schwierigkeiten entstehen, dann 
ist das natürlich ein Problem. 

sdllechte Betrieb fällt an die Bundesbahnen 
zurück, und die Bundesbalbnen sind verpflich
tet, sämtliches Personal der GKB-Eisenbahn 
in den OBB-IBetrieb zu übernehmen. 

Wir haben vor zehn Jahren diese Situation 
gehabt; ich wünsche Ihnen nicht, Herr KoHege 
Zeillinger, das Sie das lösen müssen. Das ist, 
ehrlich gesagt, zum Narri'Schwerden, denn die 
haben alle Positionen, die sie bei der Eisen
bahn nicht bekommen könnten - in einem 
kleinen Betrieb tut man sidl leichter hei 
diesen Postenbewegulligen -, und wenn man 
die dann zu uns herüber transferiert, passen 
sie nirgends hinein. Aber j eder glaubt natür
lich, GKB ist gleich OBB, und will dort seine 
Geschäfte machen. 

Womit ich mich gerne und :freundlichst aus
einandersetzen möchte, ist das Problem der 
Nebenbahnen. Ich möchte Sie nicht der Ober
flächlichkeit z,eihen, sondern möchte nur sagen, 
daß Sie vielleicht als Jurist eben nur den § 29 
des Eisenbahngesetzes sehen, die Frage 
Nebenbahnen an sich. Dazu darf ich folgendes 
erktlären : 

Die Auflassung aus rein wirtschaftlichen 
Motivierungen ist ja nicht möglich, denn diese 
Wirtschaftlichkeits berechnung basiert ,auf iEin
nahmen und Ausgaben einer Strecke. Damit 
ist aber noch lange nicht gesagt, ob diese 
Strecke notwend�g ist oder nicht. 

Sie meinten, diese Frage wurde in den 
Jahren 1 963, 1 965, 1966, 1968 und 1969 vom 
Rechnungshof aufgegriffen. 

Ich darf dazu folgendes sagen : Die Gewerk
schaft hat 17 Nebenbahnen auf rein betriebs
wirtschaftlicher Basis untersucht. Wir sind nun 
dar an, die Frage dieser Nebenbahnen von der 
betriebswirtschaftlichen Bewertung auf eine 
Kosten-Nutzen-Rechnung volksWirtschaftlicher 
Natur zu übertragen, um klar sagen zu kön
nen : Hier ist die Auflösung notwendig, hier 
ist sie durchzuführen und hier nicht - das 

In weiterer Folge zu dem Kollegen Zeillin- ist die zweite Frage -, und wir sind 'gegen
ger. Das war das Beste, wie er mir erzählt wärtig daran, diese Fragen zu lösen. 
hat, bei der GKB gebe es Gewinne. Wir strei
ten alleweil mit den Chefs der GKB um die 
Löhne und Gehälter, da werden uns immer 
Listen vorgelegt, auf denen nicht ein Schilling 
Gewinst aufscheint, nur lauter Verlustge
schäfte. A:ber bitte, jetzt dürfen Sie nicht 
sagen, daran ist nur die Eisenbahn schuld, 
lieber Freund, der Betrieb als solcher hat seine 
Sch wierigkei ten ! 

Was die Eisenbahn se�bst betrifft: Wenn 
sie in schwerste Nöte kommt und nicht mehr 
entsprechend gefahren werden kann, dann 
kommt das Heimfallsrecht, da's heißt, der 

Aber ich möchte beweisen, daß die wirt
sch,aftliche Frage oder die Frage der Rentabili
tät nicht entscheidend ist. Diese Feststellung 
machen wir nicht als Gewerkschafter, al'S wel
che man uns nachsagen könnte : Ihr wollt 
die Eisenbahn erhalten, das ist ein klasses 
Geschäft für ein paar Leute, da wollt ihr 
fahren. - Nein! Ich bitte, nehmen Sie sich 
die Mühe und lesen Sie den Professorenbericht 
aus dem Jahr 1968. Die Seiten 1 85 und 186 
beschäftigen sich mit der Frage der Neben
bahnen. Dort wird folgendes ausgesagt - ich 
bitte um Erlaubnis, es verlesen zu dürfen -: 
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"Die bei dieser Frage angeschnittene Substi
tution der Verkehrsmittel im Rahmen der er
richteten und hisher betreuten Relationen der 
Infrastruktur ist auch dem Problem der Still
legung von Nebenlinien zugeordnet, denn auch 
]:>ei dieser geht es um die Vermeidung jeder 
Art von Seihstverstümmelung. Allerdings ist 
die sogenannte ,Unrentabilität' von Ne'ben
linien, unter der eigentlich eine Unwirtschaft
lichkeit zu verstehen ist, weil sie sich daraus 
ableitet, daß die vereinnahmten Verkehrsent
gelte die Aufwendungen nicht mehr decken, 
für die Entscheidung über Stillegungen allein 
nicht maßgebend. Doch die Stillegung, wenn 
sie nicht 'zu einer sofortigen restlosen Ab
tragung und Versilberung nebst Entfertigung 
der Personalansprüche (durch Abfertigungen, 
vorzeitige Pensionierungen, Umsiedlungs- und 
Umschulungskosten und so weiter) führt, er
bringt Stililstandskosten und zugleich Investi
tionskosten für die an !Stelle des Bahnverkehrs 
nunmehr einzurichtenden Kraftwagenkurse. 
Das sogenannte ,Defizit' einer Neibenlinie, 
allein ohne Berücksichtigung von StHlstands
beziehungsweise Entfertigungskosten und 
ohne erforderliche Investitionsausgaben zu be
achten, rst daher nicht zielführend." 

Wir stehen also hier nicht nur vor einem 
rein betriebswirtschaftlichen Problem, wir ste
hen vor einer eminent .wirtschaftlichen Frage, 
denn mit diesen Nebenba1hnen hängen ja die 
Verbindungen in ganz Osterreich zusammen. 

In der Sache hat Bundesminister Frühbauer 
die Bundesiba1hnverwaltung mit der Ausarbei
tung eines Berichtes beauftragt, und Herr 
Vors'tandsdirektor Matkoff ihat diesen Bericht 
über die Nebenbahnen bereits fertig. Dar,aus 
erg�bt sich folgendes ;Btid: 1m Jalhresdurch
schnitt summiere� sich 7575 Reisekilometer 
und 1 8 1 5  Tonnen�Frachtkilometer. Aber die 
Zahlen, die Sie uns noonten, von den Hunder
ten Millionen bis in die Milliarden auf dem 
Nebenba1hnsektor, stimmen nicht. Der gesamte 
Entfall beträgt 262 Millionen Schilling. 

Was tür uns wichtig ist, ist, daß zirka 50 Pro
zent unserer Abfertigungsstellen in Osterreich 
in Zentralbereichen liegen, aber die restlichen 
50 Prozent verstreut über das ganze Bundes
gebiet durch diese Querverbindungen der 
Nebenbahnen he'stehen. Diese also aufzulösen, 
nur aus dem Titel der Wirtschaftlichkeit, 
würde letzten Endes bedeuten, den Zuträger 
zur Hauptlinie irgendwie zu verschlechtern. 

Ich glaube, wir sollen nicht immer vom 
AUJflösen reden, sondern es wäre vielleicht 
einmal gut, wenn Sie uns unterstützen, denn 
man sagt : Alktivieren wir doch diese Bahnen! 
(Abg. M a c  h u n z e: Kollege U1brich! So wie 
mit · den Bezirksgerichten!) Schauen wir uns 

den Oberbau an, schauen wir uns die Neben
bahnlinie an, schaffen wir für diese Neben
bahnen budgetmäßig eine Möglichkeit mit 
Wag.gons und Maschinen, denn letzten Endes 
wohnen dort ja Tausende von Menschen und 
nicht nur Eisenbahner. (Zwischenruf des Abg. 
Z e i  1 1  i n g e r.) ,Man muß 'zu einem gewissen 
Grad die Kranken s anieren, damit die Gesun
den nicht krank werden. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte also folgendes sagen: Der Hin
weis, der hier von seiten des Rechnungshofes 
kommt, findet nicht taube Ohren. Wir sind mit 
unserer Verwaltung ernstlich um eine Lösung 
bemüht, und wenn man dann noch überlegt, 
daß Ihier ,auch die Frage der Bevölkerungs
dichte eine Rolle spielt, daß die Wirtschafts
struktur, der industrielle und der Agrarsektor 
eine Rolle spielen und daß letzten Endes bei 
der Eisenbahn auch 'Fragen der Landesvertei
digung mitspielen, dann, glaube ich, kann man 
diese Frage der Nebenbahnen nicht nur mit 
dem § 29 des Eisenbahngesetzes ausschließlich 
nach der Rentabilität lösen. 

Nun zu meinem Kollegen Dr. Keimel. Er 
hat gesagt, ich hätte ihm das Handtüchi ge
schmissen; ich weiß ZlWar nichts davon, .ich war 
ohnehin freundlich mit ihm. Ich habe mir nur, 
als er hier feststellte, wie gut alles unter der 
OVP-Regierung war und wie schlecht unter 
der sozialistischen Regierung, erlaubt zu 
sagen : Alles Gute für die OVP und alles 
Schlechte für die SPO. - Ich glaube, damit 
s'ind Sie einverstanden, oder ha:ben Sie etwas 
dagegen? So kann man das auch nicht machen. 
Das ist letzten Endes kein Wertmesser einer 
Polemik oder einer politischen Aussage hier 
im Pafilament. 

,Er hat auch gesagt, daß dieses Bundeshahn
gesetz das große Wunder der OVP-Regierung 
war. Ich möchte wiedel1holen, was ich damals 
gesagt habe, als ich dazu gesprochen habe : 
Das BundeSibahngesetz ist ein wunderbares 
TraumbüchI, aber Verwertbares steht gar 
nicht viel dr�nnen, nahezu nichts. Wenn Sie 
nämlich nicht die Frage läsen, an der Ihr 
eigener Herr Bundeskanzler gescheitert ist und 
an der unsere Regierung gearbeitet hat und 
die sie auch fertigbringen wird - nämlich 
die große Kompetenzlösung -, so werden 
Sie in diesen Fra,gen nie zu einem Ergebnis 
kommen, das Erfolg bringt. Wenn in einem 
Ministerium, wie es bei den Bundesbahnen 
ist, bisher sechs bis siebeu Minister da7iWi
schenreden, wie Verkehrspolitik oder Eis·en
bahnpolitik zu machen ist, dann können Sie 
nicht verlangen, daß eine dem modernen 
Management entsprechende Geschäftsführung 
vor sich geht. Aber das Iwollen wir beiseite 
lassen. 
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Er 'hat auch noch über Investitionen und 

Personalpolitik gesprocben. Für ihn a,ls Privat
wirtsrnaftsmann wird es immer ein Problem 
sein, wieso es das gibt, daß die Eisenbahner 
ein Gehalt bekommen und die Investitionen 
immer kleiner werden. 

Schlagen Sie bitte Seite 1 67 des Rechnungs
hofberirntes auf. Für diese Austührungen bin 
ich ]hnen, Herr Präsident, sehr dankbar, denn 
damit wird bestätigt, was wir seit J a1hren in 
diesem Hause behauptet haben. Sind denn die 
Minister schuld, daß kein Geld vorhanden ist, 
oder wurde die Frage der Mittelzuteilung letz
ten Endes immer wieder Ibis zum Jahre 1 971 
durch den zuständigen Finanzminister gere
gelt? Kann irgendein Minister von sich aus 
fordern, was er will, oder wird es entspre
chend den Verhandlungen in der Regierung 
aufgeteBt? 

In der ersten Spalte auf Seite 167 bringen 
Sie den Vergleich des Investitionsprogramms, 
also der Notwendigkeiten von seiten der OBB, 
und dessen, was dann möglich Igeworden ist. 
Zählen Sie die Beträge der I.nvestitionspro
gramme von 1960 bis 1968 zusammen, so 
kommen Sie auf ein Erfordernis von zirka 
15 Milliarden Schilling. Der .Erfolg dagegen 
beträgt 6,2 Milliarden. Und da fr·agen Sie 
norn, warum sirn ·die Eisenbahn in diesem 
Zustand befindet! Das ist doch selbstverständ
lich. Wenn die finanziellen Mittel nicht vor
handen sind, die notwendig wären, um den 
technischen Prozeß forciert in die Bahn hin
einzuführen, dann muß man es eben manuell 
machen, das heißt die Arbeitskräfte hinstellen, 
und daher 'ist das Personal 'zu ,bezahlen. 

Daher ist es fClilsch, wenn man eine solche 
Polemik hereinträgt und .sagt, das sei unmög
lich : keine Investitionsrate und so hohe Per
sonalkosten. Wenn man die Personalkosten 
auch noch senkt, dann hat man keine Leute, 
dann steht die Eisenbahn ganz. 

Wenn man hier herunten solche Ausfüh
rungen macht, dann müssen diese doch ein 
bißchen überlegt sein. Wir wissen, daß die 
Eisenbahnen ein hochtechnisierter Betrieb 
sind. Ich s·age Ihnen noch einmal : Würde man 
den Bundesbahnen für eine Zeit von zehn 
Jahren finanziell die entsprechende Möglich
keit geben, dann gäbe es keine 60.000 und 
keine 65.000 EisenbClihner, dann gäJbe es 35.000 
bis 40.000 Eisenbahner. Dann haben Sie das 
gleiche Ergebnis wie 'bei den schwedischen 
Eisenbahnen. Aber ohne Gulden ist auch ka 
Musi. Ich glaube, das wissen Sie. (Ruf bei der 
t)VP: . . . kein Mussil!) Einen Mussil haben 
wir schon, der lebt auch ohne Gulden, weil 
er schon genug hat. 

Jetzt 'kommt der zweite Teil. Darin heißt 
es : 

"Zur Veranschaulichung der Situation 'beim 
Baudienst wurden die in den Voranschlägen 
enthaltenen Bedarfsanmeldungen für Erneu
erung und Investition mit den Erfolgsziffern 
verglichen :"  

Hier haben Sie  das gleiche Bild. ICh habe 
bei jeder meiner Budgetreden noch auf die 
Situation im Baudienst hingewiesen. Es hat 
mir aber nichts genützt, weil immer wieder 
die Mittelbeschrälllkung durch Ihre Finanzmini
ster gegelben war. Die Entwicklung in den 
J·a'hren von 1 960 bis 1 966 hCllben Sie mitver
schuldet, und an dieser Verantwortung müssen 
Sie mittragen. Da kann man nicht sagen: Nur 
die Roten sind schuld, wir waren ohnehin 
immer sauber und in Ordnung. - Bei dieser 
Frage sind Sie zumindest so mitschuldig wie 
bei einem Verkehrsunfall, wenn man die Ge
schwindigkeitsgrenze übersmritten hat. So 
schaut das aus. 

Wenn man hier einen echten Einblick macht, 
dann soH man das richtig und fair aussagen 
und man soll die Hoffnung aufgeben, daß man 
bei den Eiseilibahnen Geschäfte machen kann. 

Nun zu meinem Freund Dr. KeimeI, der 
wirklim ein erstklassiger Geschäftsmann ist 
und uns hier einen "kilassen" Vortrag darüber 
gehalten hat, wie die Wirtschaftspolitik zu 
führen wäre. Aber nun 'habe ich eine kleine 
Frage. Sie halben das Bundesbahngesetz he
schlossen, Sie haben den OBB den Auftrag 
zur kaufmännischen Ge.schäftsfUhrung ge.ge
ben, Sie haben den OBB gesagt, sie müssen 
so wirtschaftlich sein, wie es ein modernes 
Management möglich macht. 

Nun darf ich Ihnen einige Handlungen zei
gen, die aus dem Management modernster 
Ordnung geworden ·sind. 

Unter Ziffer 79, 10 steht: "Für die finanzie
rung von OBB-Vorhaben ist es weiters von 
Bedeutung, daß die hiefür zuständige Stelle 
der OBB, die Finanzielle Direktion, über aHe 
relevanten Vorgänge rechtzemg informiert 
wird." 

Wir wollen feststellen, daß für Verträge die 
Baudirektion nicht zuständig war. Für Ver
tragsvereinbarungen bei den OBB ist der 
Rechtsdienst zuständig. DClIher hätte der Rechts
dienst bei Vertragsvereinbarungen die Ver
bindungen mit der Finanziellen Direktion auf
nehmen müssen, um Kjlarheit zu schaffen. Dann 
wird ein Beispiel angeführt : 

"Dies traf zum Beispiel ,bei Finanzierungs
verträgen über de.n Bau der Wiener Gürtel
brücke und der Matzleinsdorfer 'Brücke, der 
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Großgüterdienstanlage Wien-Nordwest, der 
AufnaJhmegebäude Feldkirch und Gmünd und 
des . Autobusbahnhofes Landstraße zu. Alber 
auch !beim Verkauf der Freihausgründe an die 
Bundesgelbäudeverwaltung war der Finanz
dienst nicht beteiligt 'Worden." 

Wissen Sie, me�ne Damen und Herren von 
der OVP, wer die Freihausgründe verk,auft 
hat und dann zum Bhrensenator der Techni
schen Hochschule geworden ist? Herr Bundes
minister Dr. Weiß ! Zum Preis von 38 Mi.Jlionen 
wurde eine Fläche verkauft, die im Handels
wert zumindest das Zwei- bis Dreifache ge
bracht hätte. Aber die BundeSibahnen ,sind ein 
schlechter Kaufmann. Doch wenn der oberste 
Chef .. verklopfen" geht, dann schimpfen Sie 
nicht die Beamten zusammen. Die können 
nichts dafür. Schuld daran sind diejenigen, die 
das machen. 

Es gibt noch einen Fall, damit Sie sich aus
kennen. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
M u s  s i 1.) Herr Dr. Mussil, Herr General
sekretär, hören Sie mir zu. Sie als Geschäfts
mann müssen gleich einschlagen. Da hat es 
eine allerletzte Ministerratssi1Jzung gege,ben. 
(Zwischenruf des Abg. A. S e h  1 a g  e r.) Was 
hast denn sch.on wieder? Geh, ble�b ruhig ! 

Da g�bt es noch einen Fall:  Schwarzenberg
platz. In der letzten Ministenatssitzung der 
Regierung Klaus ist auf Antrag des Herrn 
Bundesministers Weiß beschlossen worden, 
das OBB-Grundstück auf dem Schwarzenberg
platz für einen Neubau der Mustkakademie 
zur Vel'fügung zu stellen, obwohl seit viellen 
Jahren daran gedacht war, dort den Neubau 
der Generaldirektion 'zu errichten. Weg ist er. 
Jetzt streiten wir darum, ob die Zusage, die im 
letzten Ministerrat der OVP .... Regierung ge
macht worden ist, bindend ist oder nicht. Die 
Studenten 'Sa'g,en : Se1bstverständlich, wir 
haben ein Anrecht. Wir haben doch. das Schrei
ben und die Mitteilung der damaligen Bundes
regierung. Die OBB sagen wieder: So ist es 
auch nicht, denn die damalige Regierung in 
ihrer . Auflösungsentwicklung hätte ja keine 
BerechtiguIl!g mehr gehabt, solche Handlungen 
zu setzen. - Sie hat es gemacht. Schimpfen 
Sie jetzt nicht über die Wirtscha,ftlichkeit. 

Ich darf Ihnen noch etwas sagen. Im Budget 
gibt es einen Budgetansatz, der "Bahnhof 
Wotfurt" heißt. Fragen Sie Fachleute, ob es 
eine Notwendigkeit gibt, den Bahnhof Wolfurt 
aus eisenbahn technischer Notwendigkeit zu 
bauen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Jetzt wird's 
schlimm!) Das macht gar nichts, das halte ich 
aus, wenn es auch dich angeht, Freund, denn 
dort investieren wir Millionen, und dann wer
den wir erst schauen, ob es mö,glich sein wird, 
den Bahnhof zu bauen; denn dort kostet die 

Bodensanierung fast mehr als der Ba'hnhof, 
der dann daraufgestellt werden soll . Auch 
wenn er für Vorarlberg gehört. (Abg. Doktor 
B I  e n k: Für die Vorarlberger Wirtschaft sehr 
wichtig!) Es ,bestünde die Notwendigkeit, im 
Wiener Bereich einen !zentralen Verschiebe
bahnhof /Zu bauen. Dadurch würden die Fahr
zeiten von der böhmisch.en Grenze an die 
italienische Grenze und nach Westen um 1 2  
bis 1 5  Stunden verkürzt. Was das für den 
Eisenbahnbetrieb bedeuten würde, mußt du 
dir, lieber Herr Dr. Blenk, einmal vorstellen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) Das ver
stehst du nicht? Ich 'bin dir nicht böse darüber. 
Das verstehst du nicht, we�l du nicht in diesen 
Zügen fahrst. Du sitzt im Schlafwagen oder in 
der 1. Klasse, a'ber der andere sitzt auf dem 
La'stzug und schwitzt und plagt sich. Das ist 
der Unterschied. >Der fahrt Tag und Nacht, 
wenn du darin schnarchst, edler Freund ! 

Das ist eine entscheidende wirtschaftliche 
Frage für uns, und das ist eine Frage für das 
Personal. (Abg. Dr. B I  e n k: Für Vorarlberg 
ist es eine entscheidende ' wirtschaitliche 
Frage!) Für Voradberg ist WoIfurt eine zlweit
rangige Frage, das sage ich noch einmal. .A!ber 
ihr bi'ldet euch ein, für Vorar�berg muß die 
Glorie der Eisenbahn wachsen. Da habt ihr 
keine Chancen. A!ber wir werden ja die 
Debatte über Wolfurt noch des öfteren von 
euch hören. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
B 1 e n k.) Hunderte von Millionen Fehlinvesti
tionen, sage ich euch voraus. Hunderte von 
Mi:llionen Fehlinvestitionen! Also bleibt recht 
schön stad und überlegt euch, was ihr tut. 
Denn ich 'glaube, man kann diese Dinge nicht 
so ohneweiters machen. 

Vielleicht darf ich abschließ·end doch sage
·
n :  

Wenn man hier immer wieder über die Mög
lichkeiten und Leistungen spricht und wenn 
hier Herr Dr. Bauer gestern zum Beispiel über 
die Notwendigkeit des Personals im Justiz
dienst gesprochen hat - ich glaube, heute hat 
wieder jemand von der Notwendigkeit des 
Personals beim Bund gesprochen -, dann ver
stehe ich eines nicht, denn das ist keine 
Zeitung der Sozialistischen Partei (Redner 
zeigt eine Broschüre vor), das ist Ihre Zeitung. 
Aber vielleicht habe ich mich geirrt, schauen 
wir sie uns an. Nein, ich habe wirklich recht. 
Darauf steht:  "Probleme - Politik - Wirt
schaft - Kultur von heute". (Ruf bei der OVP: 
Eine unabhängige Zeitung!) Meine Herren, 
das war ein Witz für das J.ahr 1972 mit der 
Unabhängigkeit des Manndorff. (Zwischenruf 
bei der OVP.) Sie habe ich ohnehin geschont 
mit Ihrer Nebenbahn. Bleiben Sie ruhig. 

Da heißt es:  
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"Kurzsichtige. Budgetpolitik. Personalkosten- Beweis zu liefern, daß das geschriebene Wort 

Explosion. in diesem Bericht auch in die Tat umzusetzen 

Viele Versäumnisse und Fehler, die zu möglich ist. - Ich danke schön. (Beifall bei 
Kostensteigerungen führten und eine Bekämp- der SPO.) 

fung des Preisauftriebs erschweren, gehen Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
auf das Schuldkonto früherer Regierungen. ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
Aber auch die gegenwärtige Regierung hat es ihm. 
durch Unterlassungen und falsche Entschei
dungen zu den heutigen Schwierigkeiten auf 
dem Preissektor beigetragen." 

Es kommt dann die Erklärung: 

"Die in den letzten Jahren begonnene 
schrittweise Verminderung der Dienstposten
zahl wurde durch eine Erhöhung um mehr als 
3000 abgelöst." 

Warum mußte der Personalstand um 3000 
Posten erhöht werden? - Weil wir am Lehrer
sektor zuwenig Lehrkräfte haben. Das heißt 
also, daß Ihre sogenannte Verwaltungsreform 
unter Umständen auf einem Gebiet wirksam 
geworden ist, wo es gar nicht vorteilhaft war 
für die österreichische Bevölkerung. Ich glaube 
schon : Wenn wir sagen, wir brauchen 3000 
Lehrer mehr, ob nun für die Volksschulen, 
Hauptschulen, Mittelschulen oder Hochschulen, 
so ist das eine Notwendigkeit des Volkes. 
Da kann man nicht sagen : Das ist ein Fehler 
einer Budgetpolitik. - Das ist falsch. 

Man schreibt dann weiter : 

"Der Personalaufwand des Budgets steigt 
sprunghaft an. 1 967 hatte er noch 28,7 Mil
liarden Schilling betragen und sich damit ge
genüber 1957 in zehn Jahren verdoppelt. Heuer 
sind es bereits 41 Milliarden Schilling. Und 
die nunmehrige Bewegung der Personalkosten 
bedeutet, daß sie wahrscheinlich bis 1974 auf 
rund 55 Milliarden Schilling ansteigen, sich 
also gegenüber 1967 bereits in sieben Jahren 
verdoppeln werden. 

Hier läßt sich die Regierung - so wie dies 
auch bei Regierungen früherer Jahre immer 
wieder der Fall war - von einer bequemen 
Politik der leichten Hand leiten . . .  " 

Es heißt, daß es eine "bequeme Politik der 
leichten Hand" ist, wenn man für das Ein
kommen arbeitender Menschen bei Bund, Land 
und Gemeinden und bei den Staatsbetrieben 
sorgt. Das ist die Aussage einer Zeitung, die 
von Ihrer Seite sehr gefördert und von Ihnen 
entsprechend getarnt propagiert wird. - Ich 
glaube, das muß man letzten Endes ablehnen. 

Ich sage noch einmal: Zu dem Bericht des 
Rechnungshofes von unserer Fraktion aus ein 
Ja. Zu den Arbeiten des Rechnungshofes kön
nen wir sagen, daß wir sie anerkennen. Wir 
hoffen, daß es uns gelingen wird, manche die
ser Anregungen einzulösen und damit den 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren! Es ist 
heute im Laufe der Debatte schon verschie
dentlich dem Herrn Präsidenten des Rech
nungshofes und seinen Beamten der Dank für 
die Arbeit, die ihren Niederschlag in diesem 
Tätigkeitsbericht gefunden hat, ausgesprochen 
worden. 

Ich glaube nun: Es ist der Sinn eines sol
chen Tätigkeitsberichtes, daß das Hohe Haus 
nicht nur mit Dank die im Laufe der Ein
schautätigkeit des Rechnungshofes festgestell
ten Mängel zur Kenntnis nimmt, sondern daß 
auch aus einem solchen Bericht die erforder
lichen Folgerungen gezogen werden. 

In dem Bericht ist nun ein Beispiel ange
führt, wie sich eine Dienststelle beharrlich 
und obstinat weigert, den unbestreitbar rich
tigen Auffassungen des Rechnungshofes bei 
seiner Kritik Folge zu leisten. Ich meine hier 
den Punkt 14 auf Seite 19, den Fall der Bun
destheaterverwaltung. Es wird hier festge
stellt, daß schon im Jahre 1 963 der Rechnungs
hof beanstandet hatte, daß die Kraftwagen
lenker der Dienstwagen der Staatsoper und 
des Burgtheaters derart in Anspruch genom
men wurden, daß ihnen außer einem Uber
stundenpauschale und einem Jahreszeitaus
gleich von 17 Werktagen noch eine hohe An
zahl von Uberstunden bezahlt werden mußte. 
Seit dem Jahre 1 963 ist diese Angelegenheit 
pendent. 

Wie wir dem Bericht entnehmen, haben 
keine Urgenzen, keine Aufforderungen die 
Bundestheaterverwaltung dazu bewegen kön
nen, Abhilfe zu schaffen. Im Gegenteil:  Wir 
entnehmen dem Bericht, daß dem Lenker eines 
Dienstwagens im Jahre 1962 Uberstunden in 
Höhe von brutto 34.000 S ausbezahlt wurden. 
Im Jahre 1969 erreichten die Nebengebühren 
für den gleichen Bediensteten brutto 57.000 S 
zuzüglich eines monatlichen Mehrdienstlei
stungspauschales, sodaß es im ganzen rund 
64.000 S ausmachte. Ein anderer Kraftwagen
lenker bezog 82.000 S im Jahre 1969 und dazu 
ein Mehrdienstleistungspauschale, insgesamt 
rund 95.000 S Nebengelbühren. 

Meine Damen und Herrenl Wenn die Bun
destheater eine Unternehmung wären, die 
wirtschaftlich hoch aktiv ist, die dem Staat 
Hunderte Millionen Schilling brächte, dann 
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könnte man solChe Beanstandungen vielleiCht 
niCht so schwernehmen. Es ist aber bekannt
lich so, daß die Republik OsterreiCh alljährliCh 
hohe Beträge aufwenden muß, um das Defizit 
der Bundestheater abzude<ken. Bei dieser Sach
lage ist es, glaube ich, ·eine äußerst beschei
dene Forderung, wenn man verlangt, daß der
artige Mißstände abgestellt werden. Es würde 
mich an sich schon interessieren - laut dem 
Bericht war die letzte Anfrage im Feber 
1910 -, wie es heute, im Juli 1911 , steht. Ob 
es jetzt endlich bereinigt ist, oder ob noch 
immer der Zustand, der vom Rechnungshof 
vor acht Jahren, also 1963, erstmalig gerügt 
wurde, weiterbesteht. 

Ich glaube, daß aber auch weitere Fälle 
aus dem Rechnungshofbericht hervorgehen, in 
denen erforderliche Änderungen unterblieben 
sind. Es ist darauf heute auch schon hinge
wiesen worden, aber ich muß es nun wieder
holen, und zwar aus dem einfaChen Grund, 
weil wir auch in der Budgetdebatte auf diesen 
Punkt besonders hingewiesen haben. Das ist 
die vom ReChnungshof urgierte Änderung des 
Gebührengesetzes, das die altertümlichste 
Form der Besteuerung im österreichischen 
Steuerrecht darstellt. 

Ich weiß sehr wohl, daß nach unserer Rechts
ordnung die Fiktion gilt, daß j eder Staats
bürger die Gesetze genau kennt. Aber man 
muß doch die Frage aufwerfen, in welchem 
Umfang das für ihn zumutbar ist. Daß man 
Einkommen- und Lohnsteuer bezahlen muß -
das kann man als bekannt voraussetzen. Daß 
aber jemand, der einem anderen Geld leiht 
etwa 1000 S - und das auf einem Zettel 
bestätigt bekommt, weiß, daß er damit eine 
gebührenpfliChtige Urkunde in Händen hat und 
verpflichtet wäre, sie auszustempeln bezie
hungsweise bei höheren Beträgen sie dem 
Finanzamt anzuzeigen, widrigenfalls er sich 
einer Gebührenerhöhung in Höhe der Gebühr 
- also auf das Doppelte - aussetzt und unter 
Umständen auCh einer Bestrafung, das, glaube 
iCh, kann man von einem einfachen Staats
bürger nicht verlangen. 

Dazu kommt noch, daß die Regelung so 
unübersichtlich und so kompliziert ist, daß 
oft erst nach langen Auseinandersetzungen 
durCh eine Entscheidung des Verwaltungs
geriChtshofes festgestellt werden kann, was 
eigentlich rechtens ist. 

Dazu kommt ferner, daß diejenigen, die die 
formellen Lü<ken im Gebührengesetz entspre
chend auszunützen verstehen, sehr wohl 
Gebührenersparungen in beträchtlicher Höhe 
haben können. 

Zusammenhang mit der Mehrwertsteuer gere
gelt werden soll, wie überhaupt die Mehrwert
steuer, nämlich der Zeitpunkt ihrer Inkraft
setzung, nunmehr eine Art Termin für alle 
möglichen Reformen bildet . 

Nun haben wir aber den Entwurf des Mehr
wertsteuergesetzes ja bereits in Händen. Er 
ist im Begutachtungsverfahren. Bezüglich der 
Frage der Gebühren ist darin gar nichts gere
gelt. 

Es muß also schon die Frage an das Finanz
ministerium gestellt werden, wie lange wir 
noch mit dem GebührenreCht zu arbeiten haben 
werden, wobei dieses Gebührengesetz eigent
lich aus dem Jahr 1 850 ist. Die Institution 
der Stempel- und Rechtsgebühren ist noch 
wesentlich älter. Wenn wir also vor kurzem 
ein Strafgesetz geändert und darauf verwie
sen haben, daß dieses Strafgesetz eigentlich 
aus dem Jahr 1 803 stammt und sChon aus dem 
Zeitpunkt seiner Entstehung heraus in wesent
lichen Teilen veraltet ist, so gilt dies in genau 
demselben Umfang für das österreichische 
Gebührenrecht. 

Es wird aber vom Rechnungshof auch mit 
Recht auf die Frage der Gebühren bei den 
politischen Parteien verwiesen. In diesem 
Zusammenhang muß man feststellen, daß das 
Parteiengesetz fehlt, auch eine gesetzliche 
Regelung, die von der freiheitlichen Fraktion 
dieses Hauses schon seit vielen Jahren urgiert 
wurde und bei der es sich tatsäChlich um die 
Schließung einer Lücke in der österreiChischen 
Rechtsordnung handelt. 

Sicher geht es im Bericht des ReChnungs
hofes in erster Linie um eine Gebührenfrage, 
aber diese Gebührenfrage ist j a  deshalb unge
löst, weil das Parteiengesetz nicht vorhanden 
ist, und sie wird auch nicht lösbar sein, solang 
dieses Gesetz nicht hier im Hause besChlossen 
wird. 

Ein weiterer Punkt ist das Finanzstrafgesetz. 
Auch hier urgiert der Rechnungshof mit Recht 
eine Reform dieses Gesetzeswerkes. Bis zum 
heutigen Tage ist diesbezüglich nichts gesche
hen. 

Ich komme zu einem weiteren Problem, das 
ist die Frage der Abgabenrü<kstände. Laut 
dem Bericht betrug die Höhe der Zahlungs
rückstände Ende Dezember 1969 3,5 Milliarden 
Schilling, also eine verhältnismäßig sehr 
beträchtliche Ziffer, obwohl ich mir darüber 
im klaren bin, daß man unter Umständen zu 
irreführenden Ziffern kommen kann, wenn 
man jeweils am 3 1 .  Dezember des Jahres 
einen Schnitt macht. 

Nun weiß ich, daß das Bundesministerium Nun glaube ich, es hat ein Debattenredner 
für Finanzen ins Treffen führt, daß das in heute schon darauf verwiesen, aber ich muß 
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das wiederholen: Es scheint mir eine große Auffassungen wesentlich mehr entspricht als 
Ungeredltigkeit zu sein, daß zwar nach den dils Pr·oporzunternehmen von anno dazumal. 
Bestimmungen der Abgabenordnung der Abga- Dessenungeachtet müssen wir dem Bericht 
benrückstand vom Steuerpflichtigen verzinst entnehmen, daß es verschiedene Punkte gibt, 
werden muß, das Steuerguthaben aber wo die Frage aufgeworfen werden muß, ob 
bekommt er nicht vom Staat verzinst. Wäh- nicht einige Bestimmungen des Rundfunk
re nd also der Steuerpflichtige auf der einen gesetzes, das damals beschlossen wurde, sich 
Seite verpflichtet ist, für eine Schuld, die er in der Praxis nicht bewährt haben. 
gegenüber dem Staat hat, Zinsen zu zahlen, Es ist zunächst einmal die Frage der Prü
bekommt er für ein Guthaben keine Verzin- fungen. Der Rechnungshof wirft die Frage 
sung, auch dann nicht, wenn sich die Rück- der Prüfungskosten auf, die tatsächlich eine 
zahlung des Guthabens aus Gründen verzö- sehr beträchtliche Höhe haben. Das Unter
gert, die gar nicht im Verschulden des Steuer- nehmen wird zunächst einmal anläßlich der 
pflichtigen liegen. Sonst könnte man natürlich Bilanz geprüft. Das ergibt sich aus den ent
sagen, er kann ja einen Antrag auf Rückzah- sprechenden Vorschriften. Es muß der Be
lung dieses Guthabens stellen. Aber unter stätigungsvermerk beigebracht werden. Das 
Umständen verzögert sich die Erledigung die- ist eine Selbstverständlichkeit, die sich bei 
ses Antrages wegen erforderlicher Rückfragen jedem derartigen Unternehmen als notwendig 
oder aus anderen Gründen, und hier ist dann erweist. 
also eine sehr wesentliche Ungleichheit zwi
schen Staat und Staatsbürger gegeben, indem 
der Staat für seine Außenstände die Verzin
sung verlangen kann, der Staatsbürger aber 
nicht. 

Daß auch die in diesem Bericht wieder 

Dann kommt die Prüfungskommission, die 
alljährlich einen Prüfungsbericht zu machen 
hat, wobei die Frage des Zeitpunktes ja be
kanntlich hier leidenschaftliche Debatten aus
gelöst hat. 

urgierte Reform des Haushaltsrechtes bis zum Schließlich gibt es noch den Rechnungshof. 

heutigen Tage nicht stattgefunden hat, wurde Also eine dreifache Uberprüfung, die natürlich 

bereits gesagt. mit sehr beträchtlichen Kosten verbunden ist. 

Auf Seite 1 1 9 des Berichtes finden wir eine 
sehr instruktive Zusammenstellung über die 
Entwicklung der Staatsschuld. Während die 
Schuldquote für jeden Einwohner Osterreichs 
im Jahre 1 957 noch 1549 S betrug, beträgt 
sie Ende 1 969 6 1 64 S. In Prozentsätzen aus
gedrückt hat sie sich also von 100 auf 398 Pro
zent erhöht, sie hat sich vervierfacht. Das ist 
eine Entwicklung, die zu denken gibt, die 
ja in der Zwischenzeit nicht abgestoppt wurde 
und die nicht unbegrenzt fortgesetzt werden 
kann. 

Das gleiche gilt für die Ubernahme von 
Haftungen durch den Bund, die in derselben 
Zeit von 12 Milliarden auf 42 Milliarden 
gestiegen sind. 

Ich komme nun zu einem Thema, das in 
diesem Bericht des Rechnungshofes sehr aus
führlich behandelt worden ist, und das ist 
der Osterreichische Rundfunk, ein Unter
nehmen, mit dem sich das Hohe Haus im 
Laufe dieses Jahres schon verschiedentlich 
sehr eingehend befaßt hat. 

Wir Freiheitlichen bekennen uns zu den 
Grundsätzen, die in der Rundfunkreform 
seinerzeit gesetzgeberisch niedergelegt wur
den, und wir glauben auch, daß diese Reform 
aus einem Proporzunternehmen, das sich in 
einem furchtbaren Zustand befand, ein Unter
nehmen gemacht hat, an dem sicherlich sehr 
viel zu kritisieren ist, das aber doch unseren 

Wir glau'ben sicheJilich, daß eine sehr sorg
fältige Prüfung der Gebarung eines derartigen 
Unternehmens erforderlich ist, würden aber 
meinen, daß hier überhaupt die Frage der 
Prüfung von Unternehmen des Staates einer 
allgemeinen Regelung zugeführt werden 
müßte, weil nicht einzusehen ist, warum bei 
dem einen Staatsunternehmen - und das ist 
ja der Osterreichische Rundfunk - eine Prü
fung in dieser Form, bei dem anderen Staats
unternehmen wieder ein anderer Weg gewählt 
wird. Das ist das eine. 

Das andere ist, daß wir uns darüber im 
klaren sein müssen, daß der Gesetzgeber dem 
Osterreichischen Rundfunk Aufgaben zugewie
sen hat, die für die Rundfunkgesellschaft 
eines kleinen Landes, wie es Osterreich ist, 
eigentlich eine zu große Belastung darstellen. 
Denn zwei Fernsehprogramme und drei Rund
funkprogramme werden Sie bei keinem 
Siebenmillionenstaat in der Welt finden, schon 
gar nicht als gesetzliche Vorschrift. 

Das Unternehmen ist diesem Auftrag weit
gehend nachgekommen. Es ist aber klar, daß 
dies sehr hohe Kosten mit sich gebracht hat. 
Sicherlich wäre al1!z'ustreben, möglichst nied
rige Teilnehmergebühren zu erreichen. Man 
muß sich aber darüber im klaren sein, daß, 
wenn das Unternehmen erreichen soll, daß 
man in ganz Osterreich zwei Fernsehpro
gramme sehen und drei Rundfunkprogramme 
hören kann, das sehr hohe Aufwendungen 

279 
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mit sich bringt in Anbetracht der geographi- hier nicht jene Ergebnisse zeitigt, die erfor-
. sehen Gestaltung unseres Landes. derlich wären. Dadurch ergibt sich audl, daß 

Wenn in diesem Bericht aufscheint, daß die die Steuerleistung nicht jene ist, die ähnliche 

Leitung des Osterreichischen Rundfunks bei Unternehmungen in anderen Staaten erbrin

versdliedenen Punkten darauf hingewiesen gen, und dadurch ergibt sich wieder, daß hier 

hat, daß die Einhaltung der gesetzlichen Vor- jene Lücke im Staatshaushalt besteht; und 

schriften nur schwer durchführbar wäre, so aus diesem Grunde verweise ich auf diesen 

glauben wir mit dem Rechnungshof, daß dieser Punkt besonders, der das von Jahr zu Jahr 

Standpunkt nicht richtig ist. Denn wenn im steigende Defizit mit sich bringt, das natürlich 

Gesetz etwas vorgeschrieben ist, dann ist es nur entweder durch Steuererhöhungen oder 

natürlich erforderlich, daß sich die Leitung durch Aufnahme weiterer Schulden abgedeckt 

des Unternehmens an diese Vorschriften hält, werden kann, natürlich nicht allein durch 

wie etwa im Falle der Ausschreibung der diesen Punkt, aber es ist einer der wesent

Dienstposten, ein Punkt, wo der Rechnungs- lichen Punkte, wo die Struktur des öster

hof die Leitung des Unternehmens beanständet reichischen Staatshaushaltes sehr wesentlich 

hat. beeinträchtigt wird. 

Im Beridlt des Rechnungshofes ist ein rich- Wir glauben daher, daß wir mit dem Bericht 

tiger Hinweis enthalten, wenn hier gesagt des Rechnungshofes für das Jahr 1 969, obwohl 

wird, daß in der Frage des Werbefunks eine er sidl mit der Gebarung einer Regierung be

Art Jahresausgleich bei der Begrenzung er- sdläftigt, die nidlt mehr besteht, einen guten 

forderlich wäre, weil ja bekanntlich der Uberblick über die Lage bei vielen Dienst

Werbebedarf der Wirtschaft j ahreszeitlichen stellen und Unternehmungen der Republik 

Schwankungen unterliegt. Auch hier würde Osterreich erhalten haben. 

es nach meiner Auslegung keiner Änderung Wir hoffen, daß die betreffenden Dienst
des Gesetzes bedürfen. Wenn man sie für stellen und Unternehmungen aus diesem Be
erforderlich hielte, müßte die Leitung des richt und aus den in ihm enthaltenen Bean
Osterreichischen Rundfunks auf derartige Not- standungen .:-.- nicht wie im Punkt 14 als 
wendigkeiten aufmerksam machen. negatives Beispiel angeführt - die erforder-

Zusammenfassend darf idl also zu der Frage lichen Konsequenzen ziehen werden, und stim

des Osterreichischen Rundfunks sagen: Ich men in diesem Sinn dem Berichte gerne zu. 

glaube, daß gegenüber der Zeit vor der Rund- (Beifall bei der FPO.) 

funk reform eine erhebliche Besserung einge- Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
treten ist, daß das Unternehmen heute den ist der Abgeordnete Dr. König. Ich erteile es 
Anforderungen der modernen Zeit entspricht. ihm. 
Wenn der RechnungSlhoJJbericbt viele Punkte ' 
aufzeigt, an denen Krit1k geübt werden kann, ��geordneter DDr. König (OVP) : Herr 

so sind das Punlkte, von denen wir hoffen, daß Prasldent ! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 

das Unternehmen entsprechend AbhUfe schaf- Damen und Herrenl Herr Abgeordneter Zeil

fen wird, es sind ferner Punkte, die in ähnli-
linger hat eingangs seiner Ausführungen 

eher Art bei den meisten Priilfungen 'Von Unter- darauf
. 
hinge�iesen, daß �n diesem Bericht 

nehmungen, die in der Hand des Staates lie- sehr VIel BrIsanz steckt, Ja daß in diesem 

gen, vorkommen. Bericht eigentlich - ich wiederhole seine 
Worte - so mancher Skandal zutage tritt. 

Dessenungeachtet sind wir natürlich dafür, 
daß auch hier den Anregungen und Wünschen 
des Rechnungshofes Rechnung getragen werde 
und daß es nicht bei den Feststellungen in 
dem Bericht sein Bewenden hat, ohne daß 
etwas geschieht. 

Abschließend darf ich noch einige Worte 
zum Inhalt des Berichtes bezüglich Ver
mögensstand und Ertragslage der verstaat
lichten Unternehmungen sagen. Nach den 
Feststellungen des Berichtes betrug das 
Nominalkapital im Jahre 1969 6,7 Milliarden 
Schilling. Der damalige Ertrag bedeutet eine 
Verzinsung des Gesellschaftskapitals von 
1 ,9 Prozent und eine solche des Reinver
mögens von 0,9 Prozent. Das ist ein ziffern
mäßiger Beweis dafür, daß der Kapitaleinsatz 

Ich kann ihm in dieser Frage nur beipflichten. 

Ich muß allerdings doch einer Feststellung 
entgegentreten, um, Herr Kollege Zeillinger, 
der Wahrheit die Ehre zu geben. Ich glaube, 
Sie werden mir zustimmen müssen, wenn ich 
feststelle, daß von einer Verzögerung bei der 
Behandlung des Rechnungshofberichtes oder 
gar von einem bewußten Abschneiden der 
Debatte jedenfalls seitens unserer Fraktion 
nicht die Rede war und daß auch kein der
artiger Versuch gemacht wurde. 

Wenn heute die Sitzung zur Mittagszeit 
beendet wird - die Debatte wird also voll 
abgeführt werden können -, so geht das 
auLeinen einstimmigen Beschluß der Präsidial
konferenz zurück. E� wäre durchaus möglich, 
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diese Debatte, wenn es gewünscht wird, 
nächste Woche fortzuführen. 

Wenn eine Begrenzung überhaupt einge
treten ist, dann durch den Auflösungsbeschluß, 
der das Haus in seiner Arbeitsfähigkeit unter 
Druck. setzt. Man kann aber keinesfalls sagen, 
daß von irgendeiner Seite der Versuch ge
macht worden wäre, die Dinge zu unter
drücken, die der Rechnungshof mit sehr viel 
Berechtigung festgestellt hat. 

Auch einer zweiten Feststellung muß ich 
entgegentreten, nämlich der Behauptung, daß 
dieses Haus dem Rechnungshof jene Beamten 
verweigere, die notwendig wären, damit er 
seine Arbeit ordentlich ausführen kann. 

Ich darf in diesem Zusammenhang an die 
Ausführungen des Herrn Präsidenten Doktor 
Kandutsch erinnern, der im Ausschuß mit 
Dank an das Haus festgestellt hat, daß es 
nunmehr nach den vielen Jahren, in denen 
man für die Personalwünsche weniger Ver
ständnis gezeigt hat, doch möglich war, die 
notwendigen Aufstock.ungen vorzunehmen, 
und daß damit in der Zukunft auch eine 
Verkürzung der Prüfungszeiträume möglich 
sein wird. 

Ich glaube, daß das für das Haus eine An
erkennung ist, weil wir darauf angewiesen 
sind, daß der Rechnungshof in vernünftigen 
Abständen seine Prüfungen durchführen kann. 
Der Vorwurf gegenüber dem Haus, es würde 
dem Rechnungshof die notwendigen Beamten 
verweigern, geht jedenfalls heute fehl. 

Im möchte, bevor ich mich mit zwei Be
reichen des Berichtes beschäftige, die man 
geradezu als Beispiele dafür gegenüberstellen 
kann, wie Sie ihier die objektive Kritik des 
Rechnungshofes demonstrieren, meinen Dank 
und den meiner Fraktion an die Beamten 
des Rechnungshofes damit verbinden, die 

das glaube ich nach gründlichem 
Studium des Berichtes im Unterausschuß und 
im Ausschuß sagen zu können - dem Haus 
tatsächlich das zur Verfügung gestellt haben, 
was wir brauchen: eine zwar kritische, aber 
objektive Grundlage, objektiv auch in der 
Hinsicht, daß auch das anerkannt wurde, was 
seitens der betroffenen Ressorts an positiven 
Maßnahmen hinsichtlich früherer Beanstan
dungen des Rechnungshofes vorgenommen 
wurde. 

Zwei Paradefälle für die positive und die 
negative Kritik stellen der Rundfunk und die 
Bundesbahnen dar. 

Kollege Ulbrich hat darauf hingewiesen, 
man möge doch daran denken, daß es sich 
bei den Vorwürfen, die Kollege Neuner gegen
über der Bundesbahnleitung erhoben hat, um 
Vorwürfe handle, die die Zeit des Herrn 
Ministers Weiß betreffen. Ich muß das richtig
stellen und dieser Feststellung entgegenhal
ten, Herr Kollege Ulbrich, daß sich der Rech
nungshofberimt auf die Einschau der Jahre 
1 966 und Anfang 1967 bezieht. In dieser Zeit 
war also Herr Minister Weiß gerade im Amt 
und hat die Mißstände, die dort festzustellen 
waren, abgestellt. Genau das hat er getan. 

Es war nämlich Minister Weiß, der die 
Kommission eingesetzt hat, um die unzulässi
gen Nebenbesdläftigungen zu prüfen und ab
zustellen. Es war Generaldirektor Dr. Kalz, 
der sofort verfügt hat, daß die Neben
beschäftigungen einer Uberprüfung zu unter
ziehen sind. Es war auch unter Direktor Kalz, 
als die vom Rechnungshof zu Recht als über
flüssig bezeichnete ZG eingestellt wurde. 

Auch das muß man sagen, denn es ist ein 
großer Unterschied, ob ein Minister, dem Sie 
nun unterstellen, es hätten sicb in seiner Zeit 
Mißstände ereignet, hier Abhilfe geschaffen 
hat oder ob es so ist, daß sicb diese Dinge 
erst unter seiner Zeit ereigneten. 

Ich mödlte in diesem Zusammenhang auch 
auf den Mißstand zu sprechen kommen, den 
Sie hier besonders angezogen haben, nämlim 
auf die Frage der unbefugten Nebenbeschäfti
gungen. 

Sie haben darauf hingewiesen, daß eine 
Kommission eingesetzt wurde, die keinen 
strafrechtswidrigen Tatbestand festgestellt 
hat. Das ist schon richtig. Aber, Herr Kollege 
Ulbrich, selbst wenn kein strafbarer Tat
bestand festgestellt werden konnte, muß ich 
Sie doch fragen: Wie würden Sie, wenn Sie 
verantwortlich wären, die Tatsache beurtei
len, wenn Abteilungsleiter gleichzeitig Pro
jekte genehmigen, die sie als Konsulenten 
selbst ausführen und selbst einreichen, und 
wenn sie sie schon nicht selbst genehmigen, 
so durch ihre Untergebenen genehmigen las
sen, wie würden Sie hier dieses Nahever
hältnis mit der Dienstpragmatik und den 
Vorschriften der Bundesbahnen in Einklang 
bringen? Wie würden Sie es in Einklang brin
gen, wenn diese Abteilungsleiter ihnen unter
stellte Beamte separat besolden, damit sie in 
der Dienstzeit für ihren Chef als privaten 
Auftraggeber Aufträge durchführen? 

Es ist recht interessant festzustellen - zu Ich bin der Meinung, daß das mit der 
dieser Meinung kommt man, wenn man sidl Sauberkeit der Verwaltung nicht in Einklang 
hier gleiche Punkte der Kritik ansieht -, zu bringen ist. Ich bin der Auffassung, daß 
wie ganz verschieden seitens der zuständigen hIer Generaldirektor Kalz und Minister Weiß 
Leitungen reagiert wurde. das einzig Richtige getan haben, nämlich diese 
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Nebenbeschäftigungen einer rigorosen Prü
fung zu unterziehen. (Zwischenruf des Abg. 
U 1 b r j c h.) Es ist herausgekommen, eine 
ganze Reihe, Herr Kollege Ulbrich, ist unter
sagt worden, Hier lese ich, daß allein in 
der Baudirektion, in der ZG, 34 Prozent der 
Beschäftigten Nebenbeschäftigungen hatten, 
im Hochbau waren es 40 Prozent. 

Herr Kollege ! Gleichzeitig weist der Rech
nungshof darauf hin, daß eine ganze Reihe 
von Zivilarchitekten eingestellt wurde, um 
die Arbeit zu machen, für die offensichtlich 
die hauptamtlich angestellten Bediensteten 
keine Zeit hatten. 

Allein bei der Mariannengasse hat man nur 
für die Vorplanungsarbeiten für das Verwal
tungsgebäude 600.000 S an Zivilarchitekten
honoraren ausgegeben, weil die bundesbahn
eigenen Beamten offensichtlich mit anderen 
Dingen beschäftigt waren. 

Daß hier durchgegriffen wurde, ist dem 
Minister Weiß und dem Generaldirektor Kalz 
zu verdanken. Ich glaube, daß der Rechnungs
hofbericht den Anlaß gegeben hat, endlich 
diese Dinge aufzugreifen. Daher gebührt dem 
Rechnungshof unser Dank, 

Kollege Ulbrich wies auch darauf hin, man 
müsse doch zur Kenntnis nehmen, daß einfach 
mehr Beamte notwendig sind. Ich muß Ihnen 
entgegenhalten - ich beziehe mich wieder 
auf den Rechnungshof -, daß es sehr ent
scheidend ist, wo man die zugegebenermaßen 
nur in geringem Umfang vorhandenen Mittel 
einsetzt. 

Das, was man zur Zeit sozialistischer Mini
ster für Rationalisierungsaufwendungen bei 
den Bundesbahnen eingesetzt hat - vor mir 
liegen die entsprechenden Zahlen -, waren 
lächerliche Beträge, Beträge zwischen 5 und 
40 Millionen. Selbst für das heurige Jahr, für 
191 1 ,  sind es nur 1 34 Millionen. Das ist falsche 
Zweckwidmung! 

Denn wie anders soll man dem Personal
engpaß, der durch die Arbeitszeitverkürzung 
zugegebenermaßen verstärkt wird, begegnen 
als dadurch, daß man gerade dort die Gelder 
einsetzt, wo man personalsparende Rationali
sierungen durchführen kann? Statt dessen hat 
man das Geld für Prunkbauten verwendet. 
So schön es ist, daß wir in Osterreich allent
halben wieder moderne Bahnhöfe haben, so 
stellt sich eben doch die Frage, wenn wir 
uns mit unserem Nachbarland vergleichen, 
wo hier Schwerpunkte zu setzen sind. Sie 
haben dem Kollegen Blenk vorgehalten, daß 
er sich für den Verschubbahnhof WoHurt 
einsetzt. Ich darf Ihnen sagen : Sowohl der 
Zentralverschubbahnhof in Wien als auch der 

in Wolfurt sind weit wichtiger als jeder 
Repräsentativbau. Es mutet geradezu grotesk 
an, wenn der Rechnungshofbericht schreibt, 
daß der Herr Bundesminister - ich glaube, 
Probst war es, ich bitte mich nicht zu steinigen, 
aber ich glaube, es stimmt, ich werde gleich 
nachsehen - im Mäz;z 1 966 an der Fass'ade des 
Wiener Franz-Josefs-Bahnhofes eine große 
Tafel anbringen ließ, der zu entnehmen war, 
daß die OBB hier gemeinsam mit einer pri
vaten Unternehmung einen neuen Bahnhof 
und ein neues Einkaufszentrum bauen werde. 
Im Jänner 1961, schreibt der Rechnungshof, 
wurde diese Tafel, die rund 1 2.000 S gekostet 
hat, wieder abmontiert, ohne daß irgendwelche 
konkrete Baumaßnahmen stattgefunden hät
ten. Wenn das nicht bloße Wahlwerbung war, 
dann frage ich mich , wozu die 1 2,000 S sonst 
gedient hahen. Das ist nur ein Beispiel für 
viele, wie hier Repräsentationsaufwand vor 
personalsparendem Rationalisierungsaufwand 
gestellt wurde, Wenn man dann argumentiert, 
daß der Rechnungshof zu Unrecht diese Vor
würfe erhebt, dann weiß ich nicht, wozu denn 
der Rechnungshof berufen wäre. (Abg. 
S e  k a n i n a: Erinnern Sie sich an die Tafeln 
Ihres Bautenministers!) Herr Kollege Seka
nina l Wenn ein Bau von der Gemeinde Wien 
errichtet wird, dann steht selbstverständlich 
eine Tafel dort. (Abg. S e  k a n i n a: Monate
lang sind sie dort gestanden, und es wurde 
nichts getan!) Herr Sekanina! Wenn Sie heute 
ein Unternehmen leiten und nur beschränkte 
Mittel haben, wenn Sie wissen, daß der 
Personalaufwand explosiv steigt, dann haben 
Sie als verantwortlicher Leiter die Pflicht, die 
Mittel so einzusetzen, wie es jetzt auch durch 
das Bundesbahngesetz, das vorschreibt, auf 
Wirtschaftlichkeit zu achten, gefordert wird. 

Da hat der Herr Kollege Ulbrich gesagt, 
das ist ein "Traumbüchl" . Herr Kollege 
Ulbrich, ich darf Ihnen die Äußerung Ihres 
eigenen Verkehrsministers entgegenhalten, 
der auch in der Budgetdebatte bestätigt hat, 
daß Minister Weiß mit seiner Politik erst das 
Tor zu einer europäischen Verkehrslösung 
aufgestoßen hat. Vor Weiß gab es kein 
Generalverkehrskonzept. Minister Frühbauer 
hat die ständige Kommission, die unter Seidel
mann eingesetzt worden war, weitergeführt, 
weil sie vernünftig war, weil das der erste 
Schritt zu einer konzeptiven Arbeit auf dem 
Sektor der Bundesbahn war. Also man möge 
das nicht mit einem "Traumbuch" abtun. 

Noch ein Wort in dem Zusammenhang: Sie 
haben die FreihausgrÜllde kritisiert. Sie haben 
darauf hingewiesen, daß es unwirtschaftlich 
gewesen wäre, die Freihausgründe der Techni
schen Homschule abzutreten, Sie haben im 
gleichen Atemzug aber gesagt : Bei den Neben-
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bahnen müsse man nicht nur auf die Wirt
schaftlichkeit sehen, sondern auch auf die son
stigen Umwelt bedingungen. Da gebe ich Ihnen 
recht. Aber auch bei der Gründung und Aus
dehnung von Universitäten, die ja im Stadt
kern liegen müssen, . . . (Abg. U 1 b r i c h: 
Aber doch nicht aui Kosten der Bundes
bahnen!) Das ist eine Verpflichtung des Bun
des, Herr Kollege Ulbrich, das ist eine Ver
pflichtung des Bundes! Man kann nicht von 
Schwerpunktförderung sprechen und dann die 
Universitäten nicht ausbauen. (Abg. U 1-
b r i c h: Verschenken kann man es doch 
nicht! Daß der Ressortchei einen Orden kriegt 
auf Kosten der Bundesbahn!) 

Seit Jahren hören wir, daß die Gemeinde 
Wien darüber verhandelt, die Gründe des 
Allgemeinen Krankenhauses für den Ausbau 
der Universität zur Verfügung zu stellen. Ja, 
ich muß schon sagen: Wenn man die Universi
tätsausbildung, wenn man die Homsdmlaus
bildung, wenn man die Bildung überhaupt 
als Schwerpunkt ansieht - Ihre Partei hat 
sich dazu bekannt -, dann muß man auch 
die Voraussetzungen schaffen. Wenn die 
Bundesbahn dadurch geringere Preise erzielt, 
dann kann das auf andere Weise wettgemacht 
werden (Abg. U 1 b r i c h: Der Bundesbahn 
legen Sie die kaufmännische Geschäftsfüh
rung auf, aber Ihr Herr Dr. Weiß hat da 
ganz plötzlich den Grund verschachert!), 
so wie auch unter Minister Weiß die Pensions
lasten wenigstens zur Hälfte abgegolten wor
den sind, während im jetzigen Budget der 
Anteil beträchtlim gesunken ist. Es gibt also 
Wege, wenn man will , ohne daß man sich 
deshalb gegen den Ausbau unserer Hoch
smulen stellt. (Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Kollege Ulbrim ! Sie haben auch darauf 
hingewiesen, daß es bei der Bundesbahn des
halb einfach unmöglich ist, Personal einzu
sparen, weil "wo kein Geld ist",  wie Sie 
sagten, "ka Musi ist". Der Satz stimmt zwar. 
Aber ich darf Sie darauf hinweisen, daß der 
Rechnungshof hier schreibt, daß jahrelang 
10 Millionen Schilling, die die Post - jahre
lang - im Zuge des Ausbaues des Bahnhofes 
beim AEZ der Bundesbahn überweisen sollte, 
von den Bundesbahnen nicht geltend gemacht 
wurden, weil sie einfach darauf vergessen 
haben. Das schien also offensichtlich in der 
Finanzabteilung nicht auf. 

Nun, das Groteske kommt noch. Eben dieser 
Bau beim AEZ wurde aber mangels Mittel 
mehrmals unterbrochen, wodurch sich dieser 
Bau wesentlich verzögert hat. Schließlich hat 
man festgestellt, daß die Post andere Spezi
fikationen braucht, hat die Rampe wieder ab
gerissen, hat die Decken verstärkt und wesent
liche Mehrkosten gehabt. Wenn Sie nun mei
nen, daß das zu einer ordentlichen Geschäfts-

führung gehört, dann muß ich sagen, hier 
hat der Rechnungshof mit vollem Recht auf
gezeigt, daß hier Versäumnisse vorliegen, von 
denen man nur hoffen kann, daß diese Debatte 
dazu führt, daß sie in Zukunft nicht mehr 
vorkommen. (Zustimmung bei deI OVP. -
Abg. U 1 b I i c h: Wann habe ich das Gegenteil 
von dem behauptet, was Sie jetz t sagen? Sie 
dichten!) Ich dichte nicht, sondern Sie haben 
behauptet, "wo kein Geld ist, dort ist ka 
Musi".  Ich habe Ihnen bewiesen, daß das 
Geld vorhanden gewesen wäre, daß man nur 
aufs Kassieren vergessen hat und in der 
Zwischenzeit dadurch nicht weiterbauen 
konnte und Mehrkosten hatte. 

Wenn Sie nun vergleichsweise den ORF 
hernehmen : Auch der ORF hat mit denselben 
Schwierigkeiten zu kämpfen, auch der ORF 
hat die Schwierigkeit, daß er zusätzlich durch 
die Arbeitszeitverkürzung betroffen ist. Aber 
beim ORF ist eine Hypertrophie der Uber
stunden vermieden worden, beim ORF war 
es möglich, Rationalisierungen durchzuführen, 
und beim ORF haben wir ein funktionierendes 
Rechnungswesen und, wie schon ausgeführt 
wurde, doppelte Kontrollen. Da liegen die 
doppelten Kosten, wobei man sich fragen muß, 
ob in Zukunft eine doppelte Kontrolle durch 
die §-1 4-Kommission und den Rechnungshof 
wirklim zweckmäßig ist. Ich weiß, daß es 
hier verschiedene Meinungen gibt, aber 
im glaube, daß die Rechnungshofprüfung 
tatsächlich in der Lage wäre, auch hier dem 
Erfordernis der Sauberkeit der Gebarung 
genüge zu tun. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, 
daß der ORF das Problem der Dienstwagen 
durch ständigen Kontakt mit Funktaxis zu 
einer Zeit gelöst hat, wo der Herr Bundes
kanzler für die Bundesregierung diese An
kündigung erst gegeben hat und in der 
Zwischenzeit auf meine Frage darauf hinge
wiesen hat, daß man das Problem erst im 
Ausland studieren müsse. Hier beim ORF 
- man braucht gar nicht ins Ausland gehen -
wäre die Möglichkeit gegeben, sich anzusehen, 
wie so etwas funktioniert, wobei ich dachte, 
das wäre eigentlich geschehen, bevor der Herr 
Bundeskanzler eine solche Ankündigung in 
der Presse macht. 

Wenn ich mir den ORF in seiner Gebarung 
ansehe, dann fällt mir noch etwas auf, was 
wert ist, hier festgehalten zu werden, etwas, 
was gerade von Ihrer Seite im Unterausschuß 
kritisiert wurde: Nämlich die Co-Produk
tionen. Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
es verdient gesagt zu werden, daß es hier 
der initiativen Führung des ORF möglich war, 
von 1 Million Einnahmen aus der Co-Produk
tion im Jahre 1 969 auf 70 Millionen im Jahre 
1911 zu kommen. Wenn das ni mt in Zeiten 

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 53 von 167

www.parlament.gv.at



4028 Nationalrat XII. GP. - 51. Sitzung - 9. Juli 1971 

DDr. König 

steigender Preise und steigender Anforderun
gen an die Fernsehproduktionen ein echter 
Erfolg der Geschäftsführung ist, dann weiß 
ich nicht, wo der Erfolg liegen soll. Das ver
dient auch gewürdigt zu werden, und ich muß 
sagen, es ist bezeichnend, daß der Rechnungs
hof hier in seiner Kritik auch objektiv genug 
war, um Leistungen, wenn sie vorliegen, zu 
würdigen. 

Noch ein Wort zu den Werbegebühren. Es 
ist gerade gestern wieder bei der Debatte 
über das Preisregelungsgesetz von Ihrer Seite 
her der Vorwurf erhoben worden, daß man 
hier doch eine Kontrolle ausüben müsse. Ich 
weiß, daß gerade die Werbekosten Anlaß zur 
Kritik waren. Aber, meine Damen und Herren, 
wenn Sie sachlich und nüchtern prüfen: Wenn 
wir steigende Kosten in allen Bereichen haben 
und diese natürlich auch im ORF zu ver
zeichnen haben, wenn wir andererseits nicht 
wollen, daß die Fernseher und Radiohörer 
mit höheren Gebühren belastet werden, 
welche Möglichkeit besteht dann? Entweder 
die Sendezeiten für Werbefunk auszudehnen 
oder durch Erhöhung der Gebühren höhere 
Einnahmen zu erschließen, die nicht die Fern
seher und die Hörer belasten. Man muß hier 
fair sein. Sie haben es j a  bei der Autohaft
pflichtversicherung gesehen, es ist eben auch 
einer Regierung nicht möglich, einfach zu 
sagen: Stopp ! Aus ! Es darf nicht mehr werden! ,  
wenn die wirtschaftlichen Gegebenheiten dem 
widersprechen. 

Es hat der Kollege Benya vor einem halben 
Jahr ein sehr mutiges Wort gesprochen, als 
er sagte : Man muß wirtschaftlich unvermeid
lichen Erhöhungen auch ins Auge sehen. Ich 
schließe mich dem an, und ich würde meinen, 
daß man darüber hinaus den wirtschaftlich 
vernünftigsten Weg zur Lösung finden muß, 
und das möge man auch beim ORF bedenken. 
Ich glaube, daß bei einer sachlichen Betrach
tung dieses Problem ernsthaft überlegt wer
den muß und daß man dabei auch zu einer 
für die Hörer und Seher befriedigenden 
Lösung kommen kann. 

Ein Wort noch zur ONORM. (Abg. S t r ö e r: 
Jetzt kommt er zwei Minuten länger ins Fern
sehen bei dieser Laudatio!) Herr 
Kollege Ströer, wenn Sie gehört hätten, was 
hier im Unterausschuß seitens Ihrer Fraktion 
an Vorwürfen gegen den ORF gekommen ist 
und wie ein Vorwurf nach dem anderen wider
legt werden konnte, dann würden Sie nicht 
sagen, daß das eine Laudatio ist. (Abg. 
S t r ö e r: Darüber könnten wir länger reden, 
aber wir wollen die Sitzung nicht auf
halten! - Abg. W e i k h a r t: S.O ein Blöd
sinn! - Abg. Dr. M u s' s il: Blödsinn? Aber 
verehrter Herr Staatssekretär!) 

Es ist im Rechnungshofausschuß darüber 
Klage geführt worden, daß der ORF nicht 
ONORM-gerecht ausgeschrieben hätte. Es 
wurde dort jedoch dargetan, daß nach der 
Rundfunkreform aus der Situation heraus, weil 
damals die Unterlagen einer ordentlichen 
Buchführung mangelhaft waren, Kostenver
gleiche nur in geringem Umfang möglich 
waren und man vor der Situation stand, dieses 
Rechnungswesen auszubauen und dadurch 
nicht sofort in der Lage war, alle Kosten
vergleiche durchzuführen. Das wurde zuge
geben und für die Zukunft zugesagt, daß man 
sich bei Ausschreibungen dar an halten werde. 

Wie aber sieht es bei der Bundesbahn aus? 
Bei der Bundesbahn, meine Damen und Her
ren, wurde in wiederholten Fällen die ONORM 
bei der Ausschreibung nicht eingehalten. Ja 
es ging so weit, daß auf Grund voreiliger 
Ausschreibungen, die damit motiviert wurden, 
daß man nicht die Zeit hatte, um genau zu 
planen, später Umplanungen und Mehrkosten 
entstanden sind. Und nachher hat man dann 
gesagt: Wir haben diese Mehrkosten unver
meidlicherweise in Kauf nehmen müssen, weil 
die Umplanungen erforderlich waren. 

Ich muß sagen, man muß auch hier mit 
gleichem Maß messen, dann ,wird man fest
steHen, daß das, was ich über den ORF ge
sagt habe, keine unbillige Laudatio ist, son
dern einfach ein realer Vergleich, wie man 
es auch und besser machen kann. 

Ein letztes Wort noch zum zusätzlichen 
Personal. Es ist das allenthalben sicherlich 
ein sehr ernstes Problem. Wenn der Kollege 
Ulbrich 'gesagt hat, daß unser Kollege Doktor 
Bauer da,für plädiert habe, daß man in der 
Justiz ausreichend Personal haben müsse, um 
der Rechtsprechung auch die Möglichkeit zu 
geben, den neuen gesetzlichen Erfordernissen 
nachzukommen, dann ist das sicherlich richtig. 
Und wenn man sowohl von Ihrer als auch von 
unserer Seite zu Recht darauf hingewiesen hat, 
daß man in der Unterrichtsverwaltung mehr 
Personal brauche, so ist das audl richtig. 

Dennoch, Kollege Ulbrich, muß ich sagen : 
Auch in der Zeit der OVP-Alleinregierung 
ist auf dem Sektor Unterrichtsverwaltung ein 
er'höhter Personalibedarf gegeben gewesen. 
1 700 Lehrer sind zusätzlich eingestellt worden, 
und dennoch war es möglich, durch Umschich
tungen die Zahl der Dienstposten um 3000 
und schließlich insgesamt um 5000 zu ver
kürzen. 

Man muß das auch sehen, denn es wal 
früher nicht anders als heute, und es kommt 
nur darauf an, ob ich auch die Bereitschaft 
habe zu Umschichtungen, oder ob ich nur 
den einfachen Weg gehe, Dienstposten zu ver;.. 
mehren . . . (Abg. U I b r i c h: 4 Dienstposten in 
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vier Jahren!) 5000 Dienstposten! Sie haben 
jedenfalls 3000 Dienstposten mehr in einem 
Jahr. Früher ist die Zahl der Dienstposten 
um 5000 verringert worden, obwohl man in 
der Unterrichtsverwaltung die Dienstposten 
um 1 700 erhöht hat. Das sind Zahlen, die man 
nicht hinwegdiskutieren kann, auch wenn sie 
Ihnen unangenehm sind. (Abg. Robert 
W e i s  z: Reden Sie von Dingen, die Sie ver
stehen, aber nicht über solche Themen!) 

Ein letztes Wort. Ich glaube, daß der Rech
nungsho�bericht für das Hohe Haus Anlaß 
sein soll, die wiederholt geäußerten Klagen 
nicht nur Revue passieren zu lassen, sondern 
daraus auch tatsächlich Konsequenzen zu 
ziehen. Es wäre bedauerlich, wenn wir auch 
im nächsten Jahr feststellen müßten, daß das, 
was hier zu Recht kritisiert wurde, auch im 
nächsten Jahr wieder Anlaß zu Beanstandun
gen bieten würde. 

Den Rechnungshofbeamten aber möchte ich 
sagen, sie mögen sich nicht entmutigen lassen, 
diese Feststellungen weiterhin mit der Offen
heit zu treffen, mit der sie diesen Bericht 
vorlegen, weil der Rechnungshof ein Organ 
dieses Hauses ist und das Parlament ein An
recht darauf that, eine objektive und sachliche 
Berichterstattung zu emalten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Verkehrsminister. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich darf 
auf einige Probleme, die im Zusammenhang 
mit der Debatte über den Bericht des Rech
nungshofes in bezug auf die Osterreichischen 
Bundesbahnen und mein Ressort au�geworfen 
wurden, eingehen. 

Herr Dr. Neuner meinte, daß bei der Be
handlung von Dienstvergehen im Zusammen
hang mit der AusÜlbung von Nebenbeschäfti
gungen untßrschiedIich vor,gegangen worden 
wäre, und verwies auf die Beispiele der Aus
übung von Nebenbeschäftigungen tm Bereich 
der Bundesbahndirektion ViUach und der Bau
direktion in Wien. Er meinte, daß man in 
Villach die Kleinen bestraft habe, und die 
Großen in der Generaldirektion 'wären straf
frei ausgegangen. 

Das hat mit groß oder '�lein nichts zu tun, 
Herr AJbgeordneter, sondern das hängt mit 
dem Umstand zusammen, daß bei der Bundes
bahndirektion Villach das Verfahren durch 
den Präsidenten selbst gehandhabt wurde und 
im Ordnungsstrafverfahren die daran beteilig
ten Bediensteten, bei denen es sich auch um 
höhere Beamte handelte, abgestraft worden 
sind, während bei der Generaldirektion dies 

im Wege eines eingeleiteten Dienststrafver
fahrens und der eingesetzten Kommission vor
genommen wurde. 

Obwohl der Dienststrafanwalt weisungs
gebunden ist, wurde mit Zustimmung meines 
Amtsvorgängers dieses Disziplinarverfahren 
eingestellt, 'sodaß es zu dieser unterschied
lichen Behandlung der Bediensteten bei der 
Ausübung von Nebenbeschäftigungen gekom
men ist. 

Auch im Zusammenhang mit der Auflösung 
der Zentralstelle für Großbauvorhaben, Herr 
Dr. König, möchte ich feststellen, daß es 
erst nach sehr langem Widerstand in meiner 
Amtszeit möglich wurde, die Zentralstelle für 
Großbauvorhaben aufzulösen und damit den 
Empfehlungen des Rechnungshofes zu ent
sprechen. 

Uberdies darf ich mitteilen, daß selbstver
ständlich die Osterreichischen Bundesbahnen 
hinkünftig die ONORM A 2050 einhalten 
müssen. Die Generaldirektion der OBB hat 
auch eine diesbezügliche Arbeitsanweisung für 
die Vergabetätigkeit des Baudienstes ausge
arbeitet und damit ebenfaHs den Empfehlun
gen des Rechnungshofes im vollen Umfang 
entsprochen. 

Zum Problem der Nebenbahnen, die immer 
wieder im Rechnungshofibericht aufscheinen, 
darf ich zur Kenntnis hringen, daß die General
direktion der OBB, Betriebsdirektion, dem 
Vorstand einen Abschlußbericht über die 
Untersuchung der Nebenbahnen vorgelegt hat 
und daß in meiner Amtszeit bereits Neben
bahnen eingestellt worden sind und auch 
wahrscheinlich in nächster Zeit noch zur Ein
stellung kommen werden. 

Das Gesamtbukett, das mir nunmehr vom 
Vorstand übermittelt wurde, ist j etzt Gegen
stand von Verhandlungen mit Personalver
tretung und Ge,werkschaft sowie auch mit dem 
Vel1Waltungsrat. 

Ich möchte aber hier offen zum Ausdruck. 
bringen, daß die Diskussion über die Neben
bahnen immer sehr widersprüchlich ist. Einer
seits verweist man darauf, daß der Herr 
Bundesminister und die Osterreichischen 
Bundesbahnen in Er.fütlung des Gesetzesauf
trages - einmal BundeSibahngesetz, anderer
seits Eisellibahngesetz - unwirtschaftliche 
Nebenbahnen einstellen müßten, gleichzeiUg 
wird aber von den Herren Abgeordneten, aber 
auch von den Landespolitikern und Kommunal
politikern immer wieder die Aufrechterhaltung 
dieser Nebenbahnen begehrt. Diesen Wider
spruch zu ,lösen, wird etwas schwierig sein. 

Das gilt genauso für die Ausführungen des 
Herrn Dr. König hinsichtlich der Aufwendun
gen der zur Verfügung stehenden Mittel; 
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primär für Investitionsvorhaben, sekundär für 
Verschönerungsvorhaben, wenn wir die 
Restaurierung oder den Neubau von Baihn
hofS'bauten hier ein1beziehen wollen. 

Aber auch hier sind eben gewisse Forde
rungen nicht zu übersehen, indem die Oster
reichischen Bundes'bahnen, die letztlich als 
Verkehrsunternehmung auch allgemein wirt
schaftlich gesehen und im HiDlblick -auf den 
Fremdenverkehr den Gästen in Usterreich ein 
gewisses Bild geben sollen, nicht nur auf 
dem reinen Betriebsausgabensektor ihre 
Investitionen tätigen können, sondern zum 
Teil, wenn auch in einem geringeren Prozent
satz, für BahI1lhofsbauten. Daß es sich hier 
um keine Repräsentativbauten mit über
höhten Kosten handelt, sondern um Zweck
bauten, davon kann sich j eder selbst über
zeugen. 

Zweifellos ist es richtig, daß die Oster
reichischen Bundesbahnen in den vergangenen 
Jahren zuwenig an Investitionskapital gehabt 
haben und daraus resultierend auch nicht alle 
Möglichkeiten der Rationalisierung aus'schöp
fen konnten. Die Regierung hat sich im ver
gangenen Jahr und auch im heurigen Jahr 
bemüht, entsprechende Mittel für Rationali
sierungsmaßnahmen bereitzustellen, um eine 
Verbesserung auf diesem Sektor 'zu erreichen. 
Die Ergebnisse im Personalstand zeigen, daß 
dieser Einsatz von Investitionsmitteln auch 
positiv seine Früchte trägt, weil es in diesem 
großen Verkehrsunternehmen auch dank der 
Einsat,zfreudigkeit des Personals möglich war, 
in den vergangenen Ja,hren eine entschei
dende Senkung der Personalstandesziffem zu 
erreichen, was auch im Jahre 1 911  seine Fort
setzung findet. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Staatssekretär Veselsky. 
Ich erteile es ihm. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich darf in Vertretung des Herrn Bundeskanz
lers nunmehr auf einige Probleme betreffend 
die verstaatlichte Industrie eingehen. 

Der Herr Abgeordnete Zeillinger meinte, 
man hätte in der Vergangenheit schwache 
Unternehmungen der verstaatlichten Industrie 
unterstützt und die starken ausgehungert. Es 
wurde dabei auch der Fall des Kohlenberg
werkes Fohnsdorf genannt. Ich darf zum Pro
blem Fohnsdorf als wirtschaftspolitisches Ver
säumnis einige Tatsachen anführen, die über 
die Feststellungen des Rechnungshofberichtes 
hinausgehen. 

als 602,5 Millionen Schilling. Davon wurde im 
Wege der Bergbauförderung ein Betrag von 
2 1 1  Millionen abgedeckt ; der Rest mußte vom 
Unternehmen selbst getragen werden. Der Ver
lust beträgt heuer, im Jahre 1 911 , 18 Mil
lionen Schilling. 

Man kann sagen: Hätte man die Beträge, die 
zur Abdeckung der Verluste aufgewendet wor
den waren, dazu verwendet, die Wirtschaft 
dieses Raumes, die Wirtschaft von Fohnsdorf 
und des Gebietes Aichfeld-Murboden, umzu
strukturieren, so würden wir heute nicht vor 
Entwicklungsproblemen in diesem Gebiet ste
hen. Und ich darf Ihnen sagen, daß die GKB 
für die Jahre 1911 bis 1 984 sogar mit weiteren 
Verlusten in der Gesamthöhe von 2 1 60 Mil
lionen Schilling rechnet. 

Ich stimme hier dem Herrn Abgeordneten 
Zeillinger zu und würde sagen, wir haben 
es hier mit wirtschaftspolitischen Versäum
nissen zu tun. 

Die neue Bundesregierung hat aber alles 
getan, um einen anderen Weg zu gehen. Sie 
hat im ERP-Jahresprogramm 1 910/11 dafür 
Vorsorge getroffen, daß 1 00 Millionen Schil
ling an ERP-Mitteln zur Umstrukturierung die
ses Raumes sofort eingesetzt werden konnten. 
Diese wurden dazu verwendet, die Maschinen
fabrik der Alpine in Zeltweg auszubauen ; 
dort werden in Zukunft Einrichtungen für die 
Sicherung des Umweltschutzes hergestellt 
werden können. Die Bundesregierung hat dar
über hinaus eine regionalpolitische Enquete 
für den Raum Aichfeld-Murboden einberufen, 
in Zusammenarbeit mit dem Lande Steiermark 
und der Planungs gemeinschaft Aichfeld-Mur
boden. Ziel dieser Bemühungen ist es nun, 
eine Dynamisierung der Wirtschaft des Rau
mes Aichfeld-Murboden herbeizuführen in 
Richtung einer Ausweitung des Branchenspek
trums der Industrie, in Richtung einer Auswei
tung der FinaUndustrie in diesem Bereich 
im Zuge einer Umstellung beziehungsweise 
Ausweitung der Produktions programme be
stehender Betriebe in diesem Raum. Darüber 
hinaus ist eine grundlegende Verbesserung 
der Verkehrssituation durch den Ausbau der 
Verkehrs-Infrastruktur geplant. 

Schließlich geht es im Rahmen dieser Be
mühungen auch darum, eine Steigerung des 
Wohn- und Freizeitwertes dieses Gebietes 
herbeizuführen. Ich darf Ihnen hier mitteilen, 
daß bereits Kontakte mit ernst zu nehmenden 
Investoren im Gange sind und daß auch hin
sichtlich der Schaffung von Ersatzarbeitsplät
zen unsere Bemühungen bereits einige inter
essante Aspekte zeigen. 

Die Verluste dieses Bergbaues beliefen sich Zum Abgeordneten Zeillinger darf ich noch 
in der Periode 1 962 bis 1 910 auf nicht weniger folgendes sagen: Er nannte auch die BBU als 
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ein negatives Beispiel. In der Diskussion 
wurde dazu schon einiges festgestellt. Ich darf 
sagen, daß gerade die Bleiberger Bergwerks
Union sich als ein Beispiel einer erfolgreichen 
Sanierung erwiesen hat, als Beispiel einer 
erfolgreichen Sanierung insofern, als nunmehr 
niemand mehr daran zweifelt, daß dieses 
Unternehmen existenzfähig ist. Ich glaube, das 
muß hier besonders festgehalten werden. Das 
ist nicht zuletzt das Verdienst eines erfolg
reichen Managements gewesen. 

Zur SGP, die auch angeführt wurde, sei ge
sagt, daß es gelungen ist, die Bilanz zu kon
solidieren, und daß nun die Simmering-Graz
Pauker über den höchsten Auftragsstand seit 
langem verfügen. 

Zu der Feststellung, daß gesunde Unter
nehmungen nichts bekämen, darf ich sagen, 
daß dies für die Vergangenheit richtig war, 
aber nicht mehr für die Gegenwart stimmt. 
Es wurde seitens der OIAG eine Kapital
erhöhung für die VOEST im Ausmaß von 
370 Millionen in den letzten Wochen beschlos
sen, und Böhler bekam eine Kapitalauf
stockung im Ausmaß von 1 75 Millionen Schil
ling. 

Herr Abgeordneter Dr. Keimel sagte : Divi
denden fließen wieder in den Investitions
fonds zurück, - Herr Dr. Keimel hat nicht 
ganz recht, denn mit der OIG-Gesetz-Novelle 
des Jahres 1 970 ist der Investitionsfonds ab
g·eschafft worden. (Abg. Dr. K e i m e  1: Ich 
habe für das Jahr 1969 gesprochen!) Es gibt 
ihn nicht mehr. 

1 968 betrug die Dividendenleistung der ver
staatlichten Unternehmungen 1 73 Millionen. 
- Das ist richtig, das ist dem Rechnungshof
bericht zu entnehmen. Ich darf Ihnen jedoch 
mitteilen, daß 1 97 1  die Dividendenleistung 
auf 402 Millionen Schilling gestiegen ist ; im 
heurigen Jahr ist sogar eine Dividendenlei
stung von 400 bis 500 Millionen Schilling 
zu erwarten. (Beifall bei der SPO.) Bezieht 
man diese Dividendenleistung auf das Grund
kapital, so kommt man auf wesentlich höhere 
Ertragsziffern, als in der Diskussion hier ange
führt wurden. 

Ich darf noch etwas anderes sagen. Es ist 
nicht leicht möglich, daß mit dem Koren-Plan 
im Bereich der verstaatlichten Industrie durch 
Schaffung der OIG Grundsätzliches geändert 
wurde. Der Koren-Plan wurde 1 968 veröffent
licht, die OIAG wurde 1 966 geschaffen, also 
zwei Jahre vorher. 

Eines muß ich allerdings mit aller Entschie
denheit zurückweisen: daß die verstaatlichte 
Industrie ihren Steuerverpflichtungen nicht 
oder nur zum Teil nachkam. Die verstaatlichte 
Industrie ist ein sehr guter Steuerzahler, und 

die Steuerleistungen sind ja dem Rechnungs
hofbericht zu entnehmen. Sie betrugen im 
Jahre 1 968 nicht weniger als 4 Milliarden 
Schilling. Sie stiegen also von 1 963 bis 1 968 
um nicht weniger als 75 Prozent. 

Ich darf noch auf etwas Ihre Aufmerksam
keit lenken: daß nämlich auf Seite 1 1 3  des 
Redmungshofberichtes, Teilzahl 60/2, etwas 
nachzulesen ist, was sehr wichtig ist, daß bei 
einer Steuerleistung der verstaatlichten Indu
strie von 4,8 Milliarden Schilling im Jahre 
1 969 die Steuerrüek.stände nur rund 62 Mil
lionen Schilling betrugen. Darin waren 51 Mil
lionen Schilling Abschlußzahlungen eines ver
staatlichten Großunternehmens enthalten, die 
erst 1 970 fällig und auch pünktlich bezahlt 
wurden. - Das ist hier festzustellen, um der 
Wahrheit die Ehre zu geben. (Abg. Doktor 
N e u  n e r: Wievie1 Lohnsteuer ist da drinnen, 
Herr Staatssekretär?) 

Meine Damen und Herren! Die Bundesregie
rung ist auch keineswegs nach der gegenwärti
gen Gesetzeslage als politische Spitze der ver
staatlichten Industrie anzusehen (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Hoffentlich/), sondern die OIAG 
ist die Spitze. Sie wissen, daß die Bundes
regierung nur die Funktion der Hauptver
sammlung ausübt. 

Ich darf auf die Frage, was zur Struktur
bereinigung im Bereich der verstaatlichten 
Industrie aktuell geschehen ist, aktuelle Tat
sachen anführen. Es ist gelungen, im Bereich 
der Elektroindustrie eine Zusammenführung 
zu erreichen. Sie wissen, daß wir uns in nun
mehr guter Partnerschaft mit dem Siemens
konzern befinden, daß die OIAG selbst die 
Beteiligung von 43 Prozent übernommen hat 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Liegt nicht im Sinne 
des OIAG-Gesetzes/) und daß damit bereits 
ein Teil des Gesetzesauftrages in diesem Be
reich erfüllt erscheint. 

Weiters darf ich Ihnen sagen, daß auch im 
Bereich der chemischen Industrie dem Geset
zesauftrag Folge geleistet wurde. Es gibt nun
mehr eine gewisse Annäherung hinsichtlich 
der Gründung einer gemeinsamen petrochemi
schen Gesellschaft. 

Bezüglich der Frage, was weiter geschehen 
ist, darf ich Ihnen mitteilen, daß der Minister
rat am 7.  Juli dieses Jahres Finanzierungs
grundsätze für die verstaatlichte Industrie be
schloß. Diese Finanzierungsgrundsätze wurden 
vom Herrn Bundeskanzler im Einvernehmen 
mit dem Herrn Finanzminister dem Ministerrat 
unterbreitet. Darin wurde festgestellt, daß 
nach den der Bundesregierung zugegangenen 
Informationen sich für die Jahre 1 97 1  bis 1 975 
im Bereich der verstaatlichten Industrie ein 
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Bruttoinvestitionsvolumen von rund 28 Mil
liarden Schilling abzuzeichnen beginnt. 

Auf Grund dieser Information hat nun die 
Bundesregierung ihre Finanzierungsgrund
sätze formuliert. Sie kommt zu der Feststel
lung, daß über die voraussichtliche Selbst
finanzierung und konsequente Ausschöpfung 
der Fremdfinanzierungsmöglichkeiten hinaus
gehend es sich empfiehlt, nach Prüfung der 
bilanzmäßigen Erfordernisse Eigenkapital
zuführungen in Höhe von insgesamt rund 
2,5 Milliarden Schilling vorzunehmen. (Abg. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
- Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den vor
liegenden Tätigkeitsbericht des Rechnungs
hofes über das Verwaltungsjahr 1 969 zur 
Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m-

Dr. M u s  s i 1:  Um unser Geld!) Die Aufbrin- m e  n. 
gung dieses Kapitals wird im Planungszeit-
raum aus den der OIAG erhöht zufließenden 

Ich unterbreche nunmehr die Sitzung bis 

Dividendeneinnahmen _ also nicht aus Steuer-
Dienstag, den 1 3 . Juli 1 91 1 ,  1 1  Uhr. 

geldern - sowie durch Kapitalmarkttransak- Nach Wiederaufnahme der Verhandlung 
tionen erfolgen. wird in der ,Erledigung der für die heutige 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sitzung ausgegebenen Tagesordnung fortge

Ich glaube, es wäre sicherlich von hohem fahren werden. 

Interesse, würde ich Ihnen weitere Einzel
heiten dieses Finanzierungskonzeptes mittei
len, ich darf aber in Anbetracht der fortge
schrittenen Zeit nunmehr darauf verzichten. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

Die Sitzung wird um 12 Uhr 55 Minuten 
unterbrochen und am Dienstag, dem 13 .  Juli 
1 97 1 ,  um 1 1  Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 13. Juli 1971 
Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit- I der Handelsschranken zwischen dem Geme,in-

zung wieder auf. samen Markt und der Europäischen Freihan
delsassoziation kommen wird. 

2. Punkt: Beridlt des Ausschusses für wirt
schaftliche Integration betreffend den Beridlt 
der Bundesregierung (111-50 der Beilagen) über 
die österr,eichiscbe Integrationspolitik (546 der 

Beilagen) 

Der Bericht ,gliedert sich in folgende Teile : 

In eine Einleitung mit einem a1llgemeinen 
Teil, mit den MaßnaJhmen der Bundesregie
rung und mit Maßnahmen in Zusammenaflbeit 
mit den Sozialpartnern. 

Präsident: Wir behandeln den 2. Punkt der In einem zweiten Teil werden die Erkun
Tagesordnung : Bericht der Bundesregierung 

dungsgespräche und die Verhandlungen über-
über die österreichische Integrationspolitik. sichtlich dar,gestellt. 

Berichterstatter ist Herr A!bgeordneter 
Luptowits. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Luptowits : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Geschätzte Damen und Herrenl 
Die Bundesregierung hat ·am 6. Mai 1 91 1  den 
Bericht der Bundesregierung über die öster
reichische Integrationspolitik mit 'Stand vom 
April 197 1  dem Nationalrat vorgelegt. Der 
Bericht ist übersichtlich gegliedert, klar in 
seiner Aussage und ausführlich dargestellt. 

Ich möchte nur zwei Sätze aus dem aUge
meinen Teil der Einleitung herausheben. Ent
sprechend der Regierungserklärung vom 
29. April 1 910 widmet die österreichische Bun
desregierung den europäischen Integrations
bemühungen ihr ·größtes Interesse. Sie . hofft, 
daß es in absehbarer Zeit zur Uberwindung 

Der dritte Teil befaßt sich mit ,anderen Ge
bieten einer europäischen Zusammenarheit, 
hier vor allem mit der wis,senscha.ftlich-tech
nischen Forschung und einem lJibereinkom
men über ein Europäisches Patenterteilungs
verfahren. 

Lm vierten Teil spricht dieser Bericht von 
der Lösung spezieller Fragen des Handels
vef1kehrs 'zwischen Osterreich und den euro
päischen GemeilßSchaften. 

Dem gegenständlichen Bericht sind foLgende 
Anlagen beigeschlossen : . 

Anlage 1 :  Osterreichisches Memorandum 
vom November 1 969, 

Anlage 2 : · Auszug aus dem Schlußkom
munique der Konferenz der Staats- und Regie-
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rungsdlefs vom 1 .  und 2. Dezember 1 969 in 
Den Haag, 

Anlage 3 :  Text der österreidlisdlen Erklä
rung vom 1 0. November 1 970, 

Anla'ge 4/1 : Allgemeiner Rahmen der Uber
einkunft betreffend EWG-Sektor, 

Anlage 4/2: Rahmen der Ubereinkunft be
treffend den EGKS-Sektor. 

Anlage 5: Erklärung des Präsidenten des 
Rates der EG gegenüber den österreichischen 
Vertretern am 10. Nove.mber 1970, 

Anlage 6: Erklärung des österreichisdlen 
Delegationsleiters vom 5. Jänner 1 97 1 ,  

Anlage 7 :  Chronologie. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
hat den gegenständlidlen Beridlt in seiner 
Sitzung vom 6. Juli 1 971 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen der Abge
ordneten Dr. Karasek, Dr. Mussil, Czernetz, 
Dr. Scrinzi, DDr. Pittermann, Dr. Fiedler, Mit
terer, Koller, Hietl, Landmann sowie des Bun
desministers für Handel, Gewerbe und Indu
strie Dr. Staribacher, des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten Dr. Kirchschlä
ger, des Berichterstatters und des Obmannes 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
die Kenntnisnahme des vorliegenden Berichtes 
zu empfehlen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
stellt somit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle den Bericht der Bundesregierung über 
die österreichische Integrationspolitik samt 
Anlagen (l1l-50 der Beilagen) zur Kenntnis 
nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be
auftragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem zu beantragen. 

Präsident: Danke. 

Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Kein Wider
spruch. Dann gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord
nete Czernetz. Ich erteile es ihm. 

A:bgeordneter Czemetz (SPO) : Hohes Haus ! 
Der vorliegende Bericht der Bundesregierung 
ist vom 6. Mai datiert. Genau zwei Monate, 
nachdem dieser Bericht im Hause eingelangt 
ist, hatten wir Gelegenheit, den Bericht im 
Integrationsausschuß zu debattieren. Zum Be
richt kam außerdem eine Er,gänzung des Mini
sters vom 30. Juni ; dieser Teil iwird vielleicht 
nidlt als offiziell 'bezeichnet werden können, 
war alber j edenfalls interessant und wichtig. 

Die Säumnis von zwei Monaten ist wirklich 
keine Schuld der Regierung oder des Handels-

ministers. Hier war das PaIilament in seiner 
Eigenständigkeit schuld. Wir ,können nur wie 
bei all diesen Anlässen sagen:  Eine Geschäfts
ordnungsreform, die uns die Möglichkeit gibt, 
uns in den Ausschüssen rascher mit den außen
politischen oder Außenhandelsangelegenhei
ten zu befassen und ' ins Plenum zu gelhen, 
ist dringend notwendig. Ich ,glaube, hier gibt 
es keine Unterschiede in den Auffassungen 
der Parteien. Vom Standpunkt des Parlaments 
aber ist es durchaus fair, zu sagen: Hier liegt 
kein Versäumnis der Regierung oder des 
Ministers vor, sondern das gehört in unseren 
eigenen Bereidl. 

Hohes Hausl Wir hefinden uns gegenwärtig 
in einer dramatischen Entwicklung der euro
päischen Integration. Wir wenden uns dabei 
nur einem kleinen Ausschnitt aus diesem gan
zen Bereich zu. Es ist hier sicher nicht notwen
d�g, noch einmal die ganze Vorgeschichte, die 
Position der Neutralen und die besondere Lage 
Osterreichs zu erörtern. 

Wir waren uns schon vor vielen Jahren 
darüber im klaren, daß das neutrale Osterreich 
ebensowenig wie die neutrale Schweiz Mit
glied der Europäischen Wirtschalftsgemein
schaft, also einer supranationalen Gemein
schaft, werden kann. Das war ursprunglidl 
die Auffassung einer großen Mehrheit dieses 
Hauses. Vielleicht war es zeitweise auch die 
einstimmige Auffassung der Abgeordneten 
dieses Hauses, jedenfalls a'b er die Haltung 
der Regierung. 

Wir haben aber seit j eher ein engeres Ver
tragsverhä'ltnis gesucht, wobei die äußeren 
Formen, die wir gesucht haben, verschieden 
waren - angefangen mit einer Assoziation 
im Sinne des Artikels 238, dann ein Sonder
vertrag bis zu den Formen, die wir j etzt vor 
uns halben. 

Ohne eine besondere Polemtk beginnen zu 
wollen, möchte ich feststellen : Wir Sozialisten 
haben immer einen sehr realistischen Stand
punkt eingenommen und, wenn ich so sagen 
darf, keine "Bock" -Sprünge auf diesem Gebiet 
gemacht. Wir sind immer auf dieser realisti
schen Linie geblielben. Wir waren sehr froh, 
daß sich auch in der Zeit der Regierung der 
Osterreichischen Volkspartei, von 1 968 an, 
diese realistische Linie durchg,esetzt hat. 

Nun haben wir es gegenwärtig im Sinne 
der vorliegenden Dokumente besonders mit 
dem 'Bericht der Europäischen Kommission an 
den Rat der Minister vom 16. Juni zu tun. 
Die Europäische Kommission der EWG hält 
besonders zwei Möglichkeiten ihrer Haltung 
zu den Neutralen für offen. Die eine Möglich
keit, die sie in 'Erwägung zieht, wäre das 
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bloße Einfrieren des gegenwärtigen Zustandes 
für etwa :zJwei Jahre. Das wäre das Bequemste 
für sie. Es gibt starke Tendenzen in der EWG, 
die wünschen, ohne j ede Präjudizierung diesen 
Weg zu gehen, man kann immer noch sehen, 
was geschieht. Die ZiWeite IMöglichkeit, die 
die Europäische Kommission offenhält, wäre 
die Schaffung von Vertragsverhältnissen mit 
den drei neutralen Staaten, die den Charakter 
einer Freihandelszone einnehmen würden. 

Hohes Haus ! Ich kann es mir nicht ver
sagen, an dieser Stelle zu erwä'hnen : Wie 
hat man doch 1 958/59 erklärt : Diese ganze 
Idee einer Freihandelszone ist doch irreal, das 
geht überhaupt nicht, das kann man nicht 
machen! Wie grotesk ist es j etzt, daß auf ein
mal Freihandelszonen mit jenen Staaten, die 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
nicht beitreten können, auch !Von Ider zustän
di,gen Europäischen Kommission ernsthaft in 
Erwägung gezogen werden! 

<Die Europäische Kommission selbst ist un
entschieden; sie hat auch nicht zu entscheiden, 
sondern der Rat der Minister der Sechs. 

Hohes Haus l Ich möchte hier auch nicht 
verschwei'gen, daß innerhalb der Europäischen 
Kommission, ,wie man sehr deutlieh aus Brüs
seI hören kann, auch wieder die Unterschiede 
diskutiert weI1den zwischen den verschiedenen 
Sorten der Neutr·a'len. Da gibt es die "braven" 
und die "schlimmen" Neutralen. Wir Oster
reicher werden als die "Braven" ausgezeichnet. 
In den Kreisen der EWG erklärt man auch 
j etzt, so wie in Zeiten Hallsteins und - das 
ist nicht parteimäßig gemeint - auch Birkel
bachs, um einen Parteifreund zu nennen, die 
"Braven" sind die Osterreicher, die neutral 
sein müssen, weil sie dazu international ge
zwungen sind. Die "schlimmen" Neutralen 
sind die Schweizer und die Schweden, die j a  
keinen Grund haben, neutral z u  sein, die es 
nicht sein müssen, d ie aus reinem Ubermut 
neutral sind und daher die europäische Inte
gration nur erschweren. 

Ich muß nicht dazusagen, daß wir diese 
Unterscheidung, diese Diskriminierung, heute 
so ahzulehnen halben, wie wir sie ursprüng
lich abgelehnt haben. In Wirklichkeit ist die 
"Auszeichnung", die man uns da zukommen 
läßt, die Hervorihebung als "brave" Neutrale, 
gar keine Auszeichnung, sondern eine außer
ordentliche Schädigung und Behinderung, Idie 
wir ablehnen. Wir wünschen nicht, in dieser 
Weise unterschieden zu werden, sondern wir 
wünschen festzustellen, daß wir aus freien 
Stücken neutral sind und neutral sein wollen, 
wenn wir auch ganz genau wissen, in welcher 
internationalen Situation die Neutralität zu
standegekommen ist. 

Die Entscheidung über das, was möglich 
sein wird, liegt beim Ministerrat der Euro
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. Und die Ent
scheidung wird in bezug auf uns darin beste
hen müssen, daß er der Europäischen Kommis
sion ein Verhandlungsmandat gibt. Denn ich 
glaube, es ist auch in diesem Haus nicht ganz 
klar, j edenfalls in der größeren Offentlichkeit 
und auch in der Presse nicht genügend he
kannt, daß die Europäische Kommi,ssion noch 
nie ein richtiges Verhandlungsmandat, immer 
nur ein beschränktes Mandat für Vorbespre
chungen und Erhebungsgespräche gehabt hat, 
aber noch kein Verhandlungsmandat, das sie 
berechtigt hätte, einen Vertrag mit Osterreich 
auszuhandeln und ahzuschließen. Ein solches 
Mandat muß die Kommission bekommen, und 
es ist absolut klar, wofür wir plädieren. Wir 
richten einen Appell an die Sechs, der Kommis
sion ein Mandat zu geben, damit sie mit den 
drei Neutralen, besonders aber mit uns Oster
reichern, über eine Freihandelszonenlösung 
verhandeln kann. 

Wie die Dinge gegenwärtig liegen, wird 
es wahrscheinlich gesonderte Verhandlungen 
geben, obwohl unsere Interessen besonders 
mit der Schweiz ziemlich parallel laufen. Bei 
den S chweden mögen die Dinge etwas anders 
liegen - zumindest am Beginn -, aber wir 
we:r1den hald daraufkommen, daß für alle drei 
Neutr·alen die Verhältnisse doch außerordent
lich ähnlich sind. 

Was für uns in Osterreich besondere Be
deutung hat, ist, daß wir außer einer indu
striellen Freihandelszone mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ja auch ,Lösungen für 
die Landwirtschaft brauchen. Wir sind uns 
dessen bewußt, daß es auch in der EFTA keine 
Lösung für die Landwirtscha'ft gab und daß 
man nur daran dachte, ob man nicht einmal 
Fischerei und Landwirtschaft eillibeziehen 
könnte. Jedenfalls a,ber ist f.ür uns eine Agrar
lösung notwendig. Ob die VeI1handlungen 
multilateral mit der EWG oder bilateral mit 
den einzelnen und wichtigsten Mitgliedstaaten 
der EWG zu führen sein werden, das wird mdn 
am Beginn solcher Verhandlungen, spätestens 
in ihrem Verlaufe entdecken können. 

Hohes Haus! Bei diesem Anlaß möchte ich 
doch noch eine Bemerkung zu unseren Ver
handlungen und zu unserer Politik machen. 
Wir haben die Information der Bundesregie
rung, besonders die IIl!formation über den Be
rieht der Europäischen Kommission an den 
Ministerrat, rechtzeitig hekommen. Es wurden 
keine Entscheidungen der Bundesregierung ge
troffen, bevor man in Verhandlungen ei,nge
treten ist, und ich glaube, daß der Wunsch 
aUer Parteien dieses Hauses dahin geht, daß 
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man auch künftig vor Entscheidungen der 
Bundesregierung in bezug auf die Integrations
politik mit den politischen P.arteien und dem 
Parlament FÜ'h'lung ninunt. Alle in diesem 
Haus wünschen sidlevlich, daß wir in dieser 
lebenswichtigen Frage für unser Land zu einer 
gemei,nsamen Politik Osterreichs gegenüber 
der Europäischen Wirtscha.ftsgemeinschaft 
kommen können. Dazu werden Anstrengungen 
von heiden Seiten notwellidi,g sein, natürlich 
von seiten der Regierung sowie von seiten 
der Parteien und natürlich auCh der Opposi
tion. 

Hohes Haus ! Ich möchte die Gelegenheit 
nicht vorbeigehen l assen, ohne doch auch 
nodl etwas zu tun, was man, wie ich 
glaube, meist vergißt. Die EFT A scheint jetzt 
im Abster1ben zu setn. Aber ,gerade aus diesem 
Grund erscheint es mir wichUg - ich würde 
sagen -, das Hohe Lied der EFT A zu singen. 
Wenn es niemand tut, dann hätten wir Oster
reicher allen Grund dazu, denn wir sind in 
einem sehr hohen Maße Nutznießer dieser 
Notlösung EFT A gewesen und sind es noch. 

Ich möchte darauf autimerksam machen, daß 
trotz aller Behauptungen, alle Freihandels
zonenpläne wären si,nnlos und unrea'lisierbar, 
sich der ZoHfreihandel der EFTA in den Jah
ren seit der Gründung 1 959 verdreifacht hat. 
Im Zeitalter des Parkinsonschen Gesetzes hat 
sich das Wunder ereignet, daß die EFTA mit 
ungefähr hundert Beamten in Genf auskam. 
Idl weiß schon, die EFTA ist keine supranatio
nale Gemeinsdlaft mit so komplizierten Maß
nahmen wie etwa die Agrara'bschöpfungen 
und die Marktregelungen, die es in der EWG 
gibt. Aber die EWG hat immerhin 5200 Beamte. 
Es ist kein kleiner Beamtenapparat, und die 
EWG wird wahrscheinlich im Zuge der sich 
jetzt anbahnenden Erweiterung auch eine Er
weiterung des Beamtenapparates erfahren. 
Schließ'lich hat ja jedes beitretende Land eine 
Quote von Beamten zu besetzen, und man 
wird sie sehr gerne ausfüllen. Man kann rech
nen, daß der Apparat auf 7000 anwachsen 
wird, um eine Schätzziffer zu nennen. 

Hohes Haus ! Ich möchte besonders betonen, 
daß sidl der österreichische Handel und der 
österreichische Export im Laufe der Jahre 
unserer Zugehörigkeit zur EFT A in ihrem 
Charakter wesentlich verändert Ihaben. Wir 
haben am Anfang - ich möchte das für alle 
sagen - außerordentlich große Besorgnisse 
gehabt. Wir ihahen gefürchtet, daß wir durCh 
die Diskriminierung von seiten :der EWG 
sdlwere Nachtei'le erfahren würden. Natür
liCh ha:ben Iwir durch die EWG-Diskriminie
rung gelitten, aber die EFTA hat uns in einem 
hohen Maße ,geholfen, diese Diskriminierungs-

effekte 'zu überwinden. Aber was sich ereignet 
hat, ist wirklich eine teilweise Umlenkung 
der Handelsströme. 

Darf ich folgende Zahlen vergleichen : 1 959 
haben unsere Exporte in die EWG-Länder 
51 Prozent unserer Gesamtexporte ausgemacht, 
in die EFTA-Ländeif halben wir rund 1 3  Pro
zent der Exporte gelenkt. Für März 1 97 1  wird 
berichtet, daß wir in die EWG-Länder 37,8 Pro
zent unserer Exporte gesendet haben. Dabei 
sind nicht die absoluten Zahlen zurückgegan
gen, sondern nur der Anteil an einem allge
mein angewachsenen Export; dieser Anteil ist 
von 51 Prozent auf 37,8 Prozent gesunken. Um
gekehrt sind unsere Exporte in die EFTA-Län
der von 13 Prozent 1 959 im März 1 97 1  auf 
28,6 Prozent angestiegen, was eine sehr 
wesentliche Veränderung bedeutet. Es zeigt 
sich dabei, welch große Bedeutung diese Ver
träge für die Lenkung der Handelsströme 
haben. Hier sehen wir die Wirkung der 
EFTA-Entwiddung für uns. 

Hohes Haus ! Vom österreichischen Stand
punkt können wir sagen: Der Grund zur Bil
dung der EFT A, nämlich den Diskriminie
rungseffekt auf die nicht zur EWG gehörigen 
europäischen Staaten zu mildem, ist in einem 
hohen Maße - natürlich nicht ganz, aber in 
einem hohen Maße - erfüllt worden. Der 
zweite Grund für die Bildung der EFTA, näm
lich die Schaffung von Voraussetzungen für 
eine Erweiterung der europäischen Integra
tion, ist erfüllt. Dieser Prozeß ist jetzt im 
Gange. 

Der erste Staat, der der Europäischen Wirt
schaftsgemeinschaft beitreten will, ist Groß
britannien. Wir haben jetzt bereits den Beridlt 
der britischen Regierung über die Verhandlun
gen und die Bedingungen für einen Beitritt 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
oder Ibesser zu den Europäischen Gemeinschaf
ten. 

Hier möchte ich besonders auf eines auf
meI1ksam machen. In diesem Bericht der bri
tischen Regierung, der insgesamt 45 Seiten 
umfaUt, g�bt es auch ein paar .A!bsätz·e über 
jene EFTA-Staaten, die nicht den Beitritt zur 
EWG beantragen. Uns interessiert dabei ins
besondere, was der britische Regierung:schef 
Ülber die Vorbereitungen von Lösungen für 
die neutralen Staaten sagen kann. 

Der Text im Weißbuch der britischen Regie
rung dedü sich fast wörtlich mit dem Kommu
nique der EFTA-Ministertagung vom 1 3. und 
14 .  Mai 1 97 1 .  Es hieß dort, daß es der Wunsch 
der EFTA-Staaten ist, daß alle Beitrittsver
träge und Abkommen uber besondere Bezie
hungen -gleichzeitig in Kraft treten sollen. Fast 
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wörtl1ich dasselbe finden wir im § 1 69 des 
Weißbuches der britischen Regierung, wo es 
heißt: 

" Die EFTA-Regierungen .haben den Wunsch 
ausgedrückt, daß die Arrangements mit den 
Staaten, die nicht Mitglieder der EWG werden 
wollen, gleichzeitig mit der Erweiterung der 
Gemeinschaft in Kraft treten sollen." 

Dieser Wunsch steht also auch im Weiß
buch, aber die Frage, die man von unserem 
Standpunkt aus - wie ich glaube - mit Be
rechtigung stellen muß, ist die :  Die Verhemd
lungen mit Großbritannien sind beinahe zum 
.Albschluß gekommen, und die Entscheidung 
über den Beitritt liegt jetzt bei Großbritannien; 
wir bekommen j etzt Nachrichten über die 
Verhandlungen der EWG mit Dänemark 
wahrscheinlich in Kürze Nachrichten über Ver� 
handlungen mit Norwegen und Irland, die 
verhältnismäßig schnell zum Abschluß kom
men könnten. 

Nun möchte ich gerne wissen, wie rasch 
die Verhandlungen mit den drei Neutralen 
und - uns lie'gt das Hemd näher als der 
Rock - die Verhandlungen mit Osterreich 
beginnen können, wann der Ministerrat das 
Man:dat für Verhandlungen erteilen wird, so
daß man endlich verhandeln kann. Es wird 
darauf ankommen, daß man nicht bloß den 
Wunsch hat, eine Regelung mit den Neutralen, 
also etwa einen Freihandelszonenvertrag mit 
Osterreich und den zwei anderen Neutralen, 
gleichzeitig mit der Erweiterung der EWG um 
vier neue Mitglieder in Kraft treten zu lassen· 
es kann also nicht beim Wunsch bleiben, son� 
dem daß tatsächlich etwas geschieht. 

Die große Sorge war ja von Anfang an, daß 
mit dem Beitritt eines Teiles der EFTA-Mit
glieder und insbesondere des 'größten Mit
glieds, nämlich Großbritanniens, neuerdings 
Zollmauern zwischen den früheren EFTA-Part
nern entstehen könnten. 

Es ist ausdrücklich gesagt worden, daß es 
der Wunsch der EFTA-Mitglieder ist, daß das 
nicht geschieht. Im Weißbuch der britischen 
Regierung wird gesagt : Es ist auch der Wunsch 
der Gemeinschaften, daß das nicht geschieht. 
Aber wir stellen die besorgte Frage, was man 
unternehmen wird, daß es nicht dazu kommt. 
Die erste Voraussetzung ist, daß das Mandat 
rasch erteilt wil1d und wir rasch zu solchen 
Verhandlungen kommen. Ich glaube, wir wer
den es der britischen Regierung nicht ersparen 
können, ihr zu sagen, daß die Wieder
holung des Wunsches der EFTA im Weißbuch 
nicht ausreichend ist. Wir wollen alle als 
Mitglieder der EFTA Sicherungen haben, daß 
Großbritannien - das ja der wichtigste EFTA-

Partner ist - dafür sorgt, daß die Verhandlun
gen mit uns rasdl. geführt weroen und es 
rasch zu Lösungen kommt. Es müssen Siche
rungen gesdl.affen werden, daß nicht neuer
lich Zollsdlranken zwischen den frÜ'heren 
EFTA-Mitgliedern aufgerichtet werden und 
dann auch neue Diskriminierungen entstehen. 
Diesen Appell müssen wir an die britische 
Regierung richten. 

Ich darf an dieser Stelle sagen: Das soll 
bei uns in Osterreich keine Parteiangelegen
heit sein ; so wie wir alle ohne Rücksicht auf 
die Parteizugehörigkeit gemeinsam an die da
malige britische Labour-Regierung appelliert 
haben, die 1 5prozentige Zusatzsteuer wieder 
zu beseitigen; wir haben uns nicht gescheut, 
unseren Parteifreunden das sehr nachdrücklich 
zu sagen. Wir rechnen damit, daß die Kollegen 
der Osterreichischen Volkspartei das mit der 
gleichen Entschiedenheit auch ihren mehr oder 
weniger engen Parteifreunden der britischen 
Konservativen sagen werden. 

Es wäre falsch, wenn wir bei diesem Anlaß 
nicht 'doch auch ein paar Uberlegungen all
gemeiner Art über die Entwicklung anstellen 
würoen, die sich j etzt im Prozeß der Erweite
rung der EWG und in Großbritannien seLber 
abspielt. Man könnte beinahe sagen, daß 
sich in Großbritannien eine Tragödie ersten 
Ranges abspielt. Ich sage das ganz offen. 

Vor kurzem hat der "Economist" in London 
einen Vergleich der verschiedenen Be,fragun
gen, der öffentlichen Meinungstests abge
druckt Es handelt sich niCht um eine einzige 
Befragung, sondern es werden hier der Natio
nal Opinion Poll, der Opinion Research Centre 
und Gallup vergliChen. In den verschiedenen 
Untersuchungen kommt zum Ausdruck, wie 
siCh Stimmung und Haltung der britischen Be
völkerung zum Beitritt zur EWG verändert 
haben. Hier liegt die ganze Tragik Groß
britanniens, aber, ich möChte sagen, auch die 
ganze Tragik Europas. 

In dem einen Vergleich, der von 1 961 bis 
1 911 läuft - das ist der National Opinion 
PoIl - heißt es:  Von dem befragten Teil 
der Bevölkerung waren für den Beitritt im 
Jahre 1 96 1  78 Prozent, im Juli 1 966 62 Prozent 
und im März 1 97 1  22 Prozent. Den Beitritt ab
gelehnt haben im Juli 1 961 22 Prozent, im 
Juli 1 966 1 8  Prozent und im März 1911 66 Pro
zent. 

Opinion Research Centre vergleicht 1966, 
die dazwischenliegenden Jahre und 1 97 1 .  Un
gefähr die gleichen Zahlen. Im Juni 1966 für 
den Beitritt Großbritanniens 66 Prozent, im 
Mai 1 971 20 Prozent; gegen den Beitritt im 
Juni 1 966 20 Prozent, im Mai 1 971 65 Prozent. 
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Hohes Hausl Es ist eine ernste und große 
Tragik: Zwischen diesem Ja einer großen 
Mehrheit der britischen Bevölkerung zur EWG 
und dem gegenwärtigen Nein liegt die mehr
fache Zurückstoßung der Engländer durch die 
französische Politik - da war das erste und 
das zweüe De GauHesche Veto und die 
Schwierigkeiten, die danach aufgerichtet wor
den sind. Ich sage das mit wirklich tiefer Er
schütterung. Man kann nur hoffen - ich sage 
das, ohne zur Frage der Entwicklung meiner 
Bruderpartei in England Stellung zu nehmen 
-, daß auch bei dieser Stimmungsentwiddung 
in England der Beitritt zur EWG und die Er
weiterung der Gemeinschaften geUngen wird. 
Leicht wird es nicht sein. Und das ist nicht 
eine Frage des Takt'ierens '�wischen der kon
servativen Regierung und der Labour-Opposi
tion, sondern es handelt sich um die Frage, 
wie man die Engländer dazu bringen wird. 

Ich sehe hier eine 1lweite Me inungshefra
gung. Die Fra.ge heißt:  Wie denken Sie -
wird die Zug·ehörigkeit zum Gemeinsamen 
Markt die Naihrungsmittelpreise in England 
beeinflussen? - Die Antworten im September 
1 961 und dann, Oktober 1 970 : "Sie werden 
sehr stark steigen" - 1 96 1  9 Prozent, Oktober 
1 970 73 Prozent der Befra·gten in Großbritan
nien. 

Das ist eine seihr, sehr ernste Sache, die wir 
nicht leicht nehmen dürfen. Hohes Haus l Ich 
denke nicht daran, zu den Schwierigkeiten, die 
meine Bruderpartei hat, irgendwie Ste>l!1ung zu 
nehmen. Sie haben ihre Sorgen, und sie müs
sen sehen, wie sie es mit i:hren Wählern und 
der britischen Bevölkerung klären können, 
welche Stellung sie beziehen sollen. 

.Alber ich möchte noch eines hinzufügen : Man 
liest jetzt viel über die Manöver, die in der 
Labour Party gemacht werden, um sie zu 
einem Nein .zu bringen. Auf konservativer 
Seite ist hingegen alles - mit Ausnahme 
von einzelnen wie Enoch Powell, der in seinem 
Fremdenhaß nein sagt - für die konservative 
Regierung und ihr Ja zur EWG. 

Aber wenn man dann manche Argumente 
sieht, die für die EWG sind, wird einem angst 
und bange. Ich habe die "Daily Mail" vom 
24. Juni vor mir - diesen 1iitel kann man 
wahrscheinlich im ganzen Hause lesen. (Red
ner zeigt die Zeitung v,or.) Am 24. Juni, kaum 
daß man in Brüssell übereingekommen war, 
schreibt dieses Blatt : "Now we can lead 
Europe" - "Jetzt können wir Europa ,führen" .  

Wenn ich Franzose wäre, wüIide i ch  darauf 
sehr heftig reagieren. Das können Sie mir 
glauben. Aber das zeigt, welche Schwierigkei
ten in England bestehen. Die Mehrheit der 

Bevölkerung sagt nein, und ein konservatives 
Blatt - und die "DaHy Man" ist wirklich eines 
der Blätter des britischen Imperialismus gewe
sen - sagt: "Jetzt können wir Europa führen'" 

Es ist eine Tragik, die wir beobaChten. Ich 
hoffe nur, daß erstens der Prozeß der Erwei
terung der EWG gelingen wird und daß zwei
tens die ungemein schwierigen Probleme 
innellhalb der EWG bereinLgt werden können. 

Die Fragen der Währungskrise sind offen, 
und ich möchte sagen : Die Argumente, die 
besonders von französischer Seite genannt 
wurden, daß nämlich durch den Beitritt neuer 
Mitglieder die inneren Probleme nicht leichter 
lösbar werden, waren richtig. Die Währungs
probleme innerhalb der EWG werden durch 
den Beitritt besonders Großbritanniens nicht 
leichter zu lösen sein. Das heißt nicht, daß 
man diesen Beitritt nicht vornehmen soll. Das 
ganze Problem der Intensivierung und Voll
endung der EWG wird j etzt wahrscheinlich 
ein neues Gesicht Ibekommen. 

Ich möchte insbesondere e'ine Sache betonen. 
Auch wenn wir einen guten Freihandelszonen
vertrag mit der EWG 'haben, werden wir 
immer noch als Außenseiter betrachtet wer
den ; aber wir werden keine uninteressierten 
Außenseiter sein. 

Ich habe vor kurzem an einem Kongreß der 
sozialdemokratischen Parteien der sechs EWG
Länder in Brüssel teilgenommen und habe 
dabei ebenso interessante wie aufregende 
Dinge hören müssen. Der Kongreß war öffent
lich, und man konnte vom Präsidenten des 
Europäischen Parlaments, dem deutschen 
Sozialdemokraten Behrend, hören, daß das 
Europäische Parlament bloß 5 Prozent des 
Budgets der EWG beschließen kann, 95 Pro
zent gehen da's EuropäisChe Parlament nichts 
an. Das ist eine Sache des Rates der Minister. 

Sowohl Behrend als auch der Vorsitzende 
der sozialistischen Fraktion im EWG-Par
lament, der Franzose Francis Vals, haben deut
lich gesagt : Viele Milliarden DoUar sind in 
den verschiedenen Fonds der BWG. Diese 
Fonds sind ohne j ede parlamentarische Kon
trolle. Sie stehen nicht unter der Kontrolle 
der nationalen Parlamente, ·aber auch das 
Europäische Parlament hat auf Grund des Ver
trages von Rom keine Kontrollmöglichkeiten. 

Präsident Behrend sagte in der Konferenz 
unter anderem : Die Dinge werden zunächst 
nicht besser, denn der Rat der Minister der 
EWG hält es nicht einmal mehr für notwendi'g, 
den Mitgliedern des Europäischen Parlaments 
auf Fragen Antwort zu geben. Man hat allen. 
Grund, besorgt zu sein. Die EWG ist wirt
sChaftlich ein großes, erfolgreiches Unterneh-
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men. Die EWG ist heute eine der größten 
Wirtschafts· und Handelsmäch'te der Welt. Sie 
wiird durch die Zugehörigkeit weiterer vier 
Mitglieder an Macht und Bedeutung noch zu
nehmen. Umso wichtiger aber ist es, daß es 
nicht bloß feierliche demokratische Deklara
tionen gilbt, sondern eine echte demokratisch
parlamentarische Kontrolle. Für uns Oster
reicher und für die anderen Neutralen wird 
sich die Frage so stellen, daß wir, abgesehen 
von allen Vermittlungskörperschaften und 
Verbindungsausschüssen, auch in Zukunft nur 
einen ein�igen Boden haben werden, wo wir 
als Parlamentarier die Parlamentarier der 
EWG-Länder als Gleicbberechtigte treffen kön
nen : das wird der Europarat sein und bleiben. 

Natürlich erklären wir unsere Zustimmung 
zu diesem Bericht so wie im Ausschuß auch im 
Hause. Ich möchte die Hoffnung auf eine 
Erfüllung der einzig realisti,schen Möglichkeit 
der europäischen Wirtschaftsintegration, wie 
wir sie heute sehen, ausdrücken, näml'ich die 
Hoffnung auf die Erweiterung der EWG. Es ist 
keine Frage von Begeisterung für diese 
Lösung; es ist einfach die gegebene Lösung, 
die wir vorfinden. Wir hoffen, daß wir in 
einer unserer Lage als Neutrale entsprechen
den Form teilhaben können. W'ir hoffen dar
über hinaus in unserem Interesse, im Inter
esse Europas und im Interesse der �reien WeH, 
daß neben dem Prozeß der wirtschaftilichen 
Stärkung auch der Prozeß der Demokratisie
rung in der EWG Platz greifen wird. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Mitterer das Wort. 

Abgeordneter MiUerer (OVP) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie, daß 
ich mir zu dem vorliegenden Bericht eine 
kurze Replik hinsichtlich der Genesis der Inte
grationsentwicklung erlaube. 

Die Integrationskonzepte nach dem Krieg 
hatten a) ein britisches Modell, den Verzicht 
auf Ubertragung von Teilen nationaler 
Souveränität an gemeinsame Organe, das war 
das Staatenbundkonzept, und b) das Kontinen
talmodell, das nach französischen Meinungen 
ausgerichtet war. Es war die politische Union 
der Europäischen Staaten, das Bundesstaaten
konzept. 

1 950 hat sich der Europarat dem britischen 
Konzept zugeneigt. Daher haben später die 
EWG-Staaten nach dem Scheitern der Ge
spräche zur Schaffung der politischen Gemein
schaft respektive der europäischen Vereini
gung eigene Wege gefunden. Sie haben dann 
nach dem Schuman-Plan den Weg zur Montan
union frei gemacht für die politische Einigung, 

die in der ganzen Größe aber offenbar 
noch nicht möglich war. Daher stand am 
Beginn die wirtschaftliche Integration. Nach 
Meinung führender Politiker sollte diese auto
matisch zu der politischen Union führen, also 
gewissermaßen von der Zollunion über die 
Wirtschaftsunion zur politischen Union. 

1956 hat die Konferenz von Messina die 
EWG-Gründung mit dem besagten Ziel voll
zogen. Im Rahmen der OECD, im Rahmen 
des sogenannten Maudling-Komitees, haben 
sich dann Kompromißvorschläge der großen 
Freihandelszone für Industrieprodukte ohne 
Landwirtschaft abgezeichnet. Der Versuch ist 
an dem Widerstand der EWG-Staaten, vor
wiegend Frankreichs, gescheitert. Das wurde 
ja heute schon erwähnt. Frankreich hat die 
Gefahr einer Aufweichung gesehen, die man 
nicht einfach negligieren darf, und daraus hat 
sich klar ergeben, warum und daß die EWG 
stur und dogmatisch selbst freihandelszonen
ähnliche Lösungen bis dato abgelehnt hat. 
Die Freihandelszone als die loseste Form ohne 
j ede politische Bindung durfte daher in diesen 
Kreisen gar nicht genannt werden. 

Die Zollunion hat, wenngleich unter gerin
gem Verzicht auf nationale Souveränitäts
rechte, selbstverständlich einen eigenen Weg 
aufgezeigt. 

Die EWG-Philosophie war daher seit jeher : 
Verzicht auf gewisse nationale Souveränitäts
rechte als Preis für Vorteile der EWG-Inte
gration. 

Es gibt aber keinen Vorteil ohne j eden 
Nachteil. 1 962 konnten wir die Vorlage des 
sozialistischen Berichterstatters im Europarat 
lesen, des Berichterstatters Birkelbach, welcher 
sich dann sagen lassen mußte : Man kann nicht 
nur 

. 
die Rosinen aus dem Kuchen zupfen. 

Ohne eine eigentliche Assoziierungsdoktrin 
der EWG war eine sehr reservierte Haltung 
gegenüber allen nicht voll Beitrittswilligen 
seit jeher zu verzeichnen. 

Es darf nicht übersehen werden, daß bei 
den Integrationsbemühungen die Frage des 
Ursprungszeugnisses - ich befasse mich jetzt 
mit wirtschaftlichen Fragen - eine wesent
liche Rolle gespielt hat. Der jüngste Vorschlag, 
die Variante 2, die von den EWG-Staaten 
beziehungsweise von der Kommission vorge
legt und vorgeschJlagen wurde - ich glaUbe, 
mit der Variante 1 ,  das hat mein Vorredner 
schon gesagt, brauchen wir uns nicht zu 
befassen, das ist völlig inakzeptabel -, die 
Variante 2,  und das wurde ebenfalls erwähnt, 
ist j a  noch nicht akzeptiert. Sie wurde von 
der Kommission einmal vorgeschlagen. 
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Dennoch stellt schon dieser Vorschlag eine 
1 80prozentige Kehrtwendung in der bisherigen 
EWG-Politik dar. Deshalb habe ich vorher 
diesen kurzen Hinweis gemacht, weil wir fest
stellen müssen, daß hier eine totale Meinungs
änderung eingetreten zu sein scheint. 

Viele Jahre haben wir uns bemüht, intensiv 
bemüht, eine Lösung zu finden, die uns dem 
großen Markt der EWG näherbringt, und 
zwar aus Gründen, die ich hier nicht näher 
schildern muß. Aber ich möchte doch etwas 
erwähnen : Osterreich wurde immer wieder 
von der EWG, von der Behörde und von der 
Kommission auf andere Wege gedrängt. Man 
hat uns immer wieder gesagt: Versucht doch 
diese oder jene Möglichkeit, dann werdet ihr 
zu einem Erfolg kommen. 

Ich möchte das deshalb feststellen, damit 
es nicht so aussieht, als wäre sehr wenig 
geschehen, und jetzt plötzlich öffnen sich die 
Tore. Wir haben alle Möglichkeiten ausge
schöpft und immer wieder versucht, eine 
Lösung zu finden. Immer wieder wurden wir 
vertröstet. Man hat Termine für eine 
Assoziierungsverhandlung genannt. Ich 
erinnere daran, daß der damalige Präsident 
der EWG-Kommission Rey in Wien im 
Auditorium maximum einen Vortrag gehalten 
hat, daß die österreichische Bundesregierung 
alles mögliche getan hat, um diesen Weg frei 
zu machen, daß es aber leider immer Schwie
rigkeiten innerhalb der EWG gegeben hat. 
Wir haben also alle Wege versucht, sie haben 
aber leider nicht zum Erfolg geführt. 

Selbst diesmal ist - wie gesagt - noch 
gar nicht entschieden, ob die Mitglieder der 
EWG die Variante 2 des Kommissionsberichtes 
akzeptieren werden oder nicht. 

Zum eigentlichen Integrationsbericht, der 
uns hier vorliegt, wäre ja sehr wenig zu 
sagen, denn es ist ein Bericht so interessant 
und so langweilig, wie eben solche Berichte 
sein können. Ich glaube, wir müssen uns 
vielmehr - das wurde ebenfalls schon 
gesagt - mit dem zusätzlichen Brief des Herrn 
Handelsministers befassen, der die neueste 
Entwicklung darlegt, wenngleich das formell 
auch bestritten sein mag. Jedenfalls ist das 
der wesentliche Teil und der wesentliche In
halt. 

Bundesminister Dr. Staribacher hat mit Brief 
vom 30. Juni an die Abgeordneten, also auf 
direktem Weg, die bereits erwähnten neuen 
Vorschläge vorgelegt und sie auch kommen
tiert. Ich glaube : Grundsätzlich kann man ein 
Ja zur Variante 2 sagen, natürlich mit 
gewissen Vorbehalten. Wir müssen uns dabei 
klar sein - ich habe das wiederholt schon in 
diesem Hause gesagt -, daß nicht die EWG 

zu Osterreich, sondern Osterreich in eine 
Form zur EWG drängt, daß wir also nicht 
große Konditionsbestimmungen aufnehmen 
können, sondern daß wir sehen müssen, mit 
dem zurechtzukommen, was uns offeriert wird. 

Ich sehe in dem Vorschlag einmal eine sehr 
gefährliche Selektionierung, wenn in dem Vor
schlag etwa steht, daß bei Papier und bei 
Eisen- und Stahlwaren Ausnahmen gemacht 
werden sollen. Ja, meine Damen und Herren: 
Wenn wir hier schon bei zwei sehr wichtigen 
Positionen Ausnahmen zugestehen sollen und 
sollten, dann ist es selbstverständlich, daß das 
reziprok auch entsprechende Wünsche seitens 
der österreichischen Wirtschaft auslösen wird, 
und wir durchlöchern daher ein ohnedies sehr 
bescheidenes System ab ova. 

Die Landwirtschaft soll ausgeklammert sein. 
Man verweist dabei auf die Situation inner
halb der EFT A. Ich möchte mich hier nicht 
mit dem Prinzip und den Grundsätzen EFTA 
und EWG befassen, sondern nur mit jenen 
Uberlegungen, die für Osterreich maßgebend 
sind, wenn solche Ausnahmen gefordert 
werden. Es wird immer auf das Beispiel 
Schweiz und Schweden verwiesen. Hier 
möchte ich in einem gewissen Gegensatz -
es ist kein sehr großer, das gebe ich zu -
zu meinem Herrn Vorredner doch eines sagen: 
Diese Vergleiche mit der Schweiz und mit 
Schweden - aber wenn wir Schweden schon 
gar nicht so erwähnen, dort haben wir eine 
ganz andere Struktur - sind natürlich sehr 
problematisch und mit viel Reservation auf
zunehmen, denn die Schweiz hat einerseits 
ein sehr ausgewogenes Außenhandelssystem, 
eine Außenhandelsstruktur, die wir gerne 
haben würden, aber eben nicht haben. 

Außerdem ist der landwirtschaftliche Sektor 
in der Schweiz mit Ausnahme von ein oder 
zwei Produkten durchaus nicht mit Osterreich 
vergleichbar. Für die Schweiz ist die EWG ein 
großer, wichtiger Markt, aber kein ent
scheidender Markt. Für uns ist der EWG
Raum dadurch, daß unsere traditionellen Ab
nehmerländer eben in dem EWG-Raum liegen, 
ein entscheidender Markt. Außerdem liegen -
wie gesagt - die Strukturen völlig anders. 

Ich glaube also, wir sollten uns nicht davon 
leiten lassen, zu sagen: Was dem einen Neu
tralen recht sein kann, kann uns auch passenI ,  
sondern e s  sind eben die Verhältnisse anders. 
Wenn es auch mit der Schweiz - ich selbst 
habe das auch immer sehr forciert, als ich 
Ressortleiter war - ein sehr enges Ein
vernehmen gegeben hat, gibt und hoffentlich 
immer geben wird - das registriere ich sehr 
anerkennend -, so muß man sich doch klar 
sein, daß die Schweiz andere Voraussetzungen 

280 
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hat, daß sie daher audl andere Wünscbe hat 
und mit anderen Möglichkeiten an diese 
Regelung herangeht. 

Wenn nun die Landwirtschaft völlig aus
geklammert sein soll, bedeutet das nicht nur 
eine arge Diskriminierung des für die Land
wirtschaft entscheidenden Marktes - denn 
dorthin gehen etwa 80 Prozent der landwirt
schaftlichen Exportprodukte -, sondern es be
deutet auch, da ja der landwirtschaftlicbe 'Ex
portsektor ebenfalls zu unseren Devisenbrin
gern zählt, eine sehr wesentliche Einbuße, 
wenn wir dort nicht zum Zuge kommen sollten. 
Da nun die Landwirtschaft außerdem darunter 
leidet, daß durch einen sehr starken Protek
tionismus innerhalb der EWG neben den Zoll
schwierigkeiten, die es da und dort auch 
geben mag, die Abschöpfungssysteme fast aus
geschaltet werden oder ausgeschaltet werden 
können - das ist also ein Regulativ, das man 
jederzeit administrativ anwenden kann -, 
erscheint uns die Ausklammerung der Land
wirtschaft die Ausklammerung über
haupt - völlig unmöglich. Ich glaube daher, 
daß wir uns sehr bemühen müssen, diese 
Variante, wenn sie von der EWG akzeptiert 
werden soll, als eine Ausgangs- und Ge
sprächsbasis zu betrachten, nicht aber als eine 
fertige Angelegenheit, mit der wir uns einfach 
abzufinden haben. 

Dazu kommt noch, daß die landwirtschaft
lichen Produkte als Veredlungsprodukte j a  
ebenfalls i n  den Exportsektor einbezogen sind 
und es sich hier daher um eine gewaltige 
Position handelt, die wir in diesem Fall auf
geben müßten. Denn, meine Damen und Her
ren, auch darüber kann kein Zweifel bestehen : 
Es mag ein paar Jahre hingehen, daß man 
durch Ubergangsmaßnahmen, durch verschie
dene Vereinbarungen, durch ein ständiges 
Bitten und Betteln da und dort versucht, die
sem Markt auch noch einen Raum zu geben. 
Aber wir müssen uns klar darüber sein : Je 
größer der EWG-Raum wird, je mehr echte 
Mitglieder dort eintreten, j e  kleiner also der 
andere Teil des Marktes wird, desto weniger 
bestehen für j ene Teile einer Wirtschaft, die 
ab ovo ausgeschaltet sind, dann noch spätere 
Exportmöglichkeiten. Ich glaube, man sollte 
das durchaus nicht bagatellisieren. 

Die lose Form, die man nun der Kommission 
zumißt, das heißt jener Kommission, die die 
Streitigkeiten und die verschiedenen Diffe
renzen zu klären haben wird, die sich 
im Rahmen eines solchen Abkommens ergeben 
würden, scheint mir doch zu sehr lose zu sein. 
Ich weiß schon, daß es manchmal angenehm 
ist, keine zu starken institutionellen Einrich
tungen zu haben, die dann wieder zu einem 
Selbstzweck werden. 

Ich glaube aber, daß speziell beim Ubergang, 
aber auch mit Rücksicht auf die Position Land
wirtschaft, Ausnahmebestimmungen et 
cetera, diese Form etwas fester gefaßt werden 
müßte, um auch wirklich zu einem Ergebnis 
kommen zu können. Wenn die Kommission 
nur beraten und empfehlen kann und gar 
keine Entscheidungen treffen kann, dann 
wissen wir alle , wie sich das auf internatio
naler Ebene abspielt: Es wird viel geredet, 
aber es geschieht nichts. 

Schon im Bericbt der EWG-Kommission 
1967 ist eine Anerkennung für die spezielle 
Situation der österreichischen Landwirtschaft 
und der sich für uns daraus ergebenden 
Probleme ausgesprochen. Ich glaube, daß man 
schon darauf hinweisen kann: Es handelt sich 
um ein Land, das als erstes versucht hat, 
mit der EWG zu einer tragbaren Lösung zu 
gelangen, und es wurde schon damals unsere 
besondere Position der Landwirtschaft aner
kannt. Wir dürfen hier also in keiner Weise 
aufgeben. 

Daß keine umfassende Harmonisierung ge
fordert wird - das ist derselbe Fall wie 
etwa bei der Landwirtschaft -, mag da und 
dort gut sein. Aber mit Rücksicht auf die 
Wettbewerbsverzerrungen, auf die Umlen
kungsmöglichkeiten der Handelsströme, muß 
man auch hier eine gewisse Reserve an den 
Tag legen. Denn gar keine Harmonisierung 
würde bedeuten, daß wir gewissermaßen nur 
so am Rande still geduldet sind. Das wollen 
wir doch nicht. Ganz abgesehen davon, daß 
über den ganzen francophilen Raum - und 
auch er hat eine entsprechende Exportbedeu
tung für unsere Wirtschaft - überhaupt nichts 
ausgesagt wird. 

Man sieht also : Es ist sicher dankenswert, 
daß nun in der EWG eine Kehrtwendung 
vorzugehen scheint. - Ich sage das immer 
mit einer gewissen Betonung auf den Kon
junktiv. - Es ist ein beachtlicher Beginn 
vielleicht für eine hoffentlich neue Ära seit 
der Konferenz in Luxemburg, wo sidl die 
beiden Länder Frankreich und England offen
bar doch gefunden haben, eine Tatsache, die 
zumindest - wenn es auch ein lockeres Ein
gehen auf die Bestimmungen war - doch 
als sehr gut registriert werden soll. 

Denn, meine Damen und Herren, wir haben 
gar nichts davon, daß einmal Frankreich und 
einmal England obenauf schwimmt und viel
leicht versucht, dies oder das zu konter
karieren. Wir sind an einer echten, großen 
europäischen Lösung als kleines Land, das 
mitten im Herzen dieses Kontinents liegt, 
höchst interessiert. 
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Neben den aufgezeigten Dingen möchte ich 
doch noch folgende Mängel registrieren: Es 
ist keine gemeinsame Währungspolitik vor
gesehen. Ich weiß schon, daß ein kleines Land 
keine entscheidende Bedeutung in der Frage 
der Währung haben kann, aber dennoch sind 
wir immerhin ein Land mit einer sehr guten 
Währung, und wir haben auch gesehen, was 
Maßnahmen einzelner Länder für die anderen 
bedeuten können. Ich gebe zu, daß sich ja 
gezeigt hat, daß trotz der Währungsverein
barungen innerhalb der EWG große Schwie
rigkeiten auftreten können. 

Uber die Kooperationsmöglichkeiten ist 
überhaupt nichts vorgesehen, keine Koopera
tionslösungen sind vorgesehen. 

Es ist keine Frage 
Arbeitsmarktes behandelt. 

des gemeinsamen 

Und das scheint mir das Entsdleidende, 
meine Damen und Herren - vielleicht werden 
Sie sagen, das sei eine Redensart, aber im 
meine es wirklich ehrlim als eine wesentliche 
Voraussetzung -; Es ist nicht die gemein
same innere Dynamik dieses Marktes dann 
gegeben, die mir wesentlich erscheint, wenn 
wir an den großen Fortschritten dieses 
gemeinsamen Europas teilnehmen wollen. 

Die interessante Ausgangsbasis für die 
Schweiz mag für die Schweiz so richtig sein, 
für uns ist es aber zuwenig. Ich glaube, wir 
sollen uns nicht darüber eine Illusion machen, 
daß dieser Vertrag zwar sicherlich ein guter 
Anfang ist, daß er aber zu weiteren Verdich
tungen der wirtschaftlichen Kooperation füh
ren müßte. 

Es ist heute auch schon erwähnt worden, 
daß wir mit den EFTA-Ländern natürlim den 
weiteren Kontakt halten werden, mit jenen 
Ländern, die nicht aktive Mitglieder bezie
hungsweise Vollmitglieder der EWG werden 
können. Es wird ja notwendig sein, Stern
verträge zwischen den EFTA-Ländern mit 
Osterreich und zwischen den einzelnen EWG
Ländern zu machen, also ein ziemli<h kompli
ziertes Vertragswerk, aber immerhin sollen 
wir natürlich diese Uberlegungen nicht außer 
acht lassen. 

Ich möchte auf etwas antworten, was Herr 
Abgeordneter Czernetz vorhin erwähnt hat. 
Ich bin nicht ganz seiner Auffassung, vielleicht 
hat er es auch anders ausgedrückt. Natürlich 
hat die EFT A für uns eine gute Lösung 
geschaffen als einen Ubergang, aber wenn 
Sie sich die Perzentrelationen des EWG
Marktes zu Osterreich und jene der EFT A 
zu Osterreich ansehen, so sind eben 10 Pro

schon aus seiner Struktur heraus niemals 
einen echten Ersatz für den großen Markt 
bringen. 

Ich möchte nidlt eine Reihe von Artikeln 
zitieren; das würde zu weit führen und die 
Damen und Herren zu lang aufhalten. Aber 
ich möchte nur ein paar Äußerungen wieder
geben, die sich in den Zeitungen finden, und 
zwar in der letzten Zeit. 

Ich schätze Herrn Abgeordneten Doktor 
Pittermann persönlich sehr. Er ist leider nicht 
im Saale. Ich möchte nur erwähnen, daß im 
Wirtsmaftsteil einer sehr bekannten Zeitung 
steht: Wo ist noch die Zeit, als Dr. Bruno 
Pittermann den EWG-Markt als kapitalisti
schen Bür"gerblock verteufeln konnte ! - Gott 
sei Dank werden wir uns - oder im hoffe es 
zumindest - von solchen Phraseologien gelöst 
haben, denn in Wirklichkeit geht es weder 
um einen Bürgerblock noch um einen anderen 
Block: es geht um eine große wirtschaftliche 
Macht, die sich in Europa etabliert und die 
zeigt, wie stark dieses Europa sein kann, wenn 
es nur stark sein will. 

Bei der Pressekonferenz - und nun möchte 
ich das doch etwas näher zitieren - haben 
sich einige Regierungsmitglieder zu der neuen 
Situation geäußert. Meine Herren! Ich weiß 
nicht, ob es so stimmt; es wurde mir im Aus
schuß gesagt, daß es gar nicht ausgesprochen 
worden sei : Es steht aber gleich in allen 
Zeitungen, und ich kann mir kaum vor
stellen - ich möchte daraus keine Konklusion 
ziehen -, daß es ohne Grund so steht. Zumin
dest nach den Zeitungen zu schließen ist es 
also so, daß sich nicht der zuständige Ressort
minister, Herr Dr. Staribacher, darüber geäu
ßert hat, sondern vorwiegend der Herr Doktor 
Kirchschläger, unser Außenminister, der 
gesagt hat: Aus österreichischer außenpoli
tischer Sicht ist es eine "Ideallösung. Sie ist 
genau das, was wir uns erwartet haben." 
Dieser Terminus ist in anderen Zeitungen 
wiedergegeben. Ich muß also wohl annehmen, 
daß er gefallen sei . 

Herr Bundesminister! Hier kann ich nicht 
Ihre Meinung teilen. Genau das, was wir uns 
erwartet haben, ist es nicht. Es ist besser, 
als wir es in der letzten Zeit gehört haben, 
aber wir haben uns schon ein bisserl mehr 
erwartet, das muß ich sagen. Und daß sich 
Herr Minister Dr. Weihs nicht sehr glücklich 
zeigt, das ist wohl die mindeste, bescheiden
ste Formulierung, denn er kann sich nicht 
glücklich zeigen, wenn sein Ressort praktisch 
draußen stehenbleiben muß. 

zent von fast 50 Prozent 5 und 10 Prozent von 

I 
Ich wollte das nur erwähnen. Hier teilen 

etwa 18 Prozent 1 ,8. Es kann also dieser Markt wir nicht Ihre Ansicht. Das bedeutet nicht, 
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daß wir einen anderen Weg gehen wollen. erfüllen, die er etwa bei einem reinen Wirt-
Ich möchte es nur feststellen. schafts abkommen zu erfüllen hätte. 

Wenn die Herren Bundesminister - es ist 
zumindest hier im "Kurier" zu lesen - eine 
Wette um den Vertragstermin abgeschlossen 
haben, dann möchte ich dazu sagen: Ich möchte 
darüber nicht wetten, meine Damen und 
Herren! Termine soll man nicht nennen. Mir 
ist die Sache zu wichtig, als daß man sie 
durch Wetten ein bißchen ins Lächerliche zieht. 
Ich glaube, man soll nicht wetten, wann es 
kommt, sondern man soll alles tun. damit 
es möglichst bald kommt. (Beifall bei der 
avp.) 

Ich kann es natürlich verstehen, wenn sich 
also der Herr Bundesminister Dr. Kirch
schläger sehr positiv zu dieser Form geäußert 
hat. Es ist die angenehmste Form, es kann am 
wenigsten passieren. Es hat einmal ein Witz
wort gesagt: In Osterreich wird oft jemand 
hingesetzt, nicht damit etwas geschieht. son
dern damit nichts passiert. 

Es kann dabei sehr wenig passieren, 
das gebe ich schon zu. Die Proteste von 
gewisser Seite werden zwar kommen, aber 
die kommen immer; daran sind wir gewöhnt. 
Aber mir wäre es lieber, es könnte vielleicht 
ein bißchen mehr passieren und es wäre eine 
bessere Lösung, die unsere wirtschaftlichen 
Belange mehr und besser berücksichtigen 
würde. 

Soweit zu dieser Pressekonferenz. Irn muß 
nur nochmals sagen: Es ist eine Lösung, die 
durchaus nirnt das bedeutet, was wir uns 
erwartet haben, die aber besser ist als die 
bisherige, und hoffentlich bleibt dann auch 
der Ministerrat bei dieser Gesprächsbasis. 

Meine Damen und Herren! Es wurde auch 
im Aussrnuß moniert. Ich möchte das hier 
ganz undramatisch und völlig sachlich sagen. 
Es wurde mir das immer wieder vorgeworfen : 
Schon in der Zeit der Regierung Klaus haben 
sich Außenminister und Handelsminister 
darin vereinbart, gewisse Teile der Integration 
dem einen und dem anderen zuzumessen. 

Das stimmt, meine Herren, aber nur für die 
wirklich außenpolitischen Teile war der 
Außenminister vorgesehen. Vergessen Sie 
nirnt : Damals hat ein Veto Italiens bestanden, 
das ja ,  wenn es auch zum Teil als Vorwand 
diente, doch wesentlich immer als Grund 
dafür dargelegt wurde, weshalb wir nirnt 
weiterkommen können. Die Wegsrnaffung 
oder Abtragung dieses Vetos ist zweifellos 
eine Frage der Außenpolitik, der diplomati
schen Intervention, und hier hat selbstver
ständlich der Handelsminister nicht jene Mög
lichkeiten, aber auch nicht jene Aufgaben zu 

Es waren auch andere Fragen : Wenn es 
also zu einem Assoziierungsvertrag beson
derer Art gekommen wäre, dann wären selbst
verständlich auch gewisse außenpolitische 
Dinge zu berücksichtigen gewesen. 

Wenn ich das sage, meine Herren, so tue 
ich das nicht, um Sie zu ärgern, obwohl ich 
das manchmal auch nicht ganz ungern täte. 
Aber ich sage das wirklich nicht, um Sie zu 
ärgern, sondern um eines darzulegen: Ich bitte 
doch diese ganze Frage der neuen Vorlage 
nicht als einen außenpolitisChen, sondern als 
einen wirtschaftspolitischen Akt zu sehen, und 
zwar schon deshalb, weil wir uns mit dieser 
Akzentuierung mit anderen Schwierigkeiten 
leichter tun werden; iCh brauche in diesem 
Hause nicht näher auszuführen, was ich damit 
meine. 

ICh glaube also, daß ein solCher Freihandels
zonenvertrag eine rein wirtschaftliche Ver
einbarung darstellt und daß dabei zweifellos 
die Dominanz dem Handelsministerium 
zukommt, nicht nur aus dem bestehenden 
Kompetenzkonzept, sondern auCh aus anderen 
Gründen. Ich glaube, es wäre sehr gut, wenn 
wir das deutlich betonen würden, um jegliches 
Argument aus anderen Ländern im voraus 
abzufangen. 

Daß es sich nidlt um eine wirklidl große 
Lösung oder um eine weitgehend befrie
digende Lösung handeln kann, dafür führe 
ich einen - ich weiß nicht - hoffentlich noch 
unverdächtigen Zeugen, nämlich den Herrn 
Redakteur Rome in der "Arbeiter�Zeitung", 
an, der von der bescheidensten Minimallösung 
gesprochen hat. Es ist ein sicher oder 
hoffentlich unverdächtiger Zeuge, der in der 
"Arbeiter-Zeitung" eine Reihe sehr inter
essanter Artikel veröffentlicht hat und der zu 
dieser Formulierung gekommen ist, ich glaube, 
völlig zu Recht, denn es ist, wie gesagt, wirk
lich die minimalste Lösung, die denkbar 
erscheint. 

Bei der erwähnten Pressekonferenz - ich 
möchte es noch einmal sagen - wurde die 
"Ideallösung" erwähnt. Ich kann eine solche 
Ideallösung nicht sehen. Es ist kein Grund 
zu einer Jubelstimmung, das hat auch mein 
Herr Vorredner schon gesagt. Es ist vielleicht 
das Beste, was wir im Augenblick haben und 
aushandeln können. Es hat aber bei Gott noch 
viele, viele Mängel. In dieser Konstruktion 
gibt es weniger Schwierigkeiten - das habe 
ich schon gesagt -, aber für die technologische 
Zusammenarbeit, für die Dynamik des Mark
tes, für die Lösung der Arbeitsmarktfragen 
und anderer Dinge sind die Fragen noch völlig 
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offen. Hoffen wir, daß es gelingen möge, die für die Zukunft dieses Landes, und daher sind 
angebotene Freihandelszone als Ausgangs- wir verpflichtet, alles zu tun, um dieser 
basis für weitere Integrationsschritte zu Lebensfrage entsprechend zum Durchbrudl zu 
nützen. verhelfen. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn es mit England nicht klargehen 
sollte - und hier teile ich Ihre geäußerten 
Bedenken, da es noch gar nicht gesagt ist, 
wie dort die Dinge gehen werden -, dann, 
meine Damen und Herren, werden wir wohl 
unsere Vorschläge zu Interimslösungen wieder 
aufgreifen müssen. Denn wenn es dort nicht 
klappt, können wir nicht sagen : Also mit Eng
land war es nichts, daher machen wir auch in 
Osterreich nichts. Wir leben im Export nicht 
davon, daß es mit England nicht klappt, wir 
leben davon, daß wir in einem großen, ent
scheidenden, wichtigen Markt integrieren, 
ganz gleich, wie sich alle anderen Länder 
stellen mögen, weil wir diesen Markt lebens
notwendig brauchen. (Beifall bei der OVP.) 

Nach einer so langen Zeit von Warten und 
Enttäuschungen und so vieler konstruktiver 
Arbeit - ich möchte bei dieser Gelegenheit 
noch allen Beamten, die seit Jahren in einer 
sehr hoffnungslosen Position gestanden sind, 
wirklich im Schützengraben einer sehr schwie
rigen Position gestanden sind, herzlich für ihre 
viele, viele Mühe danken -, nach einer so 
langen Zeit der Enttäuschungen hoffen wir 
nun auf einen größeren europäischen Markt, 
der allein die wirtschaftliche Existenz Europas 
und damit auch Osterreich.s gewährleistet. 
Nicht durch Euphorien, nicht durch Zweck
optimismus, sondern durch harte und sachliche 
Arbeit werden wir diesem großen Ziel näher
kommen. 

Wenn wir an dieses große Europa glauben, 
dann müssen wir uns auch der großen euro
päischen wirtschaftlichen Lösung zuneigen, 
denn ohne eine solche werden wir kein wirk
lich starkes Europa je erleben. 

Wir werden diesen Bericht zur Kenntnis 
nehmen. Wir bitten aber auch die Bundes
regierung und wir bitten die gesamte damit 
zusammenarbeitende Beamtenschaft, weiter 
sehr aktiv zu bleiben und sich nicht damit zu 
begnügen zu sagen: Jetzt haben wir den 
Bericht vorgelegt, wir haben ihn besprochen, 
die Sache ruht nun bis auf weiteres. Hier 
werden Sie, meine Herren, eine sehr harte 
Arbeit leisten müssen. Wir werden Sie kritisch 
beobachten, wir werden Ihnen bei Gott keine 
Schwierigkeiten machen, im Gegenteil, alles 
tun, um gemeinsam zu einer Lösung zu 
kommen. Wenn wir aber sehen, daß nicht der 
nötige Elan dahintergesetzt wird, ja daß er 
nicht einmal vorhanden ist, dann werden wir 
das · der Bevölkerung sagen, weil wir glauben, 
es handelt sich um eine Lebensfrage zumindest 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr.  Scrinzi das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren! A'ls das 
Hohe Haus vor mehr als zehn Jahren bei 
Abwesenheit von 55 Ahgeordneten der OVP 
und SPO dem Be'itritt Osterreichs zur EFT A 
zugestimmt hat - damals mit Mehrheit und 
gegen die Stimmen der Freiheitlichen -, ist 
ein Weg beschritten worden, der uns j eden
falls im Hinblick auf die hohen Ziele von 
ehemals, nämlich einer europäischen Inte
gration, in den seither vergangenen Jahren 
nicht sehr entscheidend weitergebracht hat. 

Ich verschweige dahei nicht, daß das EFTA
Konzept zrweifellos Osterreich gewisse wirt
schaftliche Erfolge gebracht hat, aber bei 
nüdlterner und vorurteilsloser Betradltung 
wird man einräumen müssen, daß wenigstens 
bis vor kurzer Zeit die Gefahr bestand, daß 
neben ideolog-isdlen, neben nationalen 
Barrieren audl wirtschaft1idle errichtet wer
den. 

Wenn wir das Brgebnis des beute vor
liegenden Integrationsberichtes zusammen
fassen, dann müssen wir doch eingestehen, 
daß wir bestenfal'ls behaupten können, wir 
stehen dort, wo wir schon vor 12 Jahren ge
standen sind. Idl verhehle aber nidlt, daß im 
Rückblick auf die Situation von vor nidlt 
allzulanger Zeit seLbst das schon ein gewisser 
Fortschritt ist. 

Wir sind in dieser Frage aHmählich sehr 
bescheiden geworden. Und wenn man sich die 
Emphase in Erinnerung ruft, mit '<ler seiner
zeit hier im Hohen Hause der österreichische 
EFTA-Beitritt begrüßt wurde, so ist das auch 
verständlich. 

Wir waren immer der Meinung, daß Oster
reich damals nicht den richtigen Weg einge
schlagen hat. Aber selbst wenn man ein
räumen will, daß es kceine sehr großen Alter
nativen gab, so könn�n wir auch heute den 
Vorwurf niebt unterdrücken, daß man sich 
zuwenig bemüht hat, andere .Ailternativen zu 
suchen. 

Audl heute ist in dem kurzen Rückblick, den 
der Herr Minister a. D. Abgeordneter Mitterer 
gehalten hat, zum Ausdruck gekommen, wie 
sehr wir doch lange Zeit hindurch -eine passive 
Rolle gespielt haben und auch im EFT A
Konzept von allem Anfang an · eine Rolle im 
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Schatten Englands übernommen ha:ben, eine weiteren Entwicklung seitens Osterreichs ge
Rolle im Schatten j enes Englands, das nun- schahen sind, ihre psychO'log�sche Erklärung 
mehr im dritten Anlauf offensichtlich in der finden. 
Lage war, die Schwelle in Brüssel zu über
schreiten. 

Es hat der .A!bgeordnete Mit1lerer einen 
kurzen Rückblick ülber die bisherige Entwick
lung seinen kritischen Feststellungen zum vor
liegenden Bericht vorausgeschickt. Ich muß 
da's auch tun, und zwar aus einem ganz beson
deren Grund. Wenn wir uns nach sehr ein
gehenden Beratungen entschlossen haben, den 
Bericht zustimmend zur · Kenntni·s zu nehmen, 
so soll das keineswegs den Verdacht erwecken, 
daß damit alles, was bisher geschehen 
oder nicht geschehen ist und was dazu geführt 
hat, daß wir heute einen sehr bescheidenen 
Bericht zur Kenntnis nehmen müssen, 
inzwischen etwa unsere Zustimmung gefunden 
hätte. 

Ich gehe nicht auf die vom Abgeordneten 
Mitterer nur gestreiften Fragen des Scheiterns 
der Bemühungen um das große europäische 
Freilhandelskonzept ein, das über amerikani
sche Empfehlung im Rahmen der OEEe 
gesucht werden solilte. Alber vielleicht ist es 
ganz wertvol'l. in Erinnerung zu rufen. daß 
dieses Konzept seinen ersten entscheidenden 
Stoß 1 954 durch jene Aibstimmung im fran
zösischen Parlament bekommen hat, in dem 
die französischen Kommunisten zusammen mit 
der gau�listischen Fraktion die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft zu Fall ge'bracht 
haben. Damals hat jener uneuropäische Geist 
zum ersten Mal und in einer entscheidenden 
Frage seiu Haupt in einem europäischen Par
lament erhoben. der dann letzten Endes Ülber 
all die Jahre her und bis zur heutigen Delbatte 
das Schicksal der europäi,schen Integration 
begl'eitet hat. 

Es ist aber notwendig. doch daran zu 
erinnern. daß wir uns schon am Beginn der 
EWG. also mit der Unterschrift vom 25. 3. 1957 
in Rom unter die EWG-Verträge. einer Ver
kennung der damit geschaffenen neuen Situ
ation in Europa schuldig gemacht haben. 

Auch Abgeordneter Ozernetz hat sich 
damals dahingehend geäußert, daß es für 
Ost!erreich keine andere Alt!emative als eben 
das Freihandelszonerrkonzept ,gebe. Sie wer
den mir heute wahrscheinlich einwenden, die 
jetzige Situa'tion sei ja der 'Beweis für die 
Richtigkeit Lhrer damaligen Voraussage. Denn 
wenn wir die Alternative 2 des Rates ' der 
Europäi'schen Kommission als das Verwirk
lichbare nun zu verwiI1kilichen suchen wollen, 
so scheint das ja die Bestätigung Ihrer da
damaligen Auffassung zu sein. 

Allerdings bleibt dabei eine Frage aus'ge
klammert, die wir Frei'bJeilllichen immer anders 
beantworteten, die Frage, Ob nicht eine andere 
Haltung Osterreicbs in der lntegra:tionsfrage 
diese Situation nicht zu der einzigen Alter
native gemacht hätte, in der wir uns - das 
muß ich auch vom Standpunkt der Freiheit
lichen Partei aus zugeben - heute befinden. 

Wir haben Ihnen schon damals, Herr Abge
ordneter Czernetz, durch den Sprecher der 
FreiheiUichen da's war Abgeordneter 
S'tendebach - ,geantwortet, daß wir nicht an 
die Realisierbarkeit dieses großen euro
päischen FpeihandelskoI1Jzteptes glauben, und 
zwar, wie auch in der Begründung ausgeführt 
wurde, aus einer, wie ich me'ine. richtilgen 
Einschätzung der Haltung Englands in dieser 
Frage, einer Einschätzung, deren Richtigkeit 
letzten EnJde's gerade durch die jüngste Ent
wicklung in England bestätigt erschleint. Denn 
man muß, sehr vereinfacht ausgedrückt, sagen, 
daß England nicht erst mit dem Wegfall des 
französ'i'schen Vetos beziehungsweise mit der 
Aufgabe des französischen Widerstandes nach 
de Gaulle gegen einen englischen Beitritt 
einen neuen Weg beschritten hat und sich 
nunmehr zumindest auf der Ebene der der
zeitigen konserva1lilven Regierung für einen 
EWG-<Beitritt entschllos'!ren hat, sonldern weil 
offensichtlich Engla,nd erst unter dem Eindruck 
seiner fortgesetzten politischen und wirt
schaftlichen Mißerfolge in diesen letzten zehn 
Jahren auch zur Kenntnis genommen hat, daß 
es nicht zu den Siegern de,s letzten Welt
krieges zählt, was man in England begreif
licherweise bis in die jüngste Zeit nicht zur 
Kenntnis nehmen wollte. Vielleicht sind die 

Das hat einen sehr klaren und beredten 
Ausdruck in einer zwei Tage später erfolgten 
Äußerung des damaligen OViP .. Handels
ministers Dr. Bock gefunden, der dieses 
bedeut·same Ereignis auch nicht annähernd in 
seinem Stel'}enwert erfaßt hat, sondern meinte, 
für Osterreich ergebe sich aus der Tatsache gegenwärtigen Ereignisse 'in Malta ein kleiner 

dieser Vertragsunterzeichnung keine neue Epilog zu di,eser Entwick.lung. 

Situation. 

_ Das war nun, wie ich glaube, die ent
scheidende Fehleinschätzung, von der aus 
sehr viell� Fehlleistungen, die im Zuge drer 

Während wir noch vepkündigt haben, die 
einzige Alternative zur ,EWG sei die große 
europäische Freihandels'Zone, sind wenige 
Wochen später, im Dezember 1 958, die Ver-
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handlungen im Ministerrat der OECD end
gültig restgefahren IberLicllUngsweise gesdlei
tert 'gewesen. 

Es ist aber schon zu Beginn, abgesehen von 
der andersliegenden Prognose der damaligen 
Regierungsparteien, ein Argument in die Dis
kussion gewol"fen worden, das vorwiegend 
staatspolitisdler Natur walr und das vom da
maligen Bundeskanzler Raab etwa so formu
liert wurde - auch Kreisky 'hat ausdrüddich 
zugestimmt -, daß der EFr,A-Beitritt der 
staatspolitisdt ridtti1gere Weg sei. 

Es ist nidlt meine 'A:bsicht, hier die Debatte 
über diese Frage über Gebühr aus'zudehnen, 
obwohl gesagt werden muß, daß in der 
ZwisdleIllZeit leine umfangreidte Literatur über 
die Möglichkeiten eines immerwälhrend neu
tralen Staates und sein Verhältni's zu einer 
W'irtschaftsgemeinsdtaft, wie die EWG sie 
darstellt, ersdlienen ist, eine Literatur, die 
unsel"en dama'Is eingenommenen Standpunkt 
wenn sdlon nicht in allen Dingen redlbfertigt, 
so ihn dodl als einen möglichen Standpunkt 
ersdleinen läßt. 

Herr Abgeordneter Czernetz ! Auch Sie 
haben damals nodl in der VeI1haftung an da,s 
Freihandelskonzept die Brückensch'lagtheorie 
vertreten. Si'e haben ja sdlon bei einer 
Debatte über einen Integrationsbericht - das 
war am 1 9. 4. 1968 - zugeben müssen, daß 
diese 'theorie gesdteitert ist. Auf Grund des 
sich nunmehr an!bahnenden EWG-BeHritts 
Englands kann man wohl sagen, daß diese 
Theorie Igeschei�ert sein dürfte. 

Da1bei möchte ich keinesweg's den Stand
punkt vertreten, daß wir Schadenfreude 
darüber empfinden, daß sich imlJwi,sdlen die 
UnridlUgkeit all dieser Vorhersagen heraus
gestellt hat. 

Ich darf noch auf ein ganz kleines Detail 
hiawe'isen: England hat 1 961 den ersten Ver
such gestartet, aus der EFTA auszuscheren 
und in die EWG 'ein�utreten, ein Versuch, 
der von seiten Osterreichs mit offiziell aus
gedrückter tiefer Enttäuschung �ur Kenntnis 
genommen wurde. Schon sehr früh, und zwar 
in Jahre 1 958, hat es recht maßgeblidle fran
zösisdle Stimmen gegeben, die diesen Kurs 
Englands vorausgesagt haben. Audl hier im 
Hause wurden sie zitiert, ,aber man hat das 
von der Regi'erungs'ballik aus mehr oder weni
ger mit einer Handbewegung abgetan. 

Es war ,vor allem unser damaliger Abgeord
neter Dr. Kandutsdt, der darauf verwiesen 
hat, daß die EFTA-Konstruktion im überwie
geiliden Interesse Englands und des damals 
nodl einigermaßen funktionierenden Common
wealth gelegen sei. 

Das haben die FraIllZosen zum Ausdruck 
gebradlt, die gemeint haben, in dem Augen
bli<k, in dem diese ausschließUch britischen 
Interessen nicht mehr 1m Vordergrund stün
den, würde England keine Hemmungen haben, 
seine EFTA"'Partner im Stidl zu la:ssen und ein 
neues Konzept anzustreben. 

Wir nehmen das heute, obwohl wir edtte 
und überzeugte Europäer sind, zur Kenntnis. 

Wenn Eugiailid trotz der sich abzeichn'enden 
poli'tischen und psydlologi,sdlen Schwierig
keiten in der Lalge sein sollte, tatsächilich den 
Beitritt zu vollziehen, so werden wir das als 
einen Akt begrüßen, dem in dem großen 
gesdlichtlidlen Absdlnitt, in dem England 
mehr a'ls ,einmal eine antieuropäische und 
anUkontinentale Rolle gespielt hat, große 
historische Bedeutung zukommt. 

A'ber während wtr noch eifrige Ver
künder - und das ist noch gar nidlt allzulange 
her - der BrückenSchlCiigstheorie waren, ist 
EnglaIl!d auf dieser Brücke nach Brüssel 
marschiert, und zurückgeblieben sind die klei
nen' etwas wa<keligen Pontons, die wir, die 
Kleinen, vor allem die Neutralen, darstellen, 
von denen idt Iheute schon sage und meine 
Bedenken anmeLde, daß sie nidlt geeignet 'Sein 
werden, auch nur eine ,gemeinsame Notbrücke 
nadt Brässel zu schlagen. 

Das hat letzten Endes auch der Minister 
außer Dienst Mitterer hier gesalgt : Wenn man 
den Bericht der Kommission anschaut, wenn 
man dort \71wischen den Zeilen liest, wenn 
man die dort angeführten Konjunktive und 
Konditionale ridltig deutet, 'so muß erstens 
einmal daran gefljweifelt weIden, ob es für die 
für uns erstrebenswerte Variante 2 in 
absehbarer Zeit ein Vel1handlungsmandat des 
Ministerrates geben wird, und man muß 
zweitens zur Kenntnis nehmen, daß schon die 
Kommission selber, die ja, gewissermaßen 
von politisdlen Uberlegungen wenig be
schwert, einen rein ökonomisch ausgeridtteten 
Vorsdliag auszuarbeiten hatte, ihre Meinung 
zum Ausdru<k bringt, daß die Variante 1 mit 
der Aufredlterhaltung des Status quo die der 
EWG lZuträglidtere und für sie zweckmäßigere 
Lösung wäre. 

Ich glaube, bei dieser Gelegenheit sollte 
man sich doch noch einmal daran erinnern -
und wir tun es, auch wenn es nidtt allen 
sehr angenehm sein ,wird -, wie hochmütig 
der dama'Hge österreichisdte Handeilsminister 
auf die Erklärungen Hallsteins vom 8. 1 .  1960 
reagiert hat, wo immerhin BaUstein in seiner 
Eigenschaft als Präsident der Kommission 
Osterreidl ein 'klares Assoziationsangebot mit 
der Bereitschaft zu Sonderkll'auseln, die die 
besondeI"e neutralitätsredltlidle und neutrali-
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tätspolitisdte Situation Osterreidts berücksim
tigen soillten, gemadtt hat. 

Taktvollter.weise hat der damalige Handels
minister ausgerechnet Bonn zum Ort gewählt, 
um auf dieses Angebot am 2 1 .  1 .  mit der 
maliziösen Feststellung zu reagieren : Zum 
Beitritt gehören immer zwei. 

Ich glaube, es wäre vielleicht doch besser 
gewesen, statt leiner so 'arroganten. Antwort 
zu prÜlfen und alles zu unternehmen, ob nicht 
eine Lösung im Raihmen eines solmen Ange
botes, welches ja dem .gleichgekommen wäre, 
was später als Vertrag sui generis als Arran
gement, al·s Assoziation mit NeutraHtäts
vOJ1behalt und und so weiter debattiert wurde, 
möglich sei. 

Es ist richtig - ich stimme hier dem Abge
ordneten ,Mitterer zu -, daß die Haltung der 
EWG in dieser Frage sich sehr rasch geändert 
hat und daß eine anfangs z,wei,fellos vor
handene Bereitschaft, einen Assoziationsver
trag mit Osterreich zu schließen, sich sehr 
baid gewandelt hat, nicht zuletzt unter dem 
Einfluß Frankreichs und unter dem Einfluß der 
De GaulIeschen Europakonzepte. Das ändert 
nichts daran, daß 'wir es doch, wie es schon 
vor zehn, zwölf Jahren von unseren Sprechern 
formuliert wurde, ' verabsäumt haben, zei'1lge
recht auf den ehen anfahrenden Zug doch 
aufzuspringen zu versuchen. 

Wenn wir nun das prüfen, was heute im 
Integrationsbericht, im besonderen also im 
Brief des Herrn Handelsministers vom 
30. 6. 1 91 1 ,  uns vorgelegt rwird und was sich 
nun daraus ergLbt, so kann man nicht 'einmaJI 
die Vokabel des gedämpften Optimismus 
dafür verwenden. Denn die Aufl1echteI"haltung 
des Status quo ist j a  �alktisch keine Variante. 
Status quo ist eben Status quo. Dazu brauchen 
wir keinen Ratschllag der Hohen Kommission 
in Brüssel. 

Wals die Variante B anlangt, so ist ja auch 
schon von meinen beiden Vorrednern auf die 
Problematik dIeses Angebotes hingewiesen 
worden, auf die Prablematik sowohl im all
gemeinen, was insbesondere die drei neu
tralen Länder anlangt, aber auch im beson
deren, was also ein System der Selektionie
rung anlangt, das 'ganz entscheidende Export
bereiche der österreichischen Wirtschaft aus
schließen oder, Iwenn man es deutlich for
mulieren würde, weiterhin entscheidend dis
kriminieren könnte. 

Daß dabei von vornherein die österl1eichi
sche Landwirtscha.ft ausgeklammert bleiben 
soH, würde inSbesondere jahrelange Bemühun
gen bei den früheren Gesprächsrunden in 
Brüssel wiederum auf die Nullinie zurück
werfen. 

Meine Damen und Herren I Nun, was kann 
und was soH in dieser Situation von Oster
reich aus geschehen? Wir haben diese Frage 
sehr eingehend geprüft und haben letzten 
Endes dann aus Uberlegungen, die ich gleich 
erläutern werde, besch'lossen, diesen Bericht 
zur Kenntnis /Zu nehmen, weil rwir uns nämlich 
nicht auf die einfache Rück.zugslinie begeben 
woUen. In diese Situation ,wurden wir durch 
das VersdlUlden der früheren und der bis
herigen Regierungen hineinmanövriert, man 
sehe nun, wie man da herauskommt! 

Unter der Voraussetzung, Herr Kollege 
Czemetz, daß diese von Ihnen heute, im Aus
schuß und schon 'se�nerzeit bei der Debatte 
ebenso wie 'von uns und von mir erhobene 
Forderung, daß die Funktion des Integrations
aussdmsses eine andere wird und nicht mehr 
so wie bisher der Ausschuß sich zu beschrän
ken habe, Faits accomplis, alMällige Verhand
lungsergebnisse zur Kenntnis zu nehmen, son
dern daß dieser Ausschuß im Si,nne konstruk
tiver Mitarbeit, bevor man weiter nach Brüssel 
geht, eingeschaltet wird, waren wir bereH, 
dem Bericht zuzustimmen, um zu demon
strieren, daß wir in dieser außerordentlich 
schwierigen Situation Ibereit sind, der For
derung, Integrationspolitik als ein entschei
dender Teil der Außenpolitik muß und soll 
Angelegenlheit aller im Hause vertretenen 
Parteien sein, einen überzeugenden Ausdruck. 
zu geben. 

Denn, meine Damen und Herren, die Bilanz 
der bis'herigen Unterlassungen und Versäum
nisse bleibt natürlich auf dem Schuldkonto 
der daJfür verantwortlichen Parteien bestehen, 
und diese Schu'ld i,st schwer genug. 

Die schweren Strukturmängel der öster
reichischen, vorwiegend der industriellen und 
gewerblichen Wirtschaft, die Milliardenver
luste der österreichisdten Landwirtschaft durch 
die DiskrLminierung ihrer EXJporte auf dem 
EWG-MaI1kt - und das ist ja, wie wir wissen 
und was ich nicht zu ,wiedertholen brauche, ihr 
vorwiegender, ihr natürlicher Markt - und 
nicht zuletzt das ZurüCkbleiben des Pro-Kopf
Einkommens der österreichischen Wirtschaft 
und vor allem das weite Nachhinken der öster
reichischen Reallöhne gegenüber den Löhnen 
im EWG-Raum sind eine schwere Hypothek. 
Besonders letzteres bekommen wir jetzt in 
unerhörter Härte zu spüren: Wir :wissen, daß 
der Sog auf unsere guten Arbeitskräfte insbe
sondere aus den uns benachbarten EWG
Staaten uns zunehmend in arbeitsmal1ktpoli
tische Schwierigkeiten ,bringt. 

Das also ist, glaube ich, ' notwendig, noch 
einmall hier Ifestzuhalten. 'Die Verantwortung 
dafür lehnen wir ab, weil wir vor diesem 
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Weg vom a1llerersten Augenblick an immer 
eindringlich 'gewarnt haben. Das heißt a'lso, 
die Konsequenzen dies'er Entwicklung kann 
man nur als ein vernichtendes Urteil über die 
bisherige, im Ansatz verfehlte und dann fest
ge.fahrene Integrationspolitik bezeichnen. 

Wir werden uns aber trotzdem bemühen 
und versuchen, wenn es, woran ich zweifle, 
was ich aber sehr hoffen und für Osterreich 
wünschen würde, in Iilbsehbarer Zeit ein Ver
handlungsmandat aus Brüssel geben sollte, 
auf dem Boden der für uns noch verbliebenen, 
einzigen Variante, nämlich eines IFreühandels
abkommens, das wahrscheinlich nur bilateral 
möglich sein wird, im Integrationsausschuß 
unsere konstruktive Mitarbeit anzulbieten, 
denn auch das müßte noch einmal gesagt 
werden: 'Es war die Möglichkeit, das Frei
han'<lelskonzept auch schon 'bei Bestehen der 
beiden ,Blöcke zu lforcieren, durchaus gegeben. 
Auch Mer stimme ich dem Abgeordneten 
Mitterer bei, daß die Haltung der EWG sim 
später verschärft hat. Sie war am Anfang 
nicht so absolut negativ, aber es war England, 
das damals die EFT A ganz entscheidend ge
bremst hat, um sozusagen von den Resten des 
alten OEEC-Freiihandelskonzeptes noch 
einiges zu retten und zu versuchen, statt in 
Verfolgung einer BrüCkenschlagstheorie in 
einer Block.verhandlung gewissermaßen das 
Totale zu realisieren und Teile auf dem 
Gebiete erweiterter Freihandelsabkommen zu 
verwirklichen. Auch das haben wir unter dem 
begreHlicherweise starken Einfluß, den Eng
land in der iEFTA geh!a'bt !hat, unterlassen und 
damit natürlich die EFTA-feindlichen Kräfte 
in der Kommission gestärkt und damit natür
lim auch den politischen Gegnern dieses Kon
zeptes, die j a  in erster Linie westlim des 
Rheins saßen, immer wieder genügend Auf
trieb gegeben. Wir wissen ganz genau - ich 
glaube, Si'e haben es j a  bei Ihren letzten 
AU5'�ührungen im Hause als Handelsminister 
damals ausgeführt -, nicht das italienische 
EWG-Veto war das ,Entscheidende, dessen 
rechtlime Konstmktion ja von vornherein 
fragwürdig war, weil es ja nicht durch die 
Römer Verträge gedeckt ist. Vielmehr war 
dieses Veto in Paris damals sehr willkommen. 
Es war ja noch ein Paris, in dem de Gaulle 

Es waren die USA, es war inSlbesondere 
MarshaU und in Konsequenz der Zielsetzung 
die Marshallplan-Hilfe, mit der die große euro
päische Integration gewis!)ermaßen auf dem 
einfachsten Gebi'et, nämlich dem der Wirt
schaftspolitik, hätte begonnen werden sollen. 
Heute haben wir den großen Block der 
Sech'sergemeinsmaft, der in absehbarer 
Zeit - ich betone es noch einmal, wir wün
schen es - sich zu einer Zehnergemeinschaft 
erweitern wird, aber wir sind die Fußkranken 
dieser Entwiddung 'geblieben, wir halben den 
Negativsaldo vorerst zu tragen und zu liqui
dieren. Es wird 'aller unserer Anstrengungen 
bedürfen, um das erfolgreich zu tun. 

Möge der Abgeordnete Czernet.z mit seinem 
diesbezüglichen Optimismus, was die eng
lisme Solidarität anlangt, recht behalten, 
obwohl wir in der Zeit der Zusammenarbeit 
in der EFT A 'zu diesem Optimismus nicht 
unbedingt immer Grund hatten. Ich erinnere 
an die heute gleichfalls schon er,wäthnte Ein
führung der 1 5prozentigen ImportatbgaJben 
Englands, die j a , wie wir wissen, aus
gesprochen ,EFTA-widrig war, denn was Eng
lJand hätte tun dürfen, .wäre die mengen
mäßige Beschränkung und Kontingentierung 
gewesen. England hat natürlich versucht zu 
argumentieren, im Endergebnis komme das 
auf das gleiche hinaus. ,Aber vorn Standpunkt 
der betroffenen Zollfreihandelspartner ge
sehen, ist das natü.,lich keinesweg's das 
gleiche gewesen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin damit am 
Ende und habe noch einmal den Standpunkt 
der Freiheitlichen Partei in dieser Frage präzi
siert. Wir können leider nach wie vor keine 
gute Note f.ür die Politik ausstellen, die die 
Mehrheit des Hauses bisher gemacht hat, das 
schließt ,aber nicht aus, daß wir für die Zukunft 
uns bereit erklären, im Rahmen des Inte
grationsausschusses alles daranzusetzen, um 
jene großen Probleme, die mit der Erteilung 
eines Verhandlungsmandates sich für uns 
ergeben, zu lösen und bei der Lösung dieser 
Probleme mitzuhelfen. Mit diesen Vorbehalten 
und mit diesen Einschränkung,en stimmen wir 
dem vorliegenden Bericht auch zu. (Beifall bei 
der FPO.) 

als unumschrän!kter Herrscher regiert hat, Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dessen Konzept der Gemeinschaft vom dem Herrn Abgeordneten Dr. Karasek das 
Atlantik 'bis zum Urall noch sehr vehement Wort. 
vertreten wurde. 

Wir sind hier mehr oder weniger in der 
Situation, daß wir eine Konkursmasse zu ver
walten haben. Eine Konkursmasse aus einem 
Unternehmen, das noch unter dem Eindruck 
der großen Katastrophe des zweiten Welt
krieges sehr hoffnungsvoll begonnen hatte. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Meine Damen und 
Herren! Ich werde Sie niCht lange mit Inte
grationsfragen aufhalten, denn ich spüre, daß 
das Interesse an Integrationspolitik nicht 
allzu groß ist. (Abg. Z e i  1 1  j n g e l: Bei deI 
OVP1) Uberall, . im ganzen Haus. Aber ich 
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habe Verständnis dafür, daß die Kollegen 
mittagessen gehen, und ich wünsche denen, 
die jetzt draußen sind, einen guten Appetit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir stehen heute wieder einmal vor einem 
überholten Bericht, das muß ich leider sagen. 
Es bereitet mir ein außergewöhnliches Ver
gnügen, Herr Abgeordneter Czernetz, mit den 
gleichen Worten wie Sie mein einleitendes 
Statement zu beginnen. Ich zitiere Sie vom 
1 9. April 1968, wo Sie sagten: 

"Die parlamentarische Behandlung des vor
liegenden Fünfzehnten Berichtes der Bundes
regierung über den Stand der wirtschaftlichen 
Integration Europas hat, das möchte ich 
offen sagen, etwas Gespenstisches an sich. Es 
ist sozusagen die Behandlung eines Berichtes 
aus längst vergangenen Tagen." 

Meine Damen und Herren! Genauso präsen
tiert sich der Integrationsbericht dieser Bun
desregierung, er hat auch für mich etwas 
Gespenstisches an sich, und er ist auch für 
mich etwas aus längst vergangenen Tagen. 

Sicherlich, Herr Abgeordneter Czernetz hat 
in seiner Intervention an diesem Pult heute 
den Herrn Bundesminister für Handel, Ge
werbe und Industrie für die Zeit vom 6. Mai 
bis heute exkulpiert. An dieser Zweimonats
absolution möchte ich mich durchaus beteili
gen. Bleibt aber, Herr Bundesminister, die 
Zeit von der Angelobung dieser Regierung 
- ich glaube, das war etwa der 20. April des 
vorigen Jahres - bis zum 6. Mai dieses 
Jahres. Es hat dieses Parlament ein Jahr lang 
getagt. Die Regierung hat es nicht für wert 
befunden, einen Bericht über die Integration 
anhängig zu machen. 

Ich sage das deshalb, weil ich nicht hoffe 
oder erwarte, daß der nächste Bericht etwa in 
eineinhalb Jahren hier wieder in diesem 
Hause behandelt wird und in der Zwischen
zeit die Regierung völlig frei Integrations
politik macht, wie sie es für richtig glaubt. 

Wir müssen uns, glaube ich, doch hier in 
diesem Hohen Hause darüber ' unterhalten, 
was die Voraussetzungen einer gemeinsamen 
Integrationspolitik sind. Man ruft ja auch 
immer nach der gemeinsamen Außenpolitik, 
und ich bin der letzte, der sich einem solchen 
Ruf verschließen möchte. 

Es gibt Stimmen in der Industriellenvereini
gung, die besagen, man soll doch um Gottes 
willen die Integrationspolitik nicht zu einer 
parteipolitischen Auseinandersetzung machen. 
Der sehr angesehene Chefredakteur Hugo 
Portisch hat vor etwa 14 Tagen an einem 
Samstag im "Wiener Kurier" einen ähnlichen 
Artikel veröffentlicht und auch darin der Sorge 

Ausdruck gegeben, man könnte vielleicht 
Integrationspolitik zu einer parteipolitischen 
Auseinandersetzung machen. Nein, daran ist 
uns durchaus nicht gelegen. Das habe ich 
schon in der Budgetdebatte gesagt, und das 
sage ich auch heute. 

Aber ich muß doch sehr klar an die Adresse 
der Regierung sagen und formulieren, daß 
die Voraussetzungen für eine gemeinsame 
Integrationspolitik die gestaltende Mitwir
kung der Opposition bei diesen Fragen ist. 
und es geht nicht an, daß wir nur post festum 
mit ein oder eineinhalb Jahren Verzögerung 
"gespenstische Beridlte" entgegennehmen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Der Abgeordnete Czernetz hat heute von 
diesem Pult aus ein Hohes Lied auf die EFT A 
gesungen. Er hat sich dagegen ausgesprochen 
- und da bin ich durchaus seiner Meinung -. 
von guten Neutralen und von schledlten Neu
tralen zu sprechen. Jede Adjektivisierung der 
Neutralität ist uns vom Herzen zuwider; dar
in sind wir einig. 

Aber ich darf daran erinnern. daß man nidlt 
immer in diesem Hause so gut über die EWG 
gedacht hat. wie es die sozialistische Fraktion 
heute tut. Es hat früher einmal eine "gute 
EFTA" und eine "böse EWG" gegeben. Und 
einer meiner Vorredner hat sich schon sozu
sagen ein bißchen getraut. auf den Herrn 
Vize kanzler Dr. Pittermann anzusprechen, der 
ja seinerzeit Erklärungen über die EWG 
abgegeben hat, die wir noch nicht vergessen 
haben; aber idl möchte diese Dinge aus alten 
Tagen nicht zu sehr aufwärmen. 

Wir freuen uns über die Evolutio� der 
Einschätzung der EWG bei der sozialistischen 
Fraktion, und wir freuen uns, daß sie jetzt 
wenigstens Positives findet. (Abg. Z e i 1 1  i n
g e r: Auch bei der OVP gibt es Änderungen!) 
Ja freilich, auch hier bei der OVP gibt es 
eine Evolution des ganzen Integrations
gedankens. (Abg. Z e i  1 1  i n g e r: Sie haben 
die Mehrheit gehabt in diesem Hau8!) 

Herr Abgeordneter Zeillinger! Ich bin zum 
Beispiel nidlt der Auffassung meines geschätz
ten Vorredners, des Abgeordneten Scrinzi, 
daß aus der EWG-Politik, aus der Integra
tionspolitik vor zehn. zwölf Jahren mehr 
herauszuholen gewesen wäre. als dies wirk
lich geschehen ist. Ich weiß nicht, woraus er 
seinen Optimismus sdlöpft. Wir haben eine 
Integrationspolitik der großen Koalition 
gehabt, die haben wir gemeinsam verantwor
tet. Wir haben eine Integrationspolitik einer 
OVP-Alleinregierung gehabt, wir haben jetzt 
eine Integrationspolitik der Minderheitsregie
rung, und wir stehen dort, wo wir stehen. 
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Niemandem in diesem Haus ist es gelungen, 
die Dinge mehr zu beschleunigen, als sie 
beschleunigbar waren kraft der auswärtigen 
Kräfte, die hier eingewirkt haben. Wir hatten 
ja nicht das Heft in der Hand, als kleines 
Osterreich gegen den Strom der - ich weiß 
ni mt - zwölf, dreizehn oder sieben Bewerber 
zu schwimmen, sondern wir waren abhängig 
von äußeren Faktoren. 

Daher glaube ich auch nicht, daß es möglim 
gewesen wäre, einen solmen Vertrag abzu
schließen, von dem der Abgeordnete Scrinzi 
offenbar träumt. (Abg. Dr. S c  r i n  z i: Ich habe 
nur das Hallstein-Angebot zitiert, das wurde 
uns ja angeboten!) 

Ja, das Hallstein-Angebot war das Angebot 
eines Kommissionspräsidenten, aber Sie wis
sen, Herr Abgeordneter Scrinzi, daß die sechs 
Regierungen ganz entscheidend den Kurs in 
der Integrationsfrage gesteuert haben und 
niemals die EWG-Kommission, und heute 
weniger, als dies vielleicht vor Jahren der 
Fall gewesen ist. (Abg. Dr. S c  r i n  z i: Drei 
Wochen später hat Herr Dr. Bock sehr arro
gant abgelehntl) 

Rosinen aus dem großen Kuchen holt, aber 
nicht auch das Unangenehme tragen will. 
England wird vielleicht eines Tages Mitglied 
werden, wenn es in der Lage und wenn es 
willens ist, zu gleichen Rechten auch gleiche 
PfHdlten entgegenzunehmen." Das, finde ich, 
war das Scheitern der Verhandlungen im 
Dezember 1958 durch das Maudling-Komitee. 

Ich glaube auch nicht, daß ein österreichi
scher Alleingang hier viel daran geändert 
hätte, etwa wenn man sagt, hätten wir uns 
rechtzeitig aus dem ganzen EFTA-Projekt 
gelöst. Das wäre damals schon außenpolitisdl 
mcht ganz leicht gewesen. Denn auch da, muß 
i ch  sagen, ist in der Zwischenzeit natürlidl 
viel Wasser in die Seine, in die Moskwa und 
in die Donau geflossen. Aber 1 951/58 hätte 
sich Osterreich nimt das außen.politisch leisten 
können, was es sich 1 910/71 leisten kilnn. 

Ich habe immer, aus meiner diplomatischen 
Mission her, den Standpunkt vertreten, daß 
es in der Integrationsfrage für Osterreich am 
be�ten ist, im gemeinsamen Boot der Neu
tralen zu bleiben. Man wird neutra li täts
politisch immer argumentieren können, päpst
licher als der Papst muß man nimt sein und 
neutralel als die neutrale Sdlweiz IIl'J.ß man 

Ich gebe zu, Herr Abgeordneter Scrinzi, die auch nicht sein. Das, was für Bem neutralitäts
Integrationspolitik ist eine Politik verschie- politisch - "neutralitätspolitisch" sage ich 
dener Illusionen. Ich weiß das aus dem Blick- jetzt, nicht "wirtschaftspolitisch" - akzeptabel 
winkel meiner diplomatischen Tätigkeit; ich ist, ist auch für Osterreich akzeptabel. 
war in Paris in den entscheidenden Tagen, wo 
das Maudling-Komitee getagt hat. 

Und da kann ich Ihnen nur sagen: Auch 
ich habe mich manchmal gewundert, daß die 
Herren Bundesminister aus Osterreich und 
die hohe Beamtenschaft, die mit dem großen 
Optimismus gekommen sind, gemeint haben, 
das Maudling-Freihandelszonenprojekt werde 
zustandekommen. So war es ja nicht. Der 
Beitritt Englands, der seinerzeit im Maudling
Komitee verhandelt wurde, ist ja nidlt deshalb 
nicht zustandegekommen, weil es ein Frei
handelszonenprojekt gegeben hat, sondern es 
ist gescheitert daran, daß England nicht mit 
vollen Rechten und vollen Pflichten seinerzeit 
im Gegensatz zu heute in die EWG eintreten 
wollte. 

Ich berufe mich auf einen französischen 
Politiker, dessen Namen ich nicht nenne, weil 
er hochbetagt noch am Leben ist. Aber ich 
habe 1951, ein Jahr vor de Gaulle, ein Vier
augengespräch zwischen Figl und ihm gedol
metscht. Und da hat er gesagt: Nehmen Sie 
zur Kenntnis, Herr Kanzler: "Großbritannien 
wird unter diesen Bedingungen, wie sje jetzt 
mit dem Maudling-Projekt herankommen, 
nicht in die EWG kommen, denn es geht nicht 
an, daß sidl eine europäische Macht nur die 

Ich wollte mich nicht in die Philosophie der 
Integration verlieren, das war gar nicht meine 
Absicht, aber ich bin leider durch meine Vor
redner sozusagen provoziert worden, im guten 
Sinne, ein wenig zur Steuerung der histo
rischen Wahrheit in der Integrationsfrage bei
zutragen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube, wir sollten uns aus der Ver
gangenheit loslösen, denn es ist ja nicht 
interessant, über einen gespenstischen Bericht 
zu diskutieren, und das hatte ich schon als 
Stimwort hier zu sagen: Schauen wir nach 
vorwärts ! Was erwarten wir uns von dieser 
Bundesregierung, solange sie jedenfalls nom 
im Amt ist - das wird sie ja noch ein paar 
Monate sein -, was erwarten wir uns von 
dieser Bundesregierung in der Integrations
frage? 

Ich möchte gleich mit aller Deutlichkeit 
sagen: Die Variante 1 ,  wie sie im Kommis
sionsbericht ist, muß von uns als völlig 
undiskutable Grundlage bezeidmet werden. 
Darüber soll kein Zweifel bestehen. Es ist 
für uns deshalb undiskutabel, weil ein zwei
jähriger Status quo vorgesehen ist, aber nach 
Ablauf dieser zwei Jahre sozusagen alles 
offenbliebe. Das hätte zur Folge, daß die jetzt 
heitrittswilligen EFTA-Kandidaten den Ver-
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trag aufkündigen würden und daß die Zoll- Wir finden daher heute für Sie keine 
reduktionen, die zwischen den Beitritts- Ersmwernisse, wenn wir die Forderung so 
kandidaten und der EWG jetzt einsetzen, von heftig erheben, daß schon bei Inkrafttreten 
uns, den neutralen Ländern, den nichtbeitritts- des Vertrages substantielle Erleichterungen 
willigen, nicht mitgemacht würden. Ich brauche für die österreichische Landwirtschaft ent
also, glaube ich, nicht viel Worte darüber halten sein müssen. 
verlieren, daß das für uns keine Lösung wäre. 

Was die Variante 2 betrifft, so ist sie in 
Presseerklärungen der beiden Herren Bundes
minister, die hier sitzen, von dem einen als 
eine gute Lösung apostrophiert worden und 
von dem anderen als eine ideale Lösung, als 
ein idealer Ausgangspunkt. 

Ich muß sagen, daß wir sehr enttäuscht 
waren, daß Sie, meine Herren, diesen Ge
sichtspunkt, als dieser Ihr · Lösungsvorschlag 
der Kommission bekannt wurde, nicht mehr 
herausgestrichen haben und daß Sie sich nicht 
sofort voll und ganz dafür ausgesprochen 
haben. Auch der Herr Landwirtschaftsmini-
ster - das hat mich sehr überrascht - hat 

Nun, über die ideale Lösung hat sich ja lediglich von der Hoffnung gesprochen, daß 
der Herr Bundesminister außer Dienst Mit- sozusagen etwas für die österreichische Land-
terer schon geäußert. Mit der Einschränkung, 
Herr Außenminister, daß Sie das rein vom 
außenpolitischen Standpunkt als ideale 
Lösung bezeichnen, können wir mit Ihnen mit
gehen, denn ich glaube, ein Freihandels
zonenprojekt ist neutralitätspolitisch das, was 
am leichtesten verkraftbar ist, und da können 
wir keinen Widerspruch erheben. Nur muß 
ich dann Widerspruch erheben, wenn es eine 
allumfassend gute und Ideallösung sein soll, 
denn das ist sie nicht. Zwar sagt die Regie
rung, es ist ein guter Ausgangspunkt, aber 
ich möchte Ihnen gleich sagen, wir sehen in 
der jetzt angebotenen Lösung einige offene 
Fragen, auf die ich jetzt ganz kurz und prä
zise zu sprechen kommen werde. 

Wir waren natürlich enttäuscht und über
rascht über den vollkommenen Ausschluß des 
Agrarmarktes. Schon allein dieser Umstand 
hindert uns, es als eine gute und ideale 
Lösung zu bezeichnen. Für Sie, meine Herren 
in der Bundesregierung, kann es ja nicht ganz 
neu sein, daß wir für die Einbeziehung des 
Agrarmarktes für eine kommende EWG
Lösung eintreten. 

Ich selbst ' habe hier von diesem Pult aus 
im Zuge der Budgetdebatte beim Kapitel 
Außenpolitik gesagt, als wir über die Inte
gration gesprochen haben : "Das Abkommen" 
- sagte ich wörtlich - "soll sowohl, wie 
mein Kollege Fiedler ausgeführt hat, für die 
österreichische Industrie als auch für die öster
reichische Landwirtschaft eine brauchbare 
Regelung unserer Beziehungen zum Gemein
samen Markt bringen. Ich betone dies : auch für 
die österreichische Landwirtschaft. Vergessen 
Sie insbesondere auf diese nicht, denn auch 
sie muß von diesem großen europäischen 
Markt der 300 Millionen Konsumenten ihren 
Nutzen ziehen können; denn die Vorteile die
ses Marktes sollen nicht nur einzelnen Grup
pen der Wirtschaft zum Vorteil gereichen, 
sondern allen Teilnehmern der österreimi
schen Volkswirtschaft. " 

wirtschaft abfällt. 

Meine Damen und Herren! Mit einer Hoff
nung ist uns in diesem Zusammenhang nicht 
gedient, und lassen Sie mich daher sehr klar 
formulieren: Wir erwarten von Ihnen ein sehr 
festes Auftreten in dieser Frage. 

Zum zweiten möchte ich sagen, daß das 
Problematische in einem gewissen Sinn die 
Umschreibung der Funktionen des Organs in 
diesem Bericht der EWG-Kommission ist. 'Wir 
stellen uns doch das Organ etwas allumfas
sender und nicht bloß als eine technische 
Kommission vor, die nichts zu reden und 
nichts zu sagen hat. 

Ich glaube, daß Sie bei den kommenden 
Verhandlungen darauf achten müssen, daß 
dieses Organ dazu bestimmt ist, erstens die 
Einhaltung der Vertragsverpflichtungen zu 
überwachen. Das ist wichtig, und das ist not
wendig. 

Aber es müßte zweitens - und das erscheint 
mir besonders wichtig - von den Partnern 
angerufen werden können, ehe der Mechanis
mus der sogenannten Schutzklausel, die sich 
die EWG vorbehält, ausgelöst wird. Es geht 
nicht an, daß diese Schutzklausel wie ein 
Damoklesschwert über uns hängt und völlig 
einseitig gegen Osterreich angewendet wer
den kann, wenn es zu sogenannten . Wett
bewerbsverzerrungen kommt, wovor sich die 
EWG schützen möchte. 

Drittens glaub�n wir, daß dieses Organ 
auch ein Forum der Information und der 
Konsultation über alle wechselseitigen Fragen 
sein soll. 

Ein kurzes Wort noch zum Problem der 
Harmonisierung. Sicherlich sind wir alle an 
keiner zu engen Harmonisierungsverpflich
tung interessiert, aber eine vertraglich lose 
ge faßte Harmonisierung wäre, glaube ich, im 
Interesse Osterreichs. Gerade im Zusammen
hang mit dieser Schutzklausel, die im erwähnt 
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habe, würden wir wünschen, daß das Organ 
nicht schon bei einem bloßen Abweichen von 
der wedlselseitigen Gesetzeslage angelUfen 
werden kann, also nicht im Falle von bloß 
juridischen Disparitäten, sondern es nur dann 
angerufen werden kann - und darauf müßten 
Sie ihr Interesse konzentrieren, daß sozu
sagen nur eine solche Abweichung rechts
erheblich wäre -, wenn es zu echten Wett
bewerbsverzerrungen, zu echten Verlagerun
gen von Handelsströmen und damit zu 
einer Schädigung der Gemeinschaft führen 
würde. 

Das ist alles in diesem Bericht nodl sehr 
unklar, das ist alles noch sehr lose. Ich glaube, 
wir sollten Ihnen am Beginn der Integrations
debatte sagen, in welchem Lichte wir das 
Ergebnis Ihrer Verhandlungen prüfen werden. 
Darum habe ich auch über dieses Detail 
gesprochen. 

Bisher hat sich noch niemand darüber 
geäußert, was mit der Frage des In.tenms
abkommens sein soll. Ich gebe zu, daß man 
dn diesem Interimsabkommen vielleicht weni
ger Interesse haben wird, wenn ein Global
abkommen sehr rasch zustandekommt. Einer 
meiner Vorredner, der Herr Bundesminister 
a. D. Mitterer, hat schon darauf hingewiesen. 
daß man wahrscheinl ich nicht ganz und nicht 
a priori auf dieses Interimsabkommen wird 
verzichten können, insbesondere dann nicht, 
wenn die vom Herrn Abgeordneten Czernetz 
geäußerten Besorgnisse, die wir durchaus für 
den Fan England teilen, eintreten werden. 

Sollte es zu keinem EWG-Beitritt Englands 
kommen. dann, meine Damen und Herren, 
würden wir vor einer äußerst sdrwerwiegen
den integrationspolitischen Situation stehen. 
Ich würde mir nicht wünsdlen, daß wir in 
eine solche Lage kommen, aber dann 
kann vielleidlt für Osterreidl dieses Problem 
Interimsabkommen wieder von einer neuen 
und erheblichen Bedeutung werden. 

Meine Damen und Herrenl Eines möchte ich 
hier zum Abschluß noch sagen: Wir dürfen 
uns nichts vormachen. Wir stehen in den Ver
handlungen noch nicht sehr weit, obgleich nun
mehr ein Beridlt der EWG-Kommission vor
liegt. Mehrere Vorredner haben gesagt : Ein 
Kommissionsbericht ist noch kein EWG-Man
dat, das ja nur der Ministerrat erteilen kann. 
Das, was wir nun als Opposition von Ihnen 
erwarten, ist, daß Sie nicht die Hände in den 
Schoß legen und wie gebannt nach Brüssel 
schauen: Was wird der EWG-Ministerrat brin
gen?, sondern daß Sie jetzt bereits energisch 
bei den Regierungen intervenieren. 

Aus dem Brief des Herrn Handelsministers 
haben wir zwar entnommen, daß bereits eine 

Demarche bei den Regierungen läuft, nur bin 
ich mir über die Heftigkeit, über die Energie 
und über die Dynamik dieser Demarche nicht 
bewußt. Sie haben uns nur die Punkte aufge
zählt, zu denen Sie interveniert haben. Ich 
weiß nicht, wie klar Sie es den Regierungen 
gemacht haben, was wir wünschen und was 
wir wollen. 

Ich möchte hier schon mit aller Klarheit 
und Deutlichkeit sagen: Jetzt die Hände zu 
verschränken und zuzuschauen, kann bedeu
ten, daß die Weichen falsch gestellt werden. 
Denn dann, wenn der EWG-Ministerrat Ende 
Juli oder - ich weiß nicht - vielleicht erst 
noch später zusammentritt, um das Mandat 
zu fällen, ist es zu spät, österreichische Inter
essen noch wahrzunehmen, denn dann sind 
wir sozusagen von den multilateralen Effek
ten abhängig. 

Jetzt, in diesen Tagen - ich mö(hte fast 
sagen -, in diesen Stunden ist dIe Zeit für 
die Regierung gekommen, die Wekhen für 
die Integrationspolitik richtig zu stellen. Es 
geht um ein rasches Mandat. Ja, das hat einer 
meiner Vorredner gesagt. Es geht aber auch 
um ein gutes und um ein befriedigendes Man
dat für uns. Das ist jetzt Sache Ihrer Regie
rung. Sie kennen nun die Einstellung der 
Opposition dazu. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Koller das Wort. 

Abgeordneter Koller (OVP) : Herr Präsident I 
Meine sehr verehrten Damen und Herren I Die 
Situation jenes Mannes am Bahnhof, der auf 
einmal entdeckt, daB er in einem Waggon 
sitzt, der vom ausfahrenden Zug abgehängt 
wurde, ist ungefähr ident mit der Situation 
der Landwirtschaft, die nunmehr nach dem 
Kommissionsbericht vom langsam anfahren
den "Integrationszug" abgehängt werden soll. 

Meine Damen und Herrenl Es ist daher 
verständlich, daß vom Standpunkt der Land
wirtschaft hiezu einiges zu sagen ist, und 
zwar vom Standpunkt des Betroffenen, der 
abgehängt werden soll. Man muß auch des
wegen dazu sprechen, weil man immer und 
immer wieder yon seiten der Regierung die 
Feststellung macht, daß das Lösungen seien, 
die man erwartet habe, und daß diese Lösun
gen - die öffentliche Bekundung durch die 
Herren Minister Dr. Staribacher und Doktor 
Kirchschläger ist ja bekannt - eigentlich das 
Optimale brämten, was man erwartet habe. 

Der Landwirtschaftsminister als zuständiger 
Ressortminister ist hier schon etwas vorsim
tiger. Er bewegt sich wohl innerhalb der 
Regierungssolidarität, aber er begibt sich mehr 
auf den Hoffnungssektor. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Angesichts dieser Tatsachen ist es verständ
lich, wenn ich, bevor ich mich mit dem Bericht 
der österreichischen Regierung zur Integra
tionspolitik vom Standpunkt der Landwirt
schaft aus beschäftige, doch einige Feststel
lungen treffe, weil nämlich die Gesamtent
wicklung unserer Landwirtschaft nicht teilbar 
ist. Die Entwiddung kann nicht in Einzel
phasen zerlegt werden, sondern ist eben als 
Ganzes zu sehen. 

Ich glaube, es ist unbestritten, daß die 
Landwirtschaft ein entscheidender Bestandteil 
der Volkswirtschaft eines neutralen Staates 
ist, die mit der Sicherstellung der Ernährung, 
als gewerblich-industrieller Auftraggeber, als 
Mitbeteiligter an der Aufrechterhaltung der 
Vollbeschäftigung und schließlich als Erhalter 
der Landschaft als Kulturlandschaft Aufgaben 
zu erfüllen hat, die aus unserer Gemeinschaft 
nicht wegzudenken sind. 

beziehe mich jetzt auf die Regierungserklä
rung und auf einiges andere - bisher eigent
lich eher das Gegenteil verwirklicht. 

Um ein paar Beispiele zu bringen: Sie hat 
zum Beispiel im laufenden Budget trotz der 
Steigerung des Budgetrahmens den Anteil der 
Landwirtschaft eher abgesenkt und wird trotz
dem nicht müde, dieses Budget als überaus 
landwirtschaftsfreundlich zu deklarieren, wo
bei auch, wenn es sein muß, einige Zahlen
kunststücke zur Untermauerung herhalten 
müssen. Ich denke nur an die umstrittene 
Frage, was letzten Endes der Landwirtschaft 
alles zuzurechnen ist und was nicht. 

Oder hält es vielleicht die Regierung für 
ein dem Ziel der Regierungserklärung dienen
des Verhalten, wenn sie den Budgetrahmen 
um grob gerechnet etwa 10 Prozent erhöht 
und die Landwirtschaft bei dieser Erhöhung 
leer ausgehen läßt? Die Regierung hat übri
gens mit der Dieseltreibstoffverteuerung über 

In der Regierungserklärung hat daher auch Nacht der Landwirtschaft unter Berücksichti
die Bundesregierung die Auffassung vertreten, gung aller Trostpflästerchen eine zusätzliche 
daß eine gesunde, leistungsfähige Landwirt- Belastung von rund 200 Millionen Schilling 
schaft ein unentbehrlicher Bestandteil der serviert. 
Gesamtwirtschaft sei. Als Ziel dieser Agrar
politik wurde in der Regierungserklärung ver
sprochen, die Verbesserung der Einkommens
lage der in der Land- und Forstwirtschaft 
Tätigen durch alle mit dem wirtschaftlichen 
Gesamtkonzept in Einklang stehenden Maß
nahmen anzustreben. Als Ziel der Agrarpoli
tik der Regierung wurde auch in Aussicht 
gestellt, den wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Standard der bäuerlichen Men
schen an jenen der anderen Bevölkerungs
gruppen heranzuführen und jede Benachteili
gung zu beseitigen. 

Meine Damen und Herren! Wie sieht im 
Gegensatz zu dieser Regierungserklärung, die 
scheinbar irgendwo verlorengegangen ist, die 
Situation der österreichischen Landwirtschaft 
nach eineinviertel Jahren Minderheitsregie
rung aus? Dies festzustellen, scheint mir des
halb sehr wichtig zu sein, steht doch nun
mehr die Landwirtschaft wiederum vor einer 
Zukunftsweichenstellung hinsichtlich der Be
ziehungen zur europäischen Gemeinschaft. 
Die Ausgangslage - das wissen wir - ist 
immer bedeutungsvoll , jene Ausgangslage, für 
die die Regierungspartei durch ihre Agrar
politik zurzeit die Verantwortung trägt. 
(Präsident P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Die in der Zeit dieser Regierung betriebene 
Agrarpolitik - das möchte ich feststellen -
hat für die österreichische Landwirtschaft 
unmittelbare Auswirkungen ausgelöst. Die 
Regierung hat von den von ihr mit großem 
Aufwand angekündigten Maßnahmen - ich 

Und sie hat die Düngemittel, die eine ent
scheidende Voraussetzung für die agrarische 
Produktion sind, wesentlich verteuert. 

Uber den Milchkrisengroschen und die 
reichlich spät vorgenommenen und nicht den 
wirklichen Verhältnissen entsprechenden 
Maßnahmen bei der Milchpreisregelung wurde 
und wird noch immer die Landwirtschaft 
neuerlich zur Ader gelassen. 

Daß der Sektor der allgemeinen Preis
erhöhungen die Landwirtschaft nicht ausläßt, 
sondern daß sie dabei ganz schön mitzahlt 
und noch zahlen wird, hat scheinbar weder 
die Regierung noch den Herrn Landwirt
schaftsminister bisher besonders gestört. Ich 
habe noch keine Debatte darüber gehört, wie 
man an das Problem herangeht, daß die Land
wirtschaft durch ihre vielfach sozialen oder, 
wenn Sie wollen, politischen Preise keine 
Möglichkeit hat, die Mehrkosten abzuwälzen 
beziehungsweise durch weitere Rationalisie
rung oder Lohnkostenersparnis den allgemei
nen Preisanstieg aufzufangen. 

Mit einem Wort - ich weiß, das ist eine 
sehr harte Formulierung, aber ich glaube, sie 
auch unter Beweis stellen zu können -: Diese 
Regierung hat im Geiste geradezu den Traktor 
bestiegen, um die Hoffnungen der Bauern 
unterzupflügen. Darüber täuschen Interviews 
oder Lockanbote an die Bauern oder auch 
offizielle Erklärungen genausowenig hinweg 
wie etwa die Wahlalmosen, die man den 
Bergbauern zu gewissen Zeiten gibt. Sie sind 
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eher eine Ad-absurdum-Führung der Regie
rungserklärung und ihrer Versprechungen. 

Die Regierung ist damit zum Wegbereiter 
einer Entwicklung in diesem Lande vor allem 
aus der Sicht der Landwirtschaft geworden, 
für die sie vor der Geschichte simerlich nom 
zu bestehen und die Verantwortung zu tragen 
haben wird. 

Dies, meine Damen und Herren, ist sozu
sagen die innerösterreichisdte Umrahmung 
für das, was uns nunmehr hinsichtlich der 
Integrationsbestrebungen nach dem Beridtt 
der Bundesregierung über die österreichisdte 
Integrationspolitik auch noch auf dem für die 
Landwirtschaft so entscheidenden Gebiet des 
Absatzes unserer Produkte über unsere Gren
zen bevorsteht, denn nach dem Bericht und 
den dazu gemachten Äußerungen der Regie
rungsmitglieder soll bei der Lösung dieser 
Probleme mit der Europäischen Gemeinschaft 
die Landwirtschaft vorerst ausgeklammert 
werden. Ich habe eingangs gesagt, hiezu ist 
vom Standpunkt der Landwirtschaft ganz 
dezidiert einiges zu sagen, weil sie die unmit
telbar Betroffene dieser Pläne und dieser 
Lösung sein wird. 

Ich glaube nicht fehl'zugehen - man braucht 
nur die Entwicklung zurückzuverfolgen -, 
wenn ich feststelle, daß es bisher zur unbe
strittenen österreichischen Linie in der Inte
grationspolitik gehört hat - und zwar ganz 
gleich, wie sich gerade die Kräfteverhältnisse 
ergeben haben -, daß die Landwirtschaft in 
einem Integrationsabkommen mitberücksidt
tigt beziehungsweise miteingebaut wird. Dies 
ist sicherlich nicht aus Liebe zur Landwirt
schaft, sondern aus der logischen Uberlegung 
abgeleitet worden, daß wir ein unmittelbarer 
Nachbarstaat der Gemeinschaftsstaaten sind 
und als solcher natürlich eingehende Handels
beziehungen mit diesen Staaten aufgebaut 
haben, die wirtschaftlich für unser Land, aber 
auch für unsere gesamte Volkswirtschaft 
- das ist heute schon mehrmals zum Ausdruck 
gekommen - von besonderer Bedeutung, das 
heißt, allen dienlich sind. 

Wir sind mit unseren Produkten - ich 
erinnere hier nur an unsere Rin!derexporte 
nach Italien - international konkurrenzfähig 
geworden. Es ist daher - und das möchte ich 
eindeutig feststellen - für die österreichische 
Landwirtschaft nicht nur verwunderlich, son
dern geradezu unverständlich, wenn nun in 
der "AZ" die vorgeschlagene Lösung - das 
ist heute auch schon mehl1mals zum Ausdruck 
gekommen - als "Ideallösung" bezeichnet 
wird. Es heißt dort wörtlich, sie, nämlich die 
Ideallösung, ist genau das, was wir uns 
erwartet haben, also die Freihandelszone in 

der angebotenen Form unter Aussmluß des 
Agrarsektors und mit ungeklärten Problemen 
im Papierbereich - über den Rohstoff Holz 
trifft es bei Papier noch einmal die Landwirt
schaft - und im Stahlbereich. Ich wiederhole 
daher noch einmal, daß es uns bedenklich 
stimmt - weil wir wissen, daß das letzten 
Endes auf de.m Rücken der österreichischen 
Landwirtschaft ausgetragen wird -, wenn in 
diesem offiziellen Organ der Regierungspartei 
so dezidiert erklärt wird, daß dies genau das 
sei, was man erwartet habe. 

Ich frage daher jetzt ganz konkret, meine 
sehr verehrten Herren : Hat man wirklich 
erwartet, daß die Landwirtsmaft auf einen 
abgehängten oder abzuhängenden Waggon 
aufsteigen darf? Ist das wirklich eine Ideal
lösung, wenn man einen so großen Teil 
unserer Vo�kswirtschaft, nämlich die Land
wirtschaft, auf ein Nebengeleise stellt? 

Eine Pikanterie am Rande ist heute schon 
zum Ausdruck gekommen : daß einige Zeit 
vorher diese Ideallösung in derselben "AZ" 
als Minimalkonzept, Ia:ls das kleinste und nicht 
befriedigende Minimum oder ähnlich bezeich
net wurde. Das gibt uns natürlich zu denken. 

Sehr sinnvoU scheinen mir auch die Aus
fÜ'hrungen des Herrn Landwirtschaftsministers 
zu sein, wenn er sagt, daß die Landwirtschaft 
hoffen darf. Ich würde sehr gerne die Frage 
steUen, was hat das 'zuständige Ressort unter
nommen, damit diese Hoffnungen untermauert 
werden? Hoffnungen sind sehr schön, 'aber sie 
sind letzten Endes, realistisch ,gesehen, sehr 
wenig und wenig greilfibar. Es handelt s ich 
hier ja um e'ine Exi'stenzfrage der österrei
chischen Landwirtschaft, und es müßte einer 
sein, der die Wiflklicbkeit wenig beachtet, 
wenn er nicht zur Kenntnis nimmt, wie schwie
rig für die österreich'ische Landwirtschaft die 
Drittlandsituation laufend auf einigen sehr 
entscheidenden Produktionssparten der Land
wirtschaft ist. 

Ich glaube !also, meine sehr Verehrten, daß 
Hoffnungen für die Bauern ein ,zu unsicheres 
Gerüst sind, um darauf die Zukunft und auch 
den 'in der Regierungsel1klärung versprochenen 
Fortschritt zu bauen. Es ist uns in letzter 
Zeit schon öfter sehr 'viel versprodten worden 
beziehungsweise sind Hoffnungen erweckt 
worden, 'zum Beispiel auch solche auf ein 
fortschrittliches Osterreich, an dem auch die 
Landwirtschaft teilhaben soll. 

Und wa'S ist vom StandpuIllkt der Land
wirtschaft von diesen fortsChrit�lichen Hoff
nungen übriggeblieben? Vielleicht könnte 
man in sinngemäßer Anwendung eines Sprich
wortes sa'gen: Außer Spesen nicht rviel ,gewe
sen. Denn fortsChrittlich fortgeschritten sind 

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 79 von 167

www.parlament.gv.at



4054 Nationalrat XII. GP. - 51 .  Sitzung - 13. Juli 1971 

Koller 

für uns nur die Kosten und Preise und die 
Belastungen. Sonst nichts. 

Der Herr Landwirtschaftsminister hat in 
diesem Zusammenhang auch von einer Koor
dinierung �n der Integrationsfra'ge mit Schwe
den gesprochen. Herr Minister, darf ich fragen: 
Was wurde koordiniert? Etwa daß Papier 
heraußen bleibt oder daß die Landwirtschaft 
nicht einbezogen wird? Wir haben doch auf 
Grund unserer ,geographischen Lage zu den 
Staaten der Gemeinschaft und unserer Export
orientierung in verschiedenen Sparten unserer 
Landwirtschaft sicherlich a·ndere Bedingungen 
und andere StandortveIihältnisse als Schwe
den. 

Ich glaube, man 'kann dalher mit aller Deut
licbk'eit feststellen, daß die Ausklammerung 
der Landwirtscha.ft aus dem Integrations
abkommen - Herr Kollege Czemetz hat 
gemeint, ob multillaterale oder bNaterale Ab
kommen in späterer Folge, das werden wir 
sehen; als Nichtbetroffener redet man leichter 
über die Dinge, 'als vielleicht die Bauern dar
über reden, denn sie sind die Betroffenen -
gegen Jede wirtschaftspolitische Uberlegung 
spricht und auf Grund unserer besonlderen 
geographischen Lage geradezu ein wirtschafts
politischer Widersinn wäre. 

WiH man sich zu einem solchen Widersinn 
bekennen? WÜ von der rOsterreichischen 
Volkspartei können uns nicht 'zu diesem 
gravierenden Irrtum bekennen, nämlich zum 
Irrtum des Herauslassens der Landwirtschan, 
und wir ,werden auch dementsprechend han
deln. 

Meine Damen und Herren! Man muß wis
sen, daß im Vorj:ahr Usterreich Agrarprodukte 
im Werte von 3,7 MiUialden ,Schilling expor
tiert ;hat; davon sind 62 Prozent 'in die Ge
meinschaftsstaaten g'egangen. AUJf dem Rinder
sektor gehen 91,8 Prozent unserer Gesamt
exporte in den Gemeinschaftsraum. Bei Holz 
ist es zum ülberwiegenden Teil dasselbe. 

Durch Marktpflege und Qua'litätsproduktion 
haben wir uns in den Staaten der Gemein
schaft einen guten ·MaI1kt für Milch und Mol
kereiprodukte aUlfgebaut. Rund 50 Prozent 
unserer �:x:porte gehen dorthin. 'Für unseren 
Qualitätswein bietet sich in diesen Staaten 
ein guter Markt, Obst und Gemüse gehen 
etwa zu 69 Prozent dorthin. 

Meine Damen und Herren! Wollen wir das 
alles aufs Spiel setzen? EI1kennen wir doch 
die Situation und die R'eaHtät, in der letzten 
Endes die Landwirtschaft auf Grund dieser 
handelspolitischen Verflechtungen zurzeit 
schon ist, und handeln wir im Interesse 
unserer gesamten österreichischen Wirtschaft. 

Es kann daher unsere Forderung nur lauten 
- und das ist heute schon zum Ausdruck 
gekommen -, daß gleichzeitig mit dem Ab
schlluß des Abkommens auch befriedigende 
Handelserleichterungen für agrarische Pro
dukte wirksam wer.den. 

Meine Damen und Herren! Glaubt man 
wirklich übersehen zu können, daß sich mit 
dem Einschluß Großbritanniens hier an unse
ren Grenzen 'ein Markt von 260 Millionen 
Menschen Ibildet und damit der wichtigste 
'bisherig·e EFTA-Abnehmer für österreichische 
Agrarprodukte, nämlich Großbritannien, in 
die Europäische Gemeinschaft übergeht und 
dadurch die Sicherung der Absatzmöglichkei
ten in der Gemeinschaft für die österreichi
schen AgrarprodUkte nore dringlicher wird? 

Wir müssen alle Anstrengungen unterneh
men, daß durch eine vernünftige Regelung 
de.s künftigen VeIlhältnisses zwischen Oster
reich und der Gemeinschaft Nachteile für 
unsere Wirtschaft vermieden werden. Die 
österre'ichische Landwirtschaft, das glaUbe ich 
feststellen !zu können, hat seit 'Beginn ·eine 
positive Grundeinstel!lung zu den Bestrebun
gen um eine wirtsch:aftliche ZusammenaIibeit 
eingenommen, weil sie weiß, daß die zuneh
mende Verflechtung der Vol'kswirtschaften 
auch vor der Landwirtschaft nicht haltmacht 
und die Landwirtsdlaft nicht ausnimmt. Sie 
hat daher auch 'begreiflicherweise, sehr ver
ehrter Herr 'Mini'ster, eine andere Vorstellung 
von einer "Jldeallösung". Denn es ist keine 
Ideallösung - das lassen Sie mich sagen, 
me'ine Damen und Herren -, wenn bei dieser 
"Ideallösung" eine Existenzfrage der Land
wirtschaft ·geradezu :im luftleeren Raum hän
genbleibt. 

Ich möchte auch 'kurz das Argument streifen, 
das ich schon einmal ,gehört habe : daß man 
diese "IdeaiUösung" nur von einer Seite, nur 
von der 'außenpolitischen Schau sehen darf. 
Ich würde es für einen grundlegenden Irrtum 
halten, dieses Problem von verschi,edenen 
Perspektiven zu sehen. Diese Frage kaißll und 
darf im Interesse der Landwirtschaft nur von 
einer gesamtösterreichischen Schau, also auch 
unter Berücksichtigung der Landwirtsrea:ft, 
unter Berücksichtilgung der verschiedenen 
anderen Sektoren, 'gesehen werden. A'lles 
andere ist bedeniklich, ist einseitig und ist 
keine - ,das wiederhole ich noch einmal -
"Ideallösung". Wenn dies von der Regierung 
oder einigen Herren der Regierung anders 
gesehen wird, ist das ihre Sache, aber für 
uns ist das sehr 'bedenklich. 

Denn Iwir wissen sehr wohl, meine Damen 
und Herren, daß die Einbeziehung der Land
wirtschaft in ein Abkommen mit der Europäi-
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schen Gemeinschaft für uns kein eins,eitiges 
"Rosinen-aus-dem-Kuchen-Holen" sein kann. 
Wir werden nicht nur mit der Konkurrenz, 
sondern mit vielen ,Entwicklungen konfron
tiert werden. di,e wir von der Landwirtschaft 
zu bewältigen haben. Ich denke hier vor allem 
an dte Bntwic:kJlung in Deutschland und in 
England in der Frage der agrarischen Ver
edelungsproduktion lauf industrieller Basis 
oder an das Produktionstempo infolge der 
weit fortgeschrittenen Rationalisierung in den 
Veredelungsbetrieben und vieles andere mehr. 

AJber je  länger - und dies trifft im doppel
ten Sinne des Wortes zu - die Lösung hinaus
geschoben wird, je länger der Waggon der 
Landwirtschaft am Abstellgleis steht, je später 
Anpassungsvoraussetzungen in Osterreich 
von den für die Agrarpolitik VerantwortHchen 
gesetzt Iwerden, desto 'größer werden natürlich 
auch die Anpassungsschwierigkeiten sein. 

Meine Damen und Herren! DaJher möchte 
ich in aller Offentlich:keit noch einmal} sagen. 
daß es für die LandwirtschaH keine "Ideal
lösung" sein kann, wenn sie von d'er ohne
dies vorhandenen Warteliste j etzt sogar noch 
auf die agrarische Hoffnungsliste gesetzt wird. 
(Beifall bei der OVR) 

Präsident Probst:  Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Staribacher. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Hohes Haus l Ich 
möchte zu den Ausführungen dahin gehend 
Stellung nehmen. daß der Abgeordnete Czer
netz mit Recht darauf hingewiesen hat, daß 
das Hohe Haus viel zuwenig Gelegenheit hat, 
über Integrationsfragen zu diskutieren. Ich 
habe deshalb Vorkehrungen getroffen, daß in 
Hinkunft dem Hohen Haus Zwischenberichte 
zugeleitet werden, die vielleicht inhaltlich 
zwar nicht bedeutend sind. aber doch immer
hin die Möglichkeit geben, daß diese Berichte 
im Integrationsausschuß und im Hohen Haus 
diskutiert werden können. 

langen hohe Preise. wodurch sie dann in eine 
Konkurrenz mit den Fertigfabrikaten kommen. 
wo viel exportiert wird und niedrige Preise 
verlangt werden. Daher sollten nach Auffas
sung der EG-Kommission - ich mache aus
drücklich aufmerksam : immer nur der Kom
mission - eventuell die vier vorgesehenen 
Möglichkeiten. also Anwendung der Schutz
klausel, Ausnahme von tarifarischen Maß
nahmen. Wettbewerbsregelung, da die OPA 
und auch das skandinavische Kartell Skans 
dagegen verstoßen würden. oder langfristige 
Vereinbarungen zwischen skandina vischen 
Halbfabrikatsproduzenten und deren Abneh
mern in der EG, in Anwendung kommen. Die 
Kommission will die letztgenannte Möglich
keit, also langfristige Vereinbarungen zwi
schen den skandinavischen Halbstoffprodu
zenten und den Abnehmern, um dann Mindest
mengen für Halbfabrikate mit steigenden 
jährlichen Raten, gleichzeitig aber Höchstein
fuhrmengen für Papier und Pappe vorsehen. 
Wenn diese Verträge, die privatwirtschaftlich 
abgeschlossen werden, nicht eingehalten wür
den, müßte dann gegebenenfalls die Zol1-
senkung aussetzen. 

Was die Frage der Kommission betrifft, 
so ist es richtig. daß nur eine lose Form und 
kein Entscheidungsrecht der Kommission 
- und zwar der Gemischten Kommission 
zwischen Osterreich und der EG - vorgesehen 
ist. Aber wir sehen darin keinen sehr großen 
Nachteil für den Verhandlungsbeginn. denn 
wir glauben. es wird sich im Laufe der Ver
handlungen sehr bald herausstellen, daß diese 
Kommission doch gewisse Entscheidungsmög
lichkeiten zumindestens technischer Natur be
kommen muß. 

Die Frage. ob sich diese Bundesregierung 
mit aller Konsequenz und mit aller Energie 
hinter einen solchen Vertrag stellt. kann ich 
nur mit Ja beantworten. Wenn auch Wetten 
abgeschlossen werden, so hat das sicherlich 
nichts damit zu tun. daß wir nur wetten und 
nicht handeln wollen. sondern ganz im Gegen-

Der Herr Abgeordnete Mitterer hat darauf teil, wir sind bestrebt, mit allen uns zur Ver
hingewiesen, daß Ausnahmen bezüglich Papier fügung stehenden Mitteln zu einem entspre
und Stahl in den Globalabkommen vorgesehen chenden Vertrag und zu einer Lösung zu 
seien. Diese Ausnahmen haben sich, soweit kommen. Ubrigens hat sich die Wette nur 
uns bekannt ist, immer nur auf das Mandat auf das Interimsabkommen bezogen, nämlich 
des Interimsabkommens bezogen. in den auf dessen Inkrafttreten. wobei der Herr 
j etzigen Vorschlägen ist eine solche Aus- Außenminister der Meinung war, es würde 
nahme nicht mehr vorgesehen. Es wird für heuer noch zu einem Abschluß kommen. wäh
Eisen und Stahl nur verlangt. daß die Ver- rend ich in diesem Fall pessimistischer war. 
öffentlichung der Preislisten und der Fracht- Der Wetteinsatz von einem Liter Milch be
raten erfolgen soll. stätigt aber schon. daß es sich hier nicht um 

Bezüglich Papier und Pappe hat die EG irgend etwas handelt, das von uns überschätzt 
wird ; es war, wenn Sie so wollen. ein Gag. 

Angst vor einer Scherenpolitik. Nach ihrer 
Auffassung exportieren die skandinavischen 
Staaten primär die Halbfabrikate und ver-

Nun zur Frage bezüglich des Umstandes. 
daß der außenpolitische Teil der Integration 

281 
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unter der Regierung Klaus vom Handelsmini
sterium sozusagen an das Außenministerium 
übertragen wurde. Audl die jetzige Regierung 
hat nichts anderes vor und hat audl nidlts 
anderes gemacht. Es werden vom Außenmini
ster immer nur die außenpolitischen Fragen 
der Integration wahrgenommen. (Abg. M i  t
l e I e  r: In der Pressekonferenz nichtJ) 

Die Pressekonferenz hat vielleicht eine 
andere Darstellung ergeben, weil es sirn hier 
um ein Round-Table-Gesprädl gehandelt hat. 
Aber ich kann Ihnen versirnern, Herr Abge
ordneter Mitterer : Es wurde aurn dort ein
deutig immer auf die Kompetenz hingewiesen, 
und es besteht keine wie immer geartete Ab
sidlt seitens der Bundesregierung, des Herrn 
Außenministers und von meiner Seite her, 
sich, solange das jetzige Kompetenzgesetz gül
tig ist, etwa nicht an dieses Kompetenzgesetz 
zu halten. 

Die Frage des Herrn Abgeordneten Doktor 
Scrinzi, der erklärt hat, wenn man den Bericht 
zwischen den Zeilen lese, dann sei er sehr, 
sehr negativ, kann ich nur dahin gehend be
antworten, daß man einen Bericht kaum beur
teilen kann, wenn man nur die Zeilen
zwischenräume interpretiert. Nach dem Wort
laut des Berirntes ist anzunehmen, daß die 
Kommission einen diesbezüglichen Auftrag 
vom Rat bekommen wird, also ein Mandat 
bekommen wird, und erst dann werden wir 
genau sehen, wie die Verhandlungen in Hin
kunft verlaufen werden. Eines steht auf alle 
Fälle fest - darüber sind wir, die derzeitige 
Bundesregierung, aber darüber hinaus eigent
lich jede Bundesregierung, und die Freiheit
lichen Abgeordneten bis j etzt immer geteilter 
Meinung gewesen -: daß wir glauben eine 
Lösung anzustreben, die der Neutralität abso
luten Vorrang gibt und damit keinen wie 
immer gearteten Konfliktstoff mit dem Neutra
litätsgesetz herbeiführen wird. 

Wenn die Behauptung aufgestellt wird, Herr 
Abgeordneter Dr. Scrinzi, daß die Löhne in 
Osterreich heute deshalb nodl nachhinken, 
weil wir uns nirnt in der EWG befinden, so 
ist das eine Behauptung, die durch nichts 
bewiesen wird und außerdem noch durch die 
Tatsache ergänzt werden muß , daß die Ab
wanderung, auf die Sie angespielt haben, sich 
j a  nur in den westdeutschen Raum ergibt, 
das heißt, in den bayrischen Grenzraum, daß 
österreichische Arbeiter bis jetzt aber nur 
äußerst selten beispielsweise nach Italien 
arbeiten gehen. (Abg. M e  i ß 1: Und die 
Schweiz?) Die Schweiz ist j a  nicht Mitglied 
der EWG. Da kommt dieses Argument von 
Ihnen ja nicht zum Tragen. - In Wtyklichkeit 
sind die österreichischen Lohnverhältnisse 

gegenüber den italienisdlen Lohnverhältnissen 
nicht schlechter. 

Die Feststellung des Herrn Abgeordneten 
Karasek bezüglidl des Vorgehens aller neu
tralen Staaten hat diese österreidlisdle Bun
desregierung sim ja zur Maxime gemamt, 
und es werden diesbezügliche Verhandlungen 
mit der Schweiz ununterbrochen geführt. Die 
Kontakte zwischen dem Herrn Wirtsrnafts
minister Bundesrat Brugger und mir sind, 
glaube ich, wirklich sehr gut. Ubrigens hat 
aum schon mein Herr Vorgänger solche Kon
takte gepflogen, und die Beamtenbespremun
gen darüber finden immer wieder statt. 

Was nun die Frage betrifft, welche Inter
ventionen jetzt bei den sechs EWG-Ländern 
vorgenommen wurden, so habe ich in meinem 
Brief, den ich dem Herrn Abgeordneten zur 
Verfügung gestellt habe, zum Ausdruck ge
bramt, daß soldle Interventionen jetzt statt
finden und daß der normale diplomatische 
Weg, den Sie kennen, Herr Abgeordneter, 
eben eingehalten wurde. Aber ich glaube mit 
aller Deutlichkeit darauf hingewiesen zu 
haben, daß auch zum Beispiel die Bundes
regierung auf das Interimsabkommen nicht 
verzichtet, das Sie hier besonders angespro
chen haben. 

Zur Frage, wieweit es möglich ist, dem 
Integrationsausschuß mehr und besseres Mate
rial zur Verfügung zu stellen, darf ich darauf 
hinweisen, daß ich selbst jahrelang Mitglied 
des Integrationsaussdlusses gewesen bin. Ich 
kann mich nicht daran erinnern, jemals so 
umfangreidles Material übermittelt bekommen 
zu haben. Es ist, glaube ich, das erste Mal 
- sogar unter Umgehung der Geschäfts
ordnung, denn in Wirklichkeit hätten wir 
diesen ergänzenden Bericht gar nicht behan
deln dürfen, den ich Ihnen zur Verfügung ge
stellt habe -, daß die Herren Abgeordneten 
des Hohen Hauses über Details informiert 
wurden, wie es bisher noch nie der Fall 
gewesen ist. (Beifall bei deI SPO.) 

Nun zur Frage des Herrn Abgeordneten 
Koller, ob die Bundesregierung sich damit 
abfinde, daß die Landwirtschaft ausgenommen 
wird. Die Bundesregierung findet sich damit 
nicht ab, sie muß aber den Gegebenheiten 
Rechnung tragen, daß nämlich im derzeitigen 
Kommissionsbericht eine soldle Ausnahme, 
wie sie übrigens auch bei der EFTA existiert, 
ganz einfadl dekretiert wird. Das heißt, 
momentan können wir in unseren Uberlegun
gen nur von dieser Tatsache ausgehen. Wir 
finden uns damit deswegen noch lange nicht 
ab. 

In meinem Haus werden alle Vorbespre
chungen geführt, und es wurden nicht nur 
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die Berichte interministeriell sehr genau be
sprochen, sondern es werden zu diesen Inte
grationsvorbesprechungen die Interessenver
tretungen nicht nur eingeladen und mit allem 
Material versorgt, sondern auch bis ins letzte 
Detail informiert, sodaß Sie selbst Gelegen
heit haben, über die Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern alles im Detail zu 
erfahren. Wenn Sie das gemacht haben - ich 
zweifle nicht daran -, dann wissen Sie sicher 
sehr genau, daß wir selbst in der derzeitigen 
Situation mit den Gegebenheiten rechnen müs
sen, die der derzeitige Bericht der Kommission 
an den Rat vorsieht, daß aber natürlich von 
seiten sowohl des Landwirtschaftsministeriums 
als auch meines Hauses alle Variationen 
überlegt und durchgedacht werden, um letzten 
Endes bei den Verhandlungen, ja bereits jetzt 
bei den Interventionen durch die Botschafter, 
eine Lösung herbeizuführen, die die gesamte 
österreichisdle Wirtschaft - natürlich inklu
sive der Landwirtschaft - ein positives Er
gebnis erwarten läßt. (Beifall bei der SPo.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Kirchschlä
ger. Er hat das Wort. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Klrdlsdlläger: Herr Präsident! 
Hohes Haus l Ich darf den Ausführung,en des 
Herrn Handelsministers noch eini'g'e Erklärun
gen vom außenpolitischen Gesichtspunkt an
fügen. 

Vorerst möchte ich mich alber bei Ihnen, 
Herr Bundesminister a. D. Abgeordneter Mit
terer, sehr da�ür Ibedanken, daß Sie am Ende 
Ihrer Ausführungen den Beamten, die schon 
seit einem J ahrzebnt "im Schüt2:'engraben 
dieser Integrationspolitik stelhen" - wie Sie, 
Herr A:bgeordneter, dies nannten - ,  Ihren 
Dank ausgesprochen haben. Ich tue das mit 
umso ,größerem V'ergnügen, weil ich dadurch 
j1a auch in den Genuß eines Dankes gekom
men bin - iCh nahm immerhirn die 'ganze 
Zeit an den Integrationsverhandlungen teil -, 
in dessen Genuß idl als Minister von Ihrer 
Seite gegenwärtig nicht gekommen wäre. 
(Zustimmung bei der SPO.) 

Es wurde heute in den Diskussionen sehr 
viel auch von der Geschichte der Integrations

verhandlungen gesprochen. Ich mödrte dar,auf 
nicht eingehen, mit Ausnahme eines Faktums : 
Ich darf daran erinnern, daß im Jahre 1960 
oder 1 961  der damalige Präsident der Konsul
tativversammlung des Europarates John 
Edwards vorgeschlagen hat, daß das Verhält
nis der EFTA-Staaten zu den EWG-Staaten 
in der Form einer Declaration of intent mit 
bilateralen Verträgen 'geregelt werde, und 
damit vömg konform ging mit der Idee des 

damaligen österreichischen Außen'qlinisters 
und heutigen Bundeskanzlers Dr. Kreisky, der 
ebenfalls einen multilateralen Vertr.ag mit 
nationalen Derivatverträgen vorgesehen hat. 
Es war dies das einzige Mal, daß Präsident 
Hallstein vor dem Europarat zu dieser Frage 
Ste�lung nahm un.d sie als einen interessanten 
Diskussions'beitrag, als eine interessante Idee 
bezeidlnet hat. Die weitere Entwiddung gi,ng 
allerdings dann, wie wir aus den Integrations
verhandlungen wissen, völlig andere Wege. 

Hohes Haus ! Es wurde während der Dis
kussion davon gesprochen, daß eirne gewisse 
Euphorie auf seiten einzelner Mitglieder der 
Bundesregierung bestehe, und ,ich wurde 
zitiert, daß ich die Lösung als eine ideale 
Lösung bezeichnet halbe. 

Ich ha'be immer die Meinung vertreten, daß 
vom außenpolitischen Standpunkt her eine 
Freihandelszonenlösung eine gute und ideale 
Lösung ist. Ich habe auch, wenn ich (lieses 
Thema berührt habe - idl tat dies zum ersten
mal am 7. Juni 1 971  in einem Vortrag vor der 
internationailen Ta'gung des Donau-Europäi
schen Instituts in Linz -, \ausdrücklich davon 
gesprochen, daß ich vom neutralitätspoliti
schen Standpunkt her die Freiihandelszonen
regelung als einen sehr begrüßenswerten 
Gedanken halte. Es hat sich heute erwiesen, 
daß ich mit dieser außenpolitischen und neu
tralitätspolitischen Einschätzung des Vor
schlag,es mit Herrn Abgeordneten Karasek 
völHg konform gehe. Ich ibirn fest davon über
zeugt, daß hei der gegenwärtigen Integra
tionssituation in Europa der Beweis erbracht 
werden kann, daß die konstruktiven, die 
positiven Elemente unserer immerwährenden 
Neutralität uns di,e Möglichkeit geben, aktiv 
an der wirtschaftlichen Integration Europas 
teilzunehmen, um so von der dynamischen 
Wirtschaftsentwicklung nicht ausgeschlossen 
zu werden. 

Daß aUerdings eine 'gemeinsame Währungs
politik, eirn gemeinsamer Arbeitsmarkt, über
haupt eine gemeinsame Politik mit den euro
päischen Gemeinschaften nicht möglich sein 
wird, das zählt schon ,zum Kredo der öster
r'eichischen Integrationsverhandlungen seit 
deren Beginn. Dies heißt natürlich nicht, daß 
nicht eine entsprechende Kooperation möglich 
sein wird, und das heißt auch nicht, daß nicht 
entsprechende Einflußnahmen rein wirtschaft
licher Natur dadurch entstehen, daß ein 
Warenfreiverkehr zwischen einem Integra
tionsmarkt von der Größe, wie es die ver
größerten europäischen Gemeinschaften sein 
werden, und Osterreich vorhanden und ge.ge
ben sein wir:d. 
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Bundesminister Dr. Kir<hsdlläger 
Hohes Haus I Es wird sehr oft darüber 

gesprochen, wieweit die Integrationspolitik 
die Außenpolitik berührt und ob es nicht 
besser sei, man erkläre überhaupt, Integra
tionspolitilk ist ein rein wirtscb.aftliches Phä
nomen, denn dann seien wir in der Situation 
gegenüber anderen Staaten in einer besseren 
Lage. 

Ein Problem wird nicht dadurch ein rein 
wirtschaftliches, daß man es zu einem rein 
wirtschaftlichen erklärt, und es wird auch 
nirnt dadurch zu einem rein politischen, daß 
man es zu einem rein politischen erklärt. Die 
Qua.ufikation Wirtschafts- oder Außenpolitik 
muß sich in dem Problem selbst finden. 

La'ssen Sie mich abschließend dazu ganz 
kur:z meine Gedanken äußern : Die wirtschaft
liche Integration ist ein der heutigen Produk
Honstechnik und den Bedür,fnissen der Kon
sumenten angemessener natürlicher ökonomi
scher Prozeß, der sich in s'einen Grundkonzep
Honen nach wirtschaftlichen Gegebenhei'ten 
und Nobwendigkeiten voll:zieht. 

Der freje Zugang der WirtschaH eines 
7-Mitlionen-Volkes zu einem großen integrier
ten Markt und der fr,eie Zugang der Pro
duktion aus 'einem großen integrierten ,Markt 
nach Osterreich Zlwingen zu einer Erhöhung 
der WettJbewerbsfälhitg'keit und damit auch zu 
einer Ausg,eS'taltung der österreichischen 
Wirtschaft, die 1hr wieder auf allen anderen 
Märkten, die einer initiativen Pflege bedürf
en, zugute kommt. 

Eine Igesunde wirtscbaftliche Situation 
scheint mir aber andererseits eine der wesent
lichen Voraussetzungen ;für das Bekenntnis 
der Menschen in einem Kleinstaat zu diesem 
Kleinstaa't und damit ein wesentliches Element 
der Bewahrung der Uinabhängigk!eit zu sein. 

Die österreichische AußenpOiHtik ist in ihrer 
besonderen Prägung als Neutralitätspolitik an 
der Aufrechterha'ltung der Unalbhängi'gkeit 
Osterreicbs :brennend interessiert, und zwar 
einer UnaJbhängi.gkeit, die nach allen Seiten 
hin gleich wirkt. 

Die Ergebnisse ,der wirtschaftlichen Inte
gration treffen sich daher mit den Zielen der 
AußenpdliUk. Als ökonomischer Prozeß erhält 
daher die 'wirtschalftliche Integr,ation thre 
außenpol.itische Relevanz einerseits durch die 
wirtschaftliche und damit staatspolihsche Kon
solidierung der Republik und andererseits 
aber auch durch die Grenzen, die der öster
reichischen Außenpolitik als Ausdruck des 
Status der immel1Währenden NeutI1alität im 
Verdichtungsgrad der Integration gesetzt sind. 

Es gi'bt nach meiner AuUassung kein wahr
haft unabhängiges Osterreich ohne eine 

gesunde Wirtschaft. Es gibt aiber auch keine 
wirklich gesunde Wirtschaft ohne e,ine ent
sprechende Vertrauensposition Osterreichs in 
der Welt und ohne eine entsprechende außen
politische RUhigstellung unserer zentraleuro
pärschen Region. 

Eine solche Vertrauensposition !wird alber 
so wie zwischen Menschen auch zwischen 
Staaten nur dadurch errungen, daß 'gegebene 
Erklärungen in dem Sinne eingehaUen wer
den, in dem sie seinerzeit gegeben wurden. 
Ich danke, Herr Präsident. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst : Zum Wort hat sich nie
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist gesdJ.los
sen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m
m u n go 

Ich bitte j ene Damen und Heuen, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
vorliegenden Bericht der Bund,esregierung 
samt Anlagen zur Kenntnis zu nehmen, 'sich 
von den Sitzen zu erheben. - Dallike. Das 
ist e i n  s t i m  m i 9 und a n g ,e n 0 m m e n. 

3. Punkt: Bericbt des Verfassungsausscbusses 
über die Regierungsvorlage (458 der Bei
lagen) : Bundesgesetz betreffend das Verbot 
des Einbringens von gefährlichen Gegenstän
den in Zivilluftfahrzeuge (532 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 3. Punkt 
der Tagesordnung: Verbot des Einbringens 
von gefährlichen Gegenständen in Zivilluft
fahrzeuge. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Hobl. IdJ. bitte ihn, über den Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Ing. Hobl: Herr Prästdent! 
Hohes Haus ! DurdJ. den dem Vef1fassungs
ausschuß zur Vorber,atung vor.gelegenen Ge
setzentwurf sol,l die gesetzliche Grundla'ge für 
sicherheitspolizeiliche 'Maßnahmen zur Ver
hinderung von Anschlägen auf Luftfahrzeuge 
und gegen die Luftpiraterie geschaffen wer
den. Er sieht grundsätzlich ein Verbot des 
Einhrlngens von Waffen, Munition, Spreng
miUeln und sonstigen gefährlichen, zur Vor
nahme einer Angriffshandlung geeigneten 
Gegenständen in ZivUluf1Jfahrzeuge von Luft
beförderungsunternehmen vor. 

Zur Durchsetzung dieses Verbotes sollen 
di€ Sicherheitsbehörden zur Durchsuchung 
von Fluggästen, Flugtbesatzungsmitgliedern 
sowie des Gepädcs dieser Personen ermäch
tigt werden. 
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Weiters enthält der Gesetzentwurf Straf
bestimmungen und sieht den Verfall von 
Gegenständen vor, die den Gegenstand einer 
nach diesem Bundesgesetz strafbaren Hand
lung bilden. 

Der VerJiassll'ngsausschuß hat die Regie
rungsvorlage in seiner Sitzung am 30. Juni 
dieses Jahres in Verhandlung gezogen und 
nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dok
tor Broesigke und Stohs sowie des Bundes
ministers Rösch beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes zu 
empfehlen. 

Im Namen des Verfassungs ausschusses 
stelle ich somit den A n  t r a g, der Nationalr.at 
wolle dem 'Von der Bundesregierung vorge
legten Gesetzentwurf (458 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, -bin ich 
beauftra'gt, den Antrag zu stellen, daß Gene
ral- und Spezialdebatte unter einem durch
geführt werden sollen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. Die Debatte entfällt. 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegeniden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu eIlheben. - Danke. Das ist 
einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 

wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sieh 'Von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 
ebenfalls e i n  s t i m m i  g. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung a n g e n  0 m
m e n. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(250 der Beilagen) : Bundesgesetz. mit dem 
Urlaubsvorschriften geändert werden (540 der 

Beilagen) 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land
und Forstwirtschaft über die Regierungs
vorlage (249 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Landarbeitsgesetz neuerlich geändert 
wird (Landarbeits gesetz-Novelle 1970) (467 der 

Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 4 und 5, über die die Debatte 
unter einem abgeführt wiro. Es sind dies : 

Bundesgesetz, mit dem Urlaubsvorschriften 
geändert werden, und 

die Landarbeitsgesetz-Novelle 1 970. 

Berichterstatter über Punkt 4 ist der Herr 
Abgeordnete Franz Pichler. Ich bitte ihn um 
seinen Bericht . 

Berichterstatter Franz Pichler: Herr Präsi

dent! Hohes Haus! Ich ,berichte über die 
Änderung der Urlau'bs'VorschI1iften. Am 
1 1 .  November 1970 haben die A!bgeordneten 
Dr. Kohlmaier, Sandmeier, MadlUnze , Dipl.
lng. Dr. Johanna Bayer und Genossen den 
Antrag 36/ A betreffend ein Bundesgesetz über 
den Urlaub der Arbeitnehmer - Urlaubs
gesetz - im Nationalrat eingebracht. Die 
Bundesregierung hat dem Nationalrat am 
3. Dezember 1970 den Entwurf eines Bundes
gesetzes, mit dem Urlaubsvorschriften geän
dert werden (250 der Beilagen) , vorgelegt. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 

die beiden Vorlagen in seiner Sitzung am 
1 2. Jänner 1971 in Verhandlung gezogen. Als 
Berichterstatter über die Regierungsvorlage 
fungierte Abgeordneter Franz Pichler und 
über den Antrag 36/A der Abgeordneten Dok
tor Kohlmaier und Genossen Abgeordneter 
Titze . 

Auf Antrag des Abgeordneten Steinhuber, 
dem Abgeordneter Dr. Kohlmaier beitrat, 
wurde zur gründlichen Vorberatung der bei
den Vorlagen ein Unterausschuß eingesetzt, 
dem von der SPO die Abgeordneten Hell
wagner, Horr, Maria Metzker, Pansi, Seka
ni na und Skritek, von der OVP die Abgeord
neten Dr. Hauser, Kern, Dr. Kohlmaier, Dok
tor Mussil, Anton Schlager und Wedenig 
sowie von der FPO der Abgeordnete Melter 
angehörten. Der Unterausschuß hat die beiden 
Vorlagen in vier Sitzungen beraten. 

In seiner Sitzung am 5. Juli 1 971 hat der 
Ausschuß für soziale Verwaltung nach der 
Berichterstattung des A:bgeo:rdneten Franz 
Pichler über die Verhandlungen des Unter
ausschusses lediglich die Regierungsvorlage 
neuerlich in Beratung gezogen. In der darauf
folgenden Debatte ergriffen die Abgeordneten 
Melter, Hellwagner und Dr. Hauser das Wort. 

In dieser Sitzung brachten die Abgeordneten 
Horr, Wedenig, Melter und Genossen einen 
gemeinsamen Abänderungsantrag zu der 
Regierungsvorlage, die nunmehr der Aus
schußberatung zugrunde gelegt wurde, ein. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vorlage unter Berücksichtigung des gemein
samen Abänderungsantrages der Aibgeordne
ten Horr, Wedenig, Melter und Genossen mit 
den dem Ausschußibericht beigedruckten Ab-
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änderungen einstimmig angenommen. Damit 
ist der Antrag 36/ A der Abgeordneten Doktor 
Kohlmaier und Genossen nicht miterledigt 
worden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(250 der Beilagen) mit den dem Ausschuß
bericht angeschlossen.en Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

A n  t r a g, der Nationalrat wolle beschließen, 
dem von der BUIl!desregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf 249 der Beilagen mit den dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Abände
rungen die verfassungsmäßige Zustimmung zu 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
ermächtigt zu 'beantragen, General- und Spe
zialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdebatte unter einem du rchzufüh-

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie- ren. - Einwand wird nicht erhoben. Wir 
gen, bin ich ermächtigt ZU beantragen, Gene- weJ.1den so vorgehen. 
ral- und Spezialdebatte in einem durchzufüh-
ren. 

Präsident Probst: Berichterstatter über 
Punkt 5 ist der Herr .A!bgeordnete Spielbüch
Ier. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Spielbiichler: Hohes Haus I 
Mein Bericht kann sehr kurz sein. Ich habe 
über die neuerliche Ä!nderung des Land
arbeitsgesetzes zu berichten. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf sol
len die Grundsätze des UrI1aU!bsrechtes der 
Land- und Forstarbeiter in gleicher Form 
geändert werden wie die Bestimmungen des 
Arbeiterurlaubsgesetzes. 

Der Ausschuß .für Land- und Forstwirt
schaft hat diese R'egierungsvor'lage in seinen 
Sitzungen vom 4. Dezember 1 970 und 17.  Juni 
1971 in Verhandlung gezogen. An der Debatte 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten Pfeifer, Pansi, Dipl.-Ing. Doktor 
Leitner und Wedenig sowie der Ausschuß
obmann und der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-lng. Dr. Oskar Weihs. 

Zu der Regierungsvorlage wurde ein ge
meinsamer Abänderungsantrag der Abgeord
neten Pansi, Wedenig und Dr. Scrinzi eing,e
bracht. 

Zu diesem .A!bänderungsantrag, der dem 
Bericht beigedruckt ist, wäre noch ausdrück
lich zu bemerken, daß nun der THel des 
Gesetzes folgendermaßen zu lauten hat: "Bun
des'gesetz, mit dem das Landarbeitsgesetz 
neueI1lich g,eändert wird (2. Landarbeitsgesetz
Novelle 1 97 1 } " .  

Außerdem ist nach Punkt 2 der Abände
rungen in der fünften Zeile die ZitieruIl!g ein
zufügen: BGBl. Nr. 239/197 1 .  

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Gesetzesantrag wurde unter Berücksichtigung 
der dem Bericht beigedruckten Abänderungen 
einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft den 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Horr. Er 
hat das Wort. 

Abgeordneter Horr (SPU) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Nach j'abrelangem Verlangen 
und nach sehr sdIwierigen Verhandlungen ist 
es jet.zt doch so weit, daß verschiedene 
Arbeitnehmergruppen den Angestellten in 
bezug auf den Urlaub in etni'gen s�hr wichti
gen Bestimmungen arngepaßt werden können. 
Wenn wir auch nicht alles bei diesen Ver
handlungen erreicht ha:ben, so muß doch fest
gestellt werden, daß diej'enigen Wünsche, die 
durchg'esetzt werden konnten, doch sehr 
wesentlich sind . 

Es ist schade, daß man die BerücksichHgung 
der Anwartzeiten nidlt erreichen konnte, vor 
allem jener Anwartzeiten, für der·en Anfall 
der österreichische Arbeiter nichts konnte, 
weH er seinerz'eit im sogenannten Deutschen 
Reich dienstverpflichtet wurde. 

Ich möchte aber doch hier sagen, daß wir 
glauben, daß durch diese Verhesserungen in 
der Frage der Kodifikation des Arbeitsr,echtes 
doch verschiedene Annäherungspunkte zwi
schen den verschiedensten AJ'lbeitnehmergrup
pen erreicht werden konnten. Das Mißver
hältnis, das es bisher zwischen den Arbeitern 
und Angestellten gegßlben hat, wird zu einem 
wesentHchen Teil verändert. 

Ich habe 'gesagt, wir haben nicht alles 
erreicht, vor allem deshalb nicht, weit dieses 
Gesetz erst mit 1 .  Jänn.er 1 973, wenn die 
Hälfte der Zeit für die Anwartsch'aft erreicht 
wurde, Gültigkeit erhalten wird. Man soll 
aber doch dabei berücksichtigen, daß es schon 
sehr wesentlich ist, wenn man in a:bsehbarer 
Zeit, in dies'em FaN in eineinhClilb Jahren, auch 
diese Angleichung an die Ang'estellten wird 
erreichen können. 

Bei diesen Verha'Didlungen war es auch not
wendig, einige Feststellungen zu treffen. Eine 
Feststellung etwa, daß durch übermäßig 
langes Arbeiten, durch die hastige Avbeit, die 
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es in den Fabriken gibt, wie die Ärzte heute 
1ieststellen, ein wesentlicher Teil d-er Kr.ank
heilen entsteht, sodaß doch ein längerer 
Urlaub auf alle Fälle gerechUertigt ist. So 
wie man in den Betrieben festst'ellt, daß die 
Leistungen an den Vormittagen 'besser und 
höher sind als an d-en Nachmittagen, so muß 
man auch feststellen, daß dieser erhöhte 
Urlaub zur Leistungssteigerung in den Be
trieben ganz entscheidend beitragen wird. 

Eine Verbesserung, die ich besonders an
führen will, besteht darin, daß endlich die 
Unterschiedlitbkeit in der JahresalllWartschaft 
zwischen den AngesteUten und den Arbeitern 
verändert wird und daß künfUghin die AI'bei
ter ebenso wie dte Angestellten nach sechs 
Monaten die Möglichkeit ha'ben werden, ihren 
Urlaubsanspruch wahrzunehmen. 

Ich möchte 'aber auch darauf hinweisen, daß 
neben der VOfllage des SO'zialministeriums 
eine zweite Vorlage eingelangt ist, und zwar 
die Vorlage Dr. Kohlmaier, Machunze, Sand
mei,er, Dr. Bayer und Genossen. Es war schon 
ganz interessant, bei den Verhandlungen 
festzustellen, daß die V'eflbesserungen, die 
nach dieser Vorlage, wie ich bereits g'esagt 
habe, im Jahre 1913 in Kraft treten, nach der 
anderen Vorlage erst im Jahre 1 916 in Kraft 
getretetn wär,en. Ich sage das deswegen, weil 
ich glaube, daß sich die Berechtigung daraus 
ergibt, auch über diese Vorlage zu sprechen. 
Es ist eine Vorlage der Regierung Klaus
Withalm, die abgeschrieben wurde und die 
damals - glücklicherweise, möchte ich fast 
sagen - von der Kollegin Rehor wieder in 
die Tiscblade gelegt wurde. Das muß fest
gestellt werden. 

Wenn man bei den VeJ:1handlungen immer 
wieder von "wesentlichen Verbesserungen" 
gesprochen hat, dann möchte ich darauf ver
weisen, daß in di,esem Gesetzentwurf Ko'hl
maier und Genossen auch eine ganz schöne 
AIDzahl von Verschledrterungen vorgeschla
gen haben. Nachdem wir uns das angesehen 
haben, möchte ich diese Verschlechterungen 
bekanntgeben. 

gesprochen, daß viele Arbeiter dienstverpflich
tet wurden und daß in den damaligen Gebie
ten der Ostmark, wie man damals sagte, ganz 
einfach nicht die Möglichkeit bestand, sich den 
Arbeitsplatz auszusuchen. Das ist, glaube ich, 
nur so verständlich. 

In Zukunft sollen zeitlich sich überschnei
dende Zeiträume nur einmal angeredmet wer
den - ebenfalls eine sehr wesentliche Ver
schlechterung. 

Bei Vereinbarung des Urlaubstermins soll 
nicht mehr auf die Erholungsmöglichkeit des 
Dienstnehmers, sondern auf die Bedürfnisse 
abgestellt werden - der Kodex stellt auf die 
Interessen der Arbeitnehmer ab. Er sieht 
außerdem eine ausdrückliche Verpflichtung 
des Arbeitgebers, für den redltzeitigen Ver
braudl des Urlaubs Sorge zu tragen, vor. Des 
weiteren wird eine Regelung getroffen, die 
eine behördlidle Entscheidung dann ermög
licht, wenn ein Einvernehmen über den Ur
laubsantrag nicht zustandekommt. 

Das sind da und dort lauter kleine Ver
schlechterungen, die man hier praktisch mit 
einbauen wollte. 

Der Urlaub verfällt, wenn er vom Arbeit
nehmer nicht verlangt wird. Ich weiß schon, 
das ist in den großen Fabriken und in den 
großen Werkstätten ganz einfach nicht mög
lich. Aber man soll auch an die landwirt
schaftlichen Arbeiter und überhaupt an die 
Arbeiter, die in kleinen Betrieben beschäf
tigt sind, denken. Da werden immer wieder 
Gründe gesucht, und ein solcher Arbeiter 
könnte dann praktisch um seinen Urlaub 
kommen. 

Der Urlaub soll künftig in mehreren Teilen 
verbraucht werden. Heute haben wir die 
Zweiteilung des Urlaubes, aber es wäre nach 
diesem Vorschlag möglich gewesen, daß man 
den Urlaub auch tageweise nehmen muß. Es 
geschieht da und dort, aber in Wirklichkeit 
ist es doch so, daß man erholungsmäßig den 
Urlaub in zwei Teile teilen soll. Die Mediziner 
haben ebenfalls ganz gewichtige Gründe 

Eine dieser Versch1echterungen besteht 
dafür angeführt. 

darin, daß vom bisherigen Dienstjahr als Die Ablöse der nichtkonsumierten Sachlei-

Urlaubsjahr auf das Kalenderjahr übeI1gegan
gen werden soll. Dies wäre besonders für die 
Angestellten eine sehr wesentliche Ver
sd1�echterung und außerdem im Zusammen
hang mit der Anwartschaft nicht so ohne
weiters möglich. 

Unter den anrechenbaren Dienstzeiten schei
nen die Haftzeiten nach dem Opferfürsorge
gesetz nur mehr als Ubergangsbestimmungen 
auf. Desgleichen fehlen die Regelungen über 
die deutschen Dienstzeiten. Ich habe davon 

stungen, wenn solche vereinbart sind, wird 
gegenüber dem Angestelltengesetz verschlech
tert. Das Urlaubsausmaß wird bei Antritt oder 
Beendigung des Dienstverhältnisses während 
des Kalenderjahres aliquotiert; derzeit besteht 
ein voller Anspruch. 

Die nach dem Angestelltengesetz gebüh
rende Urlaubsentschädigung bei Auflösung 
des Dienstverhältnisses vor Urlaubsverbrauch 
soll wegfallen. Es gebührt nur wie nach dem 
AUG eine Abfindung. 
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Ein Urlaub kann während einer Arbeits
unfähigkeit nicht angetreten werden. Diese 
Fassung könnte dazu führen, daß der Urlaub 
damit verlorengeht. Nach dem derzeitigen 
Recht gelten Zeiten der Arbeitsunfähigkeit 
nicht als Urlaubszeit. 

Das sind, meine Damen und Herren, nur 
einige der Gründe, die uns dazu bewogen 
haben, vom Antrag Kohlmaier und Genossen 
Abstand zu nehmen und die Verhandlungen 
entsprechend dem Antrag des Sozialministe
riums einzuleiten. 

Ich möchte aber noch zu einer sehr wichti
gen Frage kommen, zu der Frage der ver
schiedenen Arbeitnehmergruppen. In diesem 
Vorschlag sind nur die Arbeiter beinhaltet 
gewesen, eine große Anzahl von Arbeit
nehmergruppen, die es hier gibt, sind dabei 
aber überhaupt nicht berü<ksichtigt worden. 
Es sind die großen Gruppen im Rahmen des 
Bauarbeiter-Urlaubsgesetzes, die Gruppen der 
Landarbeiter und Gutsangestellten und ähn
liche mehr. 

Ich mödlte deutlich aufzeigen, wie sidl die 
einzelnen Kammern und die sonstigen Inter
essenvertretungen zu diesem Gesetz geäußert 
haben. Es ist klar, daß die Industriellen
vereinigung zu diesem Gesetz nein gesagt 
hat, aber es ist für die Arbeitnehmerschaft 
interessant, das zu wissen. Die Kammern der 
freien Berufe haben zu diesem Gesetz j a  
gesagt, die Präsidentenkonferenz der Land
wirtschaftskammern hat - es könnte nidlt 
anders sein - nein gesagt. Auch die Rechts
anwaltskammer hat zu diesem Gesetz nein 
gesagt, was uns etwas verwundert hat. Die 
Kriegsopferverbände sind dafür, die Arbeiter
kammern haben selbstverständlich dazu ja  
gesagt. 

Hier möchte ich vermerken, daß der Haupt
verband der österreichischen Sozialversiche
rungsträger zu diesem Gesetz ja sagte, ebenso 
der Landarbeiterkammertag, die Apotheker
kammer und der Städtebund. Die Landesregie
rung von Wien, die Kärntner Landesregierung 
und die Salzburger Landesregierung sagten 
ebenfalls ja zu diesem Gesetz. Die Landes
regierung von Vorarlberg hat, wie nicht 
anders zu erwarten war, gegen das Gesetz 
Stellung genommen, ebenso die Steiermark 
und auch Niederösterreich, wobei der Landes
hauptmann selbst unterschrieben hat. 

Wenn ich hier von Niederösterreich spreche, 
ist eines interessant: Für die Arbeiter und 
Angestellten im Landesdienst will man ver
schiedene Verbesserungen durchführen, wir 
Sozialisten haben überhaupt nichts dagegen. 
Selbstverständlich, wenn jemand seine Zeit 
gearbeitet hat, soll er die Möglichkeit haben, 

wie es in einigen Jahren vielleicht eine Selbst
verständlichkeit sein wird, mit 55 Jahren in 
Pension zu . gehen, wie es von der Landes
regierung angeblidl vorgeschlagen wird. Daß 
man für die eigenen Angestellten und Arbei
ter sagt, sie können mit 55 in Pension gehen, 
den Arbeitnehmern in den vielen Betrieben 
und anderen Gruppen nicht einmal den abso
lut notwendigen Urlaub gewähren will, das 
ist, möchte ich sagen, eine Stellungnahme 
einer Landesregierung, die wert ist, daß man 
darüber spricht. 

Der Herr Abgeordnete Bauer hat in letzter 
Zeit davon gesprochen, daß wir den Klassen
kampf in die Betriebe hineintragen. Dazu 
kann ich nur sagen: Beim Klassenkampf 
könnte er sich ein Beispiel bei seinem Freund 
Maurer nehmen. 

Wir werden diesem Gesetz selbstverständ
lich unsere Zustimmung geben. Wir glauben 
auch, daß die Verschiedenheit in der Abfin
dung dieses Urlaubsgesetzes einmal eine 
Änderung wird erfahren müssen. Heute haben 
wir beim Heimarbeitsgesetz eine stunden
mäßige Abgeltung von eineinhalb, zwei und 
zweieinhalb Stunden, beim Hausgehilfinnen
gesetz eine perzentuelle Abfindung von 6, 8 
und 1 0  Prozent, zweimal im Jahr, wobei die 
8 Prozent vor allem für den Lehrling Gültig
keit haben. 

Ich möchte nodl ein paar Worte zum Bau
arbeiterurlaubsgesetz sagen. Das Bauarbeiter
urlaubsgesetz wird ebenfalls verändert. Die 
Achtzigstelteilungen werden neu durchgerech
net werden müssen, und die Anwartschaft für 
den Urlaub, die bisher 48 Jahreswochen 
betragen hat, wird sdlon nach 24 Wochen 
möglich sein. Ich kann hier mitteilen, daß 
Verhandlungen im Gange sind, und diese Ver
handlungen sollten doch so weit kommen, wie 
es zwischen den Interessenvertretungen bis
her für notwendig erklärt wurde. 

Nur die Bundeswirtsdlaftskammer hat bis
her dagegen Einspruch erhoben. Es gehörte 
eine große Anzahl von Berufsgruppen heraus, 
dafür aber eine Anzahl von anderen Berufs
gruppen hinein. Da nützt das Zwischenrufen 
gar nichts. Die Interessenvertretungen, die 
Innungen gemeinsam mit der Gewerksdlaft 
waren sich einig, aber wenn der Dr. Hauser 
oder der Dr. Mussil seinem Vertreter sagt, 
er darf nidlt ja sagen (Abg. G r a f: Nicht 
bösartig werden!), dann sagt er nidlt ja, 
obwohl es für die Innungsmeister und die 
dort Besdläftigten sehr gut wäre. 

Vielleidlt wird man in absehbarer Zeit zu 
einem Saisonarbeiterurlaubsgesetz kommen, 
denn es gibt eine große Anzahl von Gruppen, 
die hineingehören würden. Im denke nur an 
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die Land- und Forstarbeiter. Den Namen i Tagen in bezug auf die Sozialgesetzgebung 
"Bauarbeiter" wird man dem allerdings nidlt so gelobt hat. Ic:h kann Ihnen hier eine Auf
vorsetzen können, man wird das ändern stellung geben. 
müssen. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß 
neben den Verbesserungen, die hier erreicht 
wurden und zu denen wir selbstverständlich 
ja sagen, noch einige Fragen offen sind, vor 
allem die Fragen der Anwartschaft. Wir 
glauben, daß es in den nächsten Jahren mög
lich sein wird, daß diese Anwartschaftszeiten 
auch ihre Anerkennung finden. 

Wir Sozialisten werden diesem Gesetz, das 
immerhin einen wesentlichen Fortschritt 
bringt, selbstverständlich unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Wedenig. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Wedenlg (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete 
Horr dürfte im Irrtum sein, wenn er hier 
behauptet, daß die Anwartschaften noch nicht 
geregelt seien, denn eben diese Anwart
schaften haben wir mit dieser Gesetzesvorlage 
einer Regelung zugeführt. Er meint wahr
scheinlich die Vordienstzeiten. (Abg. H o  r r: 
Selbstverständlich !) Wir bedauern es ebenso, 
daß die Anrechnung der Vordienstzeiten dies
mal noch nicht geregelt werden konnte. 

Der Herr Kollege Horr hat sich in seinen 
Äußerungen auch mit unserem Initiativantrag, 
der ja viel früher als der Regierungsantrag 
vorlag, beschäftigt. (Abg. P a n  s i: Warum 
waren Sie dagegen, daß man das auch mitge
regelt hätte?) So gescheit seid ihr nicht. Vor
ausdenken könnt ihr nicht, was wir gewollt 
hätten. Unser Initiativantrag wurde ja deshalb 
nicht in Verhandlung gezogen, weil ihr es 
abgelehnt habt. Deshalb konnten wir darüber 
auch nicht reden. Man hätte über vieles reden 
können, was vielleicht da oder dort ungereimt 
drinnen war. Aber ihr könnt j a  nicht in die 
Zukunft sehen oder ahnen, was wir eigentlich 
wollen, daher sollte man es auch nicht 
behaupten. 

Aber, Herr Kollege Horr, unser Initiativ
antrag kam am 1 1 . November 1 970, und die 
Regierungsvorlage am 3. Dezember. Es lag 
immerhin fast ein Monat dazwischen. (Zwi
schenruf des Abg. S e  k a n i n a.) Wenn Sie 
den Beric:ht gelesen haben, Kollege Sekanina, 
dann werden Sie mir das bestätigen. 

Das heißt also, wir sind initiativ geworden, 
wie wir überhaupt in vielen sozialrec:htlichen 
Belangen in dieser Gesetzgebungsperiode 
initiativ wurden, vielleicht initiativer als die 
Regierung, die der Kollege Peter vor wenigen 

Zu loben in diesem Zusammenhang wäre 
das Haus gewesen, das Parlament, der Natio
nalrat, weniger die Regierung, denn von ins
gesamt 38 Sozialgesetzen, wenn wir das 
j etzige, das wir heute beschließen werden, 
das Urlaubsgesetz, mit einrechnen, von 
38 Sozialgesetzen also, die wir in der 
XII. Gesetzgebungsperiode beschlossen haben, 
wurden 33 beziehungsweise jetzt 34 Gesetze 
einstimmig mit den Stimmen aller drei Par
teien beschlossen, ein Gesetz mit den Stimmen 
der OVP und der SPO und drei Gesetze mit 
den Stimmen der FPO und der SPO . (Abg. 
S e k a n i n a: Endlich haben wir euch so weit 
gebracht!) 

Das ist ein eindeutiger Beweis. Die Mehr
zahl dieser 38 Gesetze entstammt nicht der 
Initiative der Regierung, sondern wenn schon , 
eine Regierungsvorlage geschaffen wurde, 
dann ist dem immer eine Initiative der OVP 
oder einer anderen Gruppe dieses Hauses hier 
vorausgegangen (Zustimmung bei der tJVP), 
und dann folgte schön brav nachfolgend die 
sozialistische Minderheitsregierung, weil sie 
natürlidl nicht das Odium auf sidl lasten 
haben wollte, daß das Parlament vielleicht 
zügiger vorangeht als die Regierung selber. 
Das konnte man sich ja nicht leisten. 

Aber mit dieser Aufzählung, die ich hier 
gebracht habe, ist vielleicht eines schlagend 
bewiesen, nämlich, daß das Parlament arbeits
fähig ist und daß das Parlament wirklich 
imstande ist, auch in dieser Zusammensetzung 
imstande ist, konstruktive, fortschrittliche 
Sozialpolitik zu betreiben, j a  mehr Sozial
politik zu betreiben, als die Regierung über
haupt beabsichtigt hatte. (Zustimmung bei der 
OVP. - Abg. H o  r r: Der Melter hat euch 
dazu gezwungen! - Abg. H a  a s: Er weiß 
keine Antwort darauf!) Ich höre so schlecht ! 

Kollege Horr l Wir werden uns noch aus
einandersetzen, wenn wir ein zweites Gesetz, 
nämlich das Betriebsrätegesetz, behandeln. 

Meine Damen und Herren ! Bei oberfläch
licher Betrachtung der heutigen Vorlage, die 
wir, so wie aus dem Ausschußbericht hervor
geht, gemeinsam nac:h langwierigen Arbeiten 
zusammengestellt und beschlossen haben, 
könnte man der Auffassung sein, daß es sich 
hier um eine Novelle von etwas untergeord
neter Bedeutung handelt, weil der materielle 
Wert dieser Gesetzesvorlage nicht so ins 
Auge springt. 

Aber neben dem materiellen Wert, der ja 
nicht zu unterschätzen ist, muß man hier 
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sagen, daß erstmals auch ein Schritt getan gehabt hätten, was zu erledigen gewesen 
wurde in die Zielrichtung einer neuen wäre. 
Gesellschaftsordnung, in eine Zielrichtung, in 
der die Schranken zwischen den einzelnen 
Berufsgruppen, die bislang bestanden und die 
historisch gewachsen waren, niedergerissen 
werden. Wir schaffen damit ein Urlaubsrecht 
oder sind dabei - auch wir sind noch nicht 
vollkommen damit zufrieden -, ein Urlaubs
recht zu schaffen, das sich einer modernen 
Arbeitszeitgesetzgebung einfügen wird, einer 
Arbei tsgesetzgebung, einer Arbeitsrechts
gesetzgebung, die sämtliche Schranken, die 
bisher aus dem Historischen herausgewachsen 
sind, bestehen und bestanden haben, abbauen 
wird, die der Gesellschaft der Zukunft Rem
nung tragen wird. 

Besonders begrüßen möchte ich auch namens 
meiner Fraktion, daß es gelungen ist, alle 
Arbeitnehmergruppen in dieser Vorlage zu 
berücksichtigen, daß niemand vergessen 
wurde, daß niemand draußen geblieben ist, 
daß auch jene berücksichtigt wurden, die nicht 
durch andere Gesetze oder Kollektivverträge 
rechtlich abgesichert sind. (Abg. P a n  s i: Der 
Kollege Häuser ist gewissenhaft! - Abg. 
H o  r r:  Bei Kohlmaier und Genossen war das 
alles nicht drinnen! Das hat der Kohlmaier 
vergessen!) 

Wir hätten über vieles reden können. Wenn 
unser Initiativantrag behandelt und hier zum 
Beschluß vorgelegt worden wäre, wäre er 
gesellschaftspolitisch weit wertvoller gewesen 
als das, was wir heute beschließen. (Beifall 
bei der avp.) 

Als besonders zu begrüßen ist, daß es uns 
gelungen ist, alle Dienstnehmergruppen zu er
fassen, angefangen von den Privatangestell
ten, die ja jetzt gesetzlich abgesichert sind, 
und nicht nur bundeskollektivvertraglich, 
über alle Arbeitergruppen, über die Bau
arbeiter, die Landarbeiter und so weiter bis 
zu jenen kleinen Streugruppen, die bisher 
gesetzlich nicht erfaßt waren. 

Besonders zu begrüßen ist auch, daß die 
Novelle, wenn auch nach langen Verhandlun
gen, doch einstimmig zustandegekommen ist. 
Es war auch notwendig, im Sozialausschuß 
sehr expeditiv zu arbeiten, weil j a, wie nun 
der Beweis erbracht wurde, willkürlich das 
Parlament arbeitslos gemacht wird, angeblich 
weil dieses Parlament nicht mehr in der Lage 
sei, die vielen Zielsetzungen, die man sich 
vorgestellt hat, zu erfüllen, und weil hier 
sozusagen aus Willkür von der Mehrheit 
dieses Hauses, von zwei Fraktionen, praktisch 
die Sozialgesetzgebung wieder für Monate 
unterbrochen wird, obwohl wir genau wissen, 
daß wir vieles noch auf der Tagesordnung 

Mit diesen 38 Gesetzen, davon 34 einstim
mig erarbeiteten und beschlossenen Gesetzen, 
ist eindeutig bewiesen, daß dieses Parlament 
arbeitsfähig wäre, daß es in der Lage gewesen 
wäre, weiterhin konstruktiv zu arbeiten. Es 
ist eindeutig die SdlUld jener Parteien, die 
den Auflösungsantrag stellen, daß hier auf 
diesem Gebiet in nächster Zukunft nicht mehr 
weitergearbeitet werden kann. (Abg. S e k a
ni n a: Das kann nur der Wähler beurteilen, 
Kollege Wedenig, nicht Sie!) Wir sind froh, 
daß wir wenigstens durch die expeditive 
Arbeit im Sozialausschuß in der Lage sind, 
heute noch vor Auflösung des Parlaments 
dieses Gesetz unterzubringen. Wir begrußen 
das und werden ihm selbstverständlich unsere 
Zustimmung geben. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Melter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsi
dent! Sehr geehrte Damen und Herrenl Ein 
altes Anliegen unserer freiheitlichen Sozial
politik ist es, die Rechte der Arbeiter an jene 
der Angestellten heranzuführen. Im Sinne 
dieser Zielsetzung begrüßen wir die Entwick
lung des Urlaubsrechtes. 

Es ist zweifellos sehr wesentlich unserer 
Mitarbeit zu verdanken, daß man in diesem 
Bereich zu einer Entscheidung gekommen ist, 
die nunmehr von allen im Parlament ver
tretenen Fraktionen angenommen werden 
kann. Die Entscheidung führt dazu, daß die 
Arbeiter in allen Bereichen nun zumindest ab 
dem 1 0. Dienstjahr den verlängerten Urlaub 
von 24 Werktagen in Anspruch nehmen 
können. 

Dies ist zweifellos zum Teil eine Belastung 
der Wirtschaft, die aber sehr wesentlich aus
geglichen wird durch die Regeneration der 
Arbeitsfähigkeit der Arbeitnehmer, die sie 
sich. im Urlaub wieder erwerben können. Das 
ist also die Notwendigkeit, die wir schon im 
Zuge der Beratungen über das Arbeitszeit
gesetz herausgestellt haben. 

Wir waren der Auffassung und sind es 
weiterhin, daß ein ausreichender und zweck
mäßig genützter Urlaub viel besser geeig
net ist, die Strapazen der Arbeitstätigkeit zu 
lindern beziehungsweise deren Folgen wieder 
zu beseitigen. In gesundheitspolitischer Hin
sicht ist also diese Verlängerung des Urlau
bes zweifellos eine wesentlich bessere, sozial 
fortschrittlichere Tat als die Arbeitszeitver
kürzung. 

Im Zusammenhang damit müssen wir aller
dings auch. darauf hinweisen, daß es unserer 
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Auffassung nach notwendig ist, den Arbeit
nehmern ein Einkommen zu sichern, und zwar 
ein Einkommen auf die Hand, das es ihnen 
ermöglicht, auch einen echten Urlaub zu finan
zieren, und sie nicht zwingt, während der 
Urlaubszeit eine andere Erwerbstätigkeit aus
zuüben und damit zweifellos nicht im Sinne 
der Urlaubsbestimmungen tätig zu sein. 

Der Kompromiß, ab 1 .  Jänner 1 913 diese 
Urlaubsverlängerung den Arbeitern zuzuge
stehen, ist auf meine Anregung im Sozial
ausschuß zurückzuführen, denn ich habe dort 
eindeutig erklärt, daß es unmöglich ist, etwa 
dem OVP-Initiativantrag beizutreten, dessen 
Wirksamkeit erst mit 1 .  Jänner 1916 vorge
sehen war, also ein Gesetz heute zu beschlie
ßen, das erst in fünf Jahren Geltung erhalten 
soll, wobei ja niemand weiß, wie die Ent
wicklung voranschreitet und ob wir nicht die 
Möglichkeit haben, nach diesem Zeitraum ganz 
andere Begünstigungen einzuräumen, ganz 
andere Regeln vorzusehen, die dann auf Grund 
der gegebenen Verhältnisse möglich und viel
leicht auch dringend notwendig sind. 

Mein Vorredner, der Herr Abgeordnete 
Wedenig, hat sich sehr gerühmt, wie aktiv 
die OVP in den letzten Monaten im Hinblick 
auf die Einbringung von Sozialanträgen ge
wesen wäre. Dazu muß man denn doch die 
Feststellung treffen: Wieso erst in einer Zeit, 
in der Sie die Minderheit sind, derartige 
Anträge, nachdem Sie vier Jahre Zeit gehabt 
haben, Ihre Zielvorstellungen der Verwirk
lichung zuzuführen? (Zwischenruf bei der 
OVP.) Sie haben das mit Ihrer Mehrheit nicht 
geschafft. Warum denn nicht? Das ist die große 
Preisfrage, die die Offentlichkeit zweifellos 
sehr interessieren wird. 

Abgeordneter Dr. Hauser, der als nächster 
Redner gemeldet ist, wird zweifellos darlegen, 
wie die Wirtschaft alle Anregungen, die die 
OVP im Sozial ausschuß gemacht hat, der 
Verwirklichung ab sofort zuführen kann. Ich 
werde gerne mit Aufmerksamkeit diesen Aus
führungen lauschen, weil zweifellos von einem 
Arbeitnehmervertreter Angebote der Wirt
schaft auf Ubernahme zusätzlicher Leistungen 
sehr gern gehört werden. (Abg. H o  r r: Wir 
werden dem mit 1 .  Jänner 1972 beitreten! -
Ruf bei der OVP: Der Lauscher an der 
Wand!) 

Wir Freiheitlichen haben natürlich auch zu 
diesem Arbeiterurlaubsgesetz eine ganze 
Reihe von Anregungen, die wir jedoch in 
bezug auf ihre Verwirklichung zurückgestellt 
haben, weil wir der Auffassung waren, daß 
es notwendig ist, wenigstens die Grundforde
rung auf Verlängerung des Urlaubsansprudles 
nach zehnjähriger Dienstzeit und nach früherer 

Inanspruchnahme bereits nach sechs Monaten 
Dienstzeit zu verwirklichen, während alle 
anderen Probleme einer sehr eingehenden 
Beratung bedürfen, um tatsächlich auf lange 
Sicht eine zweckmäßige Regelung treffen zu 
können. DiesbezügliCh ist ja die Kodifikations
kommission sChon lang tätig, und wir warten 
mit Interesse auf die Ergebnisse dieser Arbeit 
und hoffen, daß sie so bald vorliegen, daß 
man vielleicht auch in Bälde, jedenfalls nicht 
allzulang nach dem Jänner 1913 sich zu wei
teren Beratungen im Parlament zusammenfin
den kann, um auf Grund des Beratungsergeb
nisses der Kodifikationskommission die poli
tischen Entscheidungen treffen zu können. 

Wir Freiheitlichen begrüßen also den Fort
schritt für die Arbeitnehmerschaft Osterreichs 
und werden daher gern den zwei Vorlagen, 
der für den Arbeiterurlaub und der Land
arbeitsgesetz-Novelle, unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
tatsächlich der Herr Abgeordnete Dr. Hauser. 
(Heiterkeit.) Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Herr Präsi
dent! Ich bin es wirklich, müßte ich also sagen. 

Ich möchte bei der Fr.age, die wir jetzt 
beraten, zunächst vielleicht mit einer kleinen 
historischen Einleitung beginnen. Alle Vor
redner haben betont, daß wir unter dem 
Gesichtspunkt der Angleichung des Arbeiter
rechtes an das der Angestellten diese Vorlage 
beraten haben. Diese Frage wird tatsächlich 
bei uns im Land schon lang diskutiert, nicht 
nur in der Literatur, auch die gewerkschaft
lichen Forderungen dieser Art sind uns schon 
seit längerem bekannt. 

Dabei fällt auf, daß die Arbeitergewerk
schaften unter dem Gesichtspunkt des Nach
ziehens in bezug auf die Situation, die die 
Angestellten sozialpolitisch schon erreicht 
haben, agieren, daß aber umgekehrt die Ange
stelltengewerlk:schaft es sich auch nicht nehmen 
läßt, für thren ergenen Bereich wei'tere sozial
politische Fortschritte zu verlangen, daß sie 
also zu keinem Verzicht auf eigenständige 
Entwicklungen bereit ist. 

Auch in der Kodifikationskommission wird 
diesem Thema der A:ngleichung der Aroeiter 
an die Angestellten das Wort g.eredet. 

Nun, machen wir uns bewußt, was die 
historischen Gründe sind. Das Di-enstrecht des 
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches galt 
für aHe Dienstnehmer, und es war in der 
Industrialisierungszeit des 19.  Jahrhunderts 
erstmalig die GeweI1beordnung, die ein 
gewisses Sonderliedlt .für die AIibeiter · im 
Fabriksbetrieb schuf. Das Handlungsgehilfen-
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gesetz aus 1 91 0, der Vorläufer des heutigen 
Angestelltengesetzes, war das erste große 
Sonderrecht für eine maßgebliche Gruppe der 
Diensmehmer (Abg. H o  r r: Auch nicht frei
willig!), das ,erstmalig auch einen gesetzliChen 
UrlaubsanspruCh kannte und das insoweit als 
ein sehr fortschrittliChes Gesetz für die 
damalige Zeit bezeichnet werden muß. 

Die Bemühungen im ABGB, in Form der 
111. Teilnovelle (Abg. H o  r r: Wie alt sind 
die Arbeiter damals geworden? 45 Jahre!) 
das Sozd.alrecht des Bürgerlichen Gesetzlbuches 
zu modernisieren, haben eigentlich nicht sehr 
viel Früchte .getra'gen. 

Die Entwi<klung begann dann erst wieder 
stürmischer nach d'em ersten Weltkrieg, aber 
sie führte zu Sondergesetzen für die einzelnen 
Dienstnehmergruppen; ich nehme das Haus
gehilfinnenges·etz, die Bestimmungen für 
HeimaIibeiter, Hauslbesor.ger, Privatkraft
wagenführer und was es da alles gah. 

Auch wir haben nach dem z,weiten Welt
krieg in dieser sondergesetzlichen Entwicklung 
fortgesetzt, und eine Tendenz zur AngleiChung 
der Arbeiter an die Angestellten ist naCh dem 
Weltkri,eg nur ganz schwach spüflbar gewesen. 

Auch die koUekUvvertragliche Entwicklung 
in der Zeit nach dem Krieg war zunächst von 
Eigenständigkeit geprägt. Ich glaube, man muß 
sich auch sehr realpoliti'Sch bewußt machen, 
daß das durch die Konstruktion unserer Ge
werkschaften in Osterreich auch verständlich 
ist. Sie haben sich nach dem Industrieprinzip 
organisiert, eine durchaus gesunde Form 
gewerkschaftlicher Organisation. glaube ich. 
Sie umfassen alle Arbeiter innerhalb eines 
Industriezweiges ohne Rücksicht auf die 
Berufskategorie des Arbeiters, haben aber 
dieses Prinzip durchbrochen in Form der 
AngestellteIllgewerkschaft, ,wo ehen nicht das 
Industrieprinzip gilt. Daraus wiIid erkennbar, 
daß man gewisse soziologische Entwicklungen 
in unserem Land eben doch als sachgerecht 
empfindet. Ich glaube, daß diese Art der 
Organisation der österreichischen Gewerk
schaften sicherlich richtig i'st, und daher wäre 
es auch falsch, einer schematischen, vom Recht, 
von oben her kommenden Gleichibeha.ndJ 1lng 
in jeder Beziehung das Wort zu reden. 

abläufe auf diese Dienstnehmertypen ver
schieden. Eine Absatzkrise, die zu Produk
tionseinschränkungen zwingt, wird Arbeiter 
anders berühren als Angestellte. Damit soll 
nun niCht gesagt werden, daß Arbeiter etwa 
eine schlechtere soziale Sicherheit in dies·em 
Staate haiben sollen als Angestellte, Aber wir 
müssen uns, glaube ich, sachgerecht bemühen 
(Zwischenruf des Abg. H o  r T), spezifische 
Formen für die richtige, ang,emessene Form 
der sozialen Sicherheit zu entwickeln. 

Man wird aber beim heutigen Gesetz sicher
lich sagen können, daß die Urlall'bsansprüche 
solche Ansprüche sind, wo vom Standpunkt 
der bei den Gruppen her eine unterschiedliche 
Behandlung sachlich nicht gerechtfertigt wäre. 
Daß der Prozeß der Angleichung nur schritt
weise erfol'gt, daß wir also im Weg,e von 
Schritten, die wir von Zeit zu Zeit setzen, 
diese Annäherung anstreben, das mag als eine 
notwendige wirtschaftliche Rücksichtnahme 
zu bezeichnen sein. 

Wir haben, wenn Sie an das Jahr 1 946 
denken, mit dem damaligen Urlaubsgesetz 
eine gewisse leichte Bemühung der VeJ.'lbes-
serung der Urlaube der Arbeiter 
schon damals gesetzt. Zwischendurch 
gab es kollektivvertragliChe Entwicklungen. 
Wir haben diese Entwicklungen aber immer 
im Zusammenhang mit der AI1beitszeitentwick
lung gesehen. Denken Sie daran, daß wir im 
Jahre 1946 an die Arbeitszeitordnung des 
deutschen Rechts mit 48 Wochenstunden 
anknüpften; sehen Sie daneben die Urlaurbs
initiative von damals. 

Im Jahre 1 959 setzten wir den Schritt der 
AI1beitszeH:verkürzung auf 45 Wochenstunden 
und pausierten gewissermaßen auf dem Gebiet 
des Urlaubs. 

1968 wieder hahen wir unseren Gesamt
kollektivvertra'g für die Wirtschaft zur Ein
führung des dreiwöchigen Mindesturlaubs 
gesetzt, weil eben zwischenweilig die Arbeits
zeitverkür,zung des Jahres 1959 sozusagen 
schon verdaut war. 

1910 haben wir die etappenweise Herab
setzung der Arbeitszeit auf 40 Stunden 
beschlossen. Die läuft in Etappen bis zum 
Jahr 1915. Ich glaube, es war daher schon 
verständlich, wenn wir in unserer Urlaubs
initiative gesagt baben: Dieser Schritt der 
Angleichung ist zwar sozialpolitisch 'fäHig, er 
soll aher mit der jetzt in der Wirtschaft lau
fenden Arbeitszeitverkürzung harmonisiert 

Diese unterschiedlichen Funktionen zwi
schen Arbeitern und Angestellten gibt es nun 
tatsäChlich im Rahmen unserer WirtsChaH und 
im Rahmen des Betriebsprozesses. Der Arbei
ter hat nun einmal andere Funktionen als 
der Angestellte, im RegelfaUe mehr die der werden. produktiven AIibeits'weise, während der Ange-
stellte oft m,ehr in veI1Waltenden oder in lei- Es kommt doch innerhalb der Gesamtwirt
tenden Funktionen zu finden ist. Daher sind sChaft nur darauf an, wie groß die Gesamt
auch .die Auswirkungen der WirtsChafts- arbeitszeit eines MensChenlebens ist. Denken 
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gebührt und nicht die aliquote. Das wäre für 
die AIfueiter eine Verbesserung gewesen. 

Umgek,ehrt aber haben wir noch die zwei 
Verwirkungstatbestände bei den Ange
steHten gemeinsam geha,bt. Wenn man sich 
schon an das Angestelltenl1echt angliedert, so, 
glaube ich, kann man sagen, daß es hier eine 
mittlere Lösung geben muß. 

wir daran, daß sie von zwei Polen her an 
sich beschränkt wird: durch die längeren Aus
bildungszeiten, durch die längere Schulbildung 
von unten her, und am Ende des Ar,beits
lebens durch immer weiter nach vorne gerückte 
Pensionstermine, die zunächst einmal die Zeit 
im Sinne einer aktiven Erwerbstäti:gkeit ver
kürzen. Und innerhalb dieser aktiven Lebens
spanne gibt es aber wieder Verkürzungs
tendenzen, einmal in Form von Arbeitszeit- Was Sie in der Regierungsvorlage g,etan 

verkürzungen pro Woche 'gesehen, aber auch haben, war sozusag,en die Verknüpfung beider 

von Arbeitszeitverkül1zungen in Form von Prinzipien auf das Höchste. (Zwischenruf des 

längeren Urlauben. Das sind alles zusammen- Abg. H o  r r.) 
hängende Fragen, die man, glaube ich, soZ'ial- Ich darf aber eines sagen: Sehr sinnvoll 
politisch im Komplex sehen muß. wäre dies'e Lösung nicht gewesen. Es hätte 

Es wird sich eben als zweckmäßig erweisen sehr viel arbeitsrechtlichen Streit gegeben. 

zu übedegen, was die beste, die Zlweck- Ich darf aber noch sagen, unsere Initiative 
mäßi'gste Form der Verkürzung der Arbeits- enthielt ja auch noch weitere Bemühungen. 
z'eit ist. Man kann sie einmal auf die Normal- Sie haben gesagt, das sei noch immer keine 
arbeitswoche hezogen sehen, einmal auf den Kodifikation des Urlaubsrechtes gewesen. 
Urlaub und einmal auf die Pension. Aber 
alles auf einmal, glaube ich, geht nicht. Wir 
sind da eingesponnen in internationale Ent
wicklungen, und es ist auf die Konkurrenz
wirtschaft, die wir mit anderen Staaten durch
zustehen haben, Rücksicht zu nehmen. 

Die heute hier schon einmal bes'prochenen 
beiden Initiativen - einmal die Regierungs
vorIa'ge, einmal unser Initiativantrag - haben 
in manchen Bereichen eine durchaus gleich
gerichtete Tendenz gehabt. Es war zum Bei
spiel völlig unbes'tritten, daß wir auf die sechs
monaNge Wartezeit für die erstmalige Ent
stehung des Urlautbsanspruches umsteigen 
sollten. Wir haben die Grundstaffel des 
Urlaubsausmaßes ebenfaHs gleichgezogen. Sie 
ist auch ,gar nicht auseinander gew,esen. Wir 
haben hinsichtlich der A:bfindungshestimmun
gen einen etwas anderen Versuch gemacht, 
als es in der Regierungsvorlage festgelegt 
ist. 

Nur, Herr Horr, so, wie Sie es dargestellt 
haben, daß es sich nämlich um Verschlech
terungen handle, so Hegt die Sache nicht. 
Wenn Sie bedenken, daß der Arbeiter seine 
Urlaubsabfindung j etzt auf jeden Fall nur ali
quot bekommt und einen einzigen Verwir
kungsgrund kennt, wenn er nämlich ohne wich
tigen Grund vorzeitig austritt, umgekehrt aber 
die Angestellten derzeit unter dem Prinzip ste
hen, entweder alles oder nichts als Urlaubs
entschädigung zu bekommen, aber auch zwei 
Vevwir.kungstatbestände für den Fall der 
Urlaubsentschädigung kennen, so ist uns,ere 
Initiative eine Verbesserung gewesen. Wir 
haben nämlich vorgesehen, daß , wenn die 
KÜlld'igung nach dem 30. Juni eines Jahres 
erfolgt, also in der 7lweiten Jahreshälfte, auf 
jeden Fall die volle Urlaubs entschädigung 

Nun sicher, aber ,eine solche, Herr Kollege 
Horr, wird es nie geben. Es ist l1ndenlk!bar, 
ein Urlau'bsgesetz zu schaffen. in dem alle 
Dienstnehmer, inklusive Bauarbeiter und 
Heimal1beiter, unter einem geregelt sind. Das 
läßt sich nicht vermeiden angesichts der 
Sondersituation der Bauarbeiter und der 
Heimarbei te I. 

Wir haben aber immerhin eine umfassende 
Kodifikation in dem Sinne vorgeschlagen, als 
alle privatrechtlichen Verträge der Wirtsdlaft 
unter einem einheitlichen Urlaubsgesetz 
erfaßt gewesen wällen. Daß es dann möglich 
gewesen wäre - und sel:bstverständlich 
hätten wir uns dem gar nicht verschlossen -, 
auch für Bauarbeiter, Heimarbeiter und die 
Sondergruppen entsprech'ende Regelungen 'Zu 
erlassen, ist ja selibstverständlich. 

Was nun die GeHungsbeginne betrifft, über 
die ja schon gesprochen wurde, so muß man, 
glaube ich, doch davon ausgehen, daß der 
Kompromiß, den wir jetzt tr,effen, tatsächlich 
über Anregung des Kollegen Melter im Aus
schuß 'gefunden wurde. Das Gesetz soll also 
nicht sofort in Kmft treten, wie es die Regie
rungsvorlage vorsah, sondern erst im Jahre 
1 973. 

Unser,e Uberlegung war, wir sollten das 
Gesetz im Anschluß an die Arbeitszeit
verkürzungsetappen, die deIlzeit in der Wirt
schaft laufen, er,s'i in Geltung setzen. Der 
Kompromiß liegt also jetzt in der Mitte, 
aber es fehlt - und das ist sicherlich ein 
Schönheitsfehler - die Regelung über die 
Anrechnungsvorschriften für den Urlaub. 

Das war in unserer Initiatitve vorgesehen. 
Ich weiß nicht, warum man sich sehr schnell 
auf diese Kompromißformel Meltler:s einigen 
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wollte. Wir hahen nichts dagegen gehabt. 
Wir haben dem dann zugestimmt. A'ber wenn 
wir über das Thema Vordienstzeitenanrech
nung gesprochen hätten, so wäre ja auch denk
bar gewesen, sie j etzt sChon zu besChließen, 
wenn auch mit Wirkung ab 1 976. Auch das 
wäre möglich gewesen. 

Unsere Initiative hat durchaus dieses Thema 
aufgreifen wollen. Man hat also Jetzt einer 
kurzen, r,aschen Lösung das Wort geredet und 
das 'fobema der Anrechnung von Vordienst
zeiten auf späte�hin ver,schdben. 

Bitte, man kann das tun. Wir ha,ben gemeint, 
es soll vielleiCht die Kodifikationskommission 
sich den Kopf noCh mehr zerbrechen. Nur, 
unserer Initiative vorzuwerfen, wir hätten da 
kleilnkrämerisch gehandelt, das kann man niCht 
tun. Da sind über die jetzige Regierungs
vorlage hinaus trächtige Gedanken drinnen 
g·ewesen. Wir haben SChulzeitanreChnung auch 
für Mittelschüler drinnen, was es naCh dem 
j etzigen AngesteUtenrecht niCht gibt. Wir 
haben in Summe auch me'hr AnreChnung für 
Hochschüler, wenn man Maturant ist und eine 
HochsdlUl,e absolviert hat. Das aHes wären 
posHive GesiChtspunkte gewesen. 

Ich möcht,e aber doch sa'gen : Was auch 
immer ,wir jetzt an Gedanken in diesen 
Initiativen deponiert haben, sie werden als 
Materialien für künftige gesetl1geberische 
Schritte dienen. 

ICh stelle hier fest : Es gab einen gemein
samen Initiativantrag Dr. Hauser, Herta Wink
ler zum nenHstengesetz. Es gab einen 
Abänderungsantrag Dr. Halder zum Arbeits-
10senversiCherungsgese1Jz, 'einen Antrag, Herr 
Dr. Kohlmaier, zur 25. Novellie zum ASVG, 
einen Antrag Staudinger zur 1 9. Novelle des 
GSPVG und einen Antrag Dr. Halder zum 
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz. Weiters 
einen Antrag zu ei.nem Tag es 0 rdnungspunkt , 
den wir heute hier zur Diskussion haben, 
nämlich den Antrag Dr. Kohlma1-er zum 
Urlall'bsgesetz, und dann noch den Antrag, 
den wir auch heute zu behandeln haben, 
nämliCh den Antrag Dr. Mussil und Kostroun 
zum GewerbliChen Selbständi'gen-Kranken
versicherungs'gesetz und dem GewerbliChen 
Selbständigen-Pensionsv-ersiCherung'sgesetz. 

ICh steHe fest, das sind allle Initiativen, die 
im Rahmen dieser Gesetzgebungsperiode hier 
aufgesChienen sind. Im Vef\häItnis zu den 
38 Gesetzen, von denen Sie, Herr Abgeord
neter, gesprochen haben, möchte ich fest
stellen, daß das 'bei weitem nicht die Mehrzahl 
ist. (Bei/all bei deI SPtJ.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht einer der Herren BeriChterstatter 
das Schlußwort? - Das ist niCht der Fall. 

Wir gelangen zur A b s t i m m u n g, die 
ich über j eden der beiden Gesetzentwürfe ge
trennt vorn:ehme. 

Wir gelangen vorerst zur Ahstimmung über 
den G esetzentwurf, mit dem Urlaubsvorschrif
ten geändert werden. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzenbwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihr,e Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu eI1heben. - Danke. Das ist einstimmig 
angenomm-en. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so
fortige Vornahme der dritten Lesung. Wird 
dageg·en ein Einwand ,erhoben? - Dies ist 
nicht der Fall. 

Ich bitte Jene Damen und Herren, die dem 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat vorU,egenden Gesetzentwurf auch in dritter 

sich der Herr Vizekanzler Ing. Häuser. Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist 

Und in diesem Sinne, möChte ich sagen, 
können wir d,er j etzigen Vorlage in der 
beschränkten Form zustimmen, weil wir 
wissen, auch das ist schon tralgbarer sozialer 
Fortschritt im HinbliCk auf die sonstig,e Ent
wicklung, die sich in der Wirtschaft Ln den 
letzten Monaten ergeben hat. A:ber auf das, 
was wir sonst an Gedanken investiert halben 
in unseren Initiativen, darauf wir:d man sicher
lich noch zurüCk!gr:e1fen können, wenn es ein
mal darum gehen soll, jene Gesamtregelung 
für die Angleichung von Arbeitern und Ange
stellten in urlaubsmäßig,er Hinsicht zu treffen, 
die Jetzt noch offenlbleibt. (Beifall bei deI 
tJVP.) 

Bundesminister für soziale Verwaltung Vize
kanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Wedenig hat hier die Behauptung aufgestellt, 
daß die sozialpolitischen Gesetze (Zwischenruf 
des Abg. DI. B a u  e I) - ich darf doch wohl 

eine Feststellung treffen! -� oder die Mehrheit 
dieser Ges'etze in dieser Gesetzgebungsperiode 
auf <He Initiative seiner Partei zurüCkgehep.. 

ebenfalls einstimmig erfolgt. Der Ges,etzent
wurf ist somit auch in dri'tter Lesung a n 'g e
n o m m e n. 

W<ir g·elang,en nunmehr zur Abstimmung 
über den 'Entwurf der Landarbeitsgesetz
Novelle 1 970. 

Ich bitte j.ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Ge·S/etz,entwurf samt Titel und 
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Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
unter Berücksi<htigung der vom Beri<hterstat
ter vorgebrachten Druckcfehlerberich:tigung 
ihre Zustimmung erteilen, si<h von den Sitzen 
zu erhe'ben. - Danlke. Dies ist einstimmig 
angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornoome der dritten Lesung. - Kein Ein
wand. 

Ich bitte Jene Damen und Herren, die dem 
vorHegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. 1st ebenfalls 
e i n  s t i m  m i g in dritter Lesung b e
s c  h l o s  s e n. 

6. Punkt: Beridlt des Aussmusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(428 der Beilagen) : Bundesgesetz. mit dem das 
Betriebsrätegesetz geändert wird (542 der Bei-

lagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 6. Punkt 
der Tagesordnung : Änderung des Betriebs
rätegesetzes . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Franz Pichler. Ich bitte ihn, über den Gegen
stand zu berichten. 

Berichterstatter Franz Pidller: Herr Präsi
dent! Hohes Hausl Mit dem vorliegenden Ent
wurf der Betde'bsrätegesetz-Nove'lile soll einer 
Reihe von Forderungen zur Verbesserung des 
Betriebsrätegesetzes ,entsprochen werden, 
deren Verwirklichung vordringlich erscheint. 

Demnach sollen ins:besondere die Bestim
mungen über die Anfechtung der Betriebsrats
wahl , Informationspflicht des Betriebsinlhabers, 
Aufgaben und Befugnisse der Betriebsräte, 
Freistellung der BetriebsratS'IIlitglieder, Bil
dungsfreistellung, erweiterte Bildungsfreistel
lung, Immunität der Betriebsratsmitglieder 
und Befugnisse der Vertrauensmänner geän
dert werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Re'gierungsvorlage in seiner Sitzung am 
2 1 .  Juni 1971  der Vorberatung unterzogen. 
In dieser Sitzung wurde beschlossen, zur 
gründlichen Vorberatung dieser Mat-erie -einen 
Unterausschuß einzusetzen, dem von der 
Sozialistischen Partei Osterreims di'e Ahgeord
neten Erich Hofstetter, Horr, Franz Pichler, 
Skribek und SteinJmber, von der Osterreichi
schen Volkspartei di1e Abgeordneten Burger, 
Dr. Hauser, Dr. Mussill, Titze und Wedenig 
sowie von der 'Fr,eiheitlichen Partei Oster
reichs der Abgeordnete Melter angehörten. 
Der Unterausschuß hat di,e RJegierungsvorlage 
in drei Sitzungen unter Beiziehung von Exper
ten beraten. 

In seiner Sitzung am 5. JuU 1971  hat der 
Ausschuß für soziale Verwaltung nach der 
Berichterstattung des Abgeordneten Franz 
Pi<hler über die Verhandlungen des Unter
ausschusses die Regierungsvorlage neuerlich 
in Beratung gezogen. In der darauffolgenden 
Debatte ergriffen die A:bgeordneten Wedenig, 
Erich Hofstetter, Hellwagner , Libal, Stohs, 
Dr. Hauser, Steinhuber und Melter sowie der 
Ausschußobmann .A!bgeordneter Horr und der 
Vizekanzler und Bundesminister für soziale 
Verwaltung Ing. Häuser das Wort. 

In dieser Sitzung brachten die Abgeordneten 
Erich Hofstetter, Horr, Melter, Burger, Doktor 
Hauser, Skri;tek und Genossen einen gemein
samen Abänderungsantrag sowie die Abgeord
neten Erich Hofstetter, Dr. Hauser und M-e1.ter 
zwei weitere AbfrIl!derungsanträge zur Regie
rungsvorla'ge ein. 

Zu einzelnen Bestimmungen der vorgeschla
genen Abänderungen beziehungsweise der 
Regierungsvorlage ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 14 Albs. 2 Z. 2: Unter leistungsbezoge
nen Prämien sin/d nicht nur auf Mengen
leistung abgestellte Prämien zu verstehen, 
sondern auch solche, die auf Bezugsgrößen 
wie Qualität, Ersparnis, Nutzung und der
gleichen beruhen. 

Zu § 14 Abs. 2 Z. 4 (in der Fassung der 
Regierungsvorlage) :  Zum zweiten Satz dieser 
Bestimmung ist zu bemerken, daß sich dieses 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates nur 
auf die betrieblich-generelle Regelung der 
Arbeitszeit bezieht. 

Zu § 1 4  Abs. 3 Z. 2 und 3 :  Durch diese 
Regelung werden die sonstigen wirtschaft
lichen Informationsrechte des Betriebsrates 
nicht berührt. 

Zu § 1 6  Abs. 3 erster Satz : Durch den Aus
druck "unbeschadet" soll zum Ausdruck ge
bracht werden, daß durch die Bestimmungen 
über die Bildungsfreistellung das nach § 1 6  
Abs . 3 den Betriebsratsmitgliedern zustehende 
Recht auf Gewährung der für die Teilnahme 
an anderen, mit ihrer Funktion zusammen
hängenden, ,aber nicht unmittelbar der Aus
bildung dienenden Veranstaltungen (zum Bei
spiel Gewerkschaftskonferenzen) nötigen Frei
zeit unberührt bl-ei:bt. 

Derartige auf § 1 6  Abs. 3 gegründete Frei
stellungen dürfen auch nicht auf das gemäß 
§ 16 a vorgesehene Hömstausmaß der Bil
dungsfreistellung angerechnet werden. 
Andererseits kann der Anspruch auf Bildungs
freistellung nur auf § 1 6  a, nicht aber auch 
auf § 16 Abs. 3 gestützt werden. 

Zu § 16 Abs. 5: Durch das Wort "jeweils" 
soll zum Ausdruck kommen, daß dann, wenn 
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der größte Betrieb des Unternehmens im letzung aufweist (vergleiche Verwaltungs
Zentralobetriebsrat nicht vertreten ist, das frei- gerichtshof - Arbeitsgerichtliche Sammlung 
zustellende Zentralbetriebsratsmitglied tun- 6071 ) .  
lichst dem Kreise jener Betriebsratsmitglieder 
zu ,entnehmen ist, die aus dem nächstgrößten 
Betrieb kommen. 

Zu § 16 a Abs. 2 : Die im Abs. 2 umschrie
bene Zweckbestimmung der Bildungsfreistel
lung ist nicht eng zu verstelhen. Zi-el der 
Bildungsfreistellung soll die Erreichung einer 
besseren Qualifik,ation für die Ausübung der 
Betriebsratsfunktion sein. Es werden daher 
auch Vera!nstaltungen in Betracht kommen, 
die für die Arbeit des Betriebsrates nicht 
unmittelbar erforderlich sind, aber zur Erwei
terung der Ausbildungsbasis der Betriebsrats
mitglieder beitragen (Einführung in die 
Rechts-, Gesellschafts- und Wirtschaftsord
nung, Gesetzeshandhabung, Rhetorik und ähn
liches) . 

Zu § 18  Abs. 4 :  Durch diese Bestimmung 
soll erreicht werden, daß bei jenen Kündi
gungs- und Entlassungstatbeständen, denen 
ein Sachverhalt zugrunde liegt, der die Mög
lichkeit einer Kollision der arbeitsvertrag
lichen Pflichten eines Betriebsratsmitgliedes 
mit dessen Aufgaben und Befugni'ssen als ge
wählter Vertreter der Dienstnehmer des Be
triebes in sich schließt, im Verfahren vor dem 
Einigungsamt das Verhalten des betroffenen 
Betriebsratsmitgliedes einer besonderen Prü
fung unterzogen und abgewogen wird, inwie
weit besondere Umstände für die Handlungs
weise als kausal und als entschuldbar ange
sehen werden können. 

Unter anderem werden im Verhalten des 
Betriebsinhabers beziehungsweise seiner Be
vollmächtigten und in einem aus den Ver
hältnissen im Betrieb sich ergebenden situa
tionsbedingten Zustand der Erregung Um
stände gelegen sein, die bei der Entscheidung 
des Einigungsamtes in Hinkunft zu berück
sichtigen sind. 

Das Einigungsamt wird dadurch in die Lage 
versetzt, die Verhaltensweisen von Betriebs
inhabern beziehungsweise ihren Vertretern 
gegenüber den Dienstnehmern des Betriebes 
und den Betriebsratsmitgliedern und umge
kehrt abwägend zu beurteilen und auch andere 
Umstände, wie etwa die Richtigkeit einer Be
hauptung oder die Gutgläubigkeit des 
Betriebsratsmitgliedes, zu berücksichtigen. 

Als entschuldbar kommt auch in den Fällen 
des Abs. 2 lit. c und des Abs. 3 lit. c erster 
Satzteil nur ein Verhalten des Betriebsrats
mitgliedes in Betracht, das mit der Mandats
ausübung in unmittelbarem Zusammenhang 
steht und eine gewisse Ähnlichkeit mit dem 
Entlassungsgrund der erheblichen Enrver-

Zu § 18 Abs. 7: Bis zur Annahme der Wahl 
besteht der Kündigungs- und Entlassungs
schutz als Wahlwerber nach Maßgabe des 
Abs. 9 der Regierungsvorlage in der geänder
ten Fa·ssung (nunmehr .A:bs. 9 lit. b) . 

Ferner hat der Ausschuß zu § 1 6  Abs. 4 
folgende Feststellung getroffen: 

Sind nach dieser Bestimmung zwei oder 
mehrere Mitglieder des Betriebsrates freizu
stellen, so hat deren Auswahl aus dem Kreis 
der Mitglieder des Betriebsrates nach den 
Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes zu er
folgen. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vorlage unter Berücksichtigung des gemein
samen Abänderungsantrages der AJbgeordne
ten Erich HofsteUer, Horr, Melter, Burger, 
Dr. Hauser, Skritek sowie der beiden Abände
rungsanträge der Abgeo�dneten Erich Hof
steUer, Dr. Hauser und Melter einstimmig an
genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(428 der Beilagen) mit den dem Ausschuß
bericht angeschlossenen Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Als Druckfehlerberichtigung ist in der 
Regierungsvorlage 428 der Beilllgen zwischen 
dem Titel "Bundesgesetz, mit dem das 
Betriebsrätegesetz geändert wird" und dem 
"Artikel I" die Promulgationsklausel "Der 
Nationalrat hat besdllossen" einzufügen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be
auftragt, zu beantragen, General- und 
Spezialdebatte in einem durdlzuführen. 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General
und Spezialdebatte unter einem durchzufÜlhren. 
Ein Einwand wird nicht erhoben. Wir -gehen 
so vor und damit gleichzeitig in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge
ordnete Steinhuber. 

Abgeordneter Steinhuber (SPO) : Hohes 
Haus l Meine sehr geelhrten Damen und Her
ren! Bevor ich über das Betriebsrät-eges·etz 
spreche, möchte ich doch ganz kurz zu den 
Ausführungen des Kollegen Abgeordneten 
Wedentg St.eLlung nelhmen. Ich Vierste'he schon 
die Freude des Herrn Kollegen Wedenig, daß 
in den l·etzten Monaren so viieIe Sozialgeset'ze 
unter der Regierung Kreisky vom Nationalrat 
beschlossen wurden. Der Herr Kollege 
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Wedenig 'ist nicht hier, atber darf ich Ihnen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der rechten Seite des Hauses, sagen, warum? 
Weil unter der Regierung Klaus vier Jahre 
ein Sozialstopp geherrscht hat (Widerspruch 
bei der OVP), und wir Sozialisten mamen 
jetzt Schluß mit diesem Sozialstopp. Das 
möchte ich Lbnen noch sagen, bevor ich zum 
Betriebsrätegesetz spreche. (Bei/all bei der 
SPO. - Abg. Dr. W i t h a l m: Herr Kollege! 
Da müssen Sie selber dazu lachen!) 

Nun zum Betriebsrätegesebz. Am 28. März 
1 947 hat der Nationalrat das Betriebsräte
geSietz beschlossen, eines der bedeutendsten 
Gesetze der östefIieichischen Sozial gesetz
gebung, ein Gesetz, auf dessen Grundlage 
der Arbeitnehmerschaft eines Betriebes be
stimmte Aufg,a:ben geste1l1 und Befugnisse zur 
WLllhrnehmung ihrer Intel1essen auf sozialem, 
wirtschaHHchem und kulturellem Gebiet ein
geräumt wurden. 

Ich glaube, es ist notwendig, hier festzu
stellen, daß das Betriebsrätegesetz während 
seines 24jährigen Bestandes nur in ganz 
wenigen, vor allem aber nur in unwesent
lichen organisatorischen Bestimmungen ge
ändert wurde. So zum Beispiel wurde di'e 
Dauer der Legislaturperiode zweimal verlän
gert, die Briefwahl wurde eingeführt und das 
passive Wahlalter herabgesetzt. 

Die Zeit ist aber ni mt stehengeblieben, 
das Betriebsräterecht ist ständig in Fluß und 
hat in der praktischen Anwendung große 
Probleme aufgewoIlfen. In den 24 Jahren seit 
der Verabschiedung des Betriebsrätegesetzes 
sind eine Fülle von Entscheidungen der Ge
richte und Einigungsämter hiezu ergangen, 
weil in der Praxis eine Reihe von Unzuläng
lichkeiten und Mängeln sichtbar geworden 
war. Es war daher eine absolute Notwendig
keit, daß eine Novellierung größeren Umfan
ges auch in grundsätzlicher Hinsicht einge
leitet wurde. 

Eine Novellierung des Betriebsrätegesetz·es, 
wie sie von den Interess'envertretungen der 
Arbeitnehmer, insbesondere des Osterreichi
s chen Gewerkschaftsbundes und der Haupt
versammlung des asterreichischen Arbeiter
kammertages seit langem geford'ert wurde, 
wird auch heute, nach 24 Jahr,en, leider - und 
das möchte ich mit aller Deutlichkeit fest
stellen - nicht zur Gänze im Sinne der 
Arbeitnehmerschaft heschlossen werden. Bei 
den Verhandlungen zwischen den Wirtschafts
partnern hat sich gez<eigt, daß die Unter
nehmervertreter nicht g,ewillt waren, das 
gravierendste Unrecht des Betriebsräte
gesetzes im § 18 - erhebliche Ehrverletzung -
zu beheben. Die Regierungsvorlage woHte die 

Beseitigung dieser Bestimmung. So beharrten 
die Unternehmervertreter darauf, daß der 
Kündigungs- und Entlassungsschutz bei einer 
erheblichen Ehrverletzung, nicht wie es die 
Regierungsvorlage vorsieht, gestrichen wird. 
Bei den Verhandlungen im Unterausschuß 
konnte man in bezug auf den § 1 8  lit. f doch 
noch eine Kompromißlösung erreichen, näm
lich daß eine Kündigung b ez,iehungsweise eine 
Entlassung nur dann vorliegen soll, wenn ein 
Betriebsrats.mitglied sich erheblime Ehrver
letzungen gegen den Betriebsinhaber, "dessen 
im Betrieb tätige oder anwesende Familien
angehörige" zuschulden kommen läßt. 

Dies ist sicherlich eine Verbesserung gegen
über dem bestehenden Recht, weil das Eini
gungsamt die Zustimmung zur Entlassung zu 
verweigern hat, wenn sich der Antrag auf 
ein Verhalten des Betriebsratsmitgliedes 
stützt, das von diesem in Ausübung seines 
Mandates gesetzt wurde. Trotzdem - und 
das hat die Erfahrung gezei'gt - ist die ganze 
Bestimmung problematisch, weil es auf die 
Umstände ankommt und nur im Hinblick auf 
das Verhalten des Betriebsinhabers oder 
dessen Bevollmächtigten entschuldbar ist. 
Also eine Formulierung, die alle Möglich
keiten offenläßt, weil es beim Einigungsamt 
immer wieder auf die GlaubwüI1digkeit an
kommt, denn, wie die Erfahrung, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, zeigt, wird 
immer den Unternehmern mehr geglaubt als 
den Betriebsräten. 

Wir sind daher sehr skeptisch. Wir haben 
in Osterreich - und das möchte ich auch 
mit aller Deutlichkeit sagen - schon einige 
Beispiele dafür, daß Betriebsräte, die die 
Interessen der Kollegenschaft kompromißlos 
vertreten haben, aus fadenscheinigen Gründen 
oder unter irgendwelchen Vorwänden entlas
sen wurden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das sind eben di,e Gründe, daß wir für eine 
grundsätzliche .A!bänderung beziehungsweise 
Beseitigung des § 18 lit. f eingetreten sind: 
daß Ehrverletzungen 'gegenüber dem Betriebs
inhaber durch ein Mitgl,ied des Betriebsrates 
nach unserer Uberzeugung nicht mehr zu den 
Gründen zählen dürfen, die das Einigungsamt 
zur Zustimmung zur Entlassung berechUgt. 
Ich sehe darin ein krasses Unrecht, weil ehr
verletzende Äußerungen gegen den Betriebs
inhaber mit ihren Konsequenzen - und darauf 
kommt es an - für die Mitglieder des 
Betriebsrates unvergleichlich nachteiliger sind 
als solche, die ein Betriebsinha:ber gegen ein 
Betriebsratsmitglied setzt. 

Wie schaut das in der Praxis aus? Beleidigt 
ein Betriebsratsmitglied den Betriebsinhaber, 

282 

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 97 von 167

www.parlament.gv.at



4072 Nationalrat XII. GP. - .51 .  Sitzung - 13. Juli 197 1 

Steinhuber 

so kann das Betriebsratsmitglied . sofort ent
lassen werden. Beleidigt e�n Betrie:bsinha1ber 
ein Betriebsratsmitglied, so steht dem Betriebs
ratsmitglied nur der Weg zum Zivilgericht 
offen! So schauen nämlich die Privilegien der 
Betriebsratsmitglieder in Wirklichkeit aus l 

Trotz alledem, eine Reihe von positiven 
Aspekten konnte doch durchgesetzt werden. 
So wurde zum Beispiel das Mitspracblerecht in 
wesentlichen Teilen eITWeitert. Aillerdings sind 
wir von einer 'echten Mitbestimmung des 
Betriebsrates noch weit entfernt. Bisher hatte 
der Betriebsrat nur bei der Flestsetzung der 
Akkord-, Stück- und Gedinglöhne sowie bei 
Durchschnittsverdiensten ein echtes Mitbe
stimmungsrecht. Nach dieser R!egierungsvor
lage aber wurde das Mitbestimmungsrecht 
auch auf die leistungs bezogenen Prämien oder 
ähnlichen Entgeltfindungsmethoden, soweit 
sie nicht durch Kollektivvertrag geregelt sind, 
erweitert! 

Absolut positiv ist die Mitwirkung des 
Betri'etbsrates bei der Planung und Durch
führung der betrieblichen Berufsausbildung 
- das ist neu im Gesetz - sowie bei den 
betrieblichen Schulungs- und Umschulungs
maßnahmen zu bewerten. Das MitwiIlkungs
recht ist auch g,eg eben , wenn solche · Maß
nahmen vom Betriebsinhaber im Zusammen
wirken mit den Dienststellen der Arbeits
marktvel1wa:ltung durchgeführt werden. 

Dies ist ein Wiesentlicher FortschriU und 
wird sicherlich dazu beitragen, das Betriebs
klima zu vertbessern, weil dadurch für die 
Betriebsräte neue Realitäten entstehen und 
Möglichkeiten für dre Entfaltung neuer Initia
tiven gegeben sind. So mancher konservativer 
Unternehmer, der 'heute noch ein Gegner 
dieser N ovellierung ist, wird vielleicht schon 
in a:bsehbarer Zeit sagen: 

"Jetzt .geht es im Betfiieb besser. " 

Der autoritäne BetriebsJÜlhrer ist heute 
absolut fehl am Platz, denn ,Mitbestimmung, 
meine sehr ver,ehrten Damen und Herren, ist 
ein Teil der direkten Demokratie. DeshaLb 
l'egten wir bei den VeI1handlungen so großen 
Wert darauf, daß die Informationspflicht durch 
den Betriebsinhaber im jetzigen Gesetz ent
halten ist. 

Nach dieser Nove]lierung ist der Unter
nehmer verpflichtet, dem Betriebsrat über die 
Angelegenheiten, welche die wirtschaftlichen, 
die sozialen, die gesundheitlichen, ja die kul
turellen Interessen der Dienstnehmer des Be
triebes berühren, in }eder Beziehung Auskunft 
zu erteilen. Das wesentlichste dabei ist, daß 
der BetriebsiIJIhaber kraft Gesetzes nun ver
pflichtet wird, mit dem Betriebsrat minde-

stens viertelj�hr1ich und auf Verlangen des 
Betriebsrates monatlich gemeinsame Beratun
gen ülber allgemeine Grundsätze der Betriebs
führung in sozialer, in personeller, in wirt
schaftllicher, ja sogar in technischer Hinsicht 
sowie über die Gestaltung der Arbeitsbezie
hungen abzuhalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das bezeichne ich als einen der wesentlichsten 
Fortschritte in diesem Betriebsrätegesetz. Die 
Formulierung des § 1 4  entspricht den tatsäch
lichen Betriebserfordernissen, weil die Mit
bestimmung im Zeitalter der Weltraum
forschung ein absolutes Recht - so meinen 
wir Sozialisten - der Arbeiter und Ange
stellten ist. 

Nun zu § 16 :  Freistellung von Betriebsrats
mitgliedern. Die ständig steigenden Anforde
rungen an die Mitglieder des Betriebsrates 
haben durch den technischen Fortschritt, durch 
die Einführung von modemen Atbeitsmetho
den, Akkordsystemen und FHeßbandarbeiten, 
ein Ausmaß angenommen, daß die derzeitigen 
Schlüsselzahlen in bezug auf die FreiJStellung 
von Betriebsratsmitgliedern für unsere Be
griffe zu hoch sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das Auf.gabengebiet eines Betriebsrates ist 
heute so umfangreich, daß ich darauf nicht 
näher eingehen kann. Es umfaßt einfach alle 
Interessen der Dienstnehmer, die mit dem 
Betri,eb nur in irgendeiner Weise in Zusam
menhang stelhen. Von dieser Warte aus ge
sehen war es notwenig, daß nunmehr bei 
200 Beschäftigten e1n Betriebsratsmitglied frei
gestellt wird - das ist gll1eich wie im be
stelhenden Recht -, bei 800 BeschMtigten zwei 
BetriebsratsmitgHeder, bei mehr als 
3500 Dienstnehmern drei Betriebsratsmitglie
der und für je weitere 3500 Dienstnehmer ein 
weiteres Mitglied des Betrie'bsrates von der 
Arbeitsleistung unter Fortzahlung des Ent
geltes freizustellen sind. 

Ich bedaure aber, daß sich die Unternehmer
vertreter bei den Verhandlungen im Unter
ausschuß und bei den VIerhandlungen der 
Wirtschaftspartner nicht dazu entschließen 
konnten, diese Gesetzesvorlage so zu for
mulieren, daß sie 'einer Freistellung von 
einem Betriebsratsmitglied schon bei 150 Be
schätftigten, Z1wei Betriebsratsmitgliedern bei 
600 Beschäftigten und drei Betriebsratsmit
gliedern bei 2500 Beschäftigten zustimmen 
konnten. 

Meine s'ehr verehrten Damen und Herren! 
Das ist doch keine finanzielle Angelegenheit, 
sondern das war ganz einfach ein Prestige
standpunkt der Unternehmer. Hier muß ich 
wohl sagen: Das ist Sparen am f.alsChen Platz! 
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Denn eine gute, umfassend-e Betreuung der 
Arbeitnehmer durch die Betriebsräte kommt 
letzten Endes auch dem Unternehmer zugute 
und müßte es den Unternehmern wert sein, 
di'e Smlüssel'zahlen bei der FreisteHung von 
Betriebsräten herabzusetzen. Leider konnten 
auch hier nur einige Kompromißlösungen er
zielt werden. 

Neu im Gesetz ist, daß una1bhängig - und 
das i-st ein wesentlicher Fortschritt - von 
einer betrieblichen Freistellung ein Mitglied 
des Zentrallbetriebsrates freizustellen ist, wenn 
in allen Betri,eben zusammen 400 Anbeit
nehmer besChäftigt sind - natürlich auch 
unter Fortz'C1!hlung des Entgeltes. 

Diese Regelung bringt zwar eine bedeutende 
Verbesserung der &echtslag,e mit sich, aber 
es wäre nach meiner Meinung sehr zu be
grüßen, daß Zentralhetriebsratsobmänner in 
Unternehmungen, deren BesChäftigungszahl 
1000 übersteigt, ungeachtet dessen, ob es in 
den einzelnen Betrieben freigestellte Betriebs
räte gi'bt oder nicht, auf j eden Fall freizu
stellen sind. 

Dies aus einer Notwendigkeit heraus - und 
ich spreche hier aus präkti'scher Er,fathrung -, 
weil 'eben die Funktion des Betriebsrats
obmannes g,emeinsam mit der ei1l!es Zentral
betriebsratsobmannes infolge der Fülle der 
zu :besorgenden Agenden kaum mehr von 
einer Person bewältigt werden kann. Man 
darf dabei auch nicht ü'bersehen, daß der 
Sitz des Unternehmens selhr häufig - dies 
gilt besonders für die steirischen Groß
betriebe - beträchtlich vom Sitz der ein
zelnen Betriebsstätten entfernt liegt und die 
Anwesenheit des Zentra:lbetri�bsra-tsobmannes 
am Sitz des Unternehmens eine absolute Not
wendigk,eit darstellt. (Präsident Dr. M a l  e t a  
übernimmt den Vorsi tz.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Nun zur Bildungsfreistellung. Hier sei vor 
allem einmal festgestellt, daß diese Neurege
lung teilweise eine Verschlechterung - ich 
betone das bewußt - der derzeit geübten Pra
xis, vor allem bei den Angestelltenbetriebs
räten, herbeiführt. Aber trotzdem - und auch 
das möChte ich unterstreichen - ist der Vorteil 
einer klaren gesetz'lichen Regelung, die eine 
sichere Rechtslage mit sich bringt, unvergleich
lim günstiger als die derzeit teils durch 
betriebliche Ubungen, innerbetriebliche Ver
einbarung,en beziehungsweis'e durch di,e 
Rechtssprechung vorherrschende Situation. 

Für die Betriebsräote der Arbeiterschaft ist 
der bezahlte Bildungsurlaub ein großer Fort
schritt und eine der wichtigsten Voraussetzun
gen für ein wirksames Mitwirkungsrecht der 
Betriebsräte an der Fuhrung der Betriebe. 

Um diese Aufgalben im größeren Ausmaß 
erfüllen zu können, ist es auch notwendig, 
daß den Betri�bsratsmitgliedern Kenntnis über 
die betriebswirtschamichen und gesellschafts
politischen Zusi1I1lmenhänge Viermittelt wird. 
Aus meiner reichen EIIfahrung habe ich ge
lernt, und es hat sich geze�gt, daß die 
Schulungsprogramme der Gewerkschaften und 
der Arbeiterkammern allein nicht mehr aus
reichen, um ,alle Betriebsratsmitglieder erfas
sen zu können. 

Die Freistellung wird nun nach dem neuen 
Gesetz lfür Betriebsratsmitglieder gewährt, die 
an SChulungs- und Bildungsveranstaltungen 
teilnehmen und von den rkdllerktivvlertrags
f�higen KÖIIperschaften, also von der Kammer 
der gewerblichen Wirtschaft, vom Gewerk
sChaftSbund und von den Arbeiterkammern 
gemeinsam, durchgeführt werden. Dies gilt 
für eine Dauer von zwei Wochen innerhalb 
der dreij ährigen Funktionsperiode. In Aus
nahmetallen ist die Freistellung sogar bis zu 
vier Wochen zu g,ewälhren. 

Darüber hinaus brin'gt das Gesetz einen 
- mömte ich sagen - revolutionären Fort
schritt. Nach der neuen FCl'ssung des Betrie'bs
rätegeset21e'S ist auf Antrag des Betriebsrates 
in Betrieben mit mehr als 200 Dienstnehmern 
ein Betriebsratsmitglied Ibis :zu einem Jahr, 
allerdings -gegen Entfall des Entgeltes, frei
zustellen. Trotzdem is't das eine positiv1e For
mulierung im Gesetz. 

Diese Freistellung im Höchstausmaß,e his 
zu einem Jahr soll der Grundausbildung 
dienen und den Betriebsräten ein intensives 
Wissen vermitteln. ,Ein Betri'ebsratsmüglied, 
das über ·ein überdurchschnittliches Wissen 
verfügt - und davon bin ich überzeugt -, 
ist nicht nur ein Gewinn für die Belegschaft, 
sondern ist auch ,ein Gewinn für das Unter
nehmen. In diesem Zusammenhang möchte 
im doch 'sagen, daß die Unternehmervertreter 
ihre Zustimmung - Herr Dr. Hauser, Sie 
werden mir alls erfahrener Praiktirker hier be
stimmt r,echt geben - zu dies,er Bildungsfrei
stellung nicht so selbstlos gegeben haben. 

Denn wie schaut es in Wirklichkeit in den 
Betrieben aus? Ein gut geschulter Betriebsrat, 
der nebeIlibei noch ein ausgezeichneter Fach· 
afiberter ist, wird doch in den meisten Fällen 
gut angestellt. Hs eflfolgt doch in den Betrieben 
buchstäblich eine Abwerbung von Betriebs
ratsobmännern. Betriebsräte, die gut geschult 
sind, werden doch in den meisten Fällen ent
weder als AIIbeitsvorberei1Jer oder als Meister 
angestel'lt. Ich frag-e mich hier : Wer hat den 
größeren VorteH :  die Belegschaft oder der 
Untern�hmer? 
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Steinhuber 
So möchte ich a,bschließend noch ,feststellen, 

daß diese Regi,erungsvorlage gegenüber dem 
ersten Entwurf des Ministeriums schon sehr 
stark geändert wurde, hei den Ausschußver
handlungen aber trotzdem nicht in vollem 
Umfang die Zustimmung ge.funden hat. Diese 
von den drei Parteien einvernehmlich abge
änderte Regierungsvoda.ge ist ,aber in wesent
lichen Teilen weitaus Ibesser a'ls das der:zeit 
bestehende Recht. (Abg. Dl. H a u s e r: Bes
ser als der Entwurf auch!) 

Herr Dr. Hauser ! Wenn ich den Entwurf 
des Sozialministeriums, der voriges Jahr aus
gesendet wurde, mit 100 Prozent bewerte, 
dann war die Regierungsvorlage 60 Pro
zent, weil teilweise schen gestrichen wurde. 
Und von dieser Regierungsvorlage haben uns 
die Unternehmervertreter noch einmal die 
HäUte ,abgehandelt. Se sieht jetzt das Betriebs
rätegesetz aus. (Abg. Dl. G I  U b e l: Ihr könn t 
es ablehnen!) 

Wir werden es sicher einmal abä!ndern. Be
denken wir nur, daß dieses Betriebsräteglesetz 
nach nahezu 25 Jahr,en heute die erste 'greße 
Novellierung erfahren wird. Dile anderen 
Novellierungen über das passive Wahlalter, 
die Briefwahl und die Legislaturperiode sind 
doch nichts gewesen, das war völlig bedeu
tungslos. Jetzt ist eine grundsätzliche Ände
rung und eine grundsätzliche Verbesserung im 
Betri,ebsrätegesetz eingetreten. Wir sagen da
her, weil dieses Betriebsrätegese1lz ,ein ver
stärktes 'Mitwirkungsrecht Ibringt, ja  zu diesem 
Gesetz. 

Aber nach Abschluß der Arbeiten in der 
Kodifikationskommission, die mit der Aus
arbeitung eines Elaberats befaßt ist, werden 
wir sicherlich, wlenn diese umfangreichen 
Arbeiten vorliegen, Herr Dr. Hauser, nech 
einmal über das Betriebsräte'gesetz sprechen 
und dieses Gesetz dann bestimmt nech ,einmal 
novellieren müssen, weil in diesem Entwurf 
doch di,e ,eLementarsten Bestimmungen für 
unsere Bele,gschaJtsvertreter noch fehlen. So 
konnte zum Beispiel der GeltuIl'gSJbeI'eich nicht 
gerege'lt werden, 'ebenso nicht der Kündigungs
und Entlas sungsschutz �ür Ersatzbetriehsräte, 
damit sie den gleichen Schutz genießen wie 
die aktiven Betriebsratsmitgilieder. Es wurde 
wohl eine Verbesserung für den Ersatz
betriebsrat durchgesetzt : Wenn er zwei 
Wochen aktiv ist, hat er einen Immunitäts
anspruch ven dr,ei 'Monaten. Aber eine Rege
lung in unserem Sinn kennte nicht durchge
führt ,werden. 

Die Gewichtung der Stimmen bei der 
Zentralbetriebsratswahl : Hier sagt uns ein 
absolutes Geredltigkeitsgefühl, daß das durch
gesetzt werden muß. 

Be�üglich des verstärkten Kündigungs- und 
Entlassungsschutzes 'für ,alle DiJenstnehmer im 
Betrieb hat der :Betriebsrat überhaupt kein 
Mitwirkungsrecht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Diese Probleme sind noch offen. Wir sind 
überzeugt davon, daß der Zeitpunkt nicht mehr 
fern ist, Wo' dieses Gesetz nach unseren Vor
stellungen novelliert werden wird. Deshalb 
geben wir in der Hoffnung, daß das Gesetz 
in a,bsehbarer Zeit wieder verbessert wird, 
dieser Regierungsvorlage gerne unsere Zu
stimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ,gemeldet 
ist der Abgeordnete Burger. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Burger (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Das im Jahre 1941 vom Nationalrat beschlos
sene Betriebsrätegesetz gehört zu den bedeu
tendsten Gesetzen des österreichischen Sozial
rechts. Ein Gesetz also, das den Dienst
nehmern die Möglichkeit brachte, auf gesetz
licher Grundlage die Interessen der Arbeiter 
und Angestellten in den Betrieben eder auf 
dem jeweiligen Arbeitsplatz wahrzunehmen. 

Um die Bedeutung dieses Gesetzes bezie
hungsweise das Werden des Betriebsräte
gesetzes vell zu verstehen, muß man schon 
in die Vergangenheit, ja vielleicht sogar in 
das vorige Jahrhundert zurückgreifen. 

Mit Beginn der ersten technischen Revelu
tion - das war die Zeit nach der Erfindung 
der Dampfmaschine - wurde die Industriali
sierung eingeleitet. Die technische Revolution 
haUe in der Folge auch die wirtschaftliche 
und geistige Revolution zur Folge. Mit den 
technischen, wirtschaftlichen und geistigen 
Veränderungen des vorigen Jahrhunderts 
mußte sich zwangsläufig - ich aber sage : 
GoU sei Dank! - auch die soziale Lage der 
Dienstnehmer und ihrer Familien ändern. Also 
wurden durch die wirtschaftlichen, technischen 
und geistigen Vergänge auch die sozialen 
Vergänge eingeleitet und finden heute ihren 
Niederschlag im Betriebsrätegesetz. 

Es ist als ganz sicher anzunehmen, daß die 
technische, wirtschaftliche und geistige Ent
wicklung noch nicht abgeschlessen ist, ja,  Sie 
geben mir doch sicher zu, meine Damen und 
Herren, daß wir erst am Anfang dieser Ent
wicklung stehen. Wenn dies so ist, dann 
stehen wir erst am Anfang der Sozialpolitik. 
Dies sollte man stets bedenken: Wenn es auf 
der einen Seite Fortschritte gibt, gibt es auf 
anderen keinen Stillstand. Wichtig dabei ist 
aber, daß alles harmonisch untereinander ab
gestimmt sein muß und keine Entwicklung 
der anderen einen Schaden zufügen darf. 
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Aus dieser Sidtt mödJ.te im audJ. die Novelle 
zum Betriebsrätegesetz betrachten, weldJ.es in 
den letzten 25 Jahren nur in wenigen organi
satorischen Bestimmungen eine Änderung er
fuhr, vor allem auf dem Gebiet der Tätigkeits
dauer der Betriebsräte. Der AufgabenbereidJ. 
eines echten Betriebsrates ist ja ,  ich mödJ.te 
sagen, einer ständigen Veränderung unter
worfen. Daher muß auch gesetzlim manches 
ersetzt beziehungsweise novelliert werden. 

Bevor ich mich aber weiter mit dem 
Betriebsrätegesetz befasse, ist es, glaube ich, 
wichtig, sich daran zu erinnern, daß nach 
1 862 in den englischen, französischen, aber 
ö;luch in den deutschen Kohlengruben Kinder 
unter Tag bis zwölf Stunden täglich arbeiteten. 
Für die Erwachsenen begann die Arbeitszeit 
im Morgengrauen und endete spät am Abend. 
Menschen, die im vorigen Jahrhundert, um 
die Jahrhundertwende oder in der Zwischen
kriegszeit den Mut hatten, vom Wert der 
menschlichen Arbeitskraft und vom damaligen 
Unrecht zu sprechen, sind in der heutigen 
Sozialpolitik Pioniere. Um der Wahrheit die 
Ehre zu geben, kommen diese Pioniere aus 
allen politischen Lagern und Wirtschafts
bereichen, womit wieder einmal festgestellt 
werden kann, daß die Güte und Hilfsbereit
schaft der Mensmen ni mt über Parteibücher 
zu finden ist, sondern in den Herzen derer, 
für die der Mitmensch noch etwas bedeutet. 
(Beifall bei der OVP.) 

Im Jahre 1947, als dieses Gesetz geschaffen 
wurde, war die Situation gerade dazu angetan, 
ein solches Gesetz zu beschließen. In vielen 
Tausenden von Betriebsstätten standen Unter
nehmer und Arbeiter sowie Angestellte vor 
dem gemeinsamen Nichts. Diese für alle trost
lose Situation machte es geradezu notwendig, 
daß zwischen Belegschaft und Unternehmern 
ein Verbindungsglied geschaffen werden 
mußte, dessen Arbeit gesetzlich fundiert und 
einer genauen Regelung unterzogen wurde. 

Seit dieser Zeit, als aus einer gemeinsamen 
Notlage heraus sim eine gigantische Aufbau
arbeit vollzog, ist vielerorts festzustellen, daß 
der Betriebsrat in hohem Maß neben seinen 
sozialen Aufgaben gegenüber der Belegsmaft 
auch eine betriebliche Mitverantwortung zeigt. 
Ich habe den Wiederaufbau in der verstaat
lichten Industrie selbst miterlebt, und ich 
glaube, daß diese Industrie, weil rüstungs
bedingt, am schwersten zerstört war. Sie war 
Zielsmeibe schwerer Bombenangriffe, und was 
durch die damalige feindliche Waffeneinwir
kung nicht zerstört wurde, wurde in der 
russismen Besatzungszone demontiert und in 
unbekannte ostwärtige Richtung abtranspor
tiert. Allein im obersteirisChen Industrieraum 

wurden auf diese Art und Weise 2000 Wag
gons wertvollste Industrieeinridltungen de
montiert und irgendwohin weggeführt. 

Daß diese geradezu ausgehöhlte Grundstoff
industrie wiederaufgerichtet und -aufgebaut 
werden konnte - dies war die Voraussetzung 
für die gesamte Industrie, um sie mit den 
Rohstoffen beliefern zu können -, daran 
haben die Arbeiter und Angestellten geradezu 
hervorragende Verdienste. Man hat aus 
Schrotthaufen wieder Maschinen zusammen
gebaut und mit unendlich viel Uberstunden, 
vor allem auch in Bergbaubetrieben, das Rad 
der Wirtschaft wieder in Gang gebracht. 

In dieser Zeit hat man die Arbeiter und 
Angestellten, vor allem aber die Facharbeiter, 
sehr oft und in voller Verantwortlichkeit um 
ihre Meinung gefragt, und diese Meinung 
wurde auch gehört. Es gab die Betriebs
gemeinschaft. 

Als diese Betriebe langsam, langsam wieder 
Erträge abwarfen, sorgten die Betriebsräte, 
ohne Unterschied der Fraktionen, für den 
gerechten Anteil des Lohnes, sorgten für 
Kollektivverträge, für eine gerechte Behand
lung der Dienstnehmer in bezug auf Arbeits
zeit und Arbeitspausen und für einen für die 
Erhaltung der Arbeitskraft notwendigen 
Urlaubsanteil. 

Mit der Novelle zum Betriebsrätegesetz 
sucht nun der Betriebsrat in einer Zeit, in 
der man den gemeinsamen Aufbau mancher
orts zu vergessen scheint, etwas mehr gesetz
lichen Schutz für seine Tätigkeit. Dieser Schutz 
ist im § 18 genau umrissen und geregelt. 

Dieser Schutz muß nun mit zweierlei Augen 
betrachtet werden: erstens als tatsächlicher 
Schutz am Arbeitsplatz gegenüber dem Dienst
geber, wenn der Betriebsrat seinen gesetz
lichen Verpflichtungen und Obliegenheiten 
naChkommt und sich keinerlei Schuld im Sinne 
des Gesetzes schuldig macht. Diese Immunität 
ist aber zweitens auch ein Schutz gegen politi
sche Ubergriffe von seiten der politischen 
Mehrheiten in den Betrieben, die es nicht 
vertragen können, daß es in einer Demokratie 
üblich ist, daß auch andere politische Gruppen 
kandidieren und das hohe Amt auf sich 
nehmen, Dienstnehmer zu vertreten. 

Als diese Betriebsräte ' "  (Der Redner 
zögert einen Augenblick. - Ruf bei der SPO: 
Jetzt ist ihm der Faden ausgegangen!) Mir 
geht der Faden grundsätzlich nicht aus ! - Als 
diese Betriebsräte auf ihrem Arbeitsplatz nun 
auch den Schutz gegen politische Ubergriffe 
suchten, war ich bei den Verhandlungen im 
Unterausschuß sehr, sehr glücklich, daß dem 
Rechnung getragen wurde. 
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Ich liebe keine Zwischenrufe, aber ich darf 
das jetzt sagen : Der Herr Bundeskanzler hat 
"Mater et magistra" zitiert und gesagt, daß 
man sich gerade im kirchlichen Bereich für 
Menschen seiner Gesinnung interessiere. So 
darf ich wohl hier den Appell richten, daß 
es Zeit wird, aufzuhören, Menschen unserer 
Gesinnungsgruppe in den Betrieben als 
"Kerzentröpfler", "Olbergindianer" und "Herz
Jesu-Husaren" zu bezeichnen oder mit anderen 
Schimpfwörtern zu bedenken. Ich muß das 
einmal sagen, damit Sie wissen, daß mir als 
erfahrener Betriebsrat der Faden nicht ausgeht 
und noch lange nicht ausgehen würde l (Beifall 
bei der OVP.) 

Gott sei Dank gibt es aber auch Betriebe 
- und sie sind in der Mehrzahl -, in denen 
die Belegschaft durch alle Fraktionen ver
treten wird und wo man keinen Anstoß daran 
nimmt, daß auch andere Fraktionen diesem 
Amte nachgehen. Auf dem Arbeitsplatz darf 
die Politik niemals hineinspielen, das sage 
ich hier mit Nachdruck I Das Parteibuch, meine 
Damen und Herren, kann nicht Grundlage für 
eine Lohnumstufung, für eine Bestellung zum 
Vorarbeiter, für bevorzugten Urlaub, für 
Meisterkurse und SO weiter sein, sondern 
grundsätzlich die Leistung und eine einwand
freie Beurteilung durch den Dienstgeber. (Abg. 
P a  y: Reden Sie von der Werksdirektion 
Donawitz?) Dort werden solche Ubergriffe 
nicht getätigt, das kann ich Ihnen sagen I Sie 
sind von der Hütte Donawitz sehr weit ent
fernt. (Beifall bei der OVP. - Rute bei der 
SPO: Sagen Sie uns doch die Betriebe, wo 
politischer Terr,or herrschtl) 

Ich erlebe diesen politischen Druck. bei 
jeder Betriebsratssitzung, bei j eder Betriebs
ratswahl, und ich darf Ihnen hier sagen : Es 
ist keine Seltenheit, daß Arbeitnehmer nicht 
den Mut haben, einen Wahlvorschlag zu 
unterschreiben, weil sie daraus Verfolgungen 
fürchten f (Beitall bei der OVP. - Ironische 
Heiterkeit bei der SPt). - Abg. W e i k h a r t: 
Das ist bei der Newag in Niederösterreich! 
- Weitere Zwischenrufe.) Der Wahlvorschlag 
hat mit der geheimen Wahl nichts zu tun, 
denn ein Wahlvorschlag wird 14 Tage vor 
der Betriebsratswahl öffentlich ausgehängt. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich darf, meine Damen und Herren, fort
setzen. Ich war sehr glücklich, daß der 
Betriebsrat nun in den Genuß eines Bildungs
urlaubes kommen kann; das Gesetz regelt 
dies. Unsere Fraktion hat hier einen Abände
rungsantrag mit dem Ersudlen eingebracht, 
man möge den Bildungsurlaub gesetzlich so 
regeln, daß nadl dem Verhältniswahlredlt 
auch die Minderheit zum Zuge kommt. Man 
hat diesem Wunsdle seitens der Mehrheit 

nicht Rechnung getragen, man hat es aber 
wenigstens - ich muß mich damit zufrieden
geben - in die Erläuternden Bemerkungen 
aufgenommen. 

Bildungspolitik ist, glaube ich, kein Privileg 
der Mehrheit, sondern es sollten jene Betriebs
funktionäre in den Genuß einer Bildungsfrei
stellung kommen, für die die Belegschaft und 
ihre sozialen Belange, aber auch der Betrieb 
und seine wirtsd1aftlid1e Situation ein grund
sätzliches Anliegen sind. Eine solche Kategorie 
von Betriebsräten wird im Betriebsgeschehen 
nicht mehr als lästiger Fremdkörper, sondern 
als nicht mehr wegzudenkender Mitarbeiter 
empfunden werden. So wäre im eigentlichen 
Sinne der Weg frei für die Vermenschlichung 
der Arbeit. Wieviel Arbeit gibt es, die in 
jeder Weise unmenschlich ist, nur weil sie 
als etwas Minderwertiges eingeschätzt wird? 

Sozialpolitik wird sich in Zukunft nicht mehr 
damit begnügen können, naCh erfolgter Teue
rung Lohnnachziehungen zu fordern, weiterhin 
für ein gerechtes Urlaubsausmaß zu sorgen, 
sondern die Betriebsräte werden, weil sie ihre 
Tätigkeit direkt am Arbeitsplatz ausüben, der 
Sozialpolitik eine neue Richtung geben müs
sen. 

Die Arbeit kann in Zukunft nicht mehr eine 
Gegenleistung für ein gegebenes Geld sein, 
um dabei unfrei zu bleiben, sondern die 
Arbeit, gleich welche, muß von minderwerti
gen Ansichten und Äußerungen befreit wer
den, schafft die Arbeit doch alle Annehmlich
keiten in unserer Wohlstandsgesellschaft, an 
der wir alle Anteil nehmen. 

Ich bedaure persönlich sehr, daß durch diese 
Novelle die Tore für eine erweiterte Mit
bestimmung des Betriebsrates am Betriebs
geschehen mangels eines diesbezüglichen 
Gesamtkonzeptes nicht weiter geöffnet wer
den konnten. Gerade im letzten Jahr haben 
Betriebsräte auf dem Gebiet der Mitbestim
mung und der daraus resultierenden Mitver
antwortung ein hohes Maß an Bereitschaft 
bewiesen. Sagte ich zu Beginn meiner Aus
führungen, daß gerade die Minderheit oft zur 
Mitverantwortung neigt, so ist dieses Beispiel 
gerade bei der Alpine zu finden. Die Alpine 
ersucht den Bund als Eigentümer seit März 
1 970 um die Ubernahme einer Ausfallshaftung 
in der Höhe von 1 ,3 Milliarden Schilling, nur 
hat die Bundesregierung diesem Wunsche der 
Betriebsräte bis zur Stunde noch nicht Rech
nung getragen. (Abg. G r a f: Ungeheuerlich!) 
Der Herr Bundeskanzler verwies mich an den 
Herrn Finanzminister - siehe mündliche An
frage vom 23. Juni 1911 -, der Herr Finanz
minister verweist mich an die OIAG, die 
OIAG verweist mim wieder an die Bundes
regierung. 
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Ich frage, Hohes Haus : Ist denn für die 
obersteirische Eisen- und Metallindustrie in 
dieser Bundesregierung niemand mehr zu
ständig? (Abg. F a c h l e u t n e r: Der 
Kreisky ist fahnenflüchtig!) Ich frage nicht 
mehr, was denn eigentlich die Ursache ist, 
daß die derzeitige Bundesregierung die größte 
und für die Inlandsversorgung bedeutendste 
Firma Osterreichs so brutal und ohne Begrün
dung im Stiche läßt. Ich rufe vor der Parla
mentsauflösung den Belegschaften zu : Ein sol
ches Verhalten hat weder unsere Firma noch 
auch ihr, die ihr täglich am Arbeitsplatz eure 
schwere Pflicht erfüllt, verdient. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ich wollte, meine Damen und Herren, nur 
aufzeigen, daß die Mitverantwortung kein 
leeres Gerede ist. 

Zum Schluß aber habe ich das Bedürfnis, 
noch einmal festzustellen, daß das Betriebs
rätegesetz, wie wir alle bestätigen, das bedeu
tendste Gesetz in der sozialen Gesetzgebung 
ist, aber 1941 geschaffen wurde, als in diesem 
Hause die Osterreichische Volkspartei die 
absolute Mehrheit hatte. (Beifall bei der OVP.) 

Die Novelle wird mit den Stimmen der 
Osterreichischen Volkspartei beschlossen -
allerdings am Vorabend des Tages, an dem 
die SPO das Parlament auflöst, und dies auf 
mutwilligste Art und Weise. (Beifall bei der 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Die soeben 
abgelaufene Diskussion des Vorredners mit 
einigen Herren der sozialistischen Fraktion 
hat wieder einmal der Offentlichkeit deutlich 
gemacht, daß sich die früheren Koalitions
parteien gegenseitig einIges vorzuhalten 
haben. (Abg. F a c h l e u t n e r: Wie ist das 
bei euch jetzt?) 

Wir Freiheitlichen können sowohl die Aus
führungen wie die Zwischenrufe bestätigen, 
denn durch die bestehenden Verhältnisse sind 
wir Freiheitlichen als derzeit noch kleinste 
Gruppe am meisten benachteiligt worden. 
(Abg. G r a i: Da wird sich ja nichts ändern, 
Herr Kollege!) 

Herr Abgeordneter Graf, Sie sitzen zwar 
gut in Ihrem Sessel, aber wie gut und wie 
lange wird die Zukunft weisenl (Heiterkeit. -
Abg. A. S c  h l a g  e r: Minderwertigkeits
komplexe hast du keine!) 

Ich darf aber nun zum Betriebsrätegesetz 
kommen. Es ist dies eine Vorlage, die sich sehr 
stark geändert hat, seit im Ministerium ein 

Entwurf ausgearbeitet wurde. Schon innerhalb 
der Bundesregierung selbst haben sich 
Meinungsverschiedenheiten ergeben, die zu 
einer wesentlichen Entschärfung verschiedener 
vorgesehener Bestimmungen geführt haben. 
Schließlich hat dann der Ausschuß selbst noch 
sehr viel geändert, sodaß es möglich war, 
zu einer Dreiparteieneinigung zu kommen. 

Unsere freiheitliche Zielsetzung dabei war, 
Bestimmungen zu schaffen oder zu beein
flussen, deren Aufgabe es ist, die soziale 
Partnerschaft zu fördern und zu begünstigen. 
Ich glaube, dies ist sehr gut gelungen - im 
Interesse der Arbeitnehmer, aber auch im 
Interesse der Wirtschaft. Die Arbeitnehmer 
haben eine bessere Position für die Vertretung 
ihrer Interessen im Betrieb. Die Mitbestim
mung ist verbessert und verstärkt worden. 
Die Regeln der Zusammenarbeit wurden der
art gefaßt, daß man erwarten kann, daß, 
Extremfälle ausgenommen, die Zusammen
arbeit zwischen den Sozialpartnern klaglos 
verlaufen kann. 

Der große Vorteil in dieser Entwicklung 
liegt in der Sicherstellung ausreichender 
Informationen, die der Betriebsinhaber den 
Mitgliedern des Betriebsrates vierteljährlich 
geben muß, und wenn es der Betriebsrat 
wünscht, dann sind diese Auskünfte auch 
monatlich zu erteilen. 

Allerdings bestehen einige Unterschiede, in
dem nämlich den Handelsbetrieben, Ban
ken und Versicherungsanstalten diese Infor
mationspflicht bereits bei 30 Dienstnehmern 
auferlegt wurde, während bei sonstigen Be
trieben diese Verpflichtung erst ab 10 Arbeit
nehmern eingehalten werden muß . Wir Frei
heitlichen wären der Auffassung gewesen: 
Wenn in einem Betrieb schon drei Betriebs
räte zu bestellen sind, dann sollte diese 
Größenordnung der Maßstab für die Informa
tionspflicht sein. 

Verbessert wurde die Informationsvor
schreibung dadurch, daß man nur die Bilanzen 
und die Gewinn- und Verlustrechnung schrift
lich vorzulegen hat und daß die etwas frag
würdige schriftliche Erläuterung dazu nicht 
mehr vorgeschrieben ist, sondern daß die Er
läuterungen mündlich erfolgen müssen. 

Damit wird man viel eher erreichen, daß 
den Bedürfnissen der Betriebsratsmitglieder 
auf ausreichende Information entsprochen 
wird, weil jeder einzelne immer wieder zu
sätzliche Fragen stellen kann, wenn es darum 
geht, die wirtschaftliche Lage des Betriebes 
kennenzulernen, die Art und den Umfang der 
Produktion, die Absatzmengen und die Absatz
werte, die Investitionsvorhaben des Betriebes, 
Absichten bezüglich der Rationalisierungsmaß-
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nahmen, die notwendig ersdleinen, und ins
besondere auch allenfalls geplante Betriebs
veränderungen - alles dies Punkte, die für 
Arbeitnehmervertreter sehr wesentlich zu wis
sen sind, damit sie sidl frühzeitig darauf ein
stellen können, um ihre Mitarbeiter ebenfalls 
unterrichten zu können und um sie vorbe
reiten zu können, damit sie zeitgerecht bereit 
sind, sich allenfalls fortzubilden, um den 
neuen Anforderungen gerecht werden zu kön
nen. 

Wesentlich ist die Vorsduift, daß der 
Betriebsrat Vorschläge erstatten kann, daß er 
im Interesse seiner Kollegen auch verpflichtet 
ist, derartige Vorschläge zu machen. Gerade 
diese Aufgabe der Betriebsräte wird unserer
seits sehr hoch bewertet und eingeschätzt, 
denn sie ist bei voller Wahrnehmung geeignet, 
am besten den Interessen der Arbeitnehmer 
im Betrieb zu dienen, weil nach ihren Vor
stellungen weitere Entwicklungen Platz grei
fen könnten, wenn man mit dem Betriebs
inhaber vernünftig verhandelt. 

Dabei sind die wirtschaftlichen Notwendig
keiten zu berücksichtigen. Darunter ist nicht 
nur der Gewinn des Betriebes zu verstehen, 
sondern der Betriebsertrag insgesamt, der ja 
wiederum Voraussetzung ist, um angemessene 
Löhne und Gehälter bezahlen zu können. 

Wir freuen uns darüber, daß es gelungen 
ist, eine Regelung herbeizuführen, die vor
sieht, daß die Befugnisse des Betriebsrates 
den Befugnissen des Zentralbetriebsrates vor
geordnet werden - das heißt, daß alle jene 
Probleme, die nur Zweigbetriebe betreffen, in 
erster Linie in den Aufgabenbereich des 
Betriebsrates fallen und nicht dem Zentral
betriebsrat zuzuweisen sind. 

Die Freistellungen bereits ab 800 Dienst
nehmern für einen zweiten Betriebsrat sind 
zweifellos zu begrüßen im Hinblick auf die 
Aufgabenerweiterung, die einem Betriebsrat 
zugemutet wird. Er muß heute bei der 
modernen Entwicklung wesentlich mehr 
Kenntnisse besitzen oder sich aneignen kön
nen, damit er imstande ist, seine Aufgaben 
sowohl im Interesse seiner Kollegen als auch 
im Interesse des Betriebes voll erfüllen zu 
können. 

Die Einsatzmöglichkeit des Betriebsrates 
wird damit wesentlich verbessert, ohne daß 
zusätzliche Betriebsstörungen damit im Zu
sammenhang stehen. Wenn man von vorn
herein weiß, daß die Freistellung erfolgt oder 
durchgeführt ist, muß der Betrieb nicht immer 
wieder, wenn plötzlich besondere Anforde
rungen an den Betriebsrat kommen, gesondert 
die Freistellung vorsehen. 

In diesem Zusammenhang ist natürlich auch 
der sogenannten Bildungsfreistellung nach 
§ § 1 6  a und 16 b besondere Bedeutung beizu
messen. Ein Betriebsrat muß heute wesentlich 
vielseitiger sein, als dies früher der Fall war. 
Diese Vielseitigkeit wird erst durch längere 
Tätigkeit erworben, und sie wird durch 
spezielle Ausbildung intensiviert, entweder in 
kürzeren Kursen bis zu zwei, in dringlichen 
Fällen bis zu vier Wodlen, unter Umständen 
auch eine akademische Ausbildung bis zur 
Dauer eines Jahres. 

Dabei werten wir besonders hoch, daß jedes 
Betriebsratsmitglied Anspruch auf diese Bil
dungsfreistellung erheben kann, sodaß sich 
also nicht nur einzelne Mitglieder des Betriebs
rates, sondern jedes Betriebsratsmitglied die 
Voraussetzungen erarbeiten kann, voll und 
ganz im Interesse der Kollegen tätig sein 
zu können. 

Wichtig ist dabei, daß die Ausbildung der 
Betriebsräte nicht mehr einseitig durchgeführt 
wird, sondern daß neben den Kenntnissen 
im Arbeits- und Sozialrecht insbesondere auch 
Kenntnisse im Wirtschaftsrecht und in Wirt
schaftsfragen allgemein vermittelt werden. 
Wenn man Anspruch darauf hat, daß 
Jahresabschlüsse sowie Gewinn- und Verlust
rechnung zur Kenntnis gebracht werden, dann 
muß der Betriebsrat auch die Voraussetzungen 
dafür besitzen, diese Unterlagen sach- und 
fachkundig beurteilen zu können. Die Kennt
nisse dazu können nur in intensiver Schulung 
erworben werden. 

Es ist zweifellos ein Vorteil, wenn diese 
Schulung von beiden Sozialpartnern in Angriff 
genommen wird, sodaß die Ausbildung mög
lichst vielseitig und unter verschiedenen 
Gesichtspunkten erfolgt. Damit werden die 
Fähigkeiten des Betriebsrates am besten ge
fördert, und seine Leistung wird im Interesse 
der Kollegen und des Betriebes ganz beamt
lieh steigen. 

Die Fragen des Urlaubes, des Entgeltes und 
der Sonderzahlungen wurden eindeutig ge
regelt, ich glaube, zur Zufriedenheit der 
Betriebsräte, aber auch der Dienstgeber. Es 
ist lobend hervorzuheben, daß sich die Sozial
partner offensichtlich gut verständigt haben. 

Eine der Ursachen der Novelle des Betriebs
rätegesetzes waren die Auseinandersetzungen 
um Kündigungs- und Entlassungsschutz. Hier 
hat man .sich zu Regeln durchgerungen, die 
von allen Fraktionen mitbeschlossen werden 
können, weil nicht unter Berücksichtigung 
extremer Sonderfälle, sondern unter Berück
sidltigung der gesamten Verhältnisse im 
innerbetrieblidlen Bereidl die Vorsdlriften be
stimmt wurden. 
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Es wurde dabei berü<ksichtigt, daß ein 
Betriebsrat, der sich allzu extrem verhält, auf 
Dauer gesehen, für seine Kollegen nichts oder 
bei weitem nicht das zu erreidlen vermag, 
was einer erreichen kann, wenn er vernünftig 
und sadllich argumentiert. Es ist daher richtig, 
daß unter bestimmten Voraussetzungen audl 
eine Entlassungsmöglichkeit für Betriebsräte 
vorgesehen ist und daß in diesem Zusammen
hang audl die Betriebsinhaber einen gewissen 
Schutz genießen, und zwar nidlt für ihre 
Person allein, sondern auch für die im Betrieb 
befindlichen Familienangehörigen. 

Dazu gehört aUdl die erheblidle Ehrver
letzung, wobei man hier für das Einigungsamt 
in den Erläuterungen einige Anhaltspunkte 
für die Beurteilung gesdlaffen hat. 

Wir erwarten von diesen neuen Bestimmun
gen, daß sich sowohl Dienstgeber als audl 
Betriebsräte bemühen werden, die Ausein
andersetzungen, die zweifellos kommen wer
den, wenn es darum geht, die Verhältnisse 
für die Dienstnehmer zu verbessern, in 
kollegialer Weise zu führen, und daß eine 
weitere Zusammenarbeit im Interesse des 
Betriebserfolges für Betriebsinhaber und 
Dienstnehmer sehr günstig ist. 

Es ist zu begrüßen, daß der Schutz für 
Bewerber um eine Betriebsratsposition schon 
beginnt, wenn die Liste erstellt wird. Damit 
soll sichergestellt werden, daß sidl kein 
Arbeitnehmer etwa aus Angst vor der Kündi
gung weigert, einem Wunsche von Kollegen 
zu kandidieren nachzukommen. 

Es ist auch richtig, daß ein Betriebsrat audl 
dann nOdl geschützt wird, wenn seine Funk
tion zu Ende gegangen ist, wenigstens für die 
Dauer von drei Monaten, denn es ist zu er
warten, daß nach diesem Zeitablauf etwa vor
angegangene Auseinandersetzungen bei der 
Ausübung seines Mandates als Vertreter der 
Dienstnehmerinteressen schon so abge
sdlwädlt und als Streitgegenstand nicht mehr 
so in Erinnerung sind. Damit wird zweifellos 
erreicht, daß die gegensätzlichen Einstellungen 
der Interessenvertretung der Dienstnehmer zu 
der der Dienstgeber eine Abschwächung er
fahren, daß eine Beruhigung vorhanden ist, 
die es in der Regel ausschließt, daß extrem 
unerfreuliche Auseinandersetzungen erfolgen. 

Im Sinne des Grundsatzes, daß durch diese 
Neuregelung die soziale Partnerschaft weiter 
gefördert wird, stimmen wir Freiheitlichen 
sehr gerne den neuen Bestimmungen des 
Betriebsrätegesetzes zu. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Der Herr Beridlterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen damit zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang unter Berü<ksichtigung der vom 
Berichterstatter vorgetragenen Berichtigung in 
der Fassung des Ausschußberichtes ihre Zu
stimmung erteilen, sidl von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmi'g angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf audl in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sidl von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die Ein
stimmigkeit fest. Der Gesetzentwurf ist somit 
audl in dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

7. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag 16/A (11-1292 der 
Beilagen) der Abgeordneten Dr. Mussil, 
Kostroun und Genossen, betreffend ein Bun
desgesetz über die Krankenversicherung der 
in der gewerblichen Wirtschaft selbständig 
Erwerbstätigen (Gewerbliches Selbständigen
Krankenversicherungsgesetz - GSKVG 1 971) 

(543 der Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag 71/A (11-1293 der 
Beilagen) der Abgeordneten Dr. Mussil, Kost
roun und Genossen, betreffend ein Bundesge
setz, mit dem das Gewerbliche Selbständigen
Pensionsversicherungsgesetz abgeändert wird 
(20. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen
Pensionsversicherungsgesetz) (544 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun
mehr zum 7. und 8. Punkt der Tagesordnung, 
über die die Debatte unter einem abgeführt 
wiro. Es sind dies das Gewefibliche Selb
ständigen-Krankenversicherungsgesetz 1971  
und die 20. Novelle zum Gewerblidlen Selb
ständigen-Pensionsversidlerungsgesetz. 

Berichterstatter über beide Punkte ist der 
Abgeordnete We'streicher. Ich bitte um die 
bei den Berichte. 

Beridlterstatter westreidler: Herr Präsi
dent! Hohes Haus l Idl berichte im Namen 
des Ausschusses für soziale Verwaltung zu
nädlst über das Gewerbliche Selbständigen
Krankenversicherungsgesetz 197 1 .  

Die A'bgeordneten Dr. MussH, Kostroun, 
Staudinger , Müller und Genossen haben am 
16. Juni 1 971  den gegenständlichen Initiatiov
antrag, der dem Ausschuß für 'Soziale Ver
waltung zugewiesen wurde, im Nationalrat 
eingebradlt. 
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Westreidler 

Statt -einer verhältnismäßig umfangreichen 
NoveHierung des Gewerblichen Selbständigen
Krankenversicherungsgesetzes stellt sich der 
vorliegende Ini:tiativantrag als ein neues 
GSKVG 1971 dar, das bereits in die Form 
gebr,acht wurde, wie es ab 1914 nach Errich
tung der "Sozialversicherungsanstalt der ge
werblichen Wirtschaft" notwendig sein wird. 
Die für die Uberlgangszeit bis 1 914 ef'forder
lichen Vorschriften sind am Schluß dteses 
Ges'etzentwurfes zusammengef,aßt und werden 
mit dem Wirksamwerden der nenen Organisa
tionsform außer Kraft treten. 

Der Ausschuß ,für soziaJle Verwaltung hat 
den gegenständlichen Initiativantr,ag in seiner 
Sitzung am 2 1 .  Juni 1911  in Verhandlung 
gezog!en. In dieser Sitzung wurde beschlossen, 
zur gründlichen Beratung dieser Materie ,einen 
Unterausschuß einzuset�en, dem von der 
Sozialistischen Partei Osterreichs die Abg·eord
neten Kostroun, Müller, Pansi und Sekanina, 
von der Osterreichischen Volkspartei die Ab
geordnet,en Dr. Halder, Dr. Mus'sill , Staudinger 
und Vollmann sowie von der Fr·eiheitlichen 
Partei Osterreichs Abgeordneter Melter ange
hö rt,en. 

Der Unter:ausschuß hat den Initiativ
antrag 16/ A in seiner Sitzung am 2. Juli 
197 1  unter Beiziehung von Experten ein
gehend beraten. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
in seiner Sitzung am 5. Juli 1911 in An
wesenheit des Bundesmin1sters für soziale 
Verwaltung Vizekanzler Ing. Häuser den vom 
Abgeordneten Stauldinger erstatteten Bericht 
des Unterausschusses entgegengenommen. Der 
Unterausschuß hat den im Antrag 76/A ent
haltenen Gesetzentwurf abgeändert und 
schlägt ihn in der de.m AUSlschuß1bericht bei
gedruckten Fassung zur Annahme vor. An 
der darauffolgenden Debatte ergriffen die Ab
geordneten Kostroun, Dr. Mussil und Melter 
das Wort. 

Zu § 1 80 des Gesetzentwurfes des GSKVG 
1 97 1  hat der Ausschuß folgeIllde Feststellung 
getroffen: Mit dieser Bestimmung kommt 
unter anderem auch zum Ausdruck, daß die 
am 3 1 .  1 2. 191 1  bestehenden Dienstverhält
nisse zu den Gewerblichen Selbständigen
krankenkassen, dem Verband der gewerb
lichen Selbständigenkrank.enversicherung und 
der Pensionsversidlerungsanstalt der gewerb
lichen Wirtschaft auf die Sozial versicherungs-

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für soziale Verwaltung den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem dem Ausschuß
bericht angeschlossenen Gesetzentwurf samt 
Anlage die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich be
auftragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem abführen zu lassen. 

Weiters berichte ich im Namen des Aus
schusses für soziale Verwaltung über die 
20. Novelle zum Gewerbl'ichen Selbständigen
Pensionsversicherungsgesetz. Die .A!bgeordne
ten Dr. Mussil, Kostroun, Staudinger, Müller 
und Genossen haben aan 1 6. Juni 1 91 1  den 
gegenständlichen Initiativantrag, der dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung zugewiesen 
wurde, im Nationalrat eingebracht. 

Die in Aussicht genommene Neuregelung 
auf dem Ge'biete der Gewerblichen Selb
ständigenkrankenversicherung bedingt auch 
eine entsprecheIlIde Anpassung der gesetz
lichen Regelungen im Bereich der Pensions
versicherung der in der 'gewer1blichen Wirt
schaft selbständig Erwerbstätigen. 

Die ab 1 .  Jänner 1974 vorgesehene Schaf
fung einer Sozialversicherungsanstalt der ge
werblichen Wirtschaft, in die alle bestehenden 
Gewerblichen SelbständigenkrankenkaSISen 
samt ihrem Verband sowie die Pensionsver
sicherungsanstalt der geweIiblichen Wirtschaft 
übergeführt werden sollen, macht eine grund
legende Änderung der Organisationsform er
forderlich. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
soll die Verwaltung des neuen Vernicherungs
trägers durch eine Hauptstelle und in den 
Bundesländern durch Landesstellen geführt 
werden. 

Die Verwirklichung dieses Vorhabens fin
det seinen Niederschlag in einer Reihe von 
Änderungen im GSPVG, wobei insbesondere 
zu berücksichtigen war, daß sowohl für den 
Zweig der Krankenversicherung allS auch für 
den der Pensionsversicherung eine getrennte 
Erfolgsrechnung und gesonderte statistische 
Nachweisungen zu erstellen sein werden. Die 
gesetzlimen Regelungen über die Verwal
tungskörper des neuen Versicherungsträgers, 
über den Unterstützungsfonds, über die Ab
gabenfreiheit sowie über die Vermögensver
waltung weI1den daher für den Zeitraum ab 
1 .  Jänner 1 914 nur im GSPVG zu finden sein. 

anstalt der gewerblichen Wirtschaft über- Der AussChuß für soziale Verwaltung hat 
gehen. den gegenständlichen Initiativantrag in seiner 

Bei der Albstimmung wurde der Gesetz- Sitzung am 2 1 .  Juni 1911 in Verhandlung 

entwurf in der dem Ausschußlbericht beige- gezogen. 

druckten Fassung samt Anlage mit Mehrheit In dieser Sitzung wurde beschlossen, zur 
angenommen. gründlichen Beratung dieser Materie einen 
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Unterausschuß einzusetzen, dem von der 
Sozialistischen Partei Osterreichs die Abge
ordneten Kostroun, Müller, Pansi und Seka
nina, von der Osterreichischen Volkspartei 
die .A:bgeordneten Dr. Halder , Dr. Mussil, 
Staudinger und Vollmann sowie von der Frei
heitlichen Partei Osterreichs der Albgeoldnete 
Melter angehörten. Der Unterausschuß hat den 
Initiativantrag 77/ A in seiner Sitzung am 
2. Juli 1971 unter Beiziehung von Experten 
eingehend beraten. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
in seiner Sitzung am 5. Juli 1 971  in An
wesenheit des Bundesministers für soziale 
Verwaltung, Vizekanzler lug. Häuser, den 
vom Abgeordneten Staudinger erstatteten Be
richt des Untelausschusses entgegengenom
men. Der Unterausschuß hat den im An
trag 77/ A enthaltenen Gesetzentwurf abge
ändert und schlägt ihn in der dem Ausschuß
bericht beigedruckten Fassung mit Ausnahme 
eines Druckfehlers - demnach hat die letzte 
Zeile des Absatzes 2 des § 30 statt "über
wei,sen" richtig "überwiesen werden" zu lau
ten -, den ich hiermit berichtige, zur An
nahme vor. 

In der darauffolgenden Debatte ergriffen die 
Abgeordneten Kostroun, Dr. Mussil und Mel
ter das Wort. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetz
entwurf in der dem Ausschußbericht beige
druckten Fassung mit Stim.menmehrheit ange
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß für soziale Verwaltung den A n
t r a g, der Nationalrat wolle dem dem Aus
schuß bericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Die Ursachen der Initiativanträge des AJb
geordneten Dr. Mussi! war die schlechte finan
zielle Situation der g·ewerblichen Kranken
versicherungsanstalten. Zur Behebung dieser 
ungünstigen Situation Ibringt der Initiativan
trag über das GSKVG den Vorschlag, ver
schiedene BeitragseIlhöhungen durchzufi"Ülhren, 
insbesondere Erhöhung der Beitragsgrundlage, 
der Mindestgrundilage von jä!hIllich 12.000 auf 
15 .000 S, der Hö<hstbeitragsgrU!ndlage von 
60.000 auf 72.000 S. Der Beitragssatz wird von 
6 auf 7,5 Prozent angehoben, ,eI1fäJhrt also eine 
fühlbare Steigerung. 

Die .Nbsichten der Bundeskammer der ge
werhlichen Wirtschaft warlen nicht so beschei
den, denn sie hat eine Erhöhung auf minde
stens 8 Prozent in Aussicht genommen. Inter
essanteI1weis'e haben da.gegen di,e Vertreter 
des Osteneichismen Arheiter- und Angestell
tenbundes Ei.nspruch erhoben und wen1gstens 
in diesem Punkt ihren Standpunkt durchsetzen 
können, nicht jedoch insgesamt bei diesem 
Gesetz. 

Es war auch auffallend, daß im Unteraus
schuß kein Angehöriger des AAB teilge
nommen hat, obwOlhil ein solcher vorgesehen 
war. Worauf das zurückzuführen ist, entzi'eht 
sich allerdings meiner Kenntnis. 

Die Pensionsversicherungsa'nstalt hat eine 
Beitragsbemes'sung von 9,75 Prozent in Kauf 
zu nehmen, und �ar von den Pensionszah
lung,en an Jene Pensionisten, dLe der Pflicht
krankenversicherung nach dem Gerwerblichen 

SeI bständigen -Kranken versicherungsgesetrz 
unterlie·g·en. Dabei ist vorläufig vorgesehen, 
den Beitrag der 'Pensionisten mit 5 Prozent 
zu bemessen und diesen Prozentsatz auf 4 be
ziehungsweise 3 Prozent ab 1974 herabzu
setzen. 

Den Erläuterungen zum Initiatirvantrag ist 
Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage zu entnehmen, daß die Initiatopen die Siche

ich, General- und Spezialdebatte unter einem rung der Finanzierung der Krank:enversiche-
abzuführen zu lassen. rung nur bis zum Ende 1 973 zu beurteUen v,er-
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ch , suchen, wobei sie selbst schon bestätigen, 

raSl ent r. a e a. er err en
. 

t- daß spätestens 1 974 ein so hoher A:bgang 
erstatter bean�ragt, General- und �pezial- eintreten wird, daß er von den günstigeren 
de

.
batte

. 
unter emem vor�unehmen. - �II�.w�d Eingängen in den Jahren 1971  und 1972 nicht 

WIrd mch: erhoben. WIr gehen somit m dIe meihr gedeckt werden kann. 
Debatte em. 

Als erster zum Wort ,gemeldet ist der Abge
ordnete Melter. Ich erteile es ihm. 

Aibgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident ! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben 
zwei TagesordnungspuI1!kte zu behandeln, zu 
denen wir Freiheitlichen eine negative Stel
lungnahme abgeben und 'uns damit sehr wahl 
von den 2Jwei alten Koa'litionsparteien unter
scheiden. 

Ursprünglich war im InitiaUvantrag eine 
Vorschau für fünf Jabrle ·enthalten. Davon 
wurde Abstand g-enommen, weil die Unsicher
heiten bei einer Vor,ausberedmung offensicht
lich so groß gewesen sind, .daß man sich doch 
gescheut hat, hier Zahlen zu nennen, die sehr 
blamabel hätten sein können, weil sie mit. der 
tatsächlichen Entwidtllung in Ikein'em Fa'll mehr 
i rgendwi,e in Ubereinstimmung gestanden 
wären. 
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Der Novellierungsvorschlag der OVP läßt hört, daß dieser Dimensionen haben soll, die 

insbesondere offen, was ab dem Jahre 1 974 den Bedarf dies-er Anstalt erheblich überstei
etwa zu geschehen hat, um die Krankenver- gen. 
sicherung der selbständig Erwerbstätigen und Wozu dieser außerordentlich hohe Auf
ihrer Pensionisten einigermaßen sicherzustel- wand? Man kann den Sinn und Zw-eck. nicht 
Jen. Wahrscheinlich wird nichts übrigbleiben, 
als dann die Zwangsbeiträge wesentlich zu 
erhöhen und vom Staat Zuschüsse zu fordern. 

Allein dieser Umstand zwingt schon zu einer 
sehr negativen Einstellung zu den Absichten. 
Es handelt sich offensichtlich nur um ein Inte
rimsgesetz, das höchstens für zwei Jahre geeig
net ist, eine Sanierung der gewerblichen Kran
kenversicherung herbeizuführen - also eine 
sehr kurze Zeit -, und lfür dte weiter·e Zukunft 
ist dann ailles wieder offen. 

ganz erkennen. Man !Weiß nicht sicher, ob es 
vielleicht eine Vorsor:ge dagegen sein soll, daß 
die eingeleitete Zentralisierung der g,ewerb
lichen Sooialv.ersicherung - sowohl Pensions
wie Krankenversicherung - ein Weg zur 
gesamten, zentralen Sozialversicherung ist 
und daß man dann als Gegenar-gument erklärt, 
der eine Computer passe nicht zum Computer, 
der im Bereich des ASVG benötigt oder ange
schafft wird. Aber das ist wohl nur eine kleine 
Br'emse, wenn man dte Grundsät�e vergißt, 
die man im Interesse der frei'en Wirtschatft 

Es wird nun zweHellos den Initiatoren Dok- vertreten soll. 
tor Mussil und Genoss'en auch nicht geling'en, 
darzutun und glau'bha'ft zu machen, daß allein 
die Konzentrierung der verschiedenen Kran
kenversicherungsträger (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s  s i 1) geeignet ist, Ersparungen her
beizuführen, denn im öffentlichen Dienst etwa 
oder in der öffentlichen VeTiwaltung sehen 
wir, daß die Konzentrierung wesentliche Mehr
kosten verursacht. 

Herr Dr. Mussi1 ! Gerade Ihre Fraktion ver
tritt doch sonst den Standpunkt des Föderalis
mus auch mit der Behauptung, daß bei dezen
traler VeTIWaltung die Kosten wahrscheinlich 
eher im Griff behalten werden al's bei einer 
unübersichtlichen Zentralisi.erung. Es müßte 
also gerade auch für den Bereich der Gewerb
lichen Selbständigenkrankenversicherung 
sehr eingehend überprüft werden, ob diese 
Zentralisierung tatsächlich geeignet ist, Ein
sparungen zu ermöglichen. 

Einige Bedenken dagegen kann man etwa 
im Hinblick. dara·uf 'haben, daß die Sozial
versicherungsanstaU, was di,e Unterbringung 
betrifft, schon Vorsorg·e getroffen hat, denn 
eine n-eue Ti'ntenburg ist im Bau begriffen. 
Wie viele Millionen sie kosten wird, davon 
werden die Beitra-gspflichtigen vielleicht nach 
Abschluß des Bauvo:rhabens unterrichtet wer
den. Daß sie erhebliche Beiträge da'für 'bezah
len müssen, steht bei der Größe des Bau
vorha'bens wohl außer Zlwei'fel, und daß ein 
solcher Riesenbau natüI1}ich auch mit einer 
ganz erheblichen Anzahl von Ang,estellten 
und insbesondere auch von Proporzdirektoren 
gefüllt werden muß, das weiß die öster,reichi
sche Offentlichlkeit an und für sich; wir möch
ten sie nur noch besonders darauf aufmerksam 
machen, damit sie weiß, wem sie diese Ent
wicklung auf diesem Sektor zu verdanken hat. 

Ein weiterer Kostenfaktor ist auch die An
schaffung eines Computers, wobei man ja 

Diese Grundsätze werden meiner Auf.fas
sung nach insbesondere bei der Regelung 
ver,gessen, die man bezüglich der n-euen Pflicht
beschlüsse vorsieht. Hier hat man - warum, 
darüber kann man sich sehr vielsei,uge Ge
danken machen - vorgesehen, daß plötzlich 
der Personenkreis gegenüber der derzeitigen 
Rechtslage wesentlich anders, wesentlich um
fangreicher gestaltet werden soll. Es ist vor
gesehen, den Pensionisten neben den aktiv 
Erwerbstätigen ein Stimmrecht einzuräumen. 
Grundsätzilich muß man ja sagen: Es ist er
freulich, wenn möglichst viele Personen mit
bestimmen können. Aber liegen die Voraus
setzungen dafür auch vor? 

Die derzeiHge Rechtslage ermöglicht es ein
deutig, jäJhrlich Pflichtbeschlüsse zu fassen, 
wenn nur 10 Prozent der A!bstimmungsberech
tigten in den einzelnen Gremien einen ent
spr:echenden Antrag stellen oder wenn dies 
der g'6wählte Ausschuß in der Kammer tut. 

Off.ensichtlich zeigt sich, daß es der Wirt
schaftsbundführung bezi,ehungsweise dem 
Gener,alsekretariat der Bundeswirtschaftskam
mer seit 1967 nicht gelungen ist, die Wirt
scha:ftsbundmitglieder beziehungs!Weis:e die 
KammermitgHeder davon zu überzeugen, daß 
das Gewerbliche Sel'hständig.en-Krarukenver
sicherun-gsgesetz so vorzüglich ist, daß man 
ihm ohne weiteres die Zustimmung geben 
könnte, indem man aUgemein, in allen Sek
tionen und in allen Gremien die Pflichtbe
schlüsse faßt. 

Es 'ist also seit 1 967 zu keiner Fortentwick
lung des Kreises der 'Pflichtversicherten auf 
Grund freiwillig gefaßter Pflichtbeschlüsse ge
kommen. Die tJberzeugungskr:an des G.eneral
sekretärs hat also hier sehr füMbar ausge
lassen, obwohl er sich ja in einem Personen
kreis bewegen könnte, der ihm angeblich :ge
sinnungsmäßig sehr nahesteht. 
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Es ist also die Frage zu stellen, ob der 
Wirtschaftsbund im W'ege über diesen Initia
tivantrag eine allgemeine Pflichtversicherung 
anstrebt. Ist vorgesehen, daß aHe selbständig 
Er,werbstätigen sich pflichtversichern lassen 
sollen? Ist vorg·esehen, daß schlußendlich auch 
die Pßichtversicherung, wenn sie etwa einmal 
in den übrigen Bundesländern allgemein 
durchge'fiiihrt sein sollte, audl in den Bunde's
ländern Tirol und Vorarlberg von Gesetzes 
wegen eingeführt wird? Ist v0l19',esehen, daß 
dann auch die Sektionen Industrie und Geld-, 
Kredit- und Versidlerungswesen ,einbezogen 
werden? - Es ist dies wohl zu vermuten, 
wenn man die ursprünglichen FormuHerungen 
der Bundeswirtschaftskammer berücksidltigt. 

Man s�eht also, daß die Wirt'scbaftsbund
führung hier einen Weg beschreitet, der außer
ordentlich verdächtig ist, einen Weg, der umso 
verdächtiger ist, wenn man etwa den Sozial
minister Ing. Häuser bei der Diskussion be
obachtet, der sich eines Lächelns nicht erweh
ren kann, wenn er plötzlich diese Initiativen 
vor Augen hat und erkennen kann, daß sie 
eine Stufe weiter sind auf der Leiter, die zur 
allgemeinen Sozialisierung führt. 

Die OVP sellbst oder der Wirtschaftsbund 
hat nun die neuerliche Pflichtabstimmung ein
schließlich der Gewerbepensionisten als so
genannte letzte Lösungsmöglichkeit apostro
phiert. 

Nun das Stimmrecht der Pensionisten. 
Herr Abgeordneter Dr. Mussi'l! Warum räu
men Sie den Pensionisten dann nicht auch das 
Stimmrecht für die Kammern ein? Warum 
räumen Sie ihnen dann nicht zumindest ein 
Mitbe'stimmungsrecht in den Verwaltungskör
pem der Selbständigen -4Krankenversicherung 
ein? Wenn sie schon Beitragsza:hler sind, wenn 
sie schon pflichtversich,ert sind, wenn sie schon 
eine große Gruppe der Pflichtversicherten stel
len, so können sie mit voUem Recht fordern, 
daß sie bei der VeJ.'lwaItung dieser Einrichtung 
auch mitzusprechen haben. 

Aber davon findet sich leider in Ihrem 
ps,eudodemokratischen Entwurf kein Wort. 
Kein Wort und keine Bestimmung. Sie haben 
auch kein passives Stimmrecht für diese Per
sonengruppen vor,gesehen. Und damit dekla
rieren Sie sich sehr eindeutig als Vertreter 
einer Formulierung, die dazu führen soll,  daß 
in wesentlich mehr Gremien als bisher 
positive Pflichtbeschlüsse zur Selbständigen
Krankenversicherung gefaßt werden. 

Sie selbst geben zu, daß die Ursache der 
Defizite der Selbständigen-KrankJenversiche
rung in der Versicherung der Pensionisten 
zu suchen ist. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Habe ich 
nie zugegeben, Herr Kollege!) Die Ursache 

der .A!bgänge ist also durch die größer,en Aus
gaben im Vergleidl zu den Beiträgen der 
Pensionisten hervorgerufen. 

Dieses Problem wird zweifelllos durch die 
neue Regelung, die Sie vorsdllagen, keines
wegs beseitigt und auch im Prinzip nidlt ge
mindert. Im Geg,enteil. Es ergibt sidl aus dem 
Samverhalt, wenn derzeit 43.500 Pensionisten 
versichert sind, daß dann, wenn alle Pensio
nisten versidlert wären, die Zahl auf 1 04.000 
ansteigen würde und dann walhrsdleinlich 
audl der durch Pensionisten verursachte Ab
gang um 1 40 Prozent ansteigen würde. Das 
heißt, die 1 33 MiUionen Schilling Abgang 
oder Aufwendungen würden al'so entsprechend 
stark anstei,gen, und für diesen Aufwand und 
die Differenz zur Bedeckung müßte allgemein 
Vorsorge getroffen werden. 

Und -da ergi1bt sich ja zw,angsläufig allein 
vom Versicherungsstandpunkt aus doch die 
Begründung und die Berechtigung für den 
Vorsdlla.g, alle Pensionisten aus -dem gewerb
lichen Bereich in eine eigene Versicherung zu
sammenzufassen. Die Finanzierung könnte 
relativ leicht gefunden werden, und man wäre 
immer in der Lage ,zu überprüfen, wie Ursachen 
und Wirkungen zusammenhängen. Wenn man 
von den 1 920 Millionen Schilling Pensions
aufwand der Selbständigen-Pensionsversidle
rung 9,75 'Prozent Beitrag, wie Sie ja vorsehen, 
vom Aufwand für versicherte Pensionisten 
einbehält, so ergibt sich e'in Außcommen von 
1 87 Millionen. Wenn man so wie im ASVG 
25 Prozent Staatszuschuß beziehungs'Weise 
Bundesbeitrag vorsieht, würde dies weitere 
47 Millionen Schilling Einnahmen ergeben, 
und durch einen erträglichen Beitragszuschl'ag 
von 1 Prozent für die aktiv erwerbstätigen 
Gewerbetreibenden würde sich ein Beitrags
auNcommen von 86 Millionen Schililing erge
ben. Damit wäre die Pensionis,ten-Kranken
versicherung gedeckt. 

Die Pensionistenversidlerung wird von 
Ihnen als Begründung herangezogen, diese 
Selbständigen-Kran:kenversicherung neu zu 
regeln. Wenn man den sicher sozialpolitisch 
vertretbaren St.andpunkt vertritt, daß Pensio
nisten aU!f Grund �hres geringeren Einkom
mens nicht mehr in der Lage sind, sich selbst 
ausreichend zu helfen während schwerer Krank
heitszustände, während langdauemder Krank
heiten, teuren Operationen, teurem Medika
menteng·ebrauch, dann trifft dies für die Ge
samtheit der Pensionisten zu. Und wenn man 
nun, Ihren Äußerungen im Ausschuß folgend, 
annimmt, daß trotz des Mitbestimmungsrech
tes der begünsUgten Pens1ionisten allenfalls 
doch nicht die Gewähr geboten wird, daß in 
aUen Gremien positive Pflichtbeschlüsse ge
faßt werden, dann würde das bedeuten, daß 
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in manchen Griemien Pensionisten keine aus
reichende Versicherung hlaben, ab'Wo'hl Ihrer 
Auffassung nach die VoraU!ssetzungen, die 
No1Jwend'iglke'it �ür eine derartige Pflichtver
sicherung auch für diese Personengruppen ge
g,eben wären. 

Es ergibt sich a,lso wahrscheinlich wleiterhin 
ein ganz krasser Unterschied zwischen. den 
einzelnen P.ensionisteng'fuppen. Die Fra'ge ist, 
warum Sie abgestellt haben auf die J\lbstJim
mung in den Gremien und niCht a'bg,estellt 
haben auf die Einz,elentsche1dung des Pensio
nis,ten. W,enn Sie den einz,elnen Pensionisten 
bei Eintritt des Pensionsalters die Entschei
dung zubilligen, in welChe Versicherung sie zu 
gehen be'absichtigen, oder wenn Sie vorsehen, 
daß sie einer Pflichtversicherung beitreten, 
wenn sie nicht andellWeiti,g ausreichend ver
sichert sind, so wäre das verständlich und 
würde durchaus auCh unsere Zustimmung fin
den. Aber es kann nicht unsere Zustimmung 
finden, daß von �ufäUigen MooI'heiten in den 
einzelnen Gr,emien 'ablhängig ist, ob ein Pen
sionist ausreichenden Verslicherungsschutz ge
nießen wird. 

Ihre Initiative beläßt also eine unerträgliche 
Unklarheit, sachliCh nicht gereChtfertigte Unter
sChiede unter den Pensionisten. Es ist eine 
der schilechtesten Lösungen, die man sich vor
stellen kann. Die Art, wie Sie si,e herbeiführen 
wollen, ist ein Kunstgriff, ist eine ausgespro
chene ManiJpu�ation. Wie Sie die in Ihr,em 
Bereich veI'kaufen können, das bleibt dahin
gestellt. (Abg. G r a f: Sie übertreiben, Herr 
Kollege!) Herr Abgeordneter Gra,f l Ihre Hand
bewegung deutet die Man�pulation ja an, aber 
sie kann diese Bezeichnung für die Vorg,angs
weise keineswegs schwäCher machen, als sie 
auf Grund der realen l1atsachen angebracht 
ist. 

Es untefliiegt keinem Zweifel,  daß nach einer 
:positiven Albstimmung eine ZwangsV'ersiche
'rung für aUe aktiv EI1Werbstätigen in dem 
entspreChenden Gremium und die Pensioni
sten die Folge ist. Sie befürworten also für 
diesen Sozialbereich ,eine Zwangss1ituation, 
lehnen aber eine Zwangswirtschaft ab. Hier 
zeigen :sich grundsätzliChe Wtdersprüch,e in 
Ihrer Haltung, das heißt, man �ann hier von 
keiner Haltung mehr sprechen, sondem nur 
von bestimmten Absichten, die für 

'
die breite 

Offentlichkeit wenig durchsChaubar sind, die 
Sie also dazu bewe.gen, im selbständigen Tätig
keitsbereich die freie Wirtscha'ft zu viertreten, 
aber in diesem Sozialbereich die Zwangswirt
schaft einführen zu wollen. (Abg. G r a  f: Herr 
Melter! Sie sollten von mangelnder Haltung 
besser nichts reden! Das sollten Sie nicht tun!) 

Sie führen durCh dieSle Vodage eine Zen
tralisiemng heI1bei, Sie führen eine Einheit
liChkeit herbei, die Sie sonst niCht wollen ; 
sonst wollen Sie eine begI!ündete Differen
zierung. Sie fü!hren mit diesem Weg, den Sie 
hier beschreliten, zu einer allgemeinen Volks
versicherung, Sie unterstützen die ursprüng
liche sozialistisChe Zielsetzung. Warum, ist 
niCht zu 'erkennen, aber sicher i'st, daß ,es nur 
ein billiges Linsengericht 'ist, für das Sie eine 
vorübergehende Finanzierung und SiCherstel
lung der Finanzierung der gewerbliChen Selb
ständigen-Krankenkassen herbeiführen wol
len. 

Sie veIlka'Thfen also sehr biUig �inen sonst 
limmer vertretenen Grundsatz. Die Zusammen
legung, :die Sie selbst herbeifüihren und die 
Sie dann niCht mehr vel1hindern können, wenn 
die Gesamtzusammenlegung 'aHer Sozialver
sicherung,sträg,er 'gefordert weIden wird, führt 
zu einer totalen Zwangsversicherung. Sie 
legen den Grundstein da'für ! Sie allein! 

Und Sie führen auCh herbe'i, daß die gewerb
liche Wirtschaft ganz eindeutig unter Kon
trolle gestellt wird. Im § 101  Ihres Initiativ
antrages sehen Sie vor, daß dann , wenn die 
Kammern selbst, wenn die Gremien absolut 
gegen die Pflichtabstimmung sind, sie dazu 
von Behörden verhalten werden können. 

Sie selbst wünschen einen behördlichen 
Zwang für die Gewerbetreibenden. Wie Sie 
als Vertreter der 'gewerblichen WirtsChaft, der 
selbständigen Wirtschaft das politisch verkau
fen können, ist mir schleierhaft. Sie selbst 
wollen also die Exekutierung Ihrer eigenen 
Funktionäre im Bereich der Handelskammern. 
(Abg . G I  a f: Herr Melter! Der Wahlkampf 
ist ;a noch nicht ausgebrochen! Was halten 
Sie demagogische Reden?!) 

Nach den Äußerungen, die alle OVP-Spre
eher heute hauptsächlich zum Abschluß ihrer 
AusfÜlhrungen Mer am Rednerpult veI1Wenden, 
muß man doch sa,gen : Jeder versucht eine 
Wahlkampfspritze schon zu benutzen. (Abg. 
G r a  f: Ihre ist schwach und demagogisch!) Es 
ist aber sehr unwahrscheinlich, daß diese 
Spritze schwach ist, denn wenn sie es wäre, 
würden Sie sie stillschrweigend zur Kenntnis 
nehmen, Aber offensichtlich fühlen Sie sich 
sehr unangen�hm betroffen von diesen klaren 
und e'indeutigen Fest.stellungen, die hier 
namens der Frei!he'itlichen zu treffen sind. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Ich habe nicht den Ein
druck, daß wir Sie belehren wollen, Herr 
Kollege Melterf) 

o nein , Herr Dr. Mussil l Ich weiß, daß Sie 
unbelehrbar sind, inSbesondere dann, wenn 
es Ihre persönlichen wirtsChaftlichen Inter
essen im BereiCh der sozialen Krankenver-
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sicherung betrifft, unrl wenn es darum geht, 
noch mehr WirtschaftsbÜDdler auf Direktoren
p osten oder Sekretärposten im Bereich dieser 
Versicherung unterzubringen. (Abg. G I  a f: 
Es stört Sie nur, daß Ihre Partei nicht dabei 
istJ) Ob uns das stört oder nicht, kann Sie 
sehr wenig berühren, meine Herren vom Wirt
scbaftsbund !  Tatsache ist, daß Sie wieder ein 
Geschäft machen wollen, ein Geschäft auf 
Kosten d·er gewerblichen Wirtschaoft zum Nach
teil der davon Betroffenen. (Abg. K e r n: Jetzt 
wissen wir es!) 

Wir stellen etwa im Hinblick auf die Ab
stimmungen, die vor vier J ahren stattgefun
den haben, fest, daß trotz erheblidler Propa
ganda seitens der SpitzeDifunktionäre des Wirt
sdlaftsbundes oder der Bundeshandelskammer 
von den 789 Fachgruppen nur 267 positive Be
sdrlüsse abgegeben haben, während 522 zu 
negativen Entscheidung.en gelkommen sind. 
Von den rund 283.000 Abstimmungsberech
Ugten haben nur 27 Prozent oder 77.000 posi
tive Beschlüsse gefaßt, während 1 23.000 Ge
genstimmen abgegeben und etwa 80.000 an 
der Abstimmung nicht teilgenommen haben. 

Nun ist es Ihnen in vier Jahren nicht gelun
g.en, diese 123.000 zu I'hrer Meinung zu bekeh
ren. Sie benötigen einen g,esetz,lichen Zwang, 
einen Druck, um sie zu anderen Entscheidun

Wirtschaftsverband be.ziehungsweise die SPO 
jedenfalls in der Steiermark bisher keinen 
Vertreter in der LandessteUe hatte, und in 
Tirol und Vorar1berg sowieso nicht. Aber Sie 
sind ja splendid, Sie geben dias g·erne (Abg. 
P e t e I: Bei den Roten ist er immer splendid! 
- Abg. G r a f: Das ist Ihr Trauma, Herr 
Peter!), nur um eine Zwischenfinanzierung für 
Ihre "Sorgenkinder" sicherzustellen. Ob sich 
das aber lohnen wird, das muß sehr nach
drücklich be:iJweHelt werden. 

Sie haben auch im Unterausschuß einem 
Antrag der SPO sehr gerne die Zustimmung 
gegeben - § 1 78 - ,  den Paritätischen Aus
schuß um zwei Sitze zu erweitern, um dort 
etwa die Proporzbesetzung der SPO zu ver
bessern. (Zwischenruf des Abg. Dr. BI e n k.) 

Alles das 'kostet Sie scheinbar kein beson
deres Wimpernzucken. 

Nun noch 'etwas : Sie selbst haben etwa 
bei Äußerungen über die verstaatlichte Indu
strie als Grundsatz auch vertreten, daß es in 
der Regel keinesfalls 7Jweckmäßig wäre, e'inen 
defizitären Betrieb an einen wirtschaftlich er-
tragreich·en anzuhängen, um damit das Defizit 
auszugleichen. Denn die Folge davon ist in 
der Regel, daß damit dann auch der gesunde 
Betrieb krank wird. 

gen zu veranlassen. Wenn nicht der Druck Nun, hier im Bereich der Selbständigen
auf politischer Ebene und auf Interess·enver- Krankenversicherung IbeheI1Zigen Sie diese 
tretun.gsebene g.egeben ist, dann ist es der Ihre wirtschaftlichen EI1kenntnisse nicht. Sie 
Druck von eindeutig begünstigten Personen- hängen die Krankenversicherungen zusammen 
kr,eisen, als welche man wohl in diesem Zu- und hängen sie noch zusammen mit der Pen
sammen'hang die Pensionisten bezeichnen sionsvers icherung, und glauben, daß damit der 
k'ann. Weisheit letzter Sch'luß schon vorhanden ist 

Nun vielleicht noch etwas vom sogenannten und daß damit die Sanierung aUer Bereiche 

Linsengericht, Herr Abg.eor:dneter Dr. Mussil : erfoLgen wird. 

Das Linsengericht ist etwa die kurzfristige Aus Ihren eigenen Erörterungen und Erläu
Sanierung der Krankenv,ersicherung gegen Ab- te rungen ergibt sich j edoch, daß diese Sanie
verkauf politischer Positionen. Nach IDlforma- rung nicht vorhanden ist und daß Sie späte
tionen, di,e mir zug,e'kommen sind, haben Sie stens im Jahre 1974 erhebliche Abgangs
am 29. April vor Ihren Vertrauensleuten dar- deckungen werden vornehmen müssen. Wie 
getan, was Sie an Pos'itionen Ihr.em Partner sie el'folgen werden, das ist bisher von Ihnen 
auf der linken Seite etwa opfern müssen. Ob · nicht zum Ausdruck gebracht worden. Aber 
Sie es gerne tun oder nicht, bleibt dahinge- sicher ist, daß alle dann auf Grund eigener 
stellt. Ihren Freunden auf der roten Seite positiver Pflichtbeschlüss'e pflichtversicherten 
werden Sie es gerne zur Verfügung stel'len. selbständig Erwerbstätigen und auch die Pen
(Zwischenruf des Abg. Dr. B I  e n k.) sionisten ge'�ungen sein werden, j ede Bei

Dem Freien W.irtsdlaftsverband geben Sie 
nämlich im Si.nne des § 153 Ihres Initiativan
trages in der Hauptversammlung den zweiten 
Obmannstellvertreter, den zweiten General
dir,ektor-Stellvertreter und zwei Direktions
sekretäre. (Abg. Dr. M u s s j 1: Reine Erfin
dung! - Zwischenruf des Abg. G r a f.) 

Dazu kommt dann noch :  In den Landesstel
len, Herr Dr. MussH, geben Sie überall einen 
Vorsitzenden-Stellvertreter, obwohl der Freie 

tragsetrhöhung, die Sie dann hier im Hause 
beantragen werden, zu bezahlen. Sie halben 
dann keine Möglichkeit mehr, 'aus dies'er von 
Ihnen g·eschaffenen Zwangsversicherung aus
bessern. (Zwischenruf des Abg. Dr. B I  e n k.) 
Sie müssen dann in diesem Bereiche mitziehen 
und ihre finanziellen Opfer bringen. Sie sind 
dann lebenslang an diese einzige Pflichtver
sicherung auf gesetzlicher Basis gebunden. Sie 
müssen dann in di,esem Ber,eich der Selb
ständigen..,Krankenversicherung keine Konkur-
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Melter 
renz mehr fürchten, denn Sie haiben ja den 
Schutz des Gesetzes und können ohne beson
dere Kontrolle , jedenfaUs ohne Konkurrenz, 
wirtschaften. Sie selbst sagen aber doch: Im 
wirtschaftlichen Ber,ekb ist eine gesund.e Kon
kurrenz immer nur zu begJlüßen, sie nützt der 
Wirtschaft. Hier schaden Sie seilbst aber sehr 
eindeutig der Wirtschaft. 

Wir Freiheitlichen sind der Auffassung, daß 
die Versicherung absolut notwendig ist, daß 
sie aber auch der urrtemehmerischen Initiative 
zu überlassen ist. W,enn Sie in diesem Bereich 
die unternehmerische Initiative ein
schränken, dann dürfen Sie siro nicht wundem, 
wenn diese freie Einstellung immer mehr 
untergraben und immer weiter beeinträchtigt 
wird. 

Ich darf Ihnen hier eine Erkenntnis des Ge
nossen Lenin auch vor Augen halten, der da 
einmal ausgeführt hat : "Der staatliche Ge
sundheitsdienst ist einer der Wege zum Sozia
lismus." 

Nun, Herr Kollege Dr. Mussil - oder muß 
ich Genosse Dr. Mussil sagen? (Heiterkeit) -, 
folgen Sie mit Ihrer Initiative einern We.g, 
den Genosse Stalin (Rute: Lenin!) a,ls Weg 
zur allgemeinen Sozialisierung bezeichnet hat. 
Sie können, wenn Sie die ersten Schritte in 
dieser Richtung gegangen sind, diese Ent
wicklung niCht mehr aufhalten. Wir wollen 
jedenfalls diesen Weg nicht mitmachen. Darum 
unser Ne'in zu den 2'Jwei Initiativ;anträg·en. 
(Beiiall bei der FPO. - Abg. G r a i: Miese 
Sache! - Abg. M e l  t e r: Für die OVPl -
Abg. H o  r r: Mussil, der Stalinistl) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Müller. Ich erteile; es ihm. 

Abgeordneter Müller (SPO) : Herr Präsident !  
Hohes Haus ! Das gegenwärtig geltende Ge
werbliche Selbständigen-Kralllkenversiche
rungsgesetz wurde seinerzeit gegen die Stim
men der '  Sozialisten angenommen. Wir lehn
ten das Gesetz ab , weil wir der Meinung 
waren, daß das derzeit geltende Ge,werblidte 

Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz 
keine ausreichende und g·esicherte Kranken
vorsorge für die Selbständigen in der gewerb
lichen Wirtschaft bietet. 

Bei Abstimmungen in .den Facbgruppen wur
den durch MehIiheitsheschlüsse Mitglieder von 
Fachgruppen in die Krankenversich·erung ein
bezogen, andere Mitglieder von Fachgruppen 
lehnten meh]1heitlich eine Einbeziehung ab, 
woourch sehr oft der Fall eingetreten ist, daß 
zum Beispiel ein Gastwirt im Burgenland kran
kenversichert wurde und ein Gastwirt in einem 
anderen Bundesland keiner Versidlerungs
pflicht in der Krankenversidterung unterliegt, 

nadl meiner Auffassung ein grotesker Zu
stand. 

Sehr hart sind die Pensionisten jener FaCh
gruppen betroffen, die keiner Krankenver
sicherungspflicht unterliegen. Dieser Personen
kreis ist überwiegend bei den privaten Ver
sicherungsanstalten krankenversichert, und 
zwar mit einem monatlichen Beitrag von 120 S, 
wobei die Leistungen im FaJ.Ie einer Erkran
kung unzureichend sind. 

Die . privaten Versicherungstanstalten bekla
gen sich andererseits über den Abgang in 
dieser Sparte und sprachen von einer Er
höhung beziehungsweise von einer Kündigung 
der Versidlerungsverträge. Ein monatliCher 
Beitrag von 120 S für eine unzureichende Kran
kenversidlerung ist zum Beispiel für einen 
Ausgleidlszulagenempfä.nger eine enorme Be
lastung, und man kann sidl die Eribitterung 
dieses Personenkreises vorstellen , der immer 
mit Beschwerden bei Mandataren dagegen 
vorstellig wird. 

Alber auch die Versicherung,sträger - dar
auf wurde schon vom Herrn Abg,eor-dneten 
Melter verwiesen - nach dem derzeit gel
tenden Gewerblichen Selbständigen-Kranken
versicherungs,gesetz haben enorme Abgänge 
in iJhrer Gebarung zu verzeichnen. Auf Grund 
der geltenden Redltslage weitergeführte Vor
ausberechnungen haben ergeben, daß die Ge
barung aller acht Kassen zusammen im Jahre 
1972 mit etwa 1 00 Millionen Schilling und 
im Jahre 1973 mit etwa 1 50 MiHionen Schil
ling passiv sein wird. (Abg. H o  r r: Das ist 
die Wirtschaft vom Mussil!) Auf Grund dieser 
alarmierenden Berechnung·en besteht die 
ernste Gefahr, daß die gesetzlich zu erbrin
genden Leistungen nicht mehr erbracht wer
den können. Diese finanzielle Situation macht 
es daher dringend notwendig , so schnell wie 
mögliCh Sanierungsmaßnahmen vorzunehmen. 

Hinzu kommt, daß die derzeitigen Kranken
versidlerungsträger historisdl gewadlsen sind 
und nicht den modernen Notwendigkeiten und 
Erfor-dernissen für eine sparsame Verwaltung 
entspreChen. 

Bei den Diskussionen über .den vorliegenden 
Entwurf wurde eingewendet , und der Herr 
Abgeordnete Melter hat diesen Einwand heute 
wiederholt, daß bei den neuerlich vor,zuneh
menden A:bstimmungen auch die Pensionisten 
an den Abstimmungen ihrer ehemaligen Fach
gruppe teilnehmen können. Gerade die Pen
sionisten siIl!d am meisten kra'llkheitsanfällig, 
und sie haben das größte Interesse, an der 
Lösung dieser Frag·e mitzouwirken. Auch bei 
den Selbständigen in der gewerblichen Wirt
schaft müßte die Solidarität mit den alten 
Kollegen P,latz gretfen. 
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Ich bedaure die negative Ha'ltung der Frei
heitlichen Partei Osterreichs, die fast zur An
nahme verleitet, daß sie die Interessen einer 
priv,aten Versicherungsanstalt vertritt. In der 
Sozialversicherung muß eben einer für d'eIl 
ander,en da sein. Die Einwände, eine private 
Krankenvers'kberung genüge, gehen an der 
Tatsache vorbei, daß nur eine große Risken
gemeinschaft mit guten und schlechten Risken 
einen besseren RiSkenausgleich schafft. 

Wir sind nach wie vor der Ansicht, daß 
nur eine aUumfassende KrankenversiCherung 
mit einem größeren RiskenausgleiCh das Pro
blem der KrankenversiCherung der Sel'bstän
di,gen eCht lösen kann. Wir betraChten den 
vorliegenden Gesetzentwurf als einen Weg 
zu diesem Ziel. 

Der vorliegende Entwurf trägt den dringend
sten Erfordernissen Rechnung j ich möchte im 
Telegrammstil die wesentlichsten Bestimmun
gen hervorheben. 

Wir begrüßen die neuerliche Abstimmung 
für Kammermitg'lieder, die noch niCht der 
Pflichtversicherung unterliegen. Wir begrüßen 
es, daß die Pensionisten dabei stimmberechtigt 
sind. Wir begrüßen die beitra,gsfreie Kranken
versiCherung für Kinder und für die Ehegatten 
von Pensionisten, eine kleine Angleichung an 
das .Ä'SVG. 

Die Beitrag.sgrundlage wird den Bestimmun
gen des Gewerblichen Selbständigen..lpensions
versicherungsgesetzes angepaßt. Die Höchst
beitragsgrundlage wird von d,erzeit 60.000 auf 
72.000 S j ährolich angehoben, die Mindestbei
tragsgrundlage von 12.000 S auf 1 5.000 S 
erhöht. 

Ein Wermutstropfen: Die Beiträge müssen 
erhöht werden. Die Höhe des Grundbeitrages 
wilid erhöht und darf höchstens 7,5 Prozent 
derzeit 6 Prozent - der jeweiligen Bemes
sungsgrundlage betragen, eine Maßna1bme, die 
zur Sicherung der Leistungen notwendig ist. 

Der aus den Mitteln der Pensionsversiche
rung zu leistende Beitrag f.ür die Kranken
versicherung soll ab 1 .  Jänner 1 972 9,72 Pro
zent des Pensionsaufiwandes bei den Pensio
nisten betragen. Hiedurch - darauf möchte 
ich auch verweisen - wird indirekt auch der 
Bund 'belastet. 

Wir begrüßen die Ermäßi'gung der Beiträge 
der Pensionisten, welche ab 1 .  Jänner 1972 
5 Prozent, ab 1 .  Jänner 1 973 4 Prozent und 
ab 1 .  Jänner 1 914 3 Prozent der zuerkannten 
Leistung hetragen werden. 

Wir begrüßen besonders die Zusammen
legung sämtlicher Versicherungsträger nach 
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-

sicherungsgesetz und nach dem gewerblichen 
Krankenversicherungsgesetz zu einer einzigen 
Versicherungsanstalt, zur Versicherungsan
stalt der gewerblichen Wirtschaft, welche bis 
zum Jahre 1974 erfolgen wird. Dadurch werden 
zweifellos enorme Einsparungen ermöglicht, 
die den Versicherten zugute kommen. 

Die Beitragseinziehung wird künftig gemein
sam mit den Versicherungsbeiträgen zur PEm
sionsversicherung durchgeführt, ein begrü
ßenswerter Vorgang, der ab 1. Jänner 1 973 
erfolgen wird. 

Neu zu schaffende Landesausschüsse werden 
für das Nahverhältnis zwisChen Versicherungs
träger und Versicherten sorgen. Trotz Beibe
haltung des 20prozentigen Kostenanteils bei 
Inanspruchnahme einer ärztlichen Leistung 
durch den Versicherten, trotz Beitragserhö
hung und Erhöhung der Beitragsleistung der 
Pensionsversicherungsanstalt der gewerb
lichen Wirtschaft für die Pensionisten zeigt 
uns der Gebarungserfolg für den Zeitraum 
vom Jahre 1971 bis 1973 im Jahre 1 973 einen 
Abgang von 1 1  Millionen Schilling. Es wird 
sicherlich nicht lange dauern, bis das Problem 
der Finanzierung neuerlich zur Debatte steht. 

Eine Dynamisierung der Mindest- und 
Höchstbeitragsgrundlage würde die Finanzie
rung sicherlich wesentlich stabiler erhalten. 
Es darf nicht vergessen werden, daß auch auf 
dem Gebiete der Krankenversicherung die 
Kosten ständig in Bewegung sind. Viele Wün
sche auf Leistungsverbesserungen können auf 
Grund der finanziellen Situation nicht erfüllt 
werden. So ist es bedauerlich, daß der Selbst
behalt von 20 Prozent bei Inanspruchnahme 
einer ärztlichen Leistung zumindest nicht er
mäßigt werden konnte. Weiters ist die Ein
beziehung der Ehegattin in die Familienver
sicherung der aktiven Mitglieder mit einem 
Beitrag offen. Es besteht auch weiterhin keine 
Möglichkeit, Kur- und Genesungsaufenthalte 
zu konsumieren, es gibt nur finanzielle Zu
schüsse. Zwischen Leistung und Beitrag be
steht im Vergleich zu den ASVG-Versicherten 
noch immer eine Schere. 

Für den selbständig Erwerbstätigen in der 
gewerblichen Wirtschaft ist eine umfassende 
soziale Sicherheit ebenso notwendig und er
forderlich wie für den unselbständig Erwerbs
tätigen. Eine umfassende soziale Sicherheit ist 
eine Voraussetzung für die freie Entfaltung 
der körperlichen und geistigen Kräfte aller 
Erwerbstätigen. Die umfassende soziale 
Sicherheit soll dort eingreifen, wo der einzelne 
nicht oder nicht vollkommen in der Lage ist, 
sich oder seinen Angehörigen ausreichend zu 
helfen. Die Sozialfragen der selbständig Er
werbstätigen in der gewerblichen Wirtschaft 

283 
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können nur aus der Sicht der Klein- und 
Mittelbetriebe behandelt werden und nie aus 
dem Blick.winkel der Großbetriebe. 

Zur 20. Novelle zum GSPVG möchte ich 
sagen, daß diese Novelle im wesentlichen 
Bestimmungen enthält, die sich durch Zusam
menlegung der beiden Versicherungsträger 
Pensionsversicherung und Krankenversiche
rung ergeben. Beide Vorlagen bringen, wie 
ich schon sagte, dem Versicherten Verbesse

Ich mödlte außerdem darauf hinweisen, daß 
die Bemängelung des Kollegen Melter, daß 
niemand vom Arbeiter- und Angestelltenbund 
in unserem Unterausschuß mitgewirkt hat, 
einzig und allein darauf zurückzuführen ist, 
daß wir eine geschlossene, einheitliche Partei 
sind und daß das Primat unserer Partei selbst
verständlich in erster Linie gilt und auf Bünde
interessen in dem Zusammenhang keine 
Rücksicht genommen wird. 

rungen, und wir Sozialisten geben daher bei- In einer Frage können Sie beruhigt sein, 
den Vorlagen unsere Zustimmung. (Beifall bei Herr Kollege Melter :  Staatszuschüsse wird die 
der SPO.) Krankenversicherung der Selbständigen niCht 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet in Anspruch nehmen. 

ist der Abgeordnete Dr. Mussil. Ich erteile es Wenn Sie mit Ausdrücken wie Tinten-
ihm. burgen - iCh möChte auch sagen: Aspirin-

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Herr Präsi- burgen - und so weiter kommen, so liegen 
dent! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Sie mit ihrer Argumentation um 30 Jahre 
Damen und Herren ! Ich. wollte miCh zuerst zurück. Und da wollen Sie sich als moderne, 
mit einigen Auslassungen - iCh muß das so 
bezeichnen - des Kollegen Melter beschäf
tigen, er ist aber leider niCht im Saal. Daß 
sich der Kollege Melter in Fragen der Selb
ständigenkrankenversich.erung leider nicht 
zurechtfinden kann und mit seinen Argumen
ten schräg liegen muß, ist sehr leicht verständ
lich. Erstens einmal bezeichnet er sich immer 
wieder als Arbeitnehmervertreter, und zwei
tens kommt er aus einem Bundesland, in dem 
es eine Selbständigenkrankenversicherung 
überhaupt nicht gibt. Er hätte daher eigentlich 
keinerlei Gebühr gehabt, sich in dieser Ange
legenheit zum Worte zu melden. 

Ich · finde es darüber hinaus anmaßend, zu 
sagen, daß wir hier Manipulation betreiben. 
Ich möchte darauf hinweisen, daß wir im 
Sozialausschuß mit Mehrheit beschlossen 
haben, daß diese bei den Initiativanträge 
Gesetzeskraft bekommen, und ich nehme an, 
daß das auch. heute im Hohen Haus statt
finden wird. Die Beschlußfassung im Hohen 
Haus als Manipulation zu bezeichnen, 
empfinde ich schon als recht eigenartig ; das 
muß ich mit allem Nachdruck feststellen. 

Ich wollte zuerst sehr scharf reagieren, als 
Kollege Melter mich. einen Stalinisten und 
Leninisten genannt hat. Ich. habe darüber nach
gedacht, welche Bezeichnung er eigentlich ver
dienen würde. Ich möchte sie aber nicht zum 
Ausdruck bringen, weil ich in diesen Dingen 
doch etwas feinfühliger bin als er. Ich möchte 
aber eines sagen : Ich werde einmal als Stali
nist bezeichnet, als Leninist, dann wieder als 
Paläoliberaler, dann als Erzkonservativer, 
dann wieder als Preistreiber Nummer eins. 
Wenn man da den Durchschnitt zieht, meine 
Damen und Herren, liege ich unmittelbar in 
der progressiven Mitte, und dort gehöre ich 
hin ! (Beifall bei der OVP.) 

fortschrittliche Partei bezeichnen? Herr Kol
lege Melter, das wird Ihnen nicht gelingen! 

Das, was wir an Konzentration, an Zusam
menfassung durchführen, bezieht sich aus
schließlich auf die gewerbliche Wirtschaft. 
Was die Bauern machen, ist eine andere 
Frage, was die Arbeiter und Angestellten 
machen, ist eine andere Frage, das geht uns 
nichts an. 

Wir haben die Meinung vertreten, daß diese 
Zusammenfassung notwendig ist. Wir leben 
jetzt im Zeitalter der Fusionierung, der Kon
zentration, das wird heute ganz groß 
geschrieben. Wenn wir es aber hier machen, 
Kollege Melter, dann bemängeln Sie es. Ich 
möchte im Gegenteil sagen: Das Gesetz, das 
wir jetzt machen, ist im organisatorischen 
Aufbau ein ausgesprochenes Struktur
verbesserungsgesetz auf dem Gebiete der 
Krankenversicherung. Ich möchte Sie bitten, 
das zur Kenntnis zu nehmen. 

Wir haben seinerzeit keinen Druck ausge
übt, ob jemand zu einer Abstimmung gehen 
soll oder nicht. Das steht jedem frei. Es steht 
nur im Gesetz, daß innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes wieder eine Abstimmungswelle 
durchgeführt werden soll. 

Ich darf zum Grundsätzlichen eines sagen : 
Es ist sicher ein schwieriges Problem, ob die 
Selbständigen das Risiko nicht nur für ihren 
Betrieb tragen sollen, sondern auch für die 
Schicksalsschläge, die sie in ihrem Leben er
leiden, also das Risiko für Krankheit, Alter 
und so weiter. Ich kann mich noch genau daran 
erinnern, als die Pensionsversicherung der 
Selbständigen zur Diskussion gestanden ist. 
Da ist eine Reihe von Gruppen aufgestanden 
und hat erklärt, wenn wir diesen Weg 
gehen, ist das selbständige Unternehmertum 
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begraben, der selbständige Unternehmer muß 
dieses Risiko tragen. In der Zwischenzeit sind 
etwa zwölf Jahre durch die Welt gegangen, 
und heute nimmt jeder dieses Gesetz als 
Selbstverständlimkeit hin. 

Im bin der Meinung, daß eine ähnliche 
Entwicklung aum bei der Krankenversicherung 
nimt zu vermeiden sein wird, Herr Kollege, 
und zwar aus folgendem Grund: Sie sehen 
vielleicht immer nur diejenigen Gruppen 
unter den Selbständigen, die höhere Ein
kommen haben, die es sich leisten können, 
auf einen Sozialversimerungsschutz zu ver
zimten. 

Nun ist es aber so, daß das Einkommen 
eines Großteils der Selbständigen wesentlich 
niedriger liegt als das Durchschnittsein
kommen der Unselbständigen. Es ist daher 
so, daß dieser soziale Smutz, wenn man das 
so nennen kann, für den Selbständigen gerade
zu ein Gebot der Stunde geworden ist. Das 
hat man bei den Bauern erlebt, und das 
erleben wir also jetzt bei den selbständig 
Erwerbstätigen. 

Ich darf Ihnen eines sagen, Herr Kollege 
Melter, weil Sie dieses Abstimmungssystem 
verurteilen: Das ist seit 1891 - ich sage es 
noch einmal, damit Sie es sich merken: seit 
1 897 - im Gesetz, in der Gewerbeordnung 
verankert, und auf Grund dieses Abstim
mungssystems sind zurzeit drei Viertel der 
Selbständigen krankenversichert, die anderen 
nicht, und damit auch ein Großteil der Pen
sionisten nicht. 

Sie haben gesagt, daß die Notlage der 
Krankenkassen der Hauptgrund oder der ein
zige Grund war, warum wir diesen Initiativ
antrag eingebracht haben. Das war mit ein 
Grund. Im gebe zu, daß einzelne Kranken
kassen in einer finanziellen Notlage sind. Wir 
haben Selbständigenkrankenkassen mit 
20.000 Mitgliedern. Die können nicht lebens
fähig sein, Herr Kollege Metter, und darum 
unsere Konzentrationsbestrebungen. 

Das zweite ist die unzureichende Familien
versicherung, das dritte ist der organisatori
sche Aufbau, und das vierte ist die effektive 
Notlage der Gewerbepensionisten. 

Wir haben ungefähr 55.000 Ge-
werbepensionisten, die keinen Kran-
kenversicherungssdlUtz genießen. Die haben 
die Möglichkeit, sim privat versichern 
zu lassen. Das ist bei der soge
nannten Pool-Versicherung. Diese Pool-Ver
sicherung arbeitet mit Defizit. Das kann man 
dieser Versicherung auf die Dauer nicht zu
muten. Aber trotzdem ist diese Versicherung 
auch für die Pensionisten unzumutbar. Es ist 

so, daß in diesen Vereinbarungen Aussteue
rungsvorschriften vorliegen, daß etwa 
Medikamentenkosten nur bis 400 S im Jahr 
gewährt werden. Ich darf Ihnen sagen: Wenn 
jemand zuckerkrank ist, dann braucht er das 
in einem oder eineinhalb Monaten auf. Das 
sind also ausgesprochene Notfälle, Kollege 
Melter, und die müssen saniert werden. Und 
wenn Sie dem nicht beitreten, dann sind Sie 
unsozial, das muß ich mit allem Nach,druck 
sagen. (Beifall bei der OVP.) 

Wir haben jetzt die Höchstbemessungs
grundlage und den Beitrag erhöht. Sie sagen 
immer, wir werden in drei Jahren wieder in 
der gleichen Notlage sein. Vielleidlt, Kollege 
Melter, aber ich hoffe, daß wir durch die 
Strukturverbesserung, die wir herbeigeführt 
haben, doch dazu kommen werden, mit der 
gegenwärtigen Beitragsgrundlage und mit 
dem Beitragssatz das Auslangen finden zu 
können. 

Und dann wird immer wieder gesagt, daß 
die Unselbständigenkrankenkassen wesentlich 
günstiger arbeiten, daß sie billiger arbeiten 
und daß die Selbständigenkrankenkassen teu
rer arbeiten. Ja, erstens einmal deswegen, 
weil eben diese organisatorische Zusammen
fassung bisher noch nicht erfolgt ist, und 
zweitens, weil das DurchschniUsalter der dort 
Versicherten völlig unterschiedlich ist. Bei den 
Gebietskrankenkassen ist das Durchschnitts
alter der dort Versicherten 35 Jahre, während 
bei den Selbständigenkrankenkassen das 
Durchsdmittsalter 50 Jahre beträgt. Das ist 
der Grund, warum diese Krankenkassen teurer 
arbeiten müssen. Außerdem haben sie andere 
Ärzteverträge, sie haben ein Punktesystem 
und kein Fallpauschale wie andere Kranken
kassen. 

ICh darf zur Frage der Abstimmung sagen: 
Sie haben also gesagt, daß die Lösung, die 
wir in der Abstimmungsfrage gefunden haben, 
nicht richtig wäre. Wir lassen also die Pen
sionisten mit abstimmen. Sie kommen dann 
zu dem Schluß, daß die Pensionisten auch in 
den Kammerorganen abstimmen müssen. 

Herr Kollege Melter ! Da haben Sie vom 
Kammergesetz überhaupt keine Ahnung, muß 
ich mit allem Nachdruck sagen, denn das, 
was wir hier schaffen, ist ein gesonderter 
Abstimmungskörper, der mit den Fachgruppen 
und sonstigen Organisationen in der Kammer 
überhaupt nichts zu tun hat. (Abg. M e  1 t e l:  
Eine Manipulation!) Herr Kollege! Mit dem 
Schlagwort "Manipulation" kann man leicht 
herumwerfen I Sie verstehen ja selber nicht, 
was Sie damit meinen! (Zustimmung bei der 
tJVP.) Wenn ich Sie fragen würde, was Sie 
mit dem Ausdruck "Manipulation" wollen, 
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Dr. Mussll 

werden Sie zu keinerlei Antwort fähig sein! 
(Abg. P e t  e r: Die Frage können Sie an Ihre 
Fraktion richten, Herr Mussil! - Abg. G r a f: 
Die Herren sind schon wieder empfindlich I) 

Ich darf zu den Pensionisten noch etwas 
sagen: Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Vorschlag, den der Herr Kollege 
Melter gemacht hat uild von dem er geglaubt 
hat, es sei ein Stein der Weisen oder eine 
Königsidee, indem er gesagt hat, daß man eine 
gesonderte VersiCherung für die Pensionisten 
machen sollte, würde bedeuten, daß die Pen
sionisten und die Pensionsversicherungs
anstalt ihre Beiträge einspeisen und daß die 
Aktiven für die Pensionisten in der betreffen
den Fachorganisation Beiträge von 2 bis 3 Pro
zent bezahlen, ohne selber einen Anspruch 
darauf zu haben. 

Wissen Sie, was das ist, Kollege Melter? 
Das ist eine glatte Enteignung! Herr Kollege 
Melter! Wenn Sie das vertreten, so ist Ihre 
Partei eine Enteignungspartei ! Das muß iCh 
mit allem NaChdruck sagen! (Beifall bei der 
OVP. - Abg. P e t e r: Das glauben Sie doch 
selber nicht, Herr Mussil! Eine solche 
Demagogie habe ich überhaupt noch nicht von 
Ihnen erlebtI) 

Sie brauchen etwas von Demagogie zu 
sagen, Herr Kollege Peter! Ich möchte Sie 
bitten, siCh umzudrehen und nidlt so wie bei 
einer der letzten Sitzungen zu sitzen, wo Sie 
dem Redner den Rücken gezeigt haben. Das 
haben wir als Ungehörigkeit empfunden! 
(Zustimmung bei der OVP.) Sie haben hier 
das Gesicht herzuzeigen und nicht den 
Rücken I 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf noch folgendes sagen: Es sind außer 
dem Königsgedanken, den der Kollege Melter 
vorgebraCht hat, dann noCh eine Reihe von 
anderen VorsChlägen gemaCht worden. 

Einen hat der Kollege Melter gemacht: das 
ist die Lösung mit dem sogenannten Wahl
recht, daß man es siCh aussuchen kann, ob 
man sich bei der Gebietskrankenkasse, bei 
der Privatversicherung oder bei der Selb
ständigenkrankenkasse des Gewerbes ver
sichern will. Eine herrliche Idee! Das Fazit, 
meine Herren, haben Sie in der Bundes
republik verfolgen können: Da bleiben die 
schlechten Risiken bei der Selbständigen
Krankenversicherung! Da ruinieren Sie die 
Selbständigen-KrankenversiCherungen zur 
Gänze l 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Der Kollege Melter hat schon im AussChuß 
und auch heute immer wieder die These vor
gebraCht, wir hätten mit dem Freien Wirt
sChaftsverband Vereinbarungen über die Be-

setzung der einzelnen Generaldirektorposten 
und der anderen Posten getroffen. (Abg. 
P e t  e r: Das stimmt ja auch! Fragen Sie 
Koslr,oun, was der sagtJ) 

ICh darf hier mit allem Nachdruck fest
stellen, Herr Kollege Peter, daß das niCht 
stimmt! Und wenn Sie das behaupten, so ' ist 
das eine glatte Unwahrheit, Herr Kollege 
Melter! (Zustimmung bei der OVP. - Leb
hafte Zwischenrufe bei der FPO. - Gegen
rufe bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): VielleiCht beruhigt man sich wieder 
ein bißchen! 

Abgeordneter Dr. Mussil (fortsetzend): Das, 
was wir nach dem Kammergesetz ge
macht haben, Herr Kollege Peter, und 
wonach wir nach dem Kammergesetz 
verpfliChtet sind, ist, nach dem Proporz 
vorzugehen, naCh der Vertretung der ein
zelnen Wählergruppen - des Freien Wirt
schaftsverbandes und des Wirtschafts
bundes - im Vorstand der Bundeskammer, 
und danach wird besetzt. Das ist 
also gesetzliChe VorsChrift, Herr Kollege 
Peterl (Beifall bei der OVP.) Und 
wenn Ihnen das nicht paßt, so müssen Sie die 
gesetzliche Vorschrift ändern I (Der P r ä  s i-:
d e n  t übernimmt den Vorsitz.) 

Das hier klarzusteilen habe ich miCh ver
pflichtet gesehen. Den Anträgen werden wir 
selbstverständlich zustimmen. (Lebhafter Bei
fall bei der avp. - Zwischenrufe bei der 
FPO.) 

Präsident: Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist gesChlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. (Lebhafte Zwischenrufe zwischen 
dem Abg. Dr. M u s  s i 1 und Abgeordneten 
der FPO. - Der P r ä  8 i d e n t gibt  das 
Glockenzeichen.) 

Wir stimmen ab, meine Herren, wir stimmen 
ab ! Herr Dr. Mussil, jetzt ist Schluß ! Jetzt 
wird abgestimmt. (Ruf bei der SPO: Mussi!, 
setz dich nieder!) 

Vorerst wird abgestimmt über den 
Entwurf des Gewerblichen Selbständigen
Krankenversicherungsgesetzes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des AussdlußberiChtes 
samt Anlage ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich danke. Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein 
Einwand. 
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Dann bitte ich die Damen und Herren, die 
dem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Das ist die Mehrheit. Auch in 
dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
20. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen
Pensionsversicherungsgesetz. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang unter Berücksichtigung der vom 
Berichterstatter vorgetragenen Druckfehler
berichtigung in der Fassung des Ausschuß
berichtes zustimmen, sich von ihren Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit, ist 
angenommen. 

Wieder ist die dritte Lesung beantragt. -
Kein Einwand. 

Dann bitte ich die Damen und Herren, die 
dem Gesetzentwurf in dritter Lesung zustim
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Ist 
auch in dritter Lesung mit Stimmenmehr
heit a n g e n  0 m m e n. 

9. Punkt: BeriCht des AussChusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag 82/A (11-1347 der 
Beilagent der Abgeordneten Melter, Libal. 
Staudinger und Genossen betreffend Änderun
gen auf dem Gebiete der Kriegsopferversor-

gung (545 der Beilagent 

Präsident: Wir kommen zum 9. Punkt der 
Tagesordnung : Änderungen auf dem Gebiete 
der Kriegsopferversorgung. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter HeU
wagner. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Hellwagner: Hohes Hausl 
Herr Präsident! Ich erstatte den Bericht des 
Ausschusses für soziale Verwaltung über den 
Antrag der Abgeordneten Melter, Libal, 
Staudinger und Genossen betreffend Änderun
gen auf dem Gebiete der Kriegsopferversor
gung (82/A) . 

Die Abgeordneten Melter, Libal, Staudinger 
und Genossen haben in der Sitzung des 
Nationalrates am 23. Juni 1971 den obge
nannten Initiativantrag, der dem Ausschuß 
für soziale Verwaltung zugewiesen wurde, im 
Nationalrat eingebracht. 

Dem vorliegenden Gesetzesantrag liegen 
folgende Erwägungen der vorerwähnten 
Abgeordneten zugrunde : 

Die Einführung der Dynamisierung der 
Kriegsopferrenten im Jahre 1 967 erfolgte ein 
Jahr nach der Anpassung der Renten nach 
dem ASVG. Dies hatte zur Folge, daß die 
Renten der Kriegsopfer, soweit der Renten
bezug nicht angeglichen wurde, gegenüber den 

Renten der Sozialversicherung um 7 vom Hun
dert zurückgeblieben sind. Die Nachdynami
sierung wäre demnach zunächst bei den 
Grundrenten und Waisenrenten erforderlich. 
Hinsichtlich mancher einkommensabhängiger 
Leistungen Witwen-Zusatzrenten und 
Erhöhungsbeträge zu Elternrenten - sind in
zwischen bereits gesetzliche Neuregelungen 
erfolgt. Die Nachdynamisierung der Grundren
ten wird allerdings auch eine Erhöhung der 
Einkommensgrenzen1bewirken, sodaß sämtliche 
Teil-Elternrenten und Teilzusatzrenten für 
Beschädigte im Zuge der Dynamisierung 
erhöht werden. Mit Rücksicht auf die finan
ziellen Auswirkungen kann die Nachdynami
sierung nur etappenweise erfolgen. Der Ent
wurf sieht in der ersten Etappe die Erhöhung 
der Grundrentenbeträge für Beschädigte und 
Witwen sowie der Waisenrentenbeträge im 
Ausmaß von 3,5 vom Hundert mit Wirksam
keit ab 1 .  Juli 1971 vor. 

Für die Erhöhung der Zusatzrenten für 
Beschädigte - § 12 Abs. 3 - und für Eltern
renten - § 46 Abs. 3 - ist derzeit im Gesetz 
ein Einkommensfreibetrag von 277 S vorge
sehen. Diese Regelung hat den Nachteil, daß 
einkommenslose Kriegsopfer Versorgungslei
stungen in gleicher Höhe erhalten wie die
jenigen Kriegsopfer, die über ein Einkommen 
verfügen, das unter dem genannten Freibetrag 
liegt. Zur Vermeidung dieser Härte wäre der 
bisherige Freibetrag zu beseitigen, die erhöh
ten Zusatzrenten für Beschädigte und die 
erhöhten Elternrenten wären um den gleichen 
Betrag aufzustocken. Damit wird eine gleiche 
Behandlung der Schwerkriegsbeschädigten 
und Kriegereltern bei der Bemessung ein
kommensabhängiger Versorgungsleistungen 
gewährleistet. Audl diese Verbesserung soll 
mit 1 .  Juli 1971 wirksam werden. 

Der Aussdmß für soziale Verwaltung hat 
diesen Initiativantrag in seiner Sitzung am 
5. Juli 1971 in Anwesenheit des Vizekanzlers 
und Bundesministers für soziale Verwaltung 
Ing. Häuser in Verhandlung gezogen und in 
der dem schriftlidlen Ausschußbericht beige
druckten Fassung einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
sdluß für soziale Verwaltung durdl mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
sdlriftlidlen Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie
gen, beantrage ich namens des Ausschusses, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Danke. 
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Es liegt der Antrag vor, General- und 
Spezialdebatte unter einem durChzuführen. -
Kein Widerspruch. 

Dann gehen wir in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Mel
ter. kh erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsi
dent ! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
darf mit Freude feststellen, daß es die Ver
einbarungen der freiheitlichen und der soziali
stischen Fraktion ermöglicht haben, einen 
Initiativantrag zur Verbesserung der Kriegs
opferversorgung einzubringen. 

Bei den Verhandlungen um das Budget
überschreitungsgesetz haben wir die Zusage 
erhalten, daß ungefähr 34,25 Millionen zusätz
lich für Leistungsverbesserungen in der 
Kriegsopferversorgung bereitstehen. Ich darf 
in Erinnerung rufen, daß wir bereits im Herbst 
vergangenen Jahres ganz konkrete Anträge 
zum Budget und zum Kriegsopferversorgungs
gesetz eingebracht haben und daß wir damals 
leider auf Grund der ungünstigen Zeiteintei
lung und des Verhandlungsablaufes damit 
erfolglos geblieben sind. 

Nun ist diese Neuregelung zweifellos im 
Zusammenhang damit zu verstehen, denn 
ohne diesen tatkräftigen Vorstoß der Freiheit
lichen wäre wahrscheinlich im Bereich der 
Kriegsopferversorgung diese Fortentwicklung 
auch ausgeblieben oder erst erheblich später 
eingetreten. Daß eine weitere Entwicklung 
aber dringend notwendig ist, ergibt sich schon 
aus der Tatsache, daß etwa die Novelle vom 
Herbst vergangenen Jahres für viele Kriegs
opfer keine Verbesserungen gebracht hat. 

Einer Zusammenstellung über die Auswir
kungen der Novelle 1 970 kann entnommen 
werden, daß ein erheblicher Teil insbesondere 
von Kriegerwitwen gerade wegen der Erhö
hung der Witwenpension in den Pensions
versicherungen auf 60 Prozent in der Kriegs
opferversorgung Leistungsverminderungen in 
Kauf nehmen mußte. Betroffen davon waren 
nicht weniger als 8530 Witwen. Es hat dabei 
praktisch genau der gleiche Personenkreis 
Nachteile zu verzeichnen gehabt wie vor 
einem Jahr, als die Pensionen in der Sozial
versicherung auf 55 Prozent angehoben wor
den sind. 

Für diese 8530 Witwen ist ein Minderauf
wand von über 700.000 S zu verzeichnen. Bei 
den Eltern wurden 2800 Kriegermütter betrof
fen, für die der Minderaufwand rund 203.000 S 
beträgt. 

-waisen und -eltern in 64.412 Fällen fühlbare 
Leistungsverbesserungen erfolgen, die einen 
Mehraufwand von monatlich rund 1 1 ,8 Mil
lionen Schilling zur Folge haben werden. Der 
Nettomehraufwand ab 1 .  Juli wird demzu
folge monatlich rund 1 1  Millionen Schilling 
betragen. 

Es ist dies zwar für die Benachteiligten 
beziehungsweise für jene, die trotz Witwen
pensionsverbesserung kein größeres Gesamt
einkommen erzielen, kein Trost, aber immer
hin beweist der Umstand, daß man im Bereich 
der Kriegsopferversorgung gerade bei den 
Hinterbliebenen oft nicht das tun kann, was 
im Pensionsbereich möglich ist, daß man doch 
wenigstens nach und nach dafür Vorsorge 
treffen muß, daß Leistungsverbesserungen 
eintreten. 

Der Initiativantrag Melter-Libal-Staudinger 
bringt derartige Leistungsverbesserungen 
mit einem Mehraufwand von rund 34 Mil
lionen Schilling. Das heißt, daß in Berück
sichtigung des betroffenen Personenkreises 
und der großen Anzahl der zu Betreuenden 
die Auswirkungen für die Einzelpersonen 
sehr gering sein werden. Sie bewegen sich 
zwischen 3 S und 49 S monatlich, wobei die 
kleinen Beträge zahlenmäßig weitaus dem 
größten Teil zugutekommen, während die 
höchste Erhöhung von 49 S nur für die 
erwerbsunfähigen Kriegsbeschädigten wirk
sam wird. 

Im Zusammenhang damit steht allerdings 
auch eine entsprechende Erhöhung der Ein
kommensgrenzen, sodaß für alle bedürftigen 
Schwerkriegsbeschädigten und für die Krieger
eltern durch die Einkommensgrenzenerhöhung 
ebenfalls Leistungsverbesserungen möglich 
sind. 

Die Abschaffung des Einkommensfreibetra
ges von 277 S ermöglicht Leistungsverbesse
rungen bei den Erhöhungsbeträgen zu Zusatz
renten und Elternrenten bis zum selben Aus
maß, und zwar dann, wenn das anrechenbare 
Einkommen bis auf Null zurückgeht. Man 
ersieht daran, daß durch diese Novelle wie
der eine besondere Berücksichtigung der 
Bedürftigsten erfolgt ist und daß man nun 
für diese Bedürftigsten auch eine wesentlidl 
leichtere Bemessung der Leistungen durch
führen kann. Für die Verwaltung ist dies auch 
ein fühlbarer Fortschritt. 

Im Hinblick auf alle diese Umstände stim
men wir Freiheitlichen gerne diesem Antrag 
Melter, Libal und Staudinger zu. (Beifall bei 
der FPO.) 

Dem stehen aber erfreulicherweise auch Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
positive Entscheidungen gegenüber, denn ins- dem Herrn Abgeordneten Stau dinger das 
gesamt konnten für Beschädigtenwitwen, Wort. 
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Abgeordneter Staudinger (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen und 
Herrenl Als Antragsteller des Initiativantra
ges 82/ A betreffend Änderung auf dem Gebiet 
der Kriegsopferversorgung sind angeführt 
Melter, Libal und Staudinger. Mit dieser Auf
zählung wird um mein Haupt ein Lorbeer 
gewunden, der nicht von meinem Straudle 
ist. Um der historisdlen Wahrheit gerecht zu 
werden, stelle ich fest : Ich bin diesem Antrag 
zwar beigetreten, ich habe aber mit dem Zu
standekommen dieses Antrages nichts zu tun. 
Das bedeutet, sehr geehrte Damen und Her
ren, keineswegs etwa eine Distanzierung i im 
Gegenteil, idl kann gleich eingangs sagen, 
wir stimmen selbstverständlich der heute hier 
vorliegenden Novelle zu. 

Dennoch ist dazu etliches zu sagen. Dieser 
Antrag kam etwas überraschend. Ich persön
lich hatte auf Grund von Besprechungen, die 
wir mit kompetenten Leuten geführt haben, 
durchaus die Hoffnung aufgegeben, daß noch 
im heurigen Jahr eine Novelle zum Kriegs
opferversorgungsgesetz kommen würde, deren 
Auswirkungen noch heuer fühlbar werden 
würden. Auch die Zentralorganisation öster
reichischer Kriegsopferverbände hatte, wie die 
Kundigen wissen, diese Hoffnung nicht mehr. 

Diese Novelle steht in direktem Zusammen
hang mit dem Budgetüberschreitungsgesetz, 
das wir vor kurzer Zeit hier im Hause behan
delt haben und das gegen die Stimmen der 
Parlamentsfraktion der OsterreichIschen 
Volkspartei von diesem Hause angenommen 
wurde. 

Bei diesem Budgetüberschreitungsgesetz 
war die SPO-Minderheitsregierung natürlich 
wieder auf Mehrheitssuche, und es waren wie
der neue Verhandlungen nötig. Es war wohl 
naheliegend, daß diese Verhandlungen seitens 
der SPO-Parlamentsfraktion beziehungsweise 
der Minderheitsregierung mit der Freiheit
lichen Partei geführt wurden. 

Einiges von dem, was ich zu diesem Thema 
im Hause schon gesagt habe, muß ich not
wendigerweise wiederholen. Idl erinnere 
daran, daß bei der Beratung der Gruppe 
Soziales im Finanzausschuß im November des 
vergangenen Jahres der freiheitlidle Abge· 
ordnete Werner Melter die Zustimmung zum 
Budget der SPO-Minderheitsregierung unter 
anderem davon abhängig gemacht hatte, daß 
für die Kriegsopfer ein zusätzlicher Betrag 
von - erinnere ich mich recht? - 103 Mil
lionen Schilling zur Verfügung gestellt wer
den würde. 

Auf meine Haltung dazu werde ich noch zu 
sprechen kommen. Sicher ist aber - halten 
wir nur einmal das historische Faktum fest -, 

daß mit dieser Forderung naCh Verbesserung, 
nach Vergrößerung des Kriegsopferetats unser 
Kollege Melter siCh niCht durChgesetzt hat, 
daß er aber - und das ist gewiß sein Ver
dienst - die Mehrheitssuche der sozialisti
sChen Minderheitsregierung für ihre krause 
Finanzpolitik zu einem guten Zweck ausge
nützt hat : daß er nämlich dieser Minderheits
regierung den Betrag von rund 34 Millionen 
SChilling zur Verbesserung der Kriegsopfer
versorgung herausgequetsCht hat. 

Diese 16. Novelle zum Kriegsopfergesetz 
basiert also auf dem BudgetübersdlIeitungs
gesetz. Und als wir das Budgetüberschrei
tungsgesetz hier im Hause beraten haben, hat 
der Abgeordnete Melter in etwa gerufen: Wo 
ist denn der Abgeordnete Staudinger? ! Kann 
denn der es überhaupt verantworten - das 
war nicht wörtliCh so, ich habe es niCht per
sönlich gehört, es ist mir erzählt worden -, 
ein Gesetz abzulehnen, das bereits eine Ver
besserung für die Kriegsopfer in sich birgt? 
Nun, der Staudinger war durchaus, wenngleich 
nicht im Augenblick, da, der Staudinger war 
keineswegs in Verlegenheit - auch nicht in 
Verlegenheit, als ich gegen dieses Budget
überschreitungsgesetz gestimmt habe. 

Mich hat es - wenn ich auf das Entstehen 
der Novelle, die hier zur Beratung steht, noch 
einmal zurückkommen darf - nicht verwun
dert, daß es ursprünglich hieß, dieser Initiativ
antrag werde als Zweiparteienantrag einge
bracht. Denn das Verdienst daran kommt ja 
zweifellos den Verhandlungen zwischen der 
Freiheitlichen Partei und der SPO zu. Ich war 
eher verwundert darüber - das sage ich ganz 
offen -, daß ich schon vor der Beratung im 
Sozialausschuß aufgefordert wurde, diesem 
Initiativantrag beizutreten. Ich habe das als 
eine freundschaftliche, kollegiale Geste 
empfunden, die ich durchaus zu schätzen weiß. 
Mich hätte es nicht gekränkt, hätte ich etwa 
auf die Verhandlungen im Sozialausschuß 
warten müssen, wo ich dann selbstverständlich 
diesem Initiativantrag beigetreten wäre. 

Richtig ist aber, daß ich die Grundlage für 
diese Novelle, nämlich das Budgetüberschrei
tungsgesetz, mit der Osterreichischen Volks
partei abgelehnt habe und im übrigen mit 
Uberzeugung abgelehnt habe ; und nicht etwa 
nur als OVP-Mandatar, sondern sehr bewußt 
als Vertreter der Kriegsopfer hier im Hause 
abgelehnt habe. 

Wenn wir heute hier zu dieser 1 6. Novelle 
Stellung nehmen, dann ist es unvermeidlich, 
daß wir zur Kriegsopferpolitik in ihrer Ge
samtheit Stellung nehmen. Dann ist es aber 
auch nicht möglich, das Budgetgesetz und das 
BudgetübetsChreitungsgesetz nicht doch auch 
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mit hier in diese Verhandlungen noch einmal 
hereinzuziehen. Dies ist umso notwendiger, 
als mich der Abgeordnete Melter bei jener 
Beratung angerufen hat, ohne von mir eine 
Antwort zu kriegen. Aus Gründen der Zeit
ökonomie habe ich mir die Antwort auf heute 
gespart. Es wird gewiß keine feindliche Ant
wort sein, aber eine Klarstellung, glaube ich, 
die notwendig ist. 

Daß es prinzipielle Gründe genug gibt, das 
Budget, das uns die Minderheitsregierung im 
Oktober des vergangenen Jahres vorgelegt 
hat, abzulehnen und damit logischerweise 
auch Budgetgesetznovellen zu diesem Budget 
abzulehnen, das sei nur ganz nebenbei 
erwähnt. Ich möchte gar keine Zitate bringen, 
etwa die berühmten Ausführungen des heuti
gen Finanzministers Dr. Androsch, der 1 969, 
glaube ich, zu diesem Thema Stellung genom
men hat. Ich möchte auch nicht eingehen auf 
die Beflissenheit, mit der der Herr Bundes
kanzler Dr. Kreisky bei den Verhandlungen 
mit der OVP - Verhandlungen, die begonnen 
wurden, als er schon längst wußte, daß er 
dieses Parlament in die Wüste schicken 
wird - der OVP eingeredet hat, daß es ja 
unendlich schwer sei für sie, einem Budget 
zuzustimmen. Aber ich meine, nicht nur ich 
selber, sondern etwa die Schwerkriegsver
sehrten Dr. Prader, Dr. Maser, Schlager und 
die Kollegen Linsbauer und alle die, die 
Kriegsopfer sind, haben guten Grund gehabt, 
dieses Budget nicht nur aus grundsätzlichen 
Erwägungen abzulehnen, sondern eben des
wegen abzulehnen, weil sie Kriegsopfer sind. 

Dazu bedarf es vielleicht einiger Erläute
rungen. Ich erinnere daran: In der ersten 
Budgetetappe, als die Minderheitsregierung 
uns den Budgetgesetzentwurf vorgelegt hatte, 
haben vorher zwischen der Zentralorganisa
tion der österreichischen Kriegsopferverbände 
einerseits und dem Sozialministerium anderer
seits Verhandlungen stattgefunden. Damals 
hat es geheißen - ich bitte zu entschuldigen, 
wenn ich wiederhole, was ich bei anderer 
Gelegenheit schon gesagt habe, ich hoffe, es 
wird deutlich, warum ich es wiederholen 
muß -: Es sei eine Kriegsopfernovelle in 
Vorbereitung, deren Aufwand 83 Millionen 
Schilling betragen wird. Diese Novelle werde 
zum 1 .  Juli 1 971  wirksam werden. Der Auf
wand für diese Novelle werde sich für dieses 
halbe Jahr vom 1 .  Juli 1 971 bis zum Jahres
ende auf 83 Millionen Schilling belaufen. Ich 
erinnere etwa daran - was ich auch schon 
hier gesagt habe -, daß bei der Vorstands
sitzung der Zentralorganisation österreichi
scher Kriegsopferverbände am 1 7 .  September 
1 970 . der Präsident der Zentralorganisation 
Bundesrat a. D. Karrer gesagt hat : Der Auf-

wand - per 1 971 1 - werde sidl auf 83 Mil
lionen Sdtilling belaufen. 

Nun bitte, das war nicht gerade überwälti
gend, auch wenn man bedenkt, . daß die Aus
wirkungen 83 Millionen Schilling gewesen 
wären, für das nächstfolgende Jahr den dop
pelten Umfang, also etwa 165 Millionen Schil
ling, gehabt hätten. Es war nicht gerade über
wältigend; deswegen nicht, weil in dem von 
mir bereits mehrfach zitierten Antrag 24/ A 
der Abgeordneten Libal und Genossen vom 
2 1 .  Juni 1966 ganz allgemein der Eindruck 
erweckt wurde, wäre nicht eine OVP-Allein
regierung, sondern die SPO am politischen 
Schalthebel, wäre es tatsächlich möglich, das 
Kriegsopferproblem, nämlich die Erfüllung des 
Reformprogramms 1 964, in einem einzigen 
Gesetz, wirksam werdend in drei oder vier 
Etappen, zu erfüllen. 

Wenn man das also bedenkt, dann waren 
die 83 Millionen nicht eben überwältigend. 
Sie waren audl nicht überwältigend im Hin
blick. auf das, was der Abgeordnete Sekanina 
hier im Hause anläßlich der Debatte zur 
Regierungserklärung gesagt hat. Weil damals 
vergessen wurde, die Kriegsopfer in der 
Regierungserklärung zu erwähnen, hat Abge
ordneter Sekanina namens der sozialistischen 
Fraktion gesagt: Nicht Worte, sondern Taten 
zählen. Die sozialistisme Parlamentsfraktion 
und die SPO-Minderheitsregierung würden 
uns beweisen, daß sie eben Taten an die Stelle 
von Worten setzen würden. 

Im Hinblick darauf waren die 83 Millionen 
nicht gerade überwältigend. Aber im persön
lidl habe mir gesagt: Es sind immerhin rund 
1 65 Millionen per anno, und das ist schon 
eine Größe, über die man, wenngleich nicht 
jubeln, so einigermaßen befriedigt sein darf. 
Das war allerdings eine arglose Remnung, die 
idl da angestellt hatte. Auch der Kollege Libal 
hatte die gleidle Rechnung angestellt - ich 
weiß, es ist wieder eine Wiederholung. Er 
hat zu mir in einem Gesprädl gesagt: 83 Mil
lionen - das Doppelte, wenn man ein ganzes 
J ahI bedenkt, es ist so übel nicht. 

Wir müssen dieser 83-Millionen-Smilling
Rechnung noch den sogenannten natürlichen 
Abgang . entgegenstellen, der vom Finanz
ministerium gemeinsam mit dem Sozialmini
sterium per 1 971  auf 67 Millionen Sdlilling 
erredlnet wurde, den natürlidten Abgang, das 
Freiwerden von Rentenbeträgen dadurch, daß 
Kriegsbesdlädigte und Hinterbliebene ster
ben. 

Als dann die Vorlage, die Budgetgesetz
vorlage, kam, war man im ersten Augenblick 
verwirrt, als man sah, daß 1 34 Millionen 
Schilling für die Kriegsopfer lIlehr per 197 1  
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im Budget eingesetzt werden, im Vergleich 
natürlich zu 1 970. Man rieb sich die Augen, 
hatte man sich doch ausgeredmet, daß die 
Anpassung, die Dynamisierung der Versor
gungsleistungen allein 1 54 Millionen Schilling 
ausmachen würdej wenn man den natürlichen 
Abgang nicht abzieht, sondern unverändert 
bestehen läßt, dann hätten also bei einer Ver
besserung wenigstens im Ausmaß des natür
lichen Abganges 1 54 Millionen Schilling mehr 
im Budget enthalten sein müssen. So aber 
kam man darauf, daß es tatsächlich 48 Mil
lionen Schilling waren, die konkret zur Ver
besserung der Versorgungsleistung für die 
Kriegsopfer im Budget 1971 enthalten waren. 

Jetzt gehört ein Anführungszeichen gesetzt 
- das gilt für die Stenographen: "Ich stelle 
also fest, daß zwar etwas gegeben wurde, daß 
das aber aus den Einsparungen, die durch 
den natürlichen Abgang der Kriegsopfer 
hereingebracht worden sind, durchgeführt 
werden kann, daß man also auf dem Rü<ken 
der Kriegsopfer Verbesserungen bescheiden
ster Art durchführen kann und dann in der 
Offentlichkeit draußen aufsteht und erklärt, 
wie sozial diese Regierung ist, . , . und was 
die Kriegsopfer alles dieser Regierung zu ver
danken haben." Und nun kommt das Aus
führungszeichen. Denn das sage nicht ich, son
dern das hat der Abgeordnete Libal im Hin
bli<k auf die Verwendung des natürliChen 
Abganges am 29. November 1 968 hier im Haus 
erklärt. 

Ich stelle fest, daß das Budget der soziali
stischen Minderheitsregierung den Kriegs
opfern nicht einmal jene 67 Millionen Schil
ling gelassen hat, die durch den Tod von 
Kriegsbeschädigten und -hinterbliebenen frei 
wurden oder frei werden. Ferner stelle ich 
fest, daß erstmals - erstmals ! - seit ich in 
diesem Hause bin, bewußt oder unbewußt, 
ich lasse das dahingestellt, jedenfalls aber in 
beträchtlicher Weise, die Kriegsopfervertre
tung irregeführt wurde. 

83 Millionen Schilling hätte nämlich die 
Novelle, die wir mit Wirksamwerden vom 
1 .  Juli im vergangenen Jahr noch besChlossen 
haben, gekostet, wenn nicht gleichzeitig die 
Pensionen aus der Sozialversicherung erhöht 
worden wären und damit Einsparungen in 
der Gr-ößenordnung von 32,5 Millionen SChil
ling auf dem Gebiete der Kriegsopferversor
gung erzielt worden wären. Der Herr Sozial
minister Vizekanzler Ing. Häuser hat damals 
in der Debatte dazu erklärt: Das sei ja egal, 
wo die Verbesserungen für die Kriegsopfer 
herkämen, ob die nun über die Verbesserung 
des Ausgleichszulagenrechtes im ASVG kom
men oder über das Kriegsopferversorgungs
gesetz. Natürlich, in der Auswirkung für die 

Kriegsopfer ist es tatsächlich egal, aber der 
Herr Vizekanzler hat damals übersehen, daß 
die Verbesserung über die Ausgleichszulagen
verbesserung den Kriegshinterbliebenen auch 
dann zugute gekommen wäre, wenn es über
haupt keine Novelle zum Kriegsopferversor
gungsgesetz gegeben hätte. Dazu bedurfte es 
also einer KOVG-Novelle nicht. 

Nun, des einen berühmt man sich der Ver
besserung aus dem Ausgleichszulagenrecht 
und zum anderen berühmt man sich der Ver
besserung nach dem Kriegsopferversorgungs
gesetz. Das ist eine Form der doppelten Buch
haltung, die völlig neu ist in die,sem Hause. 
Wie hat sich die Regierung gebrüstet, ohne 
eigentlich Brüste zu haben. (Heiterkei t.) 

Einem solchen Budget zuzustimmen - ver
langt man das tatsächlich? Nicht von einem 
OVP-FuIlJktionär, sondern verlangt man das 
tatsächlich von einem Mandatar, der sich den 
Kriegsopfern verpflichtet fühlt und der, da er 
in der Opposition sit1zt, es siCh auch leisten 
kann, dem Budget seine Zustimmung zu ver
sagen. 

Ich erinnere daran - und alle, die mit den 
Dingen zu tun haben, wissen davon -, daß 
wir, ehe wir in die Budgetverhandlungen 
gingen, mit dem Sozialminister geredet hatten 
und daß er gesagt hatte, es sei einfach nicht 
mehr drinnen .a,ls diese 48 Milionen. Ich per
sönlich habe das zur Kenntnis genommen, und 
als der Abgeordnete Melter dann im Finanz
ausschuß des Hohen Hauses bei der Budg-et
beratung der Gruppe Soziales seine Forderung 
nach einer Höherdotierung um 1 03 MiUionen 
Schilling für die Kriegsopfer stellte, da habe 
ich tatsäChliCh Sympathie für diesen Antrag 
empfunden wie gewiß auCh der Abgeordnete 
Libal. Der Abgeordnete Libal mußte natürlich 
die Regierungspolitik vertreten - ich habe 
eine andere POlitIk vertreten, nämlich die� 
jenige, daß wir seitens der OVP-Fliaktion 
keine Anträg,e stellten, wenn wir niCht auch 
einen Bedeckungsvorschlag anbieten könnten. 

Ich ha,be da:her - auch das gehört der 
historischen Wahrheit wegen noch -einmal 
festgehalten - namens der OVP-Fraktion die 
Forderung des Albgeordneten Melter nicht 
unterstützt, habe auCh erklärt, warum ich sie 
niCht unterstützen kann: nicht nur, daß wir 
keine materielle Bedeckung vorsch'lagen 
konnten, ich hatte auch nicht die Möglichkeit, 
eine politische Bede<kung zu offerieren, näm
lich etwa dahingehend: wenn ihr ja sagt, dann 
werden .wir dem Budget zustimmen. Eine 
solche Kompensation war mir auch nicht mög� 
lich. 

Hätte iCh allerdings gewußt, was dann 
kommen würde - Kollege Melter, vielleidlt 
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hätten die Dinge einen anderen Gang ge
nommen. Die Minderheitsregierung mußte 
natürlich eine Mehrheit tiür ihr Budget suchen. 
Wie diese M�hl'lheit zustandegekommen ist, 
d·as wissen Sie aLle : daß der Staat auf Ein
nahmen in der Größenordnung von 600 bis 
100 Millionen Schilling pro Jahr aus der 
Sonderabgabe auf Kraftfahrzeuge verzichtet 
hat, daß der Bund auf Einnahmen in der Grö
ßenordnung von etwa 1 10 Millionen Schilling 
pro Jahr aus der Weinsteuer verzichtet hat. 
Nicht, daß Sie mir etwa nun in den Mund le
gen, der Abgeordnete Staudinger, der seiner
zeit dem Auslaufen der Kraftfahrzeugsonder
abgabe sehr wolhl zugestimmt hat, weil das 
in einem andersstrukturierten Konzept, auch 
im OVP-Konzept drinnen gewesen sei, votiere 
nun nachträglich g.egen seine eigene Stimm
abga'be. Nein, ketineswe.giS. Das hat ,alles 
gewiß seinen Sinn gehabt. A:ber d'aß im 
Zus·ammenhang mit dieser Budgetvenhandlung 
just auf Einnahmen in dieser Größenordnung, 
also auf rund 800 MiUionen SchiUing pro 
Jahr, verzichtet wurde, daß das so unerhört 
wichUg war, daß aber ausgerechnet die vom 
Kollegen Melter gewiß auch damals vorge
brachte Forderung nach einer Verbesserung 
des Kriegsopferetats, daß ausgerechnet diese 
nicht d'urchgesetzt werden konnte, das ist 
schon sehr, sehr mertkwürdig. 

Ich habe mir das Mißfallen meines 
Kameraden und Kollegen Melter eingehandelt, 
als ich in der Kriegsopfer,zeitung Oberöster
reich kürzlich zu diesem Thema Stellung ge
nommen habe und gefragt ha'be, wie kann 
denn das Kriegsopferprdblem in Osterreich 
geregelt werden. Ich habe darauf hingewiesen : 
Je weiter wir von der Beendigung des Krieges 
fortschreiten, umso geringer wirod offenbar das 
Interesse der Offentlichlkeit an der Lösung 
der Kriegsopferprobleme. Und als Beispiel habe 
ich darauf hinge,wiesen, daß nicht etwa wie 
zur Zeit der Koalitionsregierung oder zu Zei
ten der OVP..,Alleinregierung die Regierung 
dasteht und sagt : Tut uns lei1d, wir halben 
keine zusätzlichen Mitteln, wir können also 
die Kriegsopferversorgung nicht in der ge
wünschten Art und Weise und nicht in dem 
gewünschten Ausmaß v.el1bessem, sondern daß 
konkret auf Einnahmen verzichtet wird und 
daß dann nicht wenigstens eine Geste gemacht 
wird, mit dem kleinen Finger eine Geste, daß 
vielleicht von den 1 03 Millionen wenigstens 
noch 50 Millionen dazu gekommen wären: 
Das war doch srnon sehr merkwürdig. 

Das war die zweite Budgetetappe. Hätten 
Sie tatsächlich eITW.artet, daß wir Kriegsopfer
vertreter der großen Oppositionspartei, die 
also auch keine politische Gängelung hatte 
und die dalber frei nach ihr:er Ansicht ent-

scheiden konnte, hätten Sie tatsächlich erwar
tet, daß wir zu einer solchen Budgetpolitik 
Ja sagen, daß wir als Kriegsopfervertretung 
einem solchen Budget zustimmen? Ich glaube, 
es war klar, daß wir damcrls nein gesagt 
haben. 

Ich erinnere daran: Als wir hier im Hause 
über die Wehrmilliarde vemandelt haben, hat 
einer der Abgeordneten, der heute auf der 
Regierungsbank sitzt - aber nicht der Herr 
Sozialminister Vizekanzler Ing. Häuser, son
dern ein anderer Abgeordneter in der Debatte 
erk!lärt : Ja wenn wir die Wehrmil'liarde nicht 
beschlössen, dann könnten wir uns die An
hebung der Witwenpensionen auf 60 Pro'Zent 
leisten - in der unerhörten Vereinfachung, 
die wir von der linken Seite ja gele.gentlich 
wahrnehmen : daß nicht berücksichtigt wird, 
daß es sich bei der EI1hö'hung der Witwen
pensionen um Aufiwendungen handelt, die 
sich alljälhrlich wiedeIlholen, 'während die 
WehrmiUiarde immerhin ein einmaliger Auf
wand g.ewes·en ist. 

Als wir die Wehrmilliarde hier in diesem 
Haus diskutierten, glab es von der Seite der 
damaligen Opposition einen großen Protest, 
nicht zuletzt unter Hinweis auf die ungelösten 
Kriegsopfer:fragen. - Kein Protest di-esmal, 
kein Protest diesmal bei der Budgetverhand
lung, als der Staat mit einem einzigen Feder
strich auf 800 Millionen Schilling Einnahmen 
pro Jahr verzichtete, ohne gleichzeitig nicht 
wenigstens ·eine Geste in Richtung der Kriegs
opfer hin zu machen, als sei dieser Regierung 
die Existenz der Kriegsopfer völlig aus dem 
Sinn ,gekommen, als sei die Kriegsopfergruppe 
in Osterreich, die immerhin noch rund 
300.000 Menschen zählt, eiIllfach' nicht mehr 
vorhanden! 

Daß wir damals nein gesagt haben zu die
sem Budget, das war eine Demonstration der 
Tatsache, daß wir nicht zur Kenntnis nehmen, 
daß alles 'andere wichtiger ist als die Kriegs
opfer Osterreichs. Mit 800.000 guten Gründen 
haben wir damals nein dazu gesagt. 

Der Kollege Melter möge bitte nicht miß
verstehen, was ich damalls gesa,gt habe, seiner
zeit in Oberösterreich g.eschrieben habe und 
auch heute wieder wiedeIlhole. Nein, im mache 
ihm gewiß keinen VOllWurf, daß diese For
derung nicht durchgesetzt werden konnte. Ich 
kann mir schon vorstellen, wie unerhört hart 
verbandelt wurde und daß es für ihn keine 
Kleinigkeit gewesen ist, gerade awf die 
Kriegsopfe:r.verbesserung zu verzichten. 

Wenn nunmehr, sehr geehrte Damen und 
Herren, im Budgetüberschreitungsgesetz die 
Hand, die uns - ich erinnere: 83 Millionen 
und 48 Millionen Schilling wurden gegeben -
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einen Betrag tatsächlich vorenVha:lten hat, den 
sie versprodlen hat, wenn diese Hand nun, 
gedrängt und gestoßen, uns diese rund 
30 Millionen nadlreicht, sollen wir da tat
sädllidl in die Knie sinken und diese Hand 
küssen, soHten wir ein Dankesdlön stammeln, 
oder sollten wir nidlt justament j etzt wieder 
nein zu dieser Budgetpolitik sagen? (Beifall 
bei der OVP.) 

'Mit unserem Nein mißbi1ligen wir aus
drücklidl die Vorgangsweise. Warum sagen 
wir dann j a  zur Novelle? Weil die Kriegsopfer 
unabhängig von der krausen und - lassen wir 
weitere ,Beifügungen -, von der krausen 
Budgetpolitik ein Recht auf diese Ver
besserung ha!ben. 

Und ich stelle nun an meine Kollegen 
Melter und Liball die Gegenfrage : Wann je
mals hat in der Zeit der OVP",Alleinregierung 
einer von den heiden einem Budgetgesetz der 
OVP-Alleinregierung zugestimmt? Alle Bud
getgesetze wurden von der seinerzeHigen 
Opposition 'abgelehnt. Wann aber jemals 
haben etwa die Abgeordneten Lihal und 
Me'lter in Konsequenz der Ablehnung des 
Budgetgesetzes auch j ene Novellen zum 
Kriegsopferversorgungsgesetz abgelehnt, für 
die das Budgetgesetz der Regierung die 
Grundlage gewesen ist? 

Ich glaube also, die Antwort darauf weiß 
nicht der Wind aHein, die Antwort hat der 
Kollege Melter bereits gewußt, als er diese 
Frage gestellt hat. Aber ich gebe zu, es ist 
nicht unerlaubt, zu versuchen, einen Kollegen 
von der anderen Fraktion g,elegentliCh ein 
bißdlen in die Ziange nehmen zu wollen. Daß 
das ein Versuch am untauglimen Objekt und 
ein Versuch mit untauglühen Mitteln war, 
sei nebenbei erwähnt. 

Zu dieser Novelle im konkreten g-esprochen: 
Ich habe schon gesagt, daß sie eLgentlidl ,ein 
Spätling ist, denn die Dynamisierung der 
Kriegsopferversorgungs'bezüge ist 1966 unter
blieben. Zu Beginn des Jahres 1970 haben 
wir uns im Sozialausschuß der Zentralorgani
salion mit dieser Frage der Nachdynamisie
rung befaßt und diesle Fo�derung einer Regie
rung gegenüber, von der wir noch nidlt 
gewußt haben, wie sie zusammengesetzt sein 
wÜIIde, erhoben. 

Dennodl meine ich, diese Novelle ist tat
säChlidl weniger ein Spätling denn ei,n Früh
ling. Ich will damit nicht sagen, daß das "der 
Frühling für die Kriegsopfer" sei. Wir hätten 
aber damit gerechnet, daß die Nadldynami
sierung zu einem späteren Zeitpunkt kommen 
würde. Daß sie j etzt kommt, ist unvermutet 
und hängt eben mit der Notwendigkeit der 
Mindertleitsregierung, sidl eine Zustimmung 

zum BudgetÜ'bersChreitungsgesetz zu sudlen, 
zusammen. Wir begrüßen es ' 

Seit es diese Minderheitsregierung gibt, 
stehen die Kriegsopfer Osterreichs mit dem 
Sozi'alministerium, konkret mit Herrn Vize
kanzler Ing. Häuser, in Verhandlung. In die
sem Jahr 'laufen die Verhandlungen s,eit 
Februar 191 1  im Hin:blick auf eine neue No
velle zum Kri.egsopferversorgungsgesetz. 

Nun soU der Herr Bundesminister Vize
kanzler Ing. Häuser keineswegs glauben, 'daß 
iCh mich jetzt anschicke, im voraus Schoko
ladeguß oder Zucker,guß auszuschütten für die 
bitteren Pillen, die noch kommen werden, 
sondern ich sage ahne j ede taktische Absicht 
ganz ehrlich : Ich war von den Verha.ndlungen, 
bei denen ich größtenteils zugegen war und 
die der Herr Vize'kanzler mit den Vertretern 
der Kriegsopfer geführt hat, beeindruckt. Der 
Herr Viz-ekanzler hat dort voHkommen 
offen - ich hatte den Eindruck, absolut ehr
lich - verhandelt, ohne jede Ausflüchte, voll
kommen klar und ohne vieUeidlt auf eine un
gewisse politische Zukunft blinzelnd, daß man 
etwa im Hinblick -auf diese Zukunft unge
deckte Schecks ausstellte. Er hat sehr bewußt 
und 'auch sehr selbs1lbewußt - das macht 
nichts -, sehr kundi,g mit uns verhandelt und 
haUe starke Argumente auch dort, wo wir 
niCht unbedingt mit dem Herrn Vizekanzler 
einer Meinung gewesen sind. 

Die erste AusspraChe hatte am 24. Februar 
1911  stattgefunden. Zur Debatte stand die 
Erfüllung der noCh offenen Tei,le des Reform
programms 1964 in dr,ei oder eventuell vier 
Etappen. Dem Grundsatz nach - so sdleint 
mir - hat der Herr Sozialminister zugestimmt. 
Aber ich. halte hier aus versChiedensten Grün
den kein Referat über den InhaH und über die 
Form der Gespräche, die damals stattgelfunden 
haben. Einesteils ist es nicht notwendig, und 
ander-entei:ls sind wir übereingekommen, daß 
ein offenes Gespräch nicht der Ge'�ahr einer 
politischen Ausmünzung ausgesetzt .sein 
soUte. 

ICh möchte auch niCht zu der Fr,age Stellung 
nehmen, wie es etwa zu dem Eindruck bei den 
Kriegsopfervertretern kommen konnte, daß 
der Herr Sozialminister bel1eit sei, heuer eine 
Novelle vorzubereiten, die in drei oder vier 
Etappen das gesamte restl'iChe Reform
pro,gIlamm 1 964 erfüllt. ICh gebe dafür nieman
dem die SChuld. Aber die Kollegen, die dabei
gewesen sind, werden sidl daran erinnern. 
daß dieser Eindruck tatsächlich aufkommen 
konnte. Ich habe allerdings festzuha'lten, daß 
dieser Eindruck bei späteren Besprechungen 
beziehungsweise bei späteren Aussagen ver
wisdlt wurde. 
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Dieser Eindru� wurde dann j a  in etwa gung gesagt wurde, in einem ganz neuen, in 
auCh bestätigt, als der Herr Vizekanzler auf einem sehr nüChternen, in einem sehr sach
eine mündliche Aonfl'age von mir hier im lichen und in einem durchaus nicht schmeichel
Hohen Hause sehr offen und wieder ohne haften Lichte dar. 
alle Ausflüchte sagte : "Die Edüllung des 
Reformprogramms - ich weiß, daß idl jetzt 
ein sehr heißes Eisen angreife - ist meiner 
Meinung nach in drei oder vier Et.appen, wenn 
es eine volle Erfül'lung sein soll, überhaupt 
nicht realisierbar." 

Der Herr Vizekanzler hat dann auch auf die 
budgetäre Situation hingewiesen und gesagt, 
daß es im Hinblick auf diese budgetäre Situa
tion einfach nidlt mögliCh sein würde, den 
Kriegsopferetat um 80 Prozent bis auf 
4,2 Mitliarden Schilling in drei Jahren aus
zuweiten. Ich möchte dem Herrn Vizekanzler 
für diese klare, offene Äußerung, die durchaus 
dem Stil entspricht, den er bisher praktiziert 
hat, aufrichtig und herzlich danken. 

Ich stelle freilidl - und das muß man mir 
wohl gestatten - die Aussage des Herrn 
Vizekanzlers Dr. Pittermann dem gegenüber, 
was Sozialminister Ing. Häuser gesagt hat. 
Dr. Pittermann erklärte nämliCh am Delegier
tentag des Kriegsopferverbandes 1910, am 
Ende der sozialistisdlen Legislaturperiode 
werde es keine offenen Kriegsopf'erforderun
gen mehr geben. Nun hat Dr. Pittermann ganz 
gewiß nicht mit einer Legislaturperiode von 
eineinhalb Jahren, sondern mit einer vollen 
Legislaturperiode gerechnet. 

Aus der Antwort, die der Herr Sozialmini
ster gegeben hat, geht deutlich genug hervor, 
daß seiner Meinung nach die Erfüllung d�r 
offenen Teile des Reformprogramms 1964 auch 
dann nicht möglidl wäre, wenn die Funktions
dauer dieser Regierung nicht eineinhalb, son
dern vier Jahre gedauert hätte. - Ich meine, 
daß diese Antwort wertvoll ist. Die Krie'gs
opfer haben damit eine Aussage, an der sie 
siCh orientieren können. Mit dieser Aussage 
wird aber eine Politik berichtigt, die von der 
Sozialistischen Partei bisher zu Kriegsopfer
fragen geflissentlich betrieben wurde, nämlich 
die Erweckung des Eindrucks, daß es durchaus 
möglich sei, das Refor.mprogramm 1 964 zu er
füllen, wenn man nur wolle. 

Ich verweise noch einmal auf die Aussage 
von Dr. Pittermann und auf den Antrag 24/A 
der A:bgeordneten Lihal und Genossen. Die 
moralisChe Grundlage dieses Antrages sei un
bestritten, ich bezweifle sie überhaupt nicht. 
Zur Realisierbarkeit hat der Herr Sozialmini
ster . ein deutliches Wort gesagt. Mit dieser 
Aussage stellt der Herr Sozialminister die 
Dinge nicht nur klar, sondern er stellt auch 
das, was seitens der sozialistis·chen · Parla
mentsfraktion bisher zur Kriegsopferversor-

Im Hinblick auf diese tatsächlich eingetre
tene, von mir vorausgeahnte oder auch vorher
sehbare Entwicklung habe ich mich erkühnt 
- ich glaube, es war etwa im Mai di'eses 
Jahres -, eine Presseaussendung im OVP
Pressedienst zu machen. Ich gebe ganz offen 
zu, daß damit eine doppelte Absicht verbunden 
war. Zum einen: Als wir die letzte Novelle 
zum KriegsopferversorgungsgeS'etz im Hause 
diskutiert haben und als ich wegen dieser 
83-Millionen-Geschichte und 48-Millionen-Ge
währung die Regierung heftig angegriffen 
habe, hat man hier im Hause und auch in der 
Offentlichkeit - ich sage es ganz offen - von 
unserer Diskussion zum Kri'egsopferversor
gungsproblem keine Kenntnis genommen, 
denn wir haben hier gleichzeiUg auch den 
sozialistischen Initiativantrag betreffend die 
Abänderung der Geschäftsordnung zur ersten 
Lesung gehabt. Im Schatten dieses pressewirk
samen Antrages st-ehend, hat sich die Kriegs
opferdebatte abgespielt. Ich hatte durdlaus die 
Absicht, mit dieser Presseaussendung die 
Offentlidlkeit über die Vor'gänge bis zu die
sem Datum zu informieren. 

Zum anderen war meine .A:bsicht - auch 
das sei in aller Offenheit gesagt -, ein ge
wisses Sperrfeuer zu legen, wenn nun etwa 
auch nur der Anschein entstünde, daß hier 
in bereits mehr oder minder klar erteilten 
Zusagen Rückzüge eingeleitet werden sollten. 
Ich behaupte nicht, daß das gesChieht, aber der 
Eindruck ist entstanden. 

In dieser Aussen:dung habe ich unter ande
rem geschrieben, die SPO-Minderheitsregie
rung - ich stehe natürlich zu dem, selbstver
ständlidl - habe den Kriegsopfern Oster
reichs bisher nichts anderes als Enttäuschun
gen gebradlt. Ich habe noch einmal die 48-Mil
lionen-Geschichte aulgewärmt. Jawohl, das 
habe ich getan und habe noch einmal auf die 
Budgeteinigung hingewiesen, wo mit Hunder
ten Millionen Schilling nur gerade so herum
geschmissen wurde und keine einzige Million 
Schilling für die Kriegsopfer abgefallen ist. 

Ich hab-e mir damit nicht gerade die Begei
sterung des Herrn Bundesministers für soziale 
Verwaltung zugezogen, das ist wohl auch 
ganz selbstver,ständlich. Nur halte ich fest : 
Ich habe in dieser OVP-Pressedienstaussen
dung nidlts, überhaupt nidlts gesagt, was ich 
nicht in gleicher Form hier im Haus, natürlidl 
hier viel ausfü'hrlidler schon gesagt habe, als 
idl das in der Presseaussendung tun konnte. 
Ich habe in dieser Presseaussendung nicht ein 
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Wort, nicht einen Hauch von dem verwendet, 
was etwa in den Besprechungen zwischen 
dem Herrn Sozialmini.ster und der Zentral
organisation der Kriegsopferverbände eIlkenn
bar und offenkundig wurde, gar nidlts davon, 
sondern eine Wiederholung dessen, und mit 
gutem Grund: 83, 48, 67 Millionen - ich 
brauche die Ziffern nicht mehr auszudeuten. 

Schön war das nicht, und eine Enttäuschung 
war das für die Kriegsopfer, sonst hätte der 
Abgeordnete Melter nicht 103 Millionen Schil
ling mehr verlangen müssen und der Abge
ordnete Libal bei der seinerzeitigen Debatte 
über diese Novelle mehr Grund gehabt, diese 
Regierung zu preisen, eine Gelegenheit, die 
ihm tatsächlich verwehrt geblieben ist. 

Nun noch einmal: Der Herr Sozialminister 
ist natürlich nicht verpflichtet, sich über solche 
Enunziationen eines Abgeordneten, auch wenn 
es ein Abgeordneter der Opposit\ion ist, zu 
freuen. Als ich nach dieser Pr'esseaussendung 
mit einigen Kameraden aus der Kriegsopfer
bewegung beim Herrn Sozialminister auf
kreuzte, hat er mir auch eine freundschaftlich
böse Reaktion gezeigt - ich habe ihm das 
gar nicht übelgenommen, so war es, glaube 
iCh, auch niCht gemeint -, etwa in der Form : 
Ihnen sollte iCh eigentliCh gar nicht die Hand 
geben. Das war alles noCh mehr oder minder 
freundschaftlich und spaßhaft. 

Aber im Zuge der Beratungen - der Herr 
Sozialminister wird mir verzeihen, wenn ich 
dieses Detail doch ausplaudere, ich werde auch 
erklären, warum ich miCh bereChtigt fühle, 
das auszuplaudern - hat der Herr Vizekanz
ler Ing. Häuser, Bundesminister für soziale 
VeI1waltung, dann doch gesagt : Wenn gar 
nichts recht ist von dem, was man macht, 
dann hört sich - so sagte er etwa - die 
freundschaftliche Zusammenarbeit auf. In die
sem Sinn etwa äußerte er sich. 

Ich würde nicht davon reden, Herr Bundes
mini\ster, wenn nicht ein Kriegsopferfunktio
när, der hier im Hause Sitz und Stimme hat 
und dessen Namen ich natürlich nicht sagen 
will - er gehört der sozialistischen Fraktion 
an (Heiterkeit bei der OVP) -, in einem doch 
recht großen Kreis von anderen Kriegsopfer
funktionären Bericht erstattet und zu dieser 
ganzen Vorgangsweise Stellung genommen 
hätte. Unter anderem hat dieser ungenannte 
Funktionär gesagt, der Abgeordnete Staudinger 
hätte hinsichtlich der Erfüllung des Reform
programms hier im Hause eine Anfrage an den 
Herrn Bundesmini.ster für sozia'le Ver:waltung 
geridltet, eine Anfrage, die unnütz und lächer
lich sei. - Nun, so unnütz und so lächerlich 
war sie, glaube ich, nidlt (Abg. G r a f: Das 
wird doch nicht der Herr Liba] gewesen sein! 

Das gibt es nicht, das ist doch unmöglich! 
- Heiterkeit), denn hier hat der absolut zu
ständige Mann ein sehr verantwortungs be
wußtes . und sehr verantwortungsvolles, ein 
eindeutiges Wort zu dieser Erfüllung des Rest
programms aus der Kriegsopferversorgung ge
sagt. 

Alber das wäre auch noch nicht der Grund, 
daß ich diese Sache aufs Tapet bringe. Dieser 
Funktionär und Mandatar hat auch gesagt, 
der Herr Sozialminister sei Ülber den Abgeord
neten Staudinger sehr verärgert. Am Vortag 
hätten noch Verhandlungen stattgefunden, und 
dann hätte der Abgeordnete Staudinger diese 
obskute Aussendung gemacht. Am Vortag 
hätte er sich mit den Er.gebnissen einverstan
den erklärt - ich muß fragen: mit wekhen 
Ergebnissen? So konkret waren die VeIihand
lungen nidlt -, und am närnsten Tag hätte 
er wider besseres Wissen diese Aussendung 
gemadlt, in der steht, die Kl'iegsopfer haben 
bisher von der Mindenheitsregierung nichts als 
Enttäusdlungen erleben müssen. 

Und der Herr Sozialminister habe erklärt 
- Herr Vizekanzler, ich lege es Ihnen nicht in 
den Mund -, er werde mit der Zentralorgani
sation österreichi<scher Kriegsopferverbände 
über den konkreten Inhalt von Gesetzesvor� 
lagen nirnt mehr veI'handeln, sondern wohl 
Gespräche führen, �ber dann einfach den Ent� 
wur-f aussenden, ohne, wie es bisher üblich 
war, den Entwurf vorher noch einmal im 
Detail mit den Funktionären der Zentralorgani� 
sation durrnzubesprechen. Das sei a�les darauf 
zurückzuführen, weil dieser unmögliche -
"unmöglidl" hat dieser Funktionär nicht ge
sagt, aber in Anfü!hr:ungszeicben darf ich es 
erwähnen -, dieser unmögliche Staudinger 
das Verhandlungsklima so versauert hat. 

In den Wandelgängen des Parlaments, Herr 
Vizekanzler, spricht man allerdings auch dar
über, daß der Herr Sozialminister nicht nur 
auf den Abgeordneten Staudinger sauer sei, 
sondern auch auf den AJbgeordneten Ubal, 
was mich nicht wundern würde. (Abg. G r a f: 
Ja, darf er denn das?) Wer den Abgeordneten 
Libal kennt - das bestätige ich gerne -, 
muß zugeben: Wenn es um Kriegsopfer geht, 
kennt er weder Freund noch Feind. Und da 
er offenbar vom weiteren Gang der Verthand
lungen ich blende zurück. auf den 
24. Februar -, von der Entwicklung anschei
nend auch ein wenig enttäuscht war, weil er 
sich vielleicht mißverständlicherweise mehr 
erhofft hatte, hat er dem Vernehmen nach 
- in den Wandelgängen wird es geflüstert -
Himmel und Hölle in Bewegung gesetzt, auf 
deutsch: Kreisky und Pittermann und ich weiß 
nicht wen . . .  (Beifall bei der avp. Abg. 
Dr. P i t t e r m a n n: Ich komme in den 
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Himmel/) Her,r Villzekanzler, die Reihenfolge 
bitte ich mir zu verzeihen, ich identifiziere Sie 
nicht mit der Unterwelt. 

Er habe also Himmel und Hölle in Bewegung 
gesetzt und, so sagt man, dem Herrn Sozial
minister die Hölle heiß gemacht. Der Herr 
Sozialminister sei vielleicht sogar viell weniger 
über den Staudinger verär,g,ert, denn, mein 
Gott, das ist ein Oppositions abgeordneter, er 
kann nicht anders, sondern Ü!ber den Abge
ordneten Libal sei er verärgert. 

Dazu, Herr Sozialminister , noch einmal ohne 
jede Schweigerei : Seit ich hier im Hause bin, 
kenne ich Sie als einen harten Kämpfer, als 
einen Mann, der mit der Klinge ficht und, 
wenn es not tut, auch mit der Keule. (Abg. 
G r a f: Mehr mit der Keule!) Empfindlich 
durfte man in der Argumentation mit dem 
Abgeordneten Ing. Häuser nie sein. Und noch 
einmal : Ich anerkenne voll die offene Ver
handlungsführung, die SacbJkundigkeit und 
auch die Tatsache, daß der Herr Vizekanzler 
eine ganz konkrete politische Zielvorstellung 
hat. Inwieweit wir uns mit dieser kriegsopfer-
politischen Zielvorstellung identifizieren, 
ist eine andere Frage. Das sei 
anertk'annt. Nur : Wenn es wahr wäre, daß der 
Herr Bundesminister für soziale Veriwaltung 
tatsächlich ungnädig sei über die Aussendung 
und Konsequenzen zö,ge, etwa in der Richtung: 
Ich verhandle nicht mehr mit den Kriegsopfern, 
denn die haben den Staudinger dabei - oder 
mögl.icheI1Weise auch den Libal -, dann muß 
ich sagen: Der liebe Gott ist der Herr Vize
kanzler noch nicht. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Vizekanzler, ich gebe zu, das ist hypo
thetisch. Aber so halben wir es nicht, daß wir 
mit allem, was vom Sozialministerium kommt, 
einverstanden sein müssen: 

Herrl schicke, was du willt, 
Ein Liebes oder Leides; 
Ich bin vergnügt, daß beides 
Aus deinen Händen quillt. 

Nein, so haben wir es nicht, so ist es nun 
tatsächlich nicht. Und wenn der Herr Vize
kanzler gesagt hat : Wenn gar nichts recht 
ist . .  . 1 ,  dann ist das nicht wahr. 

Als wir die letzte Novelle, die 1 5. Novene 
zum Kriegsopferversorgungsgesetz, hier in 
diesem Hause verhandelt haben, hahe ich ja 
zu dieser Novelle gesagt, und ich habe sie 
eine .gute Novelle genannt, obwohl ich mich 
der Euphorie, der sich gewisse AJbgeordnete 
hingaben, ganz ausdrücklich nicht hingegeben 
habe, es würde nämlich die Wechselwirkung 
zum · Einkommen durch die neue Novelle aus
geschaltet werden. Ich habe draußen, wann 
und wo immer auch auf die Härten dieser 

Novelle hingewiesen wurde, diese Novelle 
verteidigt. Ich habe sie mitbesch'lossen, und 
ich glaube, alles in allem ist es eine gute 
Novelle, und eine große Gruppe von Witwen 
hat doch ganz bedeutende Verbesserungen 
dadurch erreicht. 

Nun, zu dieser Novelle haben wir ja gesagt. 
Wir sagen auch ja zu der j etzigen Novelle 
mit der Nachdynamisierung der Grundrenten 
für Beschädigte, Witwen, Waisen um 7 bzw. 
3,5 Prozent per 1966 und der Aufstockung 
d·er Zusatzrenten �ür Beschädigte. Ja sagen 
wir auch zu dem offenen, s·adl'lichen Stil, den 
der Herr Sozialminister in der Kriegsopfer
politik praktiziert. Das ist, ich gebe es ganz 
offen zu, ein SUI, der mich persönlich sehr be
eindruckt hat. Das bedeutet nicht, daß wir 
im voraus mit allen Inhalten dieser Politik 
einverstanden sein müssen. Daß di'ese Politik 
gleichzeitig eine Demaskierung der sozialisti
schen VeI1heißungen der Vergangenheit in der 
Frage der Kriegsopfer bedeutet, sei als Fuß
note ellWähnt. 

Wenn es aher nun wahr wäre, was hier 
gesagt wurde, daß der Herr Sozialminister 
ungnädig sei über die Unbotmäßigkeit einiger 
Abgeordneter und über die zum Ausdruck 
gebrachte Unzufriedenheit, wenn das also zu
träfe, egal, ob der nun Staudinger oder Libal 
heißt, würde dieses positive Bild doch ganz 
eindeutig verzerrt. Wir müssen hier darauf 
hinweisen, daß es die bisherige fraglose Ubung 
seitens der Sozialminister gewesen ist, mit 
der Zentralorganisation österreichischer 
Kriegsopf�rverbände über die Fr,a.g·en, die mit 
der Kriegsopferversorgung in Zusammen
hang . ste'hen, zu veI1handeln. Bisher war es 
auch Ubung, keinen Gesetzentrwur.f auszusen
den - er folgt noch einmal, es wird noch ein
mal versucht, in einem Gespräch Einverneh
men herzusteHen -, über den nicht vorher 
Ubereinstimmung erzielt wuz:de. Ich gebe zu, 
der Herr Sozialminister ist dazu nicht ver
pflichtet; ich gebe zu, auch wenn er sich noch 
so sehr mit der Zentralor,ganisation, mit den 
FUJ:)iktionären abspricht, ist er allein und er 
persönlich für den Entwurf verantwortlich. 

Dennoch aber 'glauJbe ich, daß wir heute, 
Herr Sozialminister, Herr Vizekanzler, im Zu
sammenlhang mit dieser Kriegsopfernovelle 
von Ihnen eine Antwort erwarten dürfen, ob 
das richtig ist, was ein SPO-Mandatar in einem 
ziemlich großen Kreis von Kriegsopferfunktio
nären über 1hre ungnädige Grundstimmung 
und die Konsequenz'en gesagt hat, die Sie 
daraus zu ziehen beabsichtigen, oder ob es 
nicht wahr ist. Es ist vollkommen klar : Wenn 
Sie sagen, Herr Sozialminister, daß es nicht 
zutrifft, dann werde ich saldieren, und dann 
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wird einer Ihrer Fraktionskollegen berkbtigt. 
Wenn

' 
es aber waihr sein sollte und Sie er

klären, bei diesen Konsequenzen zu bleiben, 
dann wollen wir auch darüber Klarheit haben! 
(Abg. B e n  y a: Spielen Sie keinen Staats
anwalt!) Herr Präsident, es ist durchaus nicht 
meine A:bsicht, einen Staatsanwalt zu spielen ! 
(Abg. G I  a f: Fragen wird eI doch noch dür
Jen, Herr Präsident!) Herr Präsident, soviel 
ich weiß, hat der Staatsanwalt die RoUe des 
Anklägers. Ich habe hier nicht Ank,läger ge
spielt, sondern ich habe eine Frage gestellt, 
eher -als Untersuchungsrichter, und das tue 
ich in ei'gener Sache und im Namen der 
300.000 Kriegsopf'er. Das werden Sie mir nicht 
verbi'eten, Herr Beny,a ! Damit das klar ist ! 
(Beifall bei deI avp.) 

Herr Vizekanzler, wir haben ein Recht, eine 
Antwort darauf zu verlangen, und wir erwar
ten diese Antwort heute. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Albg-eordneten Libal das Wort. 

Abgeordneter Libal (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Ausführungen werden 
wesentlich kürzer sein als die des Kollegen 
Staudinger. 

Die Osterreichiscbe Volkspartei hat ver
gangene Woche dem Kollegen ZeilHnger von 
der FreiheiUichen Partei Btihnenreife beschei
nigt. Ich darf heute feststellen, daß Kollege 
ZeUlinger ein blutiger Anfänger gegen die 
Aufführung des Kollegen Staudinger war, der 
heute die Prüfung für das Burgtheater abge
legt hat. Er hat in der dramatischen Rolle 
die Prüfung bestanden. (Heiterkeit und Beifall 
bei der spa. - Abg. S t a u  d i n g e r: Ich 
habe aber kein Kabarett gemachtI) Aber die 
Bühnenreife des Kollegen Zeillinger hast du 
übertroffen! 

Ich möchte aber eines feststellen: Ich bin 
davon überzeugt, daß Kollege Staudinger den 
Großteil von dem, was er hier gesagt hat, 
selbst nicht glaubt. Er hat es wider bessere 
Uberzeugung wiedergegeben, weil er genau 
weiß, wie die Dinge wirklich liegen. 
Ich komme auf die einzelnen Punkte 
zurück, stelle aber einleitend fest, 
daß mit dieser Novelle die sozia-
listische Bundesregierung eine Forderung teil
weise erfüllt, die Ihre OVP-Regierung in vier 
Jahren nicht zu erfüllen bereit war. (Beifall 
bei der spa.) 

Ich kann hier belegen, daß die Verhandlun
gen mit Herrn Bundeskanzler Dr. Klaus und 
mit Herrn Finanzminister Dr. Koren - es ist 
schade, daß er heute so wenig im Saal ist, 
sonst könnte er es bestätigen - gezeigt haben, 
daß die OVP es strikte abgelehnt hat, eine 
Nachdynamisierung von 1 Prozent anzuerken-

nen. Sie hat im Gegenteil} erklärt, es wäre nie 
ausgemacht gewesen und die Regierung könne 
es nicht aneIikennen, daß die Kriegsopfer für 
das eine Jahr 1965 die verlorenen 7 Prozent 
nachträglich erhalten. (Abg. S t a u  d i n  g e I: 
19661) 1965 ! Sozialminister Proksch hat diese 
1 Prozent damals im Budget drinnen gehabt. 
(Abg. S t a u  d i n  g e I: 19661) Für 1966, aher 
bei den Budgetver'handlungen im Jahre 1 965. 

Es war so, daß wir vier Jahre vergeblich 
um etwas gekämpft haben, was diese Regie
rung jetzt zur Hälfte erfüllt. Ich weiß a:lso 
nicht, warum man sagen kann, daß die Kriegs
opfer so bitter enttäuscht sind, wenn sie jetzt 
etwas bekommen, was Ihre Regierung vier 
Jahre bestritten und a'bgelehnt hat. Ich darf 
feststellen, daß das Argument, daß die öster
reichischen Kriegsopfer bei dieser Regierung 
bisher nichts a,ls Enttäuschungen erlebt Ihaben, 
dem Beweis nicht standhält. 

leb darf weiters feststellen, daß wir in Ge
sprächen mit dem damali'gen Finanzminister 
Dr. Koren auch haben zur Kenntnis nehmen 
müssen - ich komme jetzt zu dem, was der 
Kollege Staudinger bezüglich der Einsparun
gen bei der Sozial,versicherung und so weiter 
kritisiert hat -, daß er es ablehnt, die Bei
träge aus dem Familienlastenausgleichsfonds, 
die bei den Familienbeihilfen eingespart wor
den sind, den Kriegsopfern zur Verfiügung zu 
stellen. Im Gegenteil, er hat damals wort
wörtlich epklärt: "Der Familienlastenaus
gleichsfonds macht mir große Sorgen, weil 
er aus allen Nähten platzt. Der Voranschlag 
1968 hat sich verschlechtert j  wir hahen wesent
lich mehr Leistungen zu erfüllen gehabt und 
weniger eingenommen." 

Ich darf dazu sa'gen : Sie haben nicht mehr 
Leistungen zu erfüllen gehabt, sondern Sie 
haben die Beträge aus dem Familienlasten
ausgleichsfonds zweckentfremdend verwendet, 
und zwar schon die 'ganzen Jahre vorher. 
Unsere Forderung aber, man soll die Einspa
rungen für die Kriegsopfer verwenden, wurde 
damals mit diesem Hinweis albgelehnt. Sie 
verwenden also auch hier eine Argumentation 
gegen die sozialistische Regierung, die bei 
Ihrer Re-gierung auf allen Gebieten gang und 
gäbe war. 

Ich möchte weiters feststellen, daß wir noch 
nie, in der ganzen Vergangenheit nicht, so früh 
mit einem Sozialminister haben verhandeln 
können. Sozialminister Häuser war bereits im 
Februar bereit, mit uns ernsthafte Gespräche 
über die Erfüllung der Kriegsopf'erwünsche 
zu führen. Er hat das offen und ehrlich getan, 
das bestätige ich auch. 

Ich bestätige auch, daß der Herr Sozial
minister sehr verärgert war über die Aus-
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führungen des Kollegen Staudinger. Das hat 
er j a  damals offen zur Kenntnis gebracht. Und 
er hat das nicht wegen des Abgeordneten Libal 
getan, daß er erklärt hat, er werde nicht mehr 
mit den Kriegsopfern verhandeln, sondern er 
hat uns bei den Gesprächen vor den Funktio
nären erklärt : '  Unter diesen Voraussetzungen 
war das heute das letzte Gespräch. Das stimmt. 
(Abg. S t a u  d i n  g e r: Des Staudinger 
wegen? Wird das hier bestätigt?) Nein, wegen 
der ganzen Verhaltensweise wird das das 
letzte Gespräch sein, weil Dinge aus den Ver
handlungen hinausgetragen werden. Ich sage 
j a  nicht Staudinger, sondern weil eben Dinge 
aus diesem Verhandlungskreis hinausgetragen 
werden. Und wir haben uns doch verpflichtet, 
alles von diesen Gesprächen bei uns zu 
behalten und nichts hinauszutragen. Ich nenne 
nicht den Namen Staudinger. (Abg. S t a  u
d i n g"e t: Nicht die OVP?) Ob die OVP das 
getan hat, weiß ich nicht, aber es ist hinaus
getragen worden. Der Herr Sozialminister und 
Vizekanzler hat uns aber nicht im unklaren 
gelassen. 

Was aber die Aussendung des OVP-Presse
dienstes betrifft, so muß man doch verärgert 
sein. Ich habe den OVP-Pressedienst hier. 
Das, was der Abgeordnete Stau dinger im 
OVP-Pressedienst publiziert hat, ist doch ein 
Hohn. Ich kann nicht glauben, daß der Abge
ordnete Staudinger das, was er da am 2 1 .  Mai 
im OVP-Pressedienst zum besten gegeben hat, 
auch selbst geglaubt hat. Ich will nicht alles 
vorlesen, aber es steht da, er werde die 
sozialistische Regierung zwingen, die Ver
sprechen einzuhalten und so weiter. 

Nun, wir haben von seiten der OVP wenig 
verspürt, daß sie uns zwingen will, ein Ver
sprechen einzuhalten. Der Herr Kollege Stau
dinger war ja bei den Verhandlungen dabei 
und hat gehört, was in diesen Verhandlungen 
vorn Herrn Sozialminister erklärt worden ist. 
Sozialminister Häuser hat uns unumwunden 
gesagt, er sei bereit, in drei oder vier Etappen 
in einem Gesetz - das war auch noch nicht 
da -, in einem Gesetz, das verabschiedet wer
den soll, die Wünsche der Kriegsopfer einer 
Erfüllung zuzuführen. (Beifall bei der SPO.) 
Das hat noch keine Regierung gemacht. (Abg. 
S t a  u d i n  g e r: Warum dann die heftigen 
Besprechungen des Abgeordneten Libal im 
SPO-Klub, wenn eh alles hundertprozentig in 
Ordnung ist?) Ich weiß nicht, Kollege Stau
dinger, ob hier eine Zigeunerin aus dem 
Kaffeesud herausgelesen hat, was im SPO
Klub vor sich gegangen ist. Ich kann es mir 
nicht anders vorstellen, wenn die OVP zu 
solchen Behauptungen kommt. Im SPO-Klub 
hat es keine Auseinandersetzungen gegeben. 
Es ist dort alles im besten Einvernehmen zur 

Sprache gekommen. Der Erfolg davon ist die 
Novelle, die wir mit den FreiheitliChen ge
meinsam vereinbart haben und der die OVP 
nachher beigetreten ist. 

Aber iCh darf noCh eines sagen: Es ist un
möglich, daß man bei Verhandlungen dabei 
ist, dort Ergebnisse zur Kenntnis nimmt . . .  

(Abg. S t a u  d i n g e r: Welche Ergebnisse?) 
Nun, daß in einem Gesetz in drei oder vier 
Etappen . . . (Abg. S t a u  d i n g e r: Mit wel
chen Etappeninhalten?) Der Etappeninhalt ist 
vom Herrn Sozialminister im groben Rahmen 
angedeutet worden: zuerst die Schwerstbe
schädigten und die Bedürftigen. Er hat dann 
auch erklärt: Beispielsweise könnte in der 
zweiten Etappe eine Erfüllung des Grundren
tenforderungsprogramms drinnen sein. 

Kollege Staudingerl Ich darf dich ernstlich 
daran erinnern - und jetzt komme ich gleich 
auf die Anfrage zu sprechen -, was ich als 
angeblich unbekannter Abgeordneter publi
ziert haben soll. Wir sind nach der Sitzung 
noch bis 6 Uhr abend im Ministerratszimmer 
des Parlaments beisammengesessen. Da hat 
der Herr Sozialminister klare Äußerungen ge
tan. Er hat auch erklärt, daß das Budgetüber
schreitungsgesetz noch abgewartet werden 
muß, was hier entscheidend ausgemacht wird 
und was dann in Etappen durChgeführt wird. 
Der Kollege Staudinger ist von dieser Be
sprechung weggegangen und hat dann am 
nächsten Tag, wie das bei der OVP üblich 
ist, um nur etwas zu fragen, neuerliCh diesel
ben Fragen gestellt, die der Sozialminister 
am Abend vorher im Ministerratszimmer 
beantwortet hat. Ich erinnere dich nur, die 
Frage wurde eingeleitet: Sie entschuldigen, 
Herr Sozialminister, ich weiß, daß wir das 
gestern abend alles bereits abbesprochen 
haben, aber ich frage . . . (Abg. B e n y a: 
Hört! Hörtl) Das ist im Protokoll nachzulesen. 
(Abg. S t a u  d i n g e r: Ein Wort dazu: Hier 
wird der Eindruck erweckt, als sei meine 
Presseaussendung nach dem Gespräch im 
Ministerratszimmer erfolgtI) Nein, die An
frage ! 

Präsident: Bitte keine Reden von der Bank 
aus ! 

Abgeordneter Libal (f,ortsetzend) : Man kann 
eine Anfrage zurückziehen, wenn man etwas 
schon weiß, und nicht die Anfrage nur der 
Opportunität wegen stehenlassen. So kann 
man es ja auch machen. Andere haben ja 
auch schon Anfragen zurückgezogen. Aber so 
war es doch ! (Zwischenrufe bei der OVP.) 
Meine Herren, seid doch nicht nervös ! 

Jetzt wird das Ganze schon in ein anderes 
Licht gerückt, und die langatmigen Ausführun
gen des Kollegen Staudinger lösen siro schön 
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Ubal 
langsam auf; es zeigt sich, daß nichts da- Etappen regeln wird. Ich glaube also, daß 
hintersteckt, das steht eindeutig fest. (Zustim- auch hier der Herr Sozialminister Wort ge-
mung bei der SPo.) halten hat. 

Es steht weiters fest, was von der OVP so 
bekrittelt wird, daß diese sozialistische Regie
rung, die überhaupt nichts für die Kriegsopfer 
gemacht hat, im vergangenen (Abg. 
S t a u  d i n g e r: 48 Millionen!) Ich gehe nicht 
nach den Millionen, sondern nach dem, was 
wirklich herauskommt. Wenn man nach dem 
g,eht, könnte ich zurückkommen auf das, 
was wir mit Finanzminister Dr. Koren 
im Salon draußen verhandelt haben, welche 
Gespräche wir abgeführt haben, über 24 Mil
lionen, und am nächsten Tag waren es nur mehr 
18 Millionen und 16 Millionen. Da könnte 
man das alles aufwärmen, aber ich tue das 
nicht, das würde viel zu lange und zwecklos 
sein, Ihnen das wieder vorzuhalten. Sie neh
men das ja doch nicht zur Kenntnis !  Finanz
minister außer Dienst Dr. Koren weiß ja ge
nau, wie er uns informiert hat und wie am 
nächsten Tag diese Information dann nicht 
mehr stichhältig war, weil wir Sie damals 
angeblich falsch informiert haben. Dann war 
wieder eine Intervention nötig, daß wir end
lich zu dem Zugeständnis gekommen sind. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Aber wir sind zu einem 
Ergebnis gekommen!) Aber unter Druck, weil 
Sie das nicht einhalten wollten, was Sie uns 
vorher zugestanden haben. So war es die 
ganzen Jahre Ihrer Regierung hindurch: Sie 
haben nachher das, was Sie versprochen 
haben, nicht mehr gewußt, Sie haben es ver
gessen und haben es nicht eingehalten. (Abg. 
Dr. K o r  e n: Rechnen wir einmal die Steige
rungsraten im Budget!) 

Nun zu der Novelle, zu der "schlechten" 
Novelle des vergangenen Jahres, die auch 
nichts gebracht haben soll, die auch nichts 
gebracht hat als Enttäuschungen. (Abg. 
S t a u  d i n g e r: Hier wird an meinen Argu
mentationen vorbeigeredet!) Aber die "Ent
täuschung" :  Für die bedürftigsten Witwen hat 
sie am 1. Juli eine Rentenerhöhung von rund 
600 S gebracht! Wo hat eine Novelle, die die 
Osterreichische Volkspartei oder eine ihrer 
Regierungen verabschiedet hat, für die Kriegs
opfer eine so große Erhöhung gebracht? (Abg. 
S t a u  d i n g e r: Der Kreis ist so klein!) Aber 
sie betrifft die bedürftigsten Witwen, das müs
sen wir doch auch klar und deutlich feststellen. 

Ich glaube also, daß die Taktik, die Sie 
anwenden, die Dinge zu bagatellisieren, am 
wahren Sachverhalt vorbeigeht. Ich kann 
hier erklären, daß diese sozialistische Regie
rung noch im Monat Juli eine Novelle zur 
Begutachtung aussenden wird, die die Kriegs
opferfragen in einem Gesetz in drei oder vier 

Und jetzt zweifle ich noch an dem, was der 
Kollege Staudinger hier zum besten gegeben 
hat. Es war ein wirklich dramaturgisches 
Meisterstück, das da aufgeführt wurde . . Ich 
kann nur empfehlen, daß der Kollege Stau
dinger in Zukunft mit derselben Intensität 
in seiner Partei die Herren, die es noch nicht 
glauben wollen, davon überzeugt, daß die 
Kriegsopfer von dieser Regierung in diesen 
eineinhalb Jahren schon mehr bekommen 
haben als unter der OVP-Regierung in den 
vergangenen vier Jahren. Das steht doch ein
deutig fest! (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. K o r  e n: Zu dem Zweck muß man nur 
lesen können!) 

Ich gehe auf die Novelle nicht mehr näher 
ein, das hat Kollege Melter schon ausführlich 
getan. Ich darf nur feststellen, daß wir Sozia
listen diese außertourliche Novelle, die mit 
1. Juli in Kraft treten soll, begrüßen und dieser 
Novelle gerne die Zustimmung geben. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Vizekanzler Ing. Häuser. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrte Damen 
und Herrenl Die konkret an mich gerichtete 
Frage des Herrn Abgeordneten Staudinger ist 
inzwischen schon beantwortet worden. Ich 
stelle hier fest, daß es nach diesen Ausein
andersetzungen in meinem Ministerium be
reits hier nach einer Sitzung des Hauses eine 
sehr intensive und ausführliche Aussprache 
über die ganze Problematik gegeben hat. 

So wie Sie selbst gesagt haben, Herr Abge
ordneter, was meine Verpflichtungen sind, 
denen ich selbstverständlich immer wieder 
nachkommen werde, kann von mir niemand 
verlangen, daß ich vor dem Hohen Hause 
meine persönliche Meinung über die Einstel
lung zu einzelnen Herren abgebe. In diesem 
Sinne darf ich also sagen, daß die Beratungen 
über die Kriegsopferversorgungsnovellen, so
fern sie in der nächsten Zeit zur Diskussion 
stehen werden, von mir in der üblichen und 
mir durch Gesetz vorgeschriebenen Art vor
genommen werden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf ein Schluß
wort. 

Wir s t i m  m e n a b.  

284 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist einstimmig ange
nommen. 

Die dritte
· Lesung ist beantragt. - Kein 

Widerspruch. 

Dann bitte ich die Damen und Herren, die 
dem Gesetz auch in dritter Lesung zustimmen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g a n
g e n o m m e n. 

10. Punkt: Beridlt des Finanz- und Budget
aussdlusses über den Antrag 84tA (11-1357 
der Beilagen) der Abgeordneten DDr. Pitter
mann, Graf, Dr. Broesigke und Ge
nossen betreff-end ein Bundesgesetz, mit dem 
das Einkommensteuergesetz 1967 neuerlich ab-

geändert wird (541 der Beilagen) 

Präsident: Wir kommen zum 10. Punkt der 
Tagesordnung: Neuerliche Abänderung des 
Einkommensteuergesetzes 1967. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Sam
wald. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Samwald: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Die Abgeordneten DDr. Pitter
mann, Graf, Dr. Broesigke und Genossen 
haben am 23. Juni 1 97 1  einen Initiativantrag 
betreffend eine 2. Einkommensteuergesetz
Novelle 1 97 1  im Nationalrat eingebracht. 

Durch diesen Antrag soll die vorzeitige Ab
schreibung für unbewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlag.evermögens von bisher 20 vom Hun
dert der Anschaffungs- oder Herstellungs
kosten auf 25 vom Hundert und bei Gebäuden, 
soweit sie für Wohnzwecke betriebszugehöri
ger Arbeitnehmer bestimmt sind, auf 50 vom 
Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungs
kosten erhöht werden. Die Sätze der vorzeiti
gen Abschreibung für bewegliche Wirtschafts
güter des Anlagevermögens sollen unverän
dert bleiben. 

bildet oder verwendet (§ 6 d EStG) noch auch 
eine Rücklage für den nicht entnommenen 
Gewinn (§ 6 e EStG) gebildet wird. Investi
tionsrüddagen, die vor dem Wirksam werden 
dieses Bundesgesetzes gebildet wurden; sollen 
j edoch gemäß Art. II Abs. 2 auch für die 
Anschaffung beziehungsweise Herstellung von 
Wirtschaftsgütern verwendet werden können, 
für die der Investitionsfreibetrag in Anspruch 
genommen wird. 

Die genannten Vorschriften sollen erst
mals bei der Veranlagung für das Kalender
jahr 1972 angewendet werden. 

In der Sitzung des Finanz- und Budgetaus
schusses am 5. Juli 1 91 1  wurde die Debatte 
über diesen Antrag der Abgeordneten 
DDr. Pittermann, Graf, Dr. Broesigke und Ge
nossen gemeinsam mit der Debatte über den 
Antrag der Abgeordneten Benya und Genos
sen (85/A) durchgeführt. Nach den Bericht
erstattern ergriffen die Abgeordneten 
DDr. König, Dr. Mussil, DDr. Pittermann, Dok
tor Blenk, DDr. Neuner, Lanc, Dr. Broesigke, 
Dr. Tull, Machunze und Benya sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch das 
Wort. 

Bei der Abstimmung fand der im Initiativ
antrag 84/ A enthaltene Gesetzentwurf die ein
hellige Zustimmung des Ausschusses, während 
hinsichtlich des Antrages 85tA mit Stimmen
mehrheit beschlossen wurde, die Verhandlung 
zu, vertagen. 

Als Ergebnis der Beratung stellt der Finanz
und Budgetausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfas
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab
zuführen. 

Präsident: Danke. 

Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Kein Einwand. 
Dann gehen wir in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord-
Weiters sieht der Antrag im Art. I Z. 6 

nete Dr. Mussil. Ich erteile es ihm. 
vor, daß ein Investitionsfreibetrag von 20 vom 
Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungs
kosten der im Wirtschaftsjahr angeschafften 
oder hergestellten abnutzbaren Wirtschafts
güter des Anlagevermögens zusätzlich zur nor
malen Absetzung für Abnutzung (AfA) geltend 
gemacht werden kann. 

Dieser Investitionsfreibetrag soll aber nur 
dann in Anspruch genommen werden können, 
wenn in demselben Wirtschaftsjahr weder eine 
vorzeitige Abschreibung (§ 6 c EStG) vorge
nommen noch eine Investitionsrücklage ge-

Abgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus l Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die gegenwärtig zur Dis
kussion stehende Novelle steht im Zusammen
hang mit den sogenannten flankierenden Maß
nahmen anläßlich der Schillingaufwertung. 

Ich darf daher grundsätzlich zur Schilling
aufwertung und zur Währungspolitik sagen, 
daß man allgemein auf dem Standpunkt stehen 
muß, daß die Währungspolitik kein Instru
ment der Konjunkturpolitik darstellt, daß sie 

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)130 von 167

www.parlament.gv.at



Nationalrat XII. GP. - 51. SitzWlg - 13. Juli 1971 4:105 

Dr. Mussil 

wohl Nebeneffekte konjunkturpolitischer Art 
hat, aber daß die Konjunkturpolitik kein Ent
scheidungsmotiv sein soll. Durch die Schilling
aufwertung ist eine außenwirtschaftlime Ab
sicherung in einem verhältnismäßig hohen 
Ausmaße erfolgt, sodaß die Selbstverantwor
tungsquote der Regierung für den Preisindex 
durch diese Maßnahme entsprechend gehoben 
wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Am Aufwertungssonntag sind wir, die Ver
treter der Bundeswirtschaftskammer, vor der 
Frage gestanden, ob a) wegen des Einströmens 
heißer Gelder eine Devisenbewirtschaftung in 
Osterreich eingeführt werden sollte, was wir 
als nicht zielführend angesehen hätten, und 
b) ob die Aufwertung und zusätzlich die soge
nannten flankierenden Maßnahmen durchge
führt werden sollen. Wir haben uns für das 
letztere entschieden. 

In der letzten Zeit hat man in der ökono
mischen Presse eine Reihe von Meinungen 
gehört, daß die Entscheidung am Aufwertungs
sonntag voreilig gewesen wäre. Man hätte 
mit einem Negativzins oder mit ähnlichen 
Maßnahmen das gleiche erreichen können. 
- Aber wir stehen zu der damaligen Ent
scheidung. 

Ich möchte allerdings sagen, daß sich an 
diesem Aufwertungssonntag der Herr Bundes
kanzler Kreisky und aum sein Lieblingsmini
ster Dr. Androsch (Heiterkeit) sehr stark in 
die Brust geworfen haben, vor allem der Herr 
Bundeskanzler, der der Meinung war, er wäre 
der Urheber des starken Schillings, und der 
zum Ausdruck. brachte, daß dadurch eine ent
spredlend starke Dämpfung bei den Preisen 
zu erwarten wäre. 

Idl habe schon damals darauf hingewiesen, 
daß die ausländischen Exporteure versudlen 
werden, die Aufwertungsdifferenz für sich zu 
lukrieren, was leider auCh verschiedentliCh 
eingetreten ist. Später hat es der Herr Bundes
kanzler bescheidener gegeben und hat nur 
davon gesproChen, daß Adriaaufenthalte in 
Jesolo, Caorle und so weiter billiger werden 
würden, aber bitte, die sind der österreichi
sehen Bevölkerung bis vor kurzem auch durch 
die dortigen Streiks etwas vermiest worden, 
sodaß also auch damit kein Staat zu machen 
war. 

In dieser Aufwertungseuphorie, von der da
mals der Herr Bundeskanzler ergriffen worden 
ist, hat er versprochen, was wir damals beson
ders für die Exportwirtschaft und auch im 
Interesse der Erhaltung der Arbeitsplätze für 
notwendig angesehen haben. Bald nachher hat 
die "Arbeiter-Zeitung" Sperrfeuer geschossen 
und hat in diesem Zusammenhang Formulie-

rungen gefunden wie etwa: Die Wirtschaft 
läßt einen Jammervorhang herunter, und der 
Herr Bundeskanzler selbst hat sich in die 
Äußerung verstiegen, die Wirtschaft wäre 
keine Versicherungsgesellschaft und kein Für
sorgeverein, obwohl vor 14 Tagen oder drei 
Wo<h.en diese Dinge klar und eindeutig ver
sprochen worden sind. 

Der Herr Minister Androsch hat die Ver
s<h.le<h.terung bei der Zollfreizonenregelung, 
die die exportierende Wirtschaft mit etwa 
400 Millionen Schilling belastet, als flankie
rende Maßnahme bezeichnet. Ich mö<h.te s<h.on 
sagen, das ist ein publizistisches Kunststü<k, 
und wenn ich die Möglichkeit hätte, Ihnen 
den großen "Oscar" für Publizistik zu ver
leihen, Herr Minister, würde ich das sofort tun. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Was in der Zwischenzeit bei den Verhandlun
gen herausgekommen ist, ist verhältnismäßig 
dürftig geworden, vor allem ist bei einer 
Frage, und zwar bei der Frage des Ausgleiches 
der Kursverluste bei den Verrechnungsdollars, 
wo konkrete Zusagen in der damaligen Auf
wertungsbesprechung vorgelegen sind, über
haupt keinerlei Maßnahmen erfolgt. Ich muß 
zugeben, daß das Problem schwierig ist, aber 
ich bin der Meinung, wo ein Wille ist, muß 
auCh ein Weg sein. Wenn man wirklich mit 
Energie darangegangen wäre, wäre auch ent
sprechend etwas herausgekommen. 

Wenn ich das nä<h.ste Mal in eine solche 
Situation kommen soUte, werde ich mir einen 
Notar ins Bundeskanzleramt mitnehmen und 
werde nicht ohne Notariatsakt vom Bundes
kanzleramt na<h. Hause gehen, damit die Dinge, 
die dort abgespro<h.en worden sind . . . (Ruf 
bei der SPO: Nimmst dir gleich den Withalm 
mitl) Dr. Wit1halm war nicht als Notar mit, 
sondern als damaliger Obmann der Oster
reichis<h.en Volkspartei, und da ist er nicht 
berufen, einen Notariatsakt abzuschließen. In 
Zukunft werde ich also in einer solchen Situa
tion nur mit einem Notariatsakt das Bundes
kanzleramt verlassen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Die investitions
fördernden Maßnahmen sind sicher nicht allein 
für die Exportindustrie gedacht, sie treffen 
sämtliche Wirtschaftszweige. Die Maßnahmen, 
die gezielt die Exportindustrie treffen, sind 
einzelne Begünstigungen auf dem Kredit- und 
Haftungssektor, bei denen auch die Bundes
kammer entsprechende Beiträge geleistet hat. 
Wir waren der Meinung, daß gerade im Jahre 
des Exportes von der Regierung aus der ex
portierenden Wirtschaft eine entsprechender 
Flankenschutz geleistet wird, nicht daß in einer 
Zeit, wo die Konkurrenz immer stärker wird, 
die Flanken effektiv aufgerissen werden. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch die investitions fördernden Maßnahmen 
sind im Laufe der Verhandlungen immer wei
ter zusammengeschmolzen. Ich muß sagen, es 
ist hier sehr hart verhandelt worden. Der Herr 
Handelsminister hat mir einmal mit Stolz er
zählt, daß bei den Verhandlungen über die 
Dieselpreiserhöhung, als damals die Trak
torenaufmärsche waren, die Zeitungen berich
tet hätten - er hat mir das mit großen Stolz 
berichtet -: Das sind harte Burschen, der 
Dr. Staribacher und der Dr. Androsch, die 
setzen sich hundertprozentig durch. 

Ich muß sagen: Bei diesen Verhandlungen 
waren sie ausgesprochen harte Burschen. Wir 
konnten gegenüber dem, was Sie uns hier 
unterbreitet haben, kaum etwas verändern. 
So war die Situation bei den damaligen Ver
handlungen. 

Aber auch das Ergebnis der damaligen Ver
bändeverhandlungen ist in der Zwischenzeit im 
Finanzministerium noch etwas geschmälert 
worden. Man hat noCh eine Alternativlösung 
hineingenommen bezüglich der Investitions
rüCklage, die ursprünglich ni.cht drinnen war, 
hat das dann als Ubergangslösung wiederum 
in Wegfall gebraCht, aber als Dauerlösung 
niCht konzediert. 

Per saldo sind diese Maßnahmen insbe
sondere für die exportierende Wirtschaft nicht 
befriedigend. Ich glaube, daß es hoch an der 
Zeit ist, daß eine neue Regierung die Geschäfte 
in die Hand nimmt, eine Regierung, diS mehr 
Verständnis für die Wirtschaft aufbringt. (Bei
fall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch 
ein Wort zum langfristigen Investitionspro
gramm der Regierung, zum zehnjährigen In
vestitionsprogramm sagen. Dieses Investi
tionsprogramm baut auf auf einem realen 
Zuwachs .von 5 Prozent im Jahr. Das ist zu 
begrüßen. Aber nach allen Prognosen ist an
zunehmen, daß ein j ährliches reales Wachs
tum von 5 Prozent im Laufe von zehn Jahren 
kaum erfüllt werden kann. Das bedeutet also, 
daß entweder die Steuern neuerlich erhöht 
statt gesenkt werden, oder daß Kürzungen im 
Konsum, beim Transfer oder beim Verwal
tungsaufwand durchgeführt werden, daß im 
Anleiheweg Gelder aufgenommen werden, auf 
Kosten der Privatinvestitionen, oder daß der 
bequemste Weg über eine inflationistische 
Politik gegangen wird wie bisher. 

Dieses Investitionsprogramm sieht eine 
Basis-, ein sogenanntes Belebungs- und ein 
Stabilisierungsprogramm vor, ohne im näheren 
zu sagen, wie das Basis-, Belebungs- und 
Stabilisierungsprogramm ziffernmäßig aus
schaut; also eine Orientierungshilfe für die 

Wirtsmaft kann daraus nicht abgeleitet und 
gefunden werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das gleiche gilt in dem Zusammenhang, daß 
das Investitionsprogramm nur Globalzahlen 
enthält und keine Detailziffern. Der Haupt
zweck eines solchen Programms wäre, wie er
wähnt, eine Orientierungshilfe für die gewerb
liche Wirtschaft. Diese Orientierungshilfe ist 
mit diesem Programm in keiner Weise gege
ben. Wir halten daher dieses Programm nicht 
für zielführend und im wesentlichen für eine 
Art Augenauswischerei. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Dem Gesetzesantrag werden wir die Zustim
mung geben. (Beifall bei der OVP.) 

PräSident: Zum Wort
' 
gemeldet hat sich der 

Herr Bundesminister für Finanzen Doktor 
Androsch. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl: 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Gestatten Sie mir, 
bevor ich zum Thema flankierende Maßnah
men zu sprechen komme, mit einem Zitat aus 
dem Heft 5 der Mitteilungen der Notenbank 
einzuleiten, das sich mit der Aufwertung be
schäftigt. Ich meine, daß es die Objektivität 
eines Dritten hat und wert ist, zitiert zu wer
den, auch deswegen, weil sich unsere Auffas
sungen mit den darin zum Ausdruck gebrach
ten vollinhaltlich decken. Hier heißt es : 

"Die Schillingaufwertung, deren Notwendig
keit bei den auf breitester Basis gepflogenen 
Konsultationen außer Frage stand, ist eine 
währungspolitische Reaktion, die Osterreich 
auf Grund der ausländischen Entwicklung auf
gezwungen wurde. Abgesehen von der bereits 
erwäluiten Spekulationswelle, die sich 
des Schilling zu bemächtigen be-
gann und hier wegen der Enge 
des Marktes ein noch größeres Ge
wicht erlangt hätte als in größeren Wirtschafts
körpern, mußte Osterreich unverzüglich han
deln, als feststand, daß jene Länder, aus denen 
mehr als die Hälfte unserer Importe kommen, 
aufwerten beziehungsweise die Wechselkurse 
freigeben. In den meisten Industrieländern 
steigen seit geraumer Zeit die Preise stärker 
als in Osterreich. Ein Unterlassen der Auf
wertung hätte den Druck der importierten 
Inflation erheblich verstärkt. Ein nicht zu 
untersChätzender Preisdruck geht weiters vom 
Ausländerfremdenverkehr aus, der 1 970 eine 
Steigerung der Deviseneinnahmen um 27 Pro
zent verzeichnet hatte. Osterreich zählt an 
sich zu den preiswerten Fremdenverkehrs
ländern, sodaß eine weitere relative Verbil
ligung zufolge einer Unterbewertung des Schil· 
ling nicht nur in den Fremdenverkehrszentren, 
sondern in ganz Osterreich zu einer Teuerung 
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geführt hätte. Nicht zuletzt haben auch arbeits
marktpolitische Uberlegungen zu Sorgen um 
die Stabilität Anlaß gegeben. Die meisten 
westeuropäischen Industrieländer haben in 
den letzten zwei Jahren weit über den Pro
duktivitätszuwachs hinausgehende Lohnstei
gerungen zu verzeichnen gehabt, wodurch sich 
die Diskrepanz der Nominallöhne im Ver
gleich zu Osterreich vergrößert hat. Diese 
wäre durch eine Unterlassung der Aufwertung 
noch größer geworden und die ohnehin schon 
sehr fühlbare Abwanderung heimischer 
Arbeitskräfte wäre hiedurch noch gefördert 
worden." 

Ich glaube, dem ist nichts hinzuzufügen, 
auch wenn man zustimmt, daß das nicht aus
schließlich oder in erster Linie ·eine konjunk
turpolitische Entscheidung war oder auch sein 
sollte. 

Aber ich darf in bezug auf das Jahr 1970 
doch immerhin darauf verweisen, daß die 
Preissteig.erungsrate 4,4, die Steigerungsrate 
der importierten Güter hingegen 7,5 Prozent 
ausgemacht hatte und damit sehr deutlich der 
importierte Inflationsdruck zum Ausdruck 
kommt. 

Nun war es so, daß am Abend des 9. Mai, 
an dem diese Entscheidung gefallen ist, der 
in den Mitteilungen der Notenbank erwähnte 
Konsultationsprozeß und Ubereinstimmungs
prozeß stattgefunden hat und daß bei dieser 
Gelegenheit von Seite der Wirtschaft fol
gende flankierende Maßnahmen gefordert, ge
wünscht wurden: 

Nummer 1 :  Verlängerung der Zollfreizonen
regelung; 

Nummer 2: Lösung des Problems des Ver
rechnungsdollars ; 

Nummer 3: exportfördernde Maßnahmen; 

Nummer 4 :  investitionsfördernde Maßnah
men. 

Die Zollfreizonenregelung ist bereits be
schlossen, und ich darf darauf verweisen, daß 
sie ja an sich mit Ende dieses Jahres befristet 
war; das heißt, man kann nicht sagen, eine 
Verschlechterung, denn im nächsten Jahr hätte 
j a  an sich nach der geltenden Rechtslage gar 
keine mehr in Kraft sein sollen. 

Wir waren der Meinung, daß hier eine 
Ubergangslösung auf die Mehrwertsteuer ge
funden werden soll, denn im Rahmen der 
Mehrwertsteuer hat die Zollfreizonenregelung 
ex definitione keinen Platz mehr, und wir 
haben eine Lösung finden müssen, die im Ein
klang und in Ubereinstimmung mit unseren 
internationalen Verpflichtungen stand. Wir 
meinen, sie gefunden zu ha·ben. 

Damit war der erste Punkt erledigt, da 
inzwischen ja das Parlament diese Umsatz
steuergesetznovelle mit der Zollfreizonenrege
lung bereits verabschiedet hat. 

Zum zweiten Punkt : Verrechnungsdollar. 
Hier wurde in Aussicht gestellt - und auch 
durchgeführt - eine Prüfung, ob es zutrifft, 
daß es sich beim Verrechnungsdollar gewisser
maßen um eine fiktive Währung, um eine 
Währung sui generis handle. Die Prüfungen 
haben ergeben, daß das nicht zutrifft und es 
auch nicht zutreffend war, daß das Währungs
risiko nicht absicheI1bar gewesen wäre. Ich 
gebe zu, daß es nur mit höher'en Kosten als 
bei Westexporten absicherbar war, aber es 
war absicherbar, und es gab Firmen, die abge
sichert halben. 

Aus all diesen Gründen wäre es eine un
sachliche Differenzierung 'gegenüber den 
Westexporteuren gewesen, hier eine Abgel
tung zu geben, aber auch innerhalb der Ost
exporteure eine solche vorzunehmen, da es 
ja solche gegeben hat, die abgesichert haben, 
Kosten auf sich genommen haben, und solche, 
die das nicht getan haben. 

Daher bitte ich noch einmal und auch hier 
im Hohen Haus um Verständnis. Dieses Ver
ständnis hat sich ja auch in den Gesprächen, 
die sehr schwierig waren, gezeigt, daß hier 
eine Lösung nicht möglich war. 

Zum dritten Punkt : Verbesserung der Ex
portfinanzierungsmöglichkeiten. Hier haben 
wir umgehend mit Wirksamkeit 1 .  Juni bereits 
den Haftungsrahmen für den einzelnen erwei
tert, indem wir den Selbs1Jbehaltsbereich von 
20 beziehungsweise 30 Prozent, der bis dahin 
bestanden hatte, auf 10 Prozent zurückgenom
men haben. 

Darüber hinaus haben wir in der Zwischen
zeit in Ver:bindung mit der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft Maßnahmen ge
troffen, die Mittel der Exportfonds Ges.m. b.H. 
durch Zurverfügungstellung von 20 Millionen 
Schilling sowohl von seiten der Bundeskam
mer wie des Bundes entsprechend zu erwei
tern, und haben weiters durch Maßnahmen 
bei der Kontrollbank, sichergestellt, daß die 
Konditionen für die Exportfinanzierung von 
75/8 Zinssatz auf 6,5 reduziert werden. 

Ich erwähne das alles deswegen mit einer 
gewissen Ausführlichkeit, weil vor etwa 
14 Tagen bei der dringlichen Anfrage der 
Klubobmann der OVP gemeint hatte, daß hier 
Zusagen gemacht worden wären, die bisher 
nirnt gehalten worden seien, und überdies 
ja gar nicht die Absicht bestehe, sie zu halten. 
Sie sehen aus diesen Beispielen, daß sie ge
halten wurden. 
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Und nun zum letzten Punkt, zur Investitions
förderung. Idl habe sdlon damals, am 9. Mai, 
bei den Gesprächen gesagt, daß wir . auf der 
Ebene der Wirtschaftspartner darüber bereits 
im Gespräch waren, unbeschadet der Möglich
keit einer Änderung der SchilliIl!gparität. 

Wir haben auch hier eine Lösung gefunden, 
wobei im ausdrücklich betone, daß es sich 
um eine Lösung hanidelt, die ni mt aufwer
tungsinduziert ist, das heißt unmitteLbar 
durch die Aufwertung hervorgerufen worden 
wäre oder nur jenen Exporteuren !zugute kom
men soll, die nunmehr allenfalls Exportver
luste oder schwierigere Exportverhältnisse 
vorfinden, sondern daß das eine allgemeine, 
generelle, für die gesamte österreichische 
Wirtschaft gültige Maßnahme der Investitions
förderung darstellt, in der Weise, daß der Ab
schreibungssatz bei der Bewertungs,freiheit für 
unbewegliche Wirtschaftsgüter von 20 auf 
25 Prozent erhöht wurde, was j a  einen Steuer
ausfall auf das J abr bezogen von 420 Millio
nen Schilling aus.machen wird, daß bei den 
Arbeiterwohnstätten der A!bschreibungssatz 
von 20 auf 50 Prozent erhöht wurde, wo man 
den Ausfall an Einkommensteuer, Gewerbe
steuer, Körperschaftsteuer mit etwa 160 Mil
lionen Schilling ansetzt. SchließliCh ist die 
Einführung des Investitionsfreibetrages zu 
nennen, der einen Steuerausfall - das ist eine 
grobe Schätzung, gebe ich gerne zu - von 
300 MiUionen Schilling ausmachen wird. 

Die Alternative bedeutet, daß für 
jene Unternehmungen, die einen ständigen 
Investitionsstrom aufweisen, natürlich die vor
zeiUge A!bschreibung günstiger ist; hingegen 
für jene kleineren und mittleren Betriehe, die 
in gewissen Zeitabständen größere Investi
tionen durchführen, natürlich der Investitions
freibetrag günstiger ist, weil er auf jeden 
Fall infolge der Abschreibungsbasis von 
1 20 Prozent eine eChte Steuerermäßigung dar
stellt. 

Das, meine sehr geehrten Damen und Her
ren, ist Gegenstand der heutigen Beratungen, 

das ist der vierte Punkt der gewünschten, der 
geforderten und somit erfüllten flankierenden 
Maßnahmen. Ich 'glaube , daß wir damit den 
infolge der Aufwertung eingetretenen sChwie
rigeren WetrbeweJ:ibsverhältnissen im Export 
Rechnung getragen, aber darüber hinaus eine 
nicht unmaßgebliche Förderungsmaßnahme für 
die gesamte österreiChisChe 

. 
WirtsChaft ge

troffen haben. 

ICh möChte meinen Beitrag damit sdlließen, 
daß kh auCh von dieser Stelle nochmals den 
WirtsChaftspartnern für die im Zusammenhang 

mit der Aufwertung und den flankierenden 
Maßnahmen erforderlichen Gesprädle aufrich
tig danke. (Beifall bei der SPO und bei Abge
ordneten der OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile im 
dem Herrn .A!bgeordneten Dr. König das Wort. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä
sident! HOIhes Haus! M'eine Fraktion hat ge
me�nsam mit der freiheitlichen Fraktion den 
A :b ä n d  e r u n  '9' s a n t r a g  der Abgeordne
ten Dr. König, Dr. Broe.si.Q1ke, SanIdmeier und 
Genossen zum Antrag 84/ A eingebracht, den 
ich hiermit auszugsweise vortragen möchte. 

Der Nationalrat woHe beschließen: 

1 .  Im Artikel I ist nach der bisherigen 
Z. 6 folgende neue Z. 7 einzufügen : 

, ,7. § 9 Albs. 1 Z. 4 erhält fol'genden Wort
laut : 

,4. Aufwendungen des Steuerpflimtigen 
für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte ; zur Abgeltung der Mehrauf
wendungen, die dadurch entstehen, daß an
stelle der Massenbeförderungsmittel ein 
eigenes Kraftfahrzeug benutzt wird, werden 
naChstehende Pauschbeträge festgesetzt: Bei 
Benützung eines 

Kraftrades oder Motorfahrrades bei einer 
Fahrtstrecke bis 20 km 

3,- S täglich, 
1 8,- S wöchentlich, 
78,- S monatlich, 

936,- S jährlich ; 

Personenkraftwagens (Kombinationskraft
wagens) bei einer Fahrtstrecke bis 20 km 

12,50 S tägliCh, 
75,- S wöchentlich, 

325,- S monatlich, 

3900,- S jährlich ; 

Kraftrades oder Motorfahrra;des bei einer 
Falhrtstrecke über 20 km 

4,50 S täglich, 
27,- S wömentlich, 

1 17,- S monatlich, 
1404,- S j ährlich ; 

Personenkraftwagens (Kombinationskraft
wagens) bei einer Fahrtstrecke über 20 km 

1 8,75 S täglich, 
1 12,50 S wöchentlich, 
487,50 S monatlich, 

5850,- S jährlich: " (Siehe S. 4141.) 
2. Im Artikel I ist folgende Z. 8 einzu

Fügen: 

, ,8. Im § 19 A!bs. 2 Z. 2 lit. b treten .an 
die Stelle der (bisherigen) Beträge . . .  
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NicbtiTagesgelder gungaTarif I Tarif Il gelder 

bis 60.000 S 95 S 75 S 45 S 
über 60.000 S bis 80.000 S i l O S 90 S 45 S 
über 80.000 S bis 1 10.000 S 1 25 S 1 00 S 60 S 
über 1 10.000 S bis 150.000 S 145 S 1 15 S 75 S 
ülber 150.000 S 1 85 S 140 S 75 S" 

3. Im Artikel II hat der Abs. 1 zu lauten: 

,, (1) Die Bestimmungen des Art. I sind 
anzuwenden 

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt 
wird, erstmalig bei der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1972, 

b) wenn die Einkommensteuer (Lohn
steuer) durch A:bzug erhoben ader 
durch Jahresausgleich festgestellt wird, 
für Ldhnzahlungszeiträume, die nach 
dem 3 1 .  Dezember 1971  enden." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit dem vorliegenden Antrag . 'zur Er
höhung des Kraftfahrzeugpausdl:ales der 
Arbeitnehmer für Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte sollen jene MelhraUlfwen
dungen abgegolten werden, die tatsächlich in 
der letzten Zeit eingetreten sind und die volle 
steuerliche Anerkennung finden sollen. 

Wenn wir den amtlichen KHometersatz, der 
etwa für einen Volkswagen im Jahre 1 957 
1 , 10 S betragen hat, 1966 auf 1 ,50 S erhöht 
wurde und 1970 mit 1 ,80 S eine Steigerung 
um insgesamt 64 Prozent erfahren hat, mit 
dem Autopauschale vergleichen, das im Jahre 
1 957 208 S betrug und im Ja!hre 1968 unter 
der OVP-Regierung um 52 S auf 260 S erhöht 
worden ist, dann werden wir feststellen, daß 
die nun vorgesehene Erhöhung auf 325 S, culso 
um weitere 65 S, genau der Stei'gerung ent
spricht, die auch 'bei den amtlichen Kilometer
sätzen Berücksichtigung gefunden hat. Diese 
echten Mehrkosten, die den Autofahrern durch 
die Preissteigerungen eI'1Wachsen sind und die 
in den amtlichen Kilometersätzen ihren Aus
druck ,gefunden 'harben, sollen nunmehr auch 
steuerlich voll und ganz aoner1kannt werden, 
weil Ja auch j eder Unternehmer, der die 
gleiche Kilometedeistung 'hat, denselben Be
trag absetzen kann. 

Zur Bekräftigung dieser Ausführungen 
möchte ich Ihnen ein kurzes Berechnungsbei
spiel anfüihren. Bei einem �KW bis 1500 ccm 
mit einer Jahresleistung von 1'5.000 km - das 
entspricht den amtlichen Kalkulationsgrund
lagen für die amtlichen Kilometersätze - be
laufen sich die Jahr'eskosten - immer nach 
den amtlichen Kalkulationsgrundlagen - auf 
26.326,70 S. Das ergibt Kosten pro Kilometer 
,von l ,76S� Und wenn man die Harftpflidltver
sicherung abzieht, die j a  bekannHich in den 

Sonderausgaben i'hre Deckung finden muß und 
nkht im Kraftfahrzeugpauschale, so ergibt sich 
ein Satz von 1 ,62 S je Kilometer. Wie Sie 
wissen, ist :das Kraftf.ahrzeugpauscha,le auf 
einer :Fahrtstrecke von lediglich 6 �m pro Tag 
für eine Fahrt aufgebaut, also 1 2  Kilometer 
für die Hin- und Rlüd,faihrt. Und wenn Sie 
diese 1 ,62 S so ermittelten Kilometerkosten 
multipHzieren mit den 1 2  km Durchsdmitts
fahrtstrecke, die der amtlichen Ka1likulation 
zugrunde liegen, ergibt sich ein Betrag von 
19,44 S pro Tag. 

Und jetzt ,werden Sie mir sagen: Ja gut, 
ein anderer 'aber, der nicht mit dem Kraftfahr
zeug fährt, der hat ja auch Kosten, Kosten 
für das öffentliche VeJ:1kehrsmittel. 'Die wollen 
wir abziehen, die wollen wir beITÜcksichtige'n. 
Das sind bei der ,Wochenkarte 5 S pro Tag. 
Wir erhalten a,lso eine verble�bende Melhr
belastung für den 'Autofahrer von 14,44 S pro 
Tag, immer nach den amtlichen Kalkulations
grundlagen, bei einem Wagen mit 1500 cem. 
Das macht in der Sechstagewoche 375 S aus 
im Monat be'zieihungsweise bei der Fünf
tagewoche 318 S. Sie sehen also, die Er
höhung auf 325 S im Monat, wie wir sie als 
durchschnittliche 'Erhöhung in diesem Antrag 
der OVP und FPO vorgesehen hatten, er
scheint somit keineswegs zu hoch gegriffen. 

Darüber hinaus, meine sehr geeihrten Damen 
und Herren, sieht unser Antrag aber auch 
eine Neuerung vor. Eine Neuerung, die dem 
Umstand Rechnung tra'gen soll, daß heute 
durch schlechte Verkehrsverbindungen eine 
ganze Reihe von Arbeitnehmern gezwungen 
ist, weite Strecken, sehr weite Strecken mit 
dem eigenen Kraftfahrzeug zur Arbeitsstätte 
zurückzulegen. Sofern nun ein Dienstnehmer 
über 20 km von seiner Arbeitsstätte entfernt 
wdhnt, also im Tag 'hin 20 �m und zuruck 
20 km, insgesamt also mehr als 40 km zurück
legen muß, soll ihm durch diesen Antrag ein 
erhöhtes, und zwar ein um 50 Prozent er
höhtes Kraftfahrzeugpauscha,le eingeräumt 
werden, das somit im Monat 487,50 S ibetragen 
wird, weil wir der Meinung sind, daß das 
ein Anliegen der Gerechtigkeit ist gegenüber 
jenen, die tatsächlich derart weite Fahrstrecken 
zur Arbeit in Kauf nehmen müssen. Wir 
freuen uns, daß dieses gerechte Anliegen im 
Haus auch eine Me1hrheit findet. 

Gestatten Sie mir auch noch ein Wort zu 
dem ursprünglichen sozialistischen Antrag, der 
im Finanz- und Budgetausschuß eingebracht 
worden ist und der ja den Anlaß /bildete, daß 
unser Antrag vertagt wurde und daß wir 
heute diesen Abänderungsantrag hier ein
bringen, um durch den 7Jwiscbenweilig erfolg
ten Auflösungsbeschluß nicht Gefahr · zu 
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laufen, daß diese Verrbesserung für die Arbeit
nehmer unter den Tisch ,fällt. 

Dhr Antrag, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion, 'hat lediglich eine 
Erhöhung um 20 S im Monat vor.gesehen: von 
260 auf 280 S. Meine namen und Herrenl Wis
sen Sie, was das effektiv bedeutet? Das bedeu
tet netto 7 S im Monat. Glauben Sie wirklich 
ehrlich, daß man mit diesen 7 S die einge
tretenen Preis steigerungen abdecken kann? 
Und da haben Sie in Ihrem Antrag nodl 
angeführt, daß damit nidlt nur die Preis
steigerungen, sondern sogar noch zu erwar
tende - also Sie erwarten das schon, Sie 
rechnen damit - BenzinpreiserhÖlhungen ab
gegolten werden sollen. 

Ich kann dieser Rechnung und dieser Logik 
nicht folgen, und ich kann mir nicht vorstellen, 
daß man das auch ernsthaoft überlegt hat. Ich 
glaube, ·ein Mensch, der einen Betrag von 
netto 7 S im Monat erhalten soU, der müßte 
am Mond leben, würde er glauben, daß er 
damit die Preissteigerungen, die inzwischen 
eingetreten sind, und dazu noch zu erwartende 
Benzinpreiserhöhungen ·abgegolten erhielte. 
Oder halten Sie j eden Autofahrer grundsätz
lich für einen Kapitalisten? 

Ich gebe schon zu: Es mag Ihnen unange
nehm sein, heute hier eingestehen zu müssen, 
daß die Preissteigerungen in der letzten Zeit 
tatsädllich ein solches Ausmaß erreicht haben. 
Aber bitte: !Es sind j a  auch die öffentlichen 
Tarife entsprechend gestiegen. Sie Iha/ben durdl 
die von ,I'hnen 'beschlossene 'Dieselpreis
erhöhung noch etliches dazu beigetragen. Ich 
frage mich : Sollen alsO' ausgerechnet jene 
Anbeitnehmer, die i'hr Fahrzeug für den Weg 
zur Arbeitsstätte beIllÜtzen müssen, nun be
nachteiligt !Werden? !Sallen gerade sie diese 
Preissteigerungen nicht steuerlich aneI1kannt 
bekO'mmen, wie das in jedem Betrieb, der 
das absetzen kann, setbstverständlich ist? 
(Präsident Dr. M a l  e t

'a übernimmt den Vor
sitz.) 

Wenn der Herr Finanzminister anläßlidl der 
Behandlung des BudgetÜ'berschreitungsgeset
zes offen einbekannt hat, daß die Mehrein
nahmen aus der Lohnsteuer . plus 1 8  Prozent 
betragen - gegenüber plus 1 1  Prozent, die 
präliminiert waren -, so erscheint es mir nur 
recht und billig, daß ma'n audl den Arbeit
nehmern, die ja diese Mehrleistungen an 
Lohnsteuer aufbringen, die effektiven ,Mehr
kosten, die für die Autofahrer aus der Fahrt 
zum 'Betrieb eliWachsen, auch von und ganz 
und nidlt nur mit einem lädIerlichen Betrag 
von netto 7 S im MO'nat a'bgilt. 

Darüber Ihinaus muß alber eines mit aUer 
Deutlichkeit klargestellt werden : Auch mit 

dieser Erhöhung auf 325 S sind die gestie
genen Haftpflichtversidlerungsikosten nidlt ab
gegolten. Ich habe darauf hing'ewiesen, daß 
die Ha,ftpflichtversicherungskO'sten, so wie 
audl bisher immer, systemimmanent - ich 
glaube, das wird mir der Herr Finanzminister 
bestätigen - in den Sonderausgaben abzu
setzen waren. 'Diese Sonderausgaben sind 'bis
lang nidlt erhöht 'Worden. Wir baben dalber 
in unserem ursprünglichen Antrag im Finanz
und Budgetaussdluß ,vorgesehen, diesen .Be
trag zur Abgeltung der erhöhten Ha.ftpflidlt
versicherungsprämien um 1 000 S ·zu ethöhen. 
Wir haben diesen Antrag heute im Interesse 
einer Mehrheit und um das ,Budget nidlt so 
star:k vorzubelasten, zurückgestellt. Aber das 
bedeutet keineswegs, daß wir diese Forderung 
damit auch fallenlassen. weil wir finden. daß 
das nur eine gerechte :Forderung ist, auf die 
die Autofahrer, auf die die Unse�bs1ändigen 
Anspruch ha'ben soHen. 

Schließlich - und das muß man auch ganz 
deutlich sagen - Iha-ben die Sonderausg·aben 
ja  auch eine -besondere Bedeutung für die 
begünstigte Sparkapitalbildung der Unselb
ständigen und damit gerade rur die Ver
mögensbildung in Arbeitnehmerhand. Eine 
Partei. meine Damen und Herren von der 
sozialistischen FraktiO'n, die. wie die Ihre, 
sich immer 'wieder so gebärdet. als ob sie 
alleiniger Vertreter der Arbeitnehmerinteres
sen wäre, müßte eigentlich für ein solches 
Anliegen sehr aufgesdllossen sein. 

Ich möchte zur Vermeidung irgendeiner 
Legendenbildung auch noch festihalten, daß 
die Erhöhung des Kraftfahrzeugpausdlales 
nach detai'llierten Beredlnungen nicht mehr als 
rund 150 MiUionen Schilling im Jahr an 
Steuerausfall verursachen wird, was ange
sidlts der schon zitierten Erhöhung der Ein
nahmen aus der Lohnsteuer um plus 18 Pro
zent ge·genüber den mit plus 1 1  Prozent präli
minierten Erhöhungen des Voransdllages wohl 
als durdlaus bescheiden und sachUdl vertret
bar zu bezeichnen ist, umsomehr, IWenn man 
sich vor Augen Ihält, daß der Herr Finanz
minister auf eine Anfrage hier im Haus aus
geführt hat, daß allein aus der erhöhten Ver
sicherungssteuer durch die Erhöhung der 
Haftpflidltversicherungsprämien 50 MHliO'nen 
Schilling an Mehreinnahmen zu erwarten sind. 

Im einzelnen werden also unter der An
nahme, daß 80 Prozent der rund 390.000 Dienst
nehmer, die ihr Fahrzeug für die Fahrt zur 
Arbeitsstätte ,benützen, eine 'Entfernung von 
weniger als 20 km 2M'ischen Wohnung und 
Arbeitsstätte zurückzulegen 'haben, für die Er
höhung des allgemeinen AutO'pausdlales auf 
325 S im Monat 86 Millionen Sdlilling erfor-
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derlich sein. Wenn man annimmt, daß 20 Pro
zent der Dienstnehmer - 'Was selhr hoch ge
griffen ist und wahrscheinlich bei weitem nicht 
erreicht ,wird - Strecken von über 20 km 
- also mit der Hin- und Rücklfa:hrt eine 
Strecke von über 40 km pro Tag - zurück
lege,n müssen, dann ist für dieses höhere 
Autopauschale für diese Dienstnehmer ein 
SteuerausfaU von 66 Millionen Schilling zu 
erwarten. Es ergibt sich also insg·esamt eine 
Größenordnung Ihinsichtllich des Gesamtaus
falles von rund 150 Millionen Schilling. 

Diese Kosten errechnen sich - zu Ihrer 
Beruhigung - unter Verwendung der einzel
nen Einkommensstufen und unter Berück
sichtigung der jeweiligen Steuermarginal
belastung. 

Zusammenfassend möchte ich meiner Freude 
Ausdruck geben, daß es möglich war, für 
diese OVP-Initiative, die zunächst im Aus
schuß zur Beratung noch zurückgestellt wurde, 
nun doch eine Mehrheit zu finden, und das, 
obwohl dieses Parlament praktisch unter dem 
Druck der Auflösung steht. Ich freue mich, 
daß es im Interesse der rund 390.000 -Dienst
nehmer, die hiedurch eine echte Verbesserung 
erfahren, möglich sein wird, auch den unselh
ständigen Autofahrern Gerechtigkeit wider
fahren zu lassen. (Bei/all bei der 'OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Antrag der Ab
geordneten Dr. König, Dr. Broesigke, Sand
meier und Genossen ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Neuner. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter DDr. Neuner (OVP) : Herr 
Präsident! Herr Minister l Hohes Haus l Zu
nächst erlauben Sie mir, daß ich sachliche 
Kritik an dem hier zu behandelnden Antrag 
betreffend den Wirksamkeitsbeginn der Ge
setzesvorla'ge anbringe. 

Zunächst ist es erfreulich, daß die vorzeitige 
Abschrei'bung für Arbeiterwohnstätten von 
20 Prozent auf 50 Prozent eI1höht 'Wird, alber 
erst ab dem Kalender- beziehungsweise Wirt
schatftsjahr 1972. Das bedeutet, daß nabürlich 
in der Planung der Unternehmungen jetzt 
eine gewisse Hemmung eintreten wird. Man 
wird iWahrscheinlich aus vernünftiger Bilanz
politik heraus den ArbeiteITWohnstäUenbau 
nicht weiter forcieren, sondern erst in jenes 
Jahr hineinverlegen, ab dem dann die höhere 
vorzeitige Abschreibung kommen ;wird. Das 
ist zweifellos kein Vorteil für den AI1beiter
wohnstättenbau . .  

Zum Investitionsfreibetrag bringe ich die 
Kritik an, die sein Verhältnis zur vorzeiti'gen 
Abschreibung betrifft. Es ist im Antrag die 

Regelung SQ, daß pro Kalenderjahr oder Wirt
schaftsjahr sich der gesamte Betrieb entschei
den muß, ob er !für aUe seine Investitionen 
den InvestitionsJreilbetrag in Anspruch nimmt 
oder ob er für alle seine Investitionen die 
vorzeitige Abschre�bung in Anspruch nehmen 
will. Das eine schließt also für das gesamte 
Kalenderjahr, bezogen auf den Betrieb, das 
andere aus. 

Besser und unserer AuUassun'g mehr ent
sprechend und der Freiheit der Unternehmer
disposition mehr entsprechend wäre ,es, auf 
die jeweilige Investition die Beziehung zu 
legen, ob man für die jeweilige In:vestition 
den Investitionsfreihetrag oder die vorzeitige 
Abschreibung anwenden ,will. 

Es wurde vie}fach gegen eine solche Forde
rung der Einwand eI1hoben, daß sich daraus 
Vollzie'hungsscbwieri-gkeiten für ein solches 
Gesetz ergeben könnten. Dieser Einwand er
scheint mir aus den Erfahrungen der Praxis 
nicht stichhältig zu sein, denn sOlWohl die 
Vorschriften über den Investitionsfreibetrag 
wie auch jene über die vorzeitige Absmrei
bung verlangen von den Unternehmern, die 
diese Begünsti'gungen in Anspruch nehmen, 
die Vorlage genauer Verzeimnisse mit be
stimmten Daten. Diese Verzeichnisse würden 
klar die A·bgrenzung der Wirtschaftsgüter ent
halten, für die der InvestitionSifreibetrag oder 
die vorzeitige Abschre�bung geltend gemacht 
würde. Außerdem würde sich das einwandfrei 
aus den Anlagenverzeichnissen der Buch
haltung ergeben. Ich bedaure sehr, daß ·die 
sozialistische Fraktion im Finan'Z- und Budget
ausschuß nicht bereit war, unseren Abände
rungsvorschlägen, die wir nicht schriftlich, 
aber wohl mündlich formuliert haben, statt
zugeben und auf diese einzugehen. 

Erfreulich ist eine Klarstellung, die im Aus
schuß vorgenommen Iworden ist und die die 
Vollziehung sicherlich erleichtern wird. Der 
Herr Bundesminister für Finanzen war mit 
meiner Fraktion be·ziehungsweise mit meiner 
Auffassung konformgehend, daß der Investi
tionsfreibetrag nicht unbedingt mit maximal 
20 Prozent, wie es der Antrag vorsielht, gel
tend gemacht werden muß, sondern daß es 
im Belieben des Unternehmers steht, auch 
einen niedrigeren Satz a:ls 20 Prozent geltend 
zu machen, -weil dies da und dort aus bilanz
politischen iErwägungen vielleicht notwendig 
werden :wird; jedoch - die Klarstellung geht 
auch dahin - unter Verzicht des nicht geltend 
gemachten Restbetrages für die Folgejahre. 

Hohes Haus l Im Zuge der Behandlung 
dieses Tagesordnungspunktes soll auch die 
Gelegenheit ergriffen werden, eine Zweifels
frage aus der Praxis endgültig zu klären. 
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Bei der Ermittlung des steuerpflichtigen 'Ein
kommens sind die Einkommensteuern und 
andere Personensteuern nicht abzugsfähig, so 
steht es ausdI1üddich im § 12 Z. 3 des Ein
kommensteueI'gesetzes. Die Frage ist nun: 
Teilen die Kosten, die zur Ermittlung dieser 
Einkommensteuergrundlagen aufgewendet 
werden müssen, dieses Schicksal? Vereinzelt 
ist diese Frage von der Finanzverwaltung, 
aber auch in einigen EIikenntnissen des Ver
waltungsgerichtshofes verneint worden. Dar
aus ergeben sich schwerwiegende Härten, ins
besondere auch desha'Lb, weil von dieser Frage 
immer nur ein 'ganz kleiner, verschiwindender 
Teill von Steuerpflichtigen betroffen ist und 
- das möchte ich ganz besonders betonen -
in erster Linie Gehalts- und Lohnempfänger 
nicht in der Lage ,wären, die Kosten des 
Steuerberaters, den sie vielfach doch auch in 
Anspruch nehmen müssen, abzusetzen. 

Hohes Haus ! Man kann von den Abgabe
pflichtigen nicht -verlangen, daß sie die immer 
schwieriger werdenden Steuergesetze beach
ten, man kann die Abgabepflichtigen nicht 
unter Strafdrohung stellen und sie dann, wenn 
sie sich einer Steuerberatung bedienen, die 
Kosten dieser Steuerberatung nicht absetzen 
lassen, zumal auch die Finanz-verwaltung 
höchstes Interesse hat, daß die Besteuerungs
grundlagen ordentlich ermittelt und auch die 
Erklärungen dem Gesetz ·gemäß vor'gelegt 
werden. 

Für jene wenigen Fälle gerade der kleinen 
Leute, in denen die Absetzung solcher Kosten 
zweifelhaift sein kann, soH ein Abänderungs
antrag, der die Unterstützung aller drei in 
diesem Hause vertretenen Fraktionen :hat, 
Klal1heit schaffen. Soweit die Steuerberater
kosten nicht BetriebsausgaJben oder Werbungs
kosten sind, sollen sie als Sonderausgaben 
abgesetzt werden können. Das beinhaltet der 
Abänderungsantrag, der eingebracht worden 
ist und den ich mir erlaube hier zu verlesen: 

A lb ä n d e r u n g s a n t r a g -

der Abgeordneten DDr. Neuner, Dr. TuU, 
Dr. Broesigke und Genossen zum An
trag 84/ A der Abgeordneten DDr. Pitter
mann, Robert Graf und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Einkommen
steuergesetz 1 967 neuerlich abgeändert wird. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

D�m Artikel I ist folgende neue Z. 7 anzu
fügen: 

Präsident Dr. Maleta: Der A!bänderungs
antrag der .A!bgeordneten Dr. Neuner, Dr. TuU, 
Dr. Broesigke und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhand
lung. 

Als nächster zum Wort geme1det ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. kh erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es lie
gen nunmehr drei Anträge vor, nämlich der 
Antrag 84/ A, der eigentlich Gegenstand der 
heutigen Tagesordnung ist, und zwei Zusatz
anträge, der eine vorgetragen vom Abgeord
neten Dr. König, der andere vom Abgeord
neten Dr. Neuner. 

Ich darf zunächst kurz zum Antrag 84/A 
etwas sagen. Es ist ein gemeinsamer Antrag, 
und es ist also gar nicht strittig, daß die Maß
nahmen, die darin vorgesehen sind, durch
geführt werden sollen. Flankierende Maß
nahmen sind es allerdings nicht, denn unter 
flankierenden Maßnahmen versteht man doch 
solche, die die negativen Wirkungen eines 
bestimmten Ereignisses abfangen sollen. Nun 
ist dieser Antrag aber nicht auf die Aufwer
tung zugeschnitten, sondern nur durch die 
Aufwertung veranlaßt. Er begünstigt aber 
naturgemäß alle Steuerpflichtigen, die unter 
diese Kategorie fallen, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie überhaupt exportieren, ob sie durch 
die Aufwertung Nachteile gehabt haben oder 
nicht. Er ist also bedeutend weitergehend. 

Zum zweiten ist er in seiner Wirksamkeit 
auf die Zukunft zugeschnitten. Er wird erst 
wirksam mit dem Jahr 1 972. Und da die Ver
anlagung für 1972 bestenfalls erst in der 
zweiten Hälfte 1973 stattfinden kann, kann 
man diese Maßnahmen bestenfalls als flan
kierende Maßnahmen für die nächste Wäh
rungskrise werten, aber nicht für die Wäh
rungskrise, die unlängst das Hohe Haus be
schäftigt hat. Das zu dem Antrag selbst. 

Zu dem Zusatzantrag, den Abgeordneter 
Dr. Neuner vorgetragen hat, ist nicht viel zu 
sagen. Er wird von allen Fraktionen des Hau
ses unterstützt, und ich glaube, es wird hier 
nur die Gleichheit vor dem Gesetz in einem 
Bereich des Steuerrechtes hergestellt. 

Bezüglich des anderen Antrages wegen des 
Kraftfahrzeugpauschales darf ich folgendes 
sagen: Dieses Pauschale wurde im Jahre 1 957 
in der Höhe von damals 208 S monatlich einge
führt. Im Jahre 1967 wurde das Pauschale ,,7. Im § 10 .A!bs. 1 ist fol'gende Z. 9 anzu

fügen: auf 260 S erhöht, und es soll nunmehr neuer
,9. Steuerberatungskosten, soweit sie nidlt lich erhöht werden. · Wenn man die Kosten 

als Werbungskosten oder Betrielbsausgaben für ein Kraftfahrzeug im Jahre 1957 mit den 
zu behandeln sind: .. (Beifall bei der OVP.) heutigen Kosten vergleicht; dann ergibt sich 
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das Verhältnis, in dem ungefähr das Pauschale 
erhöht wird. 

Es ergibt siro nun folgende etwas seltsame 
Lage : Wenn man das Jahr 1968, genau den 
1 .  1 .  1968, hinsichtlich der Kosten mit heute 
vergleicht, dann würde man zu einer geringe
ren Erhöhung des Pauschales von 260 S, wie 
es 1961 für 1968 festgesetzt wurde, kommen. 
Das bedeutet also, daß der Herr Finanzmini
ster bei seiner Valorisierung auf dem aufbaut, 
was der OVP-Finanzminister damals als Valo
risierung für angemessen erachtete, und daß 
umgekehrt der Zusatzantrag, den wir heute 
eingebracht haben und der von uns nun be
schlossen werden soll, davon ausgeht, daß 
diese Valorisierung im Jahre 1961 eben unzu
reichend gewesen ist und heute im nachhinein 
korrigiert werden muß. 

Ebenso ist es bezüglich der 20 km. Der An
trag sieht vor - und das hat er gemeinsam 
mit dem Antrag Benya und Genossen, der im 
Ausschuß behandelt wurde -, daß eine Grenze 
bei 20 km gemacht werden soll, nämlich daß 
das Pauschale bei mehr als 20 km höher sein 
soll. Das ist zweifellos eine gerechte Lösung. 
Wie sie sich in der Administration auswirken 
wird, wird die Erfahrung lehren. Jedenfalls 
ist es eine Lösung, die der OVP-Finanzmini
ster seinerzeit abgelehnt hat, denn schon vor 
einigen Jahren wurde dieser Vorschlag unter
breitet. Es zeigt sich also, daß mit diesem 
Abänderungsantrag ein gewisser Nachholbe
darf aus vergangenen Jahren befriedigt wird. 

Es ist nun noch etwas zu der Frage der 
Sonderausgaben zu sagen. Der Abgeordnete 
Dr. König hat mit Recht gesagt, daß die OVP
Fraktion auf ihren ursprünglichen Antrag 
wegen einer Erhöhung auch der Sonderaus
gaben um 1 000 S verzichtet hat, um eine Mehr
heit im Hause zu bekommen. Ich glaube daher, 
daß ich kurz begründen muß, warum wir der 
Auffassung gewesen sind, daß hier mit großer 
Vorsicht zu Werke gegangen werden soll. 

Das ist in erster Linie gar keine Frage der 
Kosten, die nicht sehr erheblich sein dürften, 
sondern das ist deshalb, weil die Beträge, die 
als Höchstbeträge für die Sonderausgaben ein
gesetzt sind, von vielen Steuerpflichtigen gar 
nicht ausgeschöpft werden. Diese Höchstbe
träge sind an sich sehr reichlich bemessen, so
daß sich eine künftige Steuerreform vielleicht 
mit der Frage wird beschäftigen müssen, ob 
nimt die Ermäßigungen beim Tarif zu gewäh
ren sind und nieht bei Vorabzugsposten für 
bestimmte Ausgaben. 

Wir waren daher der Meinung, daß es in 
der Kürze der Zeit nicht zweckmäßig ist, wenn 
man etwas unsystematisch zu diesem Punkt im 
§ 1 0  Einlt,ommensteuergesetz nom eine neue 

Bestimmung dazuflickt, und haben uns daher 
gegen diese Abänderung ausgesprochen, so
daß heute nur der gemeinsame Antrag in der 
bereits vorgetragenen Form zur Diskussion 
steht. 

Wir werden allen heute gestellten Anträgen 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Lane. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Lane (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der vom Finanz- und Budget
ausschuß zur Annahme empfohlene Dreipar
teien-Initiativantrag sieht eine Novellierung 
der Abschreibungsmöglichkeiten des Einkom
mensteuergesetzes 1 961 vor. Dieser Novellie
rungsvorschlag ist Teil der sogenannten flan
kierenden Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der jüngsten Schillingaufwertung, inhaltlich 
aber - das ist heute schon von einigen Red
nern mit Recht erwähnt worden - handelt 
es sich eindeutig nicht um eine punktuelle Be
günstigung Aufwertungsgeschädigter , sondern 
um eine generelle Steuerbegünstigung für In
vestitionen. Die vorzeitige Abschreibung für 
unbewegliche Wirtschaftsgüter soll nach die
sem Dreiparteien-Initiativantrag von 20 , auf 
25 Prozent erhöht werden, der vorzeitige Ab
schreibungssatz für den Werkswohnungsbau 
wird mehr als verdoppelt. 

Vollkommen neu soll in das Einkommen
steuerrecht der sogenannte Investitionsfreibe
trag eingeführt :werden. Er wird, außer der im 
Einkommensteuerrecht verankerten Abschrei
bung für Abnutzung, in Höhe von 20 Prozent 
der Anschaffungs- und Herstellungskosten des 
betreffenden Wirtschaftsgutes gewährt. In An
spruch genommen kann er natürlich nur von 
solchen Unternehmungen :werden, die nicht 
schon die bisher bestehenden steuerlichen 
Möglichkeiten der vorzeitigen Abschreibung 
oder der Investitionsrück.lage im selben Jahr 
ausnützen können. Dieser Investitionsfreibe
trag wird damit erstmals ermöglichen, von 
einem angesChafften Wirtschaftsgut nicht nur 
die gesamten AnsChaffungs- und Herstellungs
kosten abzusChreiben - das wären 1 00 Pro
zent Abschreibung -, sondern insgesamt um 
20 Prozent mehr, als die Anschaffung gekostet 
hat. 

Es fragt sich, was dIesem Gedanken Pate 
gestanden ist. Die bisherigen Abschreibungs
möglichkeiten haben theoretisch eine Ver
schiebung der Steuerleistung ermöglicht, die 
praktisch bei jenen · Unternehmungen eine 
echte Steuerermäßigung bedeutete, die Jahr 
für Jahr, also in einem Strom kontinuierlich, 
investieren. Viele der für die österreichisme 
Wirtschaft besonders wichtigen und leistungs-
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fähigen Mittelbetriebe investieren jedodl stoß
weise, nicht kontinuierlich, und waren deshalb 
nach den bisherigen Bestimmungen bis zu 
einem gewissen Grad gegenüber jenen, die 
kontinuierlich investieren können, benachtei
ligt. Das soll durch die praktisch 20prozentige 
Investitionsabschreibungsprämie ausgeglichen 
werden. Das gilt natürlich nicht nur für die 
Mittelbetriebe, sondern auch für jene indu
striellen Investoren, die nicht diesen konti
nuierlichen Investitionsstrom haben. 

Ich glaube, es sollte in dem Zusammenhang 
auch erwähnt werden, was die sozialistische 
Fraktion als Mitunterstützer dieses Dreipar
teienantrages bereit war, r.ür die Inrvestitions
förderung als Steuereinnahmenentfall für die 
Zukunft in Kauf zu nehmen. Es wird sich bei 
den günstigeren Abschreibungsbedingungen 
der vorzeitigen A�A für Gebäude auf rund 
420 Millionen im Jahr stellen, bei den Werks
wohnungen auf zirka 160 Millionen und beim 
Investitionsfreibetrag - zugegebenermaßen 
ist hier die Schätzung am schwierigsten - auf 
rund 300 Millionen Sc:hilling. 

Insgesamt bringt dieser Dreiparteienantrag, 
der im Zusammenhang mit den ganzen flan
kierenden Maßnahmen, die nach der Schilling
aufwertung besprochen wurden, paktiert war, 
der österreichischen Wirtschaft, bezogen auf 
die Steuereinnahmenerwartungen des Jahres 
197 1 ,  einen Betrag von rund 880 Millionen 
Schilling. Projiziert auf 1972 kommt das in 
eine Größenordnung von annähernd eine Mil
liarde Schilling. Das ist beileibe kein Pappen
stiel, und da kann man beileibe nicht davon 
sprechen, daß nicht der ehrliche und aufrich
tige Wille und gleichzeitig der Vollzugswille 
für das sozialistische Wirtschaftskonzept in 
seinem industriepolitischen Teil bestanden hat 

, und auch weiterhin besteht. W,as die Soziali
sten also programmatisch schon lange vor 
ihrem Regierungsantritt zugesagt, was sie als 
ihre Linie erklärt haben, das soll auch mit 
diesem Dreiparteien-Initiativantrag eingehal
ten und damit Zug um Zug, den Vereinbarun
gen entsprechend, realisiert werden. 

Aus Anlaß der Besprechung dieses Drei
parteien-Initiativantrages möchte ich aber 
auch mit aller Deutlichkeit festhalten, daß ab
gesehen davon die gegenwärtige Konjunktur
phase in erster Linie die Unternehmensein
kommen begünstigt und deren Zuwachsraten 
die der Arbeitnehmereinkommen - auf einen 
kürzeren Zeitraum bezogen - überflügelt 
haben. Dieser Trend wird zweifellos durch 
diesen Dreiparteien-Initiativantrag noch ver
stärkt, und es braucht daher nicht besonders 
betont zu werden, daß die sozialistischen Ab
geordneten im engsten Einvernehmen mit dem 
Osterreichischen Gewerkschaftsbund darauf 

achten werden, daß in einer gegenläufigen 
Konjunkturphase die Realeinkommensent
widdung der Arbeitnehmer wieder entspre
chend nadlgezogen wird. Soldlerart war 
unsere Initiative zu diesem Dreiparteüen-In
itiativantrag auch eine Vorleistung der Arbeit
nehmer in der österreichischen Wirtschaft an 
die österreichische Wirtschaft. Wir werden 
zum gegebenen Zeitpunkt jene Minderheit in 
der österreichischen Wirtschaft daran erinnern, 
deren Devise lautet: Nehmen ist seliger als 
geben. 

Meine Damen und Herren! Sdlon in den 
Ausschußberatungen und in modifizierter Form 
jetzt im Haus hat es die Osterreichische Volks
partei für notwendig und ridltig befunden, 
bei der Verhandlung über diesen - ich sage 
es noch einmal ausdrücklich - paktierten 
Dreiparteien-Initiativantrag einen Abände
rungsantrag einzubringen, dessen materielle 
Auswirkung einen zusätzlichen Einnahmen
entfall von 1 90 Millionen Schilling bedeuten 
würde. Ich nenne jetzt nur die Differenz zum 
seinerzeitigen Antrag der sozialistischen Ab
geordneten Benya und Genossen: das war 
damals rund 90 Millionen Schilling Einnahmen
entfall. Also eine Zusatzbelastung von rund 
1 00 Millionen Schilling. 

Man könnte darüber noch irgendwie reden, 
man könnte darüber seriös diskutieren, wenn 
das die einzige Initiative wäre, die die OVP 
in den letzten Tagen - Wochen kann man 
da gar nicht sagen, denn vorher ist sie j a  
aktionsmäßig i n  Agonie gelegen - auf steuer
politischem Gebiet eingebracht hat. Das liegt 
alles auf einer Linie. Das läßt erkennen, 
weldle Absicht besteht. Wir merken die Ab
sicht. Wir sind nicht rverstimmt. Alber wir 
werden so stimmen, wie wir es für notwendig 
halten zur Erhaltung der Finanzkraft des öster
reidlischen Staates und zur Sicherung der
jenigen Aufgaben, die die Republik Osterreich 
kraft Gesetzes ihren Staatsbürgern gegenüber 
übernommen hat. Diese Sicherung steht uns 
weit über einem tagespolitischen Lizitations
erfolg. (Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Natürlich haben 
die Antragsteller auch versucht, hier objektive 
Begründungen durch ein Hochrechnen von 
willkürlich gestalteten Valorisierungsfaktoren 
zu liefern. Man nahm das Jahr 1 957 und das 
damalige Kilometergeld für den Volkswagen 
und das jetzige Kilometergeld und die Prozent
steigerung, die sich ergibt, und dann drückte 
sich der Herr Abgeordnete König, der diese 
Argumentation hier vorgebracht hat, ver
schämt um die Tatsache herum, daß zur Zeit 
der OVP-Alleinregierung, gestützt auf eine 
Mehrheit in diesem Haus, von einer Valorisie
rung auf der Basis 1 957 bei der damaligen 
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Erhöhung - idI glaube, im Jahre 1968 -, 
die während der OVP-Alleinregierungszeit be
schlossen worden ist, nidIt die Rede war. Die 
jetzige Bundesregierung, der jetzige Bundes
haushalt soll also plötzlich, fußend auf dieser 
ominösen Ausgangsbasis 1957, eine Vollvalo
risierung bis zum Jahre 1971 beschließen. Das, 
was man also selber nicht zuwege gebraCht 
hat oder gar nicht wollte, das versudIt man 
jetzt im Kehraus der Frühjahrssession des 
österreiChisChen Nationalrates noCh rasCh den 
Bundesfinanzen, dem Bundeshaushalt und da
mit der österreiChisChen Bevölkerung und den 
österreiChischen Steuerzahlern unter die Weste 
zu jubeln. 

Da maChen wir nicht mit, meine Damen und 
Herren von der OsterreidüsdIen VolkJSpartei! 
Das ist zu durChsichtig, wenn gleichzeItig im 
Hause weitere Anträge zur Behandlung liegen. 
So ein Antra.g auf Ermäßigung der Gewerbe
steuer: Einnahmenentfall für den Bund. 60 Mil
lionen Schilling, Einnahmenentfall für die Ge
meinden - die werden eine "narrische" 
Freude damit haben, Ihre Bürgermeister -
60 Millionen SdIilling. Ein weiterer Antrag, 
rasch noch Zuckerln zu verteilen, bevor das 
Oktoberfallbeil heruntersaust. (Abg. M j t t e
r e  r: Für Siel) Da liegt noch ein Antrag auf 
Lohnsummensteuerermäßigung. Das trifft zu
gegebenermaßen nicht den Bund und die Bun
desfinanzen, aber auch hier werden, da 
es sich um eine reine Gemeindesteuer handelt, 
natürlich Ihre Freunde in der Kommunalpoli
tik Sie uma,rmen. Sie müssen nur aufpassen, 
daß Sie dann bei der Umarmung nicht die Luft 
verlieren, denn die werden Sie ganz fest 
drücken, und 'Zlwar nicht freundschaftlich. 

Denn die werden Ihnen die Frage vorlegen, 
die sich jeder vernünftige Staatsbürger in der 
Republik Osterreich bei einer solchen Lizita
tionspolitik vorlegt, nämlich die Frage: Wieso 
erst jetzt? Wieso so spät? Warum nicht zu 
der Zeit, wo Sie dazu die Möglichkeit hatten? 
Und die werden Ihnen vor allem die Frage 
vorlegen: Wie sollen all die Aufgaben, die 
heute die öffentlichen Hände auf dem Investi
tionssektor haben, bewältigt werden, wenn 
man ihnen in jeder Stufe durch die Reduktion 
der Gemeindesteuereinnahmen, durch die 
Reduktion der geteilten Abgaben zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden und durch die 
Reduktion der reinen Bundesabgaben das 
Wasser oder, wenn Sie wollen, die Investi
tionsmittel wegnimmt, die notwendig sind, um 
ihren Bürgern das Leben und jene Lebens
umstände zu siChern, deren sie bedürfen und 
die ja schließlich und endliCh - so wird es 
hier immer wieder von allen Fraktionen im 
Haus betont - auch noCh entsprechend aus
gebaut werden sollen, weil wir ja bekanntlich 

noch einiges in unserer Republik zu verbessern 
haben, zu modernisieren haben, weil die 
Lebensumstände unserer Bevölkerung besser 
geworden, aber bei weitem noch nimt optimal 
gestaltet sind. (Abg. M i t  t e  r e I: Vor 1910 
haben Sie keine SteuereImäßigungsanträge 
gestellt, was? Niemals/) Meine Damen und 
Herren ! Das ist also eine reine Lizitations
politik. 

Und wenn Sie hier in einem Zwismenruf, 
Herr Abgeordneter Mitterer, erwähnen, daß 
wir Steuerermäßigungen beantragt haben, mit
beschlossen haben in der Zeit der OVP-Allein
regierung, dann darf ich Sie daran erinnern, 
daß Sie damals die Mehrheit im Hause hatten. 
Wenn Sie also mit unseren damaligen Vor
schlägen niCht einverstanden gewesen wären, 
wenn Sie sie wirtsmafts- und steuerpolitism 
für falsch gehalten hätten, dann hätten Sie 
ja zum Beispiel die Einkommensteuerreform 
1 967 nicht beschließen müssen, sondern ableh
nen können. Sie haben das damals im vollen 
Bewußtsein nicht abgelehnt, sondern besmlos
sen, weil Sie sehr gut gewußt haben, welche 
wirtschafts- und konjunkturpolitischen Erwä
gungen hinter dieser Beschlußfassung gestan
den sind. Die Rezession, die unmittelbar auf 
diesen Beschluß der Einkommensteuerreform 
1 967 gefolgt ist, hat ja bewiesen, wie not
wendig es war, zusätzliche Konsumkaufkraft 
freizusetzen, um die Wirtschaft wieder in 
SChwung und über dieses Wellental hinweg
bringen zu können. 

Sie vergessen nur eines, meine Damen und 
Herren: Die konjunkturpolitische Situation, die 
damals bestanden hat, besteht heute ni mt. Die 
heutige Situation ist gerade die gegenteilige. 
Heute gilt es nicht, eine Konjunktur durch 
Zurverfügungstellung zusätzlicher Konsum
ausgabenmittel anzuheizen, sondern heute gilt 
es, diese Konjunktur zu dämpfen. Wollen Sie 
also zu Ihrem finanzpolitisch unglücklichen 
Manöver vielleicht noch die falsme Rechtfer
tigungsargumentation verwenden, daß das 
konjunkturpolitisch vertretbar ist? Das ist es 
nämlich auch nicht. Es ist nicht nur finanz- und 
budgetpolitisch, es ist auch konjunkturpoli
tisch grundverkehrt. Auch aus diesem Grunde 
können wir dieser Politik nicht die Mauer 
machen. 

Und davon sind wir überzeugt, meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei : Sie werden aum der österreimi
sehen Bevölkerung, dem wahlberechtigten 
Osterreicher nicht ein X für ein U vormachen 
können. Die Zeiten sind längst vorbei, wo die 
Mehrzahl der österreichischen Bevölkerung 
nom von sogenannten Fachleuten als wirt
schaftspolitische Laien abqualifiziert worden 
ist. (Zustimmung bei deI SPO.) Die Damen 
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und Herren, die im kommenden Herbst zur 
Wahl gehen werden, werden sehr wohl zu 
unterscheiden wissen zwischen jenen steuer
und finanzpolitisChen Maßnahmen, die im Rah
men eines Konzeptes stehen, und jenen, die 
nur rasch noch über den parlamentarischen 
Tisch gebracht werden sollen, nachdem man 
nunmehr daraufgekommen ist, daß es bald 
Neuwahlen geben wird. (Neuerliche Zustim
mung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Darüber hinaus 
möChte ich mich auch mit einigen Argumenten 
beschäftigen, die der Herr Abgeordnete 
Mussil in der heutigen Debatte zur Frage 
des 1 0-Jahres-Investitionsprogramms vorge
bracht hat und die er im Zusammenhang mit 
den flankierenden Maßnahmen und mit der 
Aufwertungsdebatte gebracht hat. Dieses 1 0-
Jahres-Investitionsprogramm auf der Grund
lage weiterlaufender Sondersteuern und der 
gegenwärtigen Dieselölbesteuerung basiert 
- das hat der Herr Abgeordnete Mussil rich
tig zitiert - auf einem 5prozentigen Wachs
tum pro Jahr, und zwar real gerechnet ohne 
Berüdrsichtigung des Geldentwertungsfaktors. 
Er meint, eine solche Wachstumsrate als Basis 
für dieses Investitionsprogramm sei nicht mög
lich. 

Meine Damen und Herrenl Sie werden im 
Laufe des heutigen Abends von mir noch zu 
hören bekommen, daß das sehr wohl möglich 
ist (Rufe bei der OVP: Das ist eine gefährliche 
Drohung!) und daß Sie schon bisher mit Ihren 
Prognosen nicht sehr glücklich operiert haben. 
Wenn es nach Ihnen ginge, hätten wir jetzt 
schon 5,5 Prozent und nicht weniger als 
4,5 Prozent Preissteigerung im Vergleich zur 
vergleichbaren Vorjahresperiode. Wenn es 
nach Ihnen ginge, hätten wir ein geringeres 
Wirtschaftswachstum. Und als irigend jemand 
in Osterreich zu behaupten wagte, das Wachs
tum im Jahre 1971  käme über die 5 Prozent 
hinaus, da haben sich alle Ihre Prognostiker 
und voran Ihr Klubobmann Dr. Koren darüber 
lustig gemacht und gemeint, das sei niCht 
möglich. Mittlerweile hat sich erwiesen, daß 
es möglich ist ; und nicht nur daß es möglich 
ist, es ist realisiert worden. 

Meine Damen und Herren! Die Osterreichi
sche Volkspartei wird seit geraumer Zeit, 
wenn auch nach einem sehr knappen Abstim
mungsergebnis, von Herrn Dr. Koren, dem 
ehemaligen Finanzminister, hier in der par
lamentarischen Szene geführt. Herr Abgeord
neter und Klubobmann Dr. Koren hat am 
4. Juni beim OVP-Bundesparteitag darauf ver
wiesen, welche politische Mammutarbeit vom 
OVP-Klub in diesem Hause im ersten Jahr 
der Oppositionstätigkeit der OVP geleistet 
worden ist. Er hat 35 Gesetzesinitiativen und 

weitere 16 Initiativanträge gemeinsam mit den 
anderen Parlamentsfraktionen erwähnt. 

Er hat dann die Schwerpunkte aufgezählt � 
Wohnungsbau, Entkriminalisierung des Ver
kehrsrechts, Herabsetzung des Volljährigkeits
alters, Lebensmittelgesetz, Demokratiereform, 
Erleichterung von Volksbegehren. Aber es ist 
keine einzige wirtschafts- oder finanzpolitische 
Initiative drinnen. 

Derselbe Klubobmann hat aber um die Jah
reswende 1 970/71 volltönend und von · mir 
j ederzeit belegbar, wenn Sie es wünschen, 
erklärt - und das hat er auch hier im Hause 
bei der Parlamentsdebatte zum Budget 1 971  
am 18. Dezember des vorigen Jahres getan -, 
hier im Hause werde die OVP ihre finanz
und wirtschaftspolitischen Initiativen präsen
tieren. 

Meine Damen und Herren! Was Sie bisher 
präsentiert haben,waren niCht finanz- und wirt
schaftspolitische Initiativen, sondern was Sie 
hier präsentiert haben, war Lizitationspolitik 
(Rufe bei der OVP), waren Zufallsanträge im 
Interesse kleiner Gruppen, die in Ihrer Partei 
organisiert sind. (Abg. S e k a n i n a: Das ist 
das wahre Gesicht!) Auch nur der Anflug einer 
Linie oder gar eines Konzeptes war im letzten 
Jahr nicht einmal für den wohlmeinenden 
Anhänger Ihrer Partei zu erkennen. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. M i t  t e  r e r: Sie haben 
schon eine gesunde Portion Uberheblichkeit! 
Das hat schon seine Grenzen!) 

Auf dieser gleichen Tagung, nämlich auf 
Ihrem Bundesparteitag am 4. Juni, hat der 
Herr Klubobmann Dr. Koren laut OVP-Presse
dienst - ich hoffe, daß der in Ordnung ist -
erklärt : "Die Regierung" - gemeint ist die 
Regierung Kreisky - "hat keine Mehrheit. 
Sie kann nur regieren, wenn und solange die 
Opposition Verantwortung . . .  übernimmt. 
Das heißt, die entscheidende Funktion der 
Opposition ist seit dem 20. April 1970 dena
turiert (Abg. Dr. K o r  e n: Na falsch?) und 
wird es so lange bleiben, bis der Zustand des 
parlamentarischen Drittabschlagens durch eine 
konstruktive Mehrheitsbildung abgelöst sein 
wird." (Abg. M a c  h u n z e: Stimmt genau! 
- Abg. Dr. K o r  e n: Die Erkenntnis ist Ihnen 
doch vorige Woche gekommen!) 

Bei dem beim heutigen Initiativantrag vor
gesehenen Drittabschlagen spielen wir nicht 
mit, sondern das haben Sie eröffnet, Herr 
Exfinanzminister und Klubobmann Dr. Koren. 
Das möchte ich bei dieser Gelegenheit eindeu
tig festhalten. 

Als wir nun die Initiative zur endgültigen 
Beendigung dieses Drittabsch.lagens in Form 
unseres Auflösungsantrages eingebracht 
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haben, da waren Sie überhaupt ganz aus dem 
Häuset. da sind Sie keineswegs' für die Beendi
gung dieses Drittabsdllagens eingetreten. (Zu
stimmung bei der SPO. - Zwischenrut des 
Abg. M a c  h u n z e.) Wenn Sie kein anderes 
Argument haben, als daß Sie nur deswegen 
dagegen sind, weil das unsere Regierung ist, 
dann ist das ein bisserl schwach ; da habe ich 
schon bessere Zwischenrufe von Ihnen gehört, 
Herr Kollege Machunze. (Abg. 0 J e n  b ö e  k: 
Wir haben von Ihnen aber auch schon viel 
bessere Reden gehörtJ) 

Was ist dann geschehen? Sie haben es uns 
ja wirktlich leicht gemacht. In der Frage der 
Bundesheerreform haben Sie sich, soba'ld Sie 
gesehen haben, daß Sie Neuwahlen nicht ver
hindern können, vorzeitig se�bst demaskiert. 
Wenn Sie aber geglaubt haben, wir werden 
zuschauen, bis das Bassin leer ist, und dann 
erst springen (Heiterkeit), dann haben Sie 
sich getäuscht, meine Damen und Herren! 
(Abg. DI. K o r  e n: Das Bild war doch nicht 
schlechtI) Denn wir warten nicht, bis Ihre 
Hinhalte- und Ihre Lizitationspoliti\k an den 
Fundamenten Ifür ein modemes Osterreich 

Nun Ihat der Herr KIU!bobmann Koren in nagt, sondern wir fragen unsere Mitbürger, 
eben derselben Rede am Bundesparteitag der ob sie mit uns weiteJlbauen wollen an diesem 
Osterreichischen Volkspartei in bezug auf modernen Osterreich. Und um die Antwort 
eventuelle vorzeitige Neuwahlen erklärt: unserer Mitbürger im Oktober ist uns, meine 

"Derzeit wippt er" - gemeint ist der Herr 
Bundeskanzler - "auf dem Trampolin seiner 
AbSiprungsbasis (Rut bei der OVP: Sowieso!), 
und er wird springen, solange noch Wasser 
im Becken ist." (Abg. Dr. K o r  e n: Ohne 
Wasser ist es zu hart!) 

Und weiter einige Absätze später :  "Soll er 
doch springen I Unsere Sorge soll nur sein, 
möglichst viel von dem Wasser, das er über 
sich und seinem Team gemacht hat, vorher 
abgelassen zu haben!" 

Was heißt aber Wasserablassen in diesem 
Fall? (Heiterkeit.) - Wasser ablassen, um bei 
Ihrem Bild ·zu bleiben . . . (Neuerliche Heiter
keit.) Es ist immerhin interessant, meine 
Herren von der Osterreichischen Vo,lkspartei, 
daß Sie über die von Ihrem Klubobmann ge
brauchten Bilder auf Ihrem Bundesparteitag 
so herzlich lachen! Ich kann mich diesem 
Lachen auch nur anschließen. (Beifall bei deI 
SPO. - Rufe bei der OVP: Nein, es wird 
über Sie gelachtl) 

Was hat der Herr Klubobmann Dr. Koren 
damit gemeint? - Er hat damit ,gemeint, die 
OV,P muß die Erfüllung weiterer Punkte des 
Regierungsprogramms der Re'gierung Doktor 
Kreisky verhindern, dann wird ihr schon die 
Luft ausgehen! - Das war mit diesem Bild 
gemeint. 

Meine Damen und Herren von der Oster
reichischen Volkspartei! Wir haben das in 
den letzten Wochen auch zur Genüge kennen
gelernt (Zwischenruf des Abg. Doktor 
B 1 e n k) bei der Art, wie Sie Verhandlungen 
etwa (Ruf bei der OVP: Wo?) im Landes
verteidigungsausschuß 'geführt (Abg. Doktor 
K o r  e n:  Da waren Sie dabei?) oder 'besser 
gesagt hinausgezö,gert Ihaben. - So oft wie 
Sie rwar ich auch dabei, nämlich öfter: ich war 
manchmal dabei i Sie halbe ich dort nicht ge
sehen. (Heiterkeit.) 

Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei, nicht hange (Beifall bei der SPO), 
aber in Ihrer Haut möchte ich nach Ihren ein
einviertel Ja'hren Konfusion statt Opposition 
nicht stecken. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Pittermann. Ich erteile 
es ihm. (Abg. G I  a i: Na endlich eine ge
scheite Rede nach dem Lanc!) 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPO) : Hohes 
Haus ! Als Erstantragsteller des in Verhand
lung stehenden Antrages fühle ich mich ver
pflichtet, einige Feststellungen zu machen. Ich 
habe diesen Antrag unterschrieben, weil er 
das Ergebnis von Aussprachen der im Hause 
vertretenen Fraktionen über die Absdtwä
dlUng von Folgen der Währungs aufwertung 
darstellt. Daß 'hinter.her Mituntel\leichner oder 
Fraktionskollegen dann sagen, eigentlich hät
ten sie ganz etwas anderes ,gewollt als das, 
was da drinnen steht, aber das sei nicht durch
gegangen, das ist nicht,s Außergewöhnliches. 
Das soll, wenn mich mein Erinnerungsvermö
gen nicht trügt, sogar in Koalitionszeiten ge
legentlich der Fall gewesen sein. 

Es ist auch nichts Außergewöhnliches, daß, 
wenn ein solcher Antrag dann im Ausschuß 
in Verhandlung steht, die eine oder die andere 
unterzeidtnete Fraktion zu diesem Antrag 
noch Zusatz- oder Abänderungsanträge stellt 
und die anderen Fralktionen ersucht, diesen 
beizutreten. lDas ist auch im gegenständlichen 
Fall .geschehen. Das Ergebnis ist ja  heute 
der .A!bänderungsantrag der Abgeordneten 
Neuner, Tull, Broesi·gke über die Abschreibe
fähigkeit für den Auhvand bei Heranziehung 
von Steuerberatern. 

Wir halben auch einen anderen Abände
rungsantrag gestellt. Alb er als ,wir gesehen 
haben, daß er keine Zustimmung findet, thaben 
wir nicht weiter darauf bestanden, denn nach 
unserer Auffassung kann man Dreiparteien-
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anträge nur ,gemeinsam abändern, wenn sie 
ihren Charakter als Dreiparteienanträge 'be
halten wollen. 

Zwei der Parteien, die diesen Dreiparteien
antrag unterzeiChnet haben, haben alber heute 
hier einen Abänderungsantrag gestellt, den 
Sie mit einer Ihnen zur Verfügung stehenden 
Mehr.heit auch bescbließ·en werden. Sie halben 
aber damit dem Antrag den Charakter eines 
Dreiparteienantrages genommen. 

Sie werden daher verstehen, daß wir natür
lich für den ursprünglichen Text des ,oreipar
teienantra'ges nach wie vor stimmen werden. 
Denn wir stehen zu getroffenen Vereinba
rungen, aber nicht rzu A!bänderungen, die dann 
mit ·Mehrheit von zwei Mitunterzeichnern an
genommen werden. 

Hohes Haus ! Ich möchte -ganz offen sagen: 
Wenn sich einmal herausstellt, daß in diesem 
Hause Dreiparteienabmachungen nicht mehr 
respektiert, sondern einseitig abgeändert wer
den, dann ist es eine zusätz'liche Begründung 
für den Auflösungsantrag, den wir morgen 
verhandeln werden. (Lebhafter Bei/all bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos
sen. Der Herr Berichterstatter bitret um das 
Schlußwort. Ich erteile es ihm. 

Berichterstatter Samwald (Schlußwort) : 
Hohes Haus ! Als Berichterstatter trete ich dem 
Abänderungsantrag der AJbgeordneten 
DDr. König, Dr. Broesigke und Sandmeier 'zu 
84/A nicht bei. Dem Zusatzantrag DDr. Neuner, 
Dr. Broesigke und Dr. Tull trete ich bei. 

Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nun
mehr zur A b s t i m  m u n '9. 

Es liegen zwei Albänderungsanträge vor. Die 
Abgeordneten Dr. König, Dr. Broesigke und 
Genossen 'beantragen, im Artikel I naCh der 
bisherigen Ziffer 6 neue Ziffern 7 und 8 anzu
fügenj ferner beantragen sie eine Änderung 
des Artikels U Abs. 1 .  

Die Abgeordneten Dr. Neuner, Dr. Tull, 
Dr. Broesigke und Genossen haben ebenfalls 
die Anfügung einer neuen Ziffer 7 beantragt. 

Ich werde daher getrennt absUmmen lassen. 

Im Falle der Annahme der beiden Abände
rungsanträge wird die im Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Neuner, Dr. Tull, Dok
tor Broesigke und Genossen vorgesChlagene 
Ziffer 7 die Bezeichnung Ziffer 8, jener Teil 
des Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Dr. Köni'g, Dr. Broesigke und Genossen, der 
§ 19 Ahs. 2 Z. 2 lit. b des Stammgesetzes be
trifft, die Be'zeichnung Ziffer 9 erhalten. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Ziffern 1 
bis einschließlich 6 des Gesetzentwurfes in der 
Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung -geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Ich lasse nunmehr über den Albänderunys
antrag der Abgeordneten Dr. König, Doktor 
Broesigke und Genossen abstimmen, wonach 
nach Ziffer 6 in der Fassung des AussChuß
berichtes eine neue Ziffer 7 angefügt wird, 
die § 9 Abs. 1 des Stammgesetzes zum Gegen
stand hat. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

Wir kommen nunmehr zur AJbstimmung 
über den Abänderungsantrag der Abgeord
neten Dr. Neuner, Dr. Tull, Dr. Broesigke und 
Genossen, wonach nach der neu eingefügten 
Ziffer 7 eine Ziffer 8 anzufügen ist, die § 1 0  
Abs. 1 des Stammgesetzes betrifft. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Teil des 
Antrages der Abgeordneten Dr. König, Doktor 
Broesigke und Genossen auf Anfügung einer 
neuen Ziffer 9, die § 19 Abs. 2 Z. 2 lit. b des 
Stammgesetzes zum Gegenstand hat. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

Wir kommen nunmehr zur AJbstimmung 
über den Artikel II �bs. 1 in der Fassung des 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Dok
tor König, Dr. Broesigke und Genossen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre ZusUmmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
des Artikels II sowie über Titel und Eingang 
des Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus
schußberichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sidl von den Sitzen zu erheben. - Ein
stimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
soforHge Vornahme der dritten Lesung. -
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
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dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich Verbesserung der Schutz- und ErhO'lungswir
von den Sitzen zu erheben. - Dies ist die kungen des Waldes. 
Mehrheit. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

1 1 . Punkt: BeridIt des Ausschusses für Land
und Forstwirtschaft über den Antrag 66/ A 
(11-1012 der Beilagen) der Abgeordneten 
Brandstätter und Genossen betreffend die 
Schaffung eines Bundesgesetzes zur Verbesse
rung der Schutz- und Erholungswirkungen des 

Waldes (536 der Beilagen) 

12. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land
und Forstwirtsmaft über den Antrag 10/ A 
(11- 1142 der Beilagen) der Abgeordneten Dok
tor Haider und Genossen betreffend die Schaf
fung eines Bundesgesetzes, mit dem das Forst
rechts-Bereinigungsgesetz abgeändert wird 

(537 der Beilagen) 

13. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land
und Forstwirtsmaft über den Antrag 69/ A 
(II-1 141 d,er Beilagen) der Abgeordneten Dok
tor Haider und Genossen betreffend die Schaf
fung eines Bundesgesetzes, mit dem das Land
und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz ab-

geändert wird (538 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir 'gelangen nun
mehr zu den Punkten 1 1 , 12 und 13 der heu
tigen Tagesordnung, über die die Debatte 
unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Ausschusses 
für Land- und Forstwirtschaft über 

den Antrag 66/ A der Abgeordneten Brand
stätter und Genossen betreffend die Schaffung 
eines Bundesgesetzes zur Verbesserung der 
Schutz- und Erholungswirkungen des Waldes, 

den Antrag 70/ A der Abgeordneten Doktor 
Haider und Genossen betreffend die Schaffung 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Forstrechts
Bereinigungsgesetz abgeändert wird und 

den Antrag 69/ A der Abgeordneten Doktor 
Haider und Genossen betreffend die Schaffung 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Land- und 
forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz abge
ändert wird. 

Berichterstatter zu allen drei Punkten ist der 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Leitner. Ich bitte 
um die drei Berichte. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Hohes Haus ! Ich be
richte namens des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über den Antrag der Abge
ordneten Brandstätter und Genossen betref
fend die Schaffung eines Bundesgesetzes zur 

Der 'gegenständliche Initiati'Vantrag 66/ A 
wurde in der Sitzung .des Nationalrates am 
1 7. März 1971 eingebradlt und hat nadl den 
Ausführungen der Antragsteller zum Ziel, 
durch eine entsprechende gesetzliche Regelung 
die Waldfunktion im Rahmen des Umwelt
schutzes dadurch zu verstärken, daß Finan
zierungsmaßnahmen, die im öffentlichen Inter· 
esse liegen, aus Bundesmitteln ermöglicht wer
den. 

Der Initiativantrag fußt auf folgenden Uber
legungen: 

1 .  Flächen, die als Waldflächen wesentlich 
günstige Wirkungen auf Landeskultur, Land
schaftshaushalt oder Erholung der Bevölke
rung erbringen könnten, sollen unter Beistel
lung von Bundesmitteln aufgeforstet werden. 
Dasselbe gilt für vorhandene Waldflädlen hin
sichtlich der Vornahme von Gestaltungsmaß
nahmen im Interesse der Erholung. 

2.  Die Kosten der Aufforstungsmaßnahmen 
sind zur Gänze aus Bundesmitteln zu tragen, 
wenn die Aufforstung überwiegend aus öffent
lichem Interesse erfolgt und betriebswirtschaft
lich nicht gerechtfertigt wäre. Maßnahmen in 
ErholungswaJidungen sind zur Hälfte aus Bun
desmitteln zu finanzieren, wenn die Finanzie
rung der zweiten Hälfte aus Landes- oder 
Gemeindemitteln beziehungsweise von loka
len Interessenten gesichert ist. 

3. Maßnahmen nach diesem Bundesgesetz 
können von interessierten Körperschaften 
öffentlichen Rechtes und Vereinen sowie von 
Eigentümern der betroffenen Grundstücke be
antragt werden. Für die Beantragung und Ein
leitung aller Maßnahmen ist die Zustimmungs
erklärung des WaJideigentümers erforderlich. 

4. Die Durchführung von Maßnahmen richtet 
sich nach den im Bundesfinanzgesetz hiefür 
vorgesehenen Mitteln. Die Entscheidung über 
die Kostentragung des Bundes trifft der Bun
desminister für Land- und Forstwirtschaft nach 
Anhörung eines Beirates. Der Beirat besteht 
aus je 1 Vertreter der im Hauptausschuß 
des Nationalrates vertretenen Parteien, aus 
4 Vertretern der WaldeigentÜlmer, aus 2 Ange
hörigen des Forsttechnischen Dienstes und aus 
4 Experten der Raumplanung. 

Der Gesetzentwurf sieht somit zwei Sdlwer
punlde vor. Einerseits sollen ü1beraH dort 
Aufforstungen begünstigt werden, wo durch 
eine geringe Waldausstattung die landeskul
turellen Schutzfunktionen des Waldes nicht im 
wünschenswerten Umfang gegeben erscheinen, 
andererseits sollen sich Gestaltungsmaßnah
men für Erholungszwecke, die insbesondere in 

285 
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bereits bestehenden Waldungen vorzunehmen 
sein werden, nach dem örtlichen Bedürfnis 
vom Standpunkt der Erholung und de·s Frem
denverkehrs richten. 

Durch die Einschaltung eines forstlichen 
Raumordnungsbeirates in das Genehmigungs
verfahren soll sichergestellt werden, daß die 
Verwendung der Mittel nach objektiven 
Grundsätzen und naCh der Dringlichkeit vor
genommen wird, wobei die bereits vorliegen
den Unterlagen der Raumordnungsstudie erste 
Beurteilungshilfen darstellen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung vom 
17. Juni 1971  in Verhandlung gezogen und 
zur eingehenden Beratung einen Unter aus
schuß eingesetzt, dem die A'bgeordneten 
Horej s, Pansi, Pfeifer, Spielbüchler, Brand
stätter, Dkfm. Gorton, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Ing. Schmitzer und Meißl angehörten. 

Namens des Unterausschusses berichtete am 
2. Juli 1971 der Abgeordnete Leitner de.m 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft, daß 
der Unterausschuß über den gegenständlichen 
Initiativantrag keine Ubereinstimmung erzie
len konnte. 

bildung und Anhebung des Ausbildungs
niveaus soll Rechnung -getragen werden. Dies 
erfordert auch eine Umstrukturierung im Per
sonaleinsatz forstwirtschaftlicher Betriebe. 

Im besonderen soll die Försterausbildung 
auf das Niveau einer höheren berufsbildenden 
Schule angehoben werden. Absolventen der 
neuen forstwirtschaftlichen Fachschulen sollen 
als Forstwarte Verwendung finden. Von einer 
ziffernmäßigen Vorschreibung hinsichtlich der 
Bestellung von dem leitenden Wirtschaftsfüh
rer beizugebenden Revierorganen soll den 
gegebenen Wirtschaftsbedingungen entspre
chend abgegangen werden. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
17 .  Juni 1 971  erstmals in Verhand'lung gezo
gen. 

Zur eingehenden Beratung wurde ein Unter
ausschuß eingesetzt, dem die Abgeordneten 
Horejs, Pansi, Pfeifer, Spielbüchier, Brand
stätter, Dkfm. Gorton, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Ing. Schmitzer und Meißl angehörten. 

Namens des Unterausschusses berichtete am 
2. Juli 1 911  der Abgeordnete Dr. Leitner dem 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft und 

An diesen Bericht schloß sich eine Debatte legte einvernehmlich erzielte Abänderungs
an, in welcher bei Anwesenheit des Bundes- vorschläge vor. 
ministers für Land- und Forstwirtschaft Dipl.
Ing. Dr. Oskar Weihs die Abgeordneten Pansi, 
Meißl und Brandstätter das Wort ergriffen. 

Von den Abgeordneten MeißI und Dipl.
Ing. Dr. Leitner wurde ein Abänderungsantrag 
eingebracht. 

Der Gesetzentwurf wurde unter Berücksichti
gung des erwähnten Abänderungsantrages mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen steHt der 
Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft den 
A n t r a -g, der Nationalrat wolle dem vor
liegenden Gesetzentwurf die verfassungs
mäßige Zustimmung erteilen. 

Ich bin auch ermächtigt, zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab
zuführen. 

Ich berichte ferner über den Antrag der 
Abgeordneten Dr. Haider und Genossen be
treffend die Schaffung eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Forstrechts-Bereinigungsgesetz 
abgeändert wird. 

Der gegenständliche Initiativantrag 701 A 
wurde in der Sitzung des Nationalrates am 
5. Mai 1 971 eingebracht und hat zum Ziel, die 
personellen Bestimmungen des Forstrechts-Be
reinigungsgesetzes neu zu formulieren; dem 
Verlangen des Forstpersonals, im speziellen 
der Försterschaft, nach Verbesserung der Aus-

An diesen Bericht schloß sich eine Debatte 
an, in welcher bei Anwesenheit des Bundes
ministers für Land- und Forstwirtschaft Dipl.
lug. Dr. Oskar Weihs die AJbgeordneten 
Pansi, Ing. Schmitz er, Meißl und Dkfm. Gorton 
das Wort ergriffen. 

Vom Abgeor.dneten Pansi wurde zu Art. I 
Z. 9 (§ 56) ein Abänderungsantrag eingebracht, 
der keine Mehrheit fand. 

Der Gesetzentwurf wurde mit den vom 
Unterausschuß vorgeschlagenen Abänderun
gen einstimmig angenommen. 

Ich habe noch die Aufgabe, 
fehlerberichtigung anzuführen. 

eine Druck-

-Erstens : Bei Ziffer 7 hat es im § 51  
Abs. 3 lit. c "BestäUgung" und nicht "Betäti
gung" zu heißen. 

Zweitens : Bei Ziffer 17 ist der Hinweis, daß 
die Absätze 3 und 4 des § 65 entfallen, zu 
streichen, weil der ganze Paragraph neu for
muliert wurde. 

Dr-ittens : Im Artikel III hat es unter lit. a 
und b "Ziffer" statt "Punkt" zu heißen. 

N amens des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft stelle ich somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle dem dem Bericht ange
schlossenen Gesetzentwurf unter BerüdtsiCh-
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tigung der Druckfehlerberichtigung die ver- I Weil in der "Arbeiter-Zeitung" ein Artikel 
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. \ zu lesen war : "Waldbesitzer bitten Staat zur 

Ich wurde auch beauftragt, General- und Kasse", möchte ich eines doch gleich zu Beginn 

Spezialdebatte unter einem zu beantragen. ganz klar feststellen: Es ist richtig, dieses 
Gesetz sieht vor, daß der Bund Mittel zur 

Ich berichte namens des Ausschusses für Verfügung stellen soll. Diese Mittel süllen 
Land- und Forstwirtschaft noch über den An- aber nicht im Interesse der WaldibesHzer, son
trag der Abgeordneten Dr. Haider und Ge- dern einzig und allein im Interesse der ge
nossen betreffend die Schaffung eines Bundes- samten Bevölkerung aufgewendet werden. Ob 
gesetzes, mit dem das Land- und forstwirt- durch Aufforstungen verbesserter Schutz 
schaftliche Bundesschulgesetz abgeändert gegen Hodrwässer und Lawinen erreicht wer
wird. den soll oder die Möglichkeit geschaffen wer-

Der gegenständliche Initiativantrag 69/ A den soll, den Bewohnern unserer Ballungs
wurde in der Sitzung des Nationalrates am zentren Ruhe und Erholung in der herrlichen 
5. Mai 1 971  eingebracht und steht im unmittel- Waldluft zu bieten, der WaldJbesitzer soll 
baren Zusammenhang mH dem Antrag 70/A seinen Grund und Boden zur Verfügung stel
zur Novellierung des Forstrechts-Bereini- len, und der Staat hat die Verpflichtung, diese 
gungsgesetzes. notwendigen Maßnahmen im Interesse der 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat zum Ziel, Allgemeinheit zu unterstützen. 
auch der Forstwirtschaft die Möglichkeit zu Private und örtliche Initiativen sollten nach 
geben, Fachleute durch eine höhere berufs- unserer Auffassung in erster Linie forciert 
bildende Lehranstalt ausbilden zu l assen. werden. Ein Zwang ist erst dann notwendig, 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft wenn solche Initiativen nicht ausreichende 
hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am I Verbesserungsmöglidrkeiten schaffen. Aus 
2. Juli 1 97 1  in Verhandlung genommen und dieser, Sicht ist daher die Kri.uk an fehlenden 

nach einer Wortmeldung des Abgeordneten Zwangsmaßnahmen unberechtigt. Anders ist 
Ing. Schmitzer einstimmig beschlossen, dem es mit der Sicherung des sinnvollen Einsatzes 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent- der aufgewendeten Mittel. Hier sieht das Ge-
wurfes zu empfehlen. setz alle erforderlichen Sicherungsmaßnahmen 

. .  . bis zur Rückzahlung der Beträge vor, wie dies 
Der Ausschuß fur Land- und ForstWIrtschaft auch in anderen Gesetzen gehandhabt wird. 

stellt somit den A n  t r a g, der Nationalrat I 
wolle dem vorliegenden Gesetzentwurf die Die ,Maßnahmen zur Verbesserung der 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. Schut1Jfunktion des Waldes werden sich in 

erster Linie auf Hochlagenaufforstungen be-
Auch hier beantrage ich, General- und Spe- ziehen. Die Regierung Klaus hat eine Studie 

zialdebaUe unter einem durchzuführen. über die Raumordnung in Osterreich ver-
Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichter

statter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Einwand wird 
nicht erhoben. 

öffentlichen lassen, in der eine ganze Reihe 
von Hinweisen für künftig notwendi'ge Maß
nahmen enthalten sind. So zeigt der forstliche 
Abschluß dieser Studie extrem unterbewaldete 

Wir gehen in die Debatte ein. Als erster G�biete au
.
f, die insbesondere i� den Ländern 

W t ·ld t . t d Ab d t B d Karnten, Tlrol und Vorarlberg hegen und zum zu or gerne e lS er geor ne e ran - 11 " ß  T ' l 't f "h H :I... , t OO tt I h t ' I 'h I a ergro ten el ml ru eren ocuwasser-s a er. c er el e es 1 m. 
h b' ' d ' h . d katastrop enge leten 1 entlsc sm . Es kann 

Abgeordneter Brandstätter (OVP) : Herr daraus abgeleitet werden, daß nicht etwa eine 
Präsident ! Meine Damen und Herren! Im schlechte Waldhewirtschaftung, sondern das 
Bundesgesetz zur Verbesserung der Schutz- Fehlen von Wald überhaupt eine der wesent
und Erholungswirkung des Waldes werden, lichsten Ursachen für landscha:ftliche Ver
wie schon der Name sagt, zwei Ziele ange- heerungen ist. Dem sollte in erster Linie mit 
sprochen: die Schutzfunktion und die Er- der vorliegenden Gesetzesinitia.tive abgehol
holungsfunktion des WaLdes. Beides i st in der fen werden. 
heutigen Zeit besonders wichtig, da der Um- Die gegenwärtige Bundesregierung spricht 
weltschutz auch die Vorsor,ge für eine gesunde zwar viel von Raumordnung und hat auch 
Landschaft und Maßnahmen für die Erholung in der letzten Zeit versdliedene Gremien ein
der Bevölkerung umfassen muß. gesetzt und tagen lassen. Konkrete raum-

Das Gesetz ist kein Hoheits:gesetz, in dem ordnungspolitische Maßnahmen sind jedoch 
Zwang ausgeübt wird, sondern ein Förde- bis heute keine bekanntge.worden. Aus dem 
rungsgesetz, in dem öffentliche Interessen einen vorliegenden Gesetzesantrag kann man 
durch Aktivitäten des Bundes wahrgenommen sehen, welch wertvolle Vorarbeit in diesen 
werden sollen. Fragen noch von der Regierung Klaus gelei-
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stet worden ist und daß die OVP willens ist, 
die damals eraIlbeiteten Grundsätze in ihrer 
Politik zum Tragen zu bringen. 

Die Industriegesellschaft von heute schafft 
für den einzelnen Menschen insbesondere in 
der Stadt sehr starke und vielseitige Be,la
stungen. Dem muß aU!f dem Gebiet der Er
holung ein entsprecbender Ausgleicb ,gegen
überstehen. 

Ich beschäftige mich mit den Fragen der 
Erha'ltung des ländlichen Raumes deswegen 
besonders intensiv, weil mir klar ist, daß die 
Anforderungen an die Bewohner der Ballungs
zentren immer größer werden. Daß damit aucb 
das Bedürfnis steigt, in Gottes freier Natur 
Entspannung und Erholung zu suchen, ist eine 
logiscbe Schlußfolgerung. 

Die Land- und Forstwirtschaft war seit eh 
und je die Bewahrerin der gesunden Land
schaft und will dies auch weiter sein, Wir 
wollen mithelfen, daß die neuen Anforde
rungen, die insbesondere an den Wald als 
Erholungsraum herangetragen werden und die 
sich aus dem verstärkten Erholungsbedürfnis 
der städtischen Bevölkerung als selbstver
ständlich ergeben, in entsprechender Weise 
Berücksichtiglmg finden. 

Die Vorstellungen der Bevö1kerung über die 
Erholung in der Landschaft sind aber heute 
anders als vor 50 Jahren, Schon allein die 
Motorisierung schafft neue Verhältnisse , neue 
Notwendigkeiten, Es müssen Wa'ldparkplätze, 
Rundwanderwege und dergleichen angelegt 
werden. In Gebieten, die von Erholung
suchenden stark frequentiert werden, ist es 
daher unerläßlich, daß ganz konkrete G estal
tungsmaßnahmen eingeleitet werden, daß Ein
richtungen geschaffen werden, was alles ohne 
Geld nicht möglich ist. 

Diese finanziellen Mittel, die im Gesamt
rahmen eines Budgets kaum nennenswert sind, 
müssen aber vorhanden sein, wenn es um die 
Gesundheit der Bevölkerung geht. Dazu 
kommt noch, daß die Gestaltung von 
Erholungslandschaften auch im Interesse des 
Fremdenverkehrs liegt, übe r  dessen volks
wirtschaft.lichen Wert nicht gesondert gespro
chen werden muß. 50 Prozent solcher Aufwen
dungen sollte der Bund zaihlen, wenn für den 
Rest lokale Interessenten, Land, Gemeinde, 
Fremdenverkehrsvereine und der.gleichen, auf
kommen. 

Ich möchte aber ganz besonders heraus
streichen, daß diese Finanzierungen nicht etrwa 
eine Subvention der Land- und Forstwirtschaft 
darstellen, sondern daß es Aufwendungen 
sind, die zur Schaffung von Erholungseinrich
tungen im Interesse der OffeDitlichkeit ge
tätigt werden sollen. Wirtschaftliche Nachteile 

werden abzugelten sein, wenn zum Beispiel 
eine Fläche nicbt mehr aufgeforstet werden 
kann, weil sie als Liegewiese dienen soll, 
oder wenn we,gen der großen Gefahrenquellen 
etwa eine versicherungstechnische Rücken
deckung gegen Waldbrände erforderlich ist. 

Um die Objektivität bei der Verwendung 
der Bundesmittel sicherzustellen, sieht der Ge
setzesantrag die Einrichtung eines forstlichen 
Raumordnungsbeirates vor. 

In den Vorberatungen kam der EiIllWand, 
daß der Gesetzesantrag nicht begutachtet wer
den konnte, daß damit Länder- und Gemeinde
interessen beruhrt würden und daß die 
sozialistische Fraktion desha�b nicht zustim
men könne. Ich möchte doch die Frage auf
werfen: Soll damit gesagt werden, daß das 
verfassungsmäßig verbriefte Recht dieses 
Hohen Hauses, Gesetzesanträge einbringen zu 
können, nicht mehr gelten solle oder nach 
Meinung der sozialistischen Fraktion in Zu
kunft etwa abzuändern sei? Wenn man alber 
diesem Recht der Abgeordneten die Lebens
berechtigung nicht abspricht, dann können die 
gemadl!ten Einwände nicht stichhaltig sein. 
Denn dann wäre es die Pflicht des zuständigen 
Ressortministers gewesen, sich durch ent
sprechende Beratungen mit den Länderver
tretern jene Kenntnisse anzuei.genen, die es 
ihm ermöglicht hätten, im partlamentarischen 
Ausschuß allenfalls erforderliche Zusatz- oder 
Abänderungsanträge zu stellen. 

Ich möchte daher an Sie, Herr Bundesmini
ster für Land- . und Forstwilitschaft, folgende 
Frage stellen:  Welche Maßnahmen oder Be
ratungen haben Sie �wischen dem 1 7. März 
dieses Jahres, dem Tag der Einbringung dieses 
Initiativantrages, und dem 29. Juni, also dem 
ersten Beratungstag im Unterausschuß, er
griffen, um eine möglichst posiUve Behand
lung im Parlament zu ermöglichen? In den 
Beratungen selbst, bei denen Sie, Herr Bundes
minister, entschuldigt waren, ist nämlich der 
Eindruck entstanden, daß Sie sich in keiner 
Weise mit dieser Materie beschäftigt haben. 
Innerha'lb von dreieinhalb Monaten wäre es 
möglich gewesen, aIHällige Bedenken auszu
räumen, wenn solche seitens der Regierung 
oder seitens der sozialistischen Fraktion be
standen hätten. 

Da Sie, Herr Bundesminister, keine der
artigen Initiativen gesetzt halben, liegt der 
Schluß nahe, daß Sie entweder an den Maß
nahmen zur Verbesserung der Schutz- und 
Erholungsfunktion des Waldes kein Interesse 
haben oder daß die gegenwärtige Minderheits
regierung der Auffassung huldigt, Initiativen 
des Parlaments wären keiner ernsthaften Be
ratung wert. 
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Die Regierung Kreisky hat wohl die Fragen 
des Umweltschutzes groß auf ihre Fahnen ge
schrieben, bis jetzt j edoch keine konkrete 
Lösung der anstehenden Probleme anbieten 
können. Wenn die OVP eine Teilma,terie 
dieses Problemkreises nunmehr aufgreift und 
versucht, einer Lösung zuzuführen, dann glau
ben wir damit einem aktuellen und wirklichen 
Bedürfnis der Bevölkerung Rechnung zu 
tragen. 

Wir bedauern es daher, daß sich die soziali
stische Fraktion abseits steHt und damit den 
Anschein erweckt, daß ihr die Wahrung eines 
parteipolitischen Prestigestandpunktes wichti
ger vorkommt als ein Anliegen, welches heute 
die gesamte Bevölkerung bewegt. Ich glaube, 
daß es doch ohneweiters mögli<h gewesen 
wäre, hier eine Einigun·g zu erzielen, wenn 
man nämlich der Ansicht ist, daß gerade für 
die Erholungsbedürfnisse unserer Bevölkerung 
etwas geschehen muß. Nach unserer Ansicht 
muß wirklich auf diesem Gebiet noch manches 
geschehen, und daher haben wir diesen 
Initiativantrag eingebracht. 

Ich komme nun zum Forstrechts-Bereini
gungsgesetz. Schon unter Landwirtschaftmini
ster Dr. Schleinzer fanden langjährige Bera
tungen eines Expertenkomitees zur Erneue
rung des Forstrechtes statt. Uber den Wunsch 
der Försterschaft auf eine bessere Berufsaus
bildung mit Matura haben ebenfalls schon 
lange Beratungen stattgefunden. Die OVP hat 
es im vorigen Sommer für vordringlich erach
tet, gerade diese offenen Fragen einer Behand
lung zuzuführen. Parallel dazu liefen die Ver
handlungen zwischen der Präsidentenkonfe
renz und den AngestelHengewerkschaften. Im 
vergangenen Frühj a'hr konnte eine Einigung 
erzielt werden. 

Auf Grund dieses Sachverhaltes erschien 
es richtig, durch eine rasche parlamentarische 
Verhandlung diese Ma'terie unter Dach und 
Fach zu bringen. Damit soll der Novellierung 
des übrigen Forstrechtes in keiner Weise vor
gegriffen werden. Es handelt sich bei diesem 
Gesetzesantrag um eine abgeschlossene 
Materie, die auch im geltenden Forstrecht zwei 
in sich abgeschlossene Abschnitte ausmacht. 
Wir begrußen es, daß in dieser Frage in 
den Ausschußberatungen ein einvernehmliches 
Vorgehen aller drei Parteien erzielt werden 
konnte. 

Arbeiten des Revieldienstes nicht mehr der 
geeignete Mann sein wird. Deshalb soll eine 
einjährige Fachschule geschaffen werden, die 
den Wirtschafts betrieben eiIllfach ausgebil
detes Fachpersonal, den Forstwart, zur Ver
fügung stellt. 

Uber die künftigen Formen dieser neuen 
Schule zu befinden, ist nicht Sache dieses 
Gesetzesantrages. Ich möchte aber trotzdem 
die Meinung der GesetzesiniUatoren hier de
ponieren, daß die künftige höhere Lehranstalt 
und die künftige Fachschule in einer neuen 
modernen Schule zusammenzufassen wären, 
weil es nur dadurch möglich sein wird, in 
rationeller Weise eine bestmögliche Ausbil
dung zu erreichen. 

Das Gesetz regelt auch die Bestellungs
pflicht in den Forstbetrieben neu. Eines scheint 
unbestritten zu sein: Wenn man geänderte 
Ausbildungsvoraussetzungen schafft, dann 
muß man auch die Schablone der bisherigen 
BesteHungspflidü ändern. 

,Es kommt aber noch etwas anderes dazu. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse unterliegen 
einem raschen Wandel. Auch die Land- und 
Forstwirtschaft kann den Tendenzen der Indu
strialisierung und Rationalisierung nicht aus
weichen. Aus den statistischen Unterlagen 
geht hervor, daß in den österreichischen Forst
betrieben der Stand der Forsta,rbeiter, die in 
der Holzerzeugung beschäftigt sind, in den 
Jahren von 1965 bis 1970 um die Hälfte abge
sunken ist. Wenn im Wege der Technisierung 
und Rationalisierung auf dem Arbeitersektor 
derartige Einsparungen stattfinden, dann kann 
dies auf die Arbeitsstruktur des Ang.estellten
standes nicht ohne AuswiI1kungen bleiben. 

Es ist eine Tatsache, daß auf einen Forst
wirtschaftsführer im Durchschnitt 2500 ha 
Waldfläche als Arbeitsrayon entfaHen. Dies 
zeigt deutlich, daß bei realistischer Ein
schätzung die Grenze von 1200 iha, von der 
aufwärts ein Forstakademiker bestellt werden 
mußte, in Hinkunft nicht aufrechterhalten wer
den kann. Dies soll aber keinesfalls heißen, 
daß in Betrieben dieser Größenordnung in 
Zukunft kein Akademiker mehr tätig sein 
kann. Die Heranziehung derartige,r Fachleute 
wird jedoch von der jeweiligen Intensität der 
Betriebsführung und von den wirtscha'ftlichen 
Möglich!keiten abhängen und sollte nicht vom 
Gesetz·geber ohne Rücksicht auf die einzel-

Als erstes ist die Einführung einer Höheren betrieblichen VerhäHnisse vorgeschrieben 
Lehranstalt für Forstwirtschaft zu erwähnen. werden. 
Damit wird den Förstern eine vermehrte Aus
bildung insbesondere auf dem Sektor der 
Allgemein:bildung ermöglicht. Es wird damit 
zu einer Veränderung des Berufsbildes Förster 
kommen, der in Zukunft für die einfachen 

Es scheint mir überhaupt notwendig zu sein, 
hervorzuheben, daß die Bestellungspflicht dodl 
ausschließlich darin rhre Berechtigung findet, 
daß damit das öffentliche Interesse an einer 

286 
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ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung ge
sichert ers(�b:eint. 

Der vorliegende Gesetzesantrag hat bereits 
eine Diskussion in den Fachzeitungen ausge
löst und wird zum Beispiel vom Waldbau
professor der HochsChule für Bode:n:kultur 
Dr. Mayer sehr kritisCh beleuchtet. Er stellt 
aber eines ausdrücklich fest : "Für die Wahrung 
forst gesetzlicher Interessen ist die vorge
sehene Bestellung von Pflichtorganen ausrei
chend." Damit wurden wir also von einem 
Kritiker des Gesetzentwurfes hinsichUich 
der eigentlichen Zielset1zung bestätigt. 

Es wäre nämlich völlig falsch, wollte man 
aus diesem Gesetzesantrag herausl,esen, daß 
die Initiatoren für eine grundsätzliche Redu
zie'rung des forstlichen Fachpersonals ein
treten. Die BeschMtigung von Forstorganen 
muß sich jedoch nach den wirtschaUlichen 
Erfordernissen richten. Jeder Unterneihmer, 
daher auch der Waldbesitzer, wird sich, um 
einen optimalen Ertrag zu erzielen, geeignetes 
Fachpersonal anstellen. Die unzeitgemäße Be
vormundung durch den Staat in Fragen der 
Personalbestimmung sollte jedoch auf das not
wendi:ge Mindestmaß ,herabgesetzt werden. 

Im neuen Gesetz ist so wie bisher enthalten, 
daß die verantwortliche Leitung eines Be
tri8ibes über 500 ha einem Fachmann anv,er
traut werden muß. Daß die Grenze �wischen 
der FörsterpflichtbesteHung und der .A:kade
mikerpflichtbestellung von gegeruwärtig 
1 200 ha hinaufgesetzt werden mußte, ergab 
sich allein schon aus der Tatsache, daß die 
Förster in Zukunft eine höhere Ausbildung 
erfahren werden. 

Wenn Stimmen laut wurden, die auf Grund 
dieser Bestimmung eine Gefährdung des öster
reichischen Wa.Jdes befürChten, muß ich dazu 
sagen, daß ich diese Befürchtung keinesfalls 
teilen kann. Ich möchte noch erwähnen, daß 
es im Ausland keine Bestellungspflicht gilbt 
und trotzdem in den Großbetrieben die Wald
wirtschaft ordnungsgemäß geführt wird. 

Die Forstwirtschaft steht vor großen 
betriebswirtschaJtlichen Problemen. Die gestie
genen Holzpreise des letzten halben Jahres 
ha'ben erst etwa das Niveau des Jahres 1962 
erreicht, während seither die Kosten um zirka 
40 Prozent gestiegen sind. Der Betriebserfolg, 
der 1 962 mit 1 00 Prozent angenommen wird, 
betrug 1 969 nur mehr 51 Prozent. Der Wald
besitzer ist bemüht, mit dieser SituaUon fertig 
zu werden und gleichzeitig die waldbaulichen 
Anforderungen zu beachten und den Wald 
auch für die zukünftigen Generationen zu 
pflegen. Daß dies ohne Fachleute nicht mög
liCh ist, ist vollkommen klar. Daher is,t eine 
gemeinsame .A!I1beit besonders wichtig. 

nas neue Gesetz soll die Ausgangsbasis 
dafür sein, daß auf Grund der hier erfolgten 
einvernehmliChen Beschlußfassung und der 
Ubereinstimmung der berufsständischen Ver
tretungen die bisherige Zusammenarbeit der 
Waldbesitzer, Forstangestellten und Forst
arbeiter auch in Zukunft fortgesebt werden 
kann. 

Wir werden da'her den Anträgen unsere 
Zustimmung geben. - Danke. (Bei/all bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Meißt Ich erteile es ihm. 

.A!bgeordneter MeißI (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die freiheitlichen 
Abgeordneten werden diesen drei Gesetzes
vorlagen, diesen drei Anträgen aus einer be
stimmten Einstellung zu diesen Problemen die 
Zustimmung g,eben. 

Darf ich zunäChst zum Antrag 66/ A, Ver
besserung der SChutz- und Erholungswirkun
gen des Waldes, sprechen. Wir glauben, daß 
diese Vorlage, dieser Antrag ein erster SChritt 
ist, um auf diesem Gebiete, vor allem im 
Hinblick auf den UmweltsChutz, der heute in 
aller Mund ist, tätig zu werden. Wir geben 
daher diesem Gesetz, das j a  im wesentlichen 
- wie bereits mein Vorredner sagte - dazu 
dient, Aufforstung,en zu erleiChtern und 
SChutzfunktionen zu sChaffen, gerne unsere 
Zustimmung. 

Bezüglich der Problematik - die bereits 
angeschnitten wurde -, ob diese Materie in 
einem Antrag oder in einer Regierungsvor
la:ge behandelt werden soll, sind wir Freiheit
lichen der Meinung, daß dies nicht die ent
scheidende Frage ist. Denn der Gesetzgeber 
hat sich wohl etwas dabei gedacht, als er 
die Möglichkeit einer Regierungsvorlage oder 
eines Initiativantrages vorgesehen hat. 

Es wurde in den Beratungen wiederholt von 
der Regierungsfraktion gesagt, daß hier die 
Begutachtung fehlt. Wir glauben, es wäre Zeit 
g·enug gewesen, um, wenn überhaupt notwen
dige Unterlagen noch zu erarbeiten gewesen 
wären, diese eben zu erarbeiten. Auß'erdem 
war ohne weiteres die Möglichkeit gegeben, 
und sie wurde zum Teil auCh genutzt, daß 
man in dem eingesetzten Unterausschuß Fach
leute, Experten mit zur Beratung heranzieht. 

In diesem Antrag 66/A, Verbesserung der 
Schutz- und Erholungswirkungen des Waldes, 
geht es vor allem darum, daß, wie iCh bereits 
sagte, notwendige Aufforstungen möglich ge
macht werden, die der Besitzer aus betriebs
wirtsChaftlichen Gründen einfach niCht durch
führen kann, und es geht auch darum, günstige 
Wirkungen, wie der AussChußberiCht sagt, auf 
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Landeskultur, Landschaftshaushalt und auf die ' Interessenvertretungen, mit der Gewerkschaft 
Erholung der Bevölkerung zu erbringen. genauso wie mit den Standesvertretungen, ab-

Dazu ist es notwendig, daß der Bund in 
g�stimmt �rde, M� wi�l nunmehr 

,
�ie 

einem bestimmten Ausmaß Mittel beistellt 
Forsterausbildung auf eme hohere Stufe, nam

Es ist dabei daran gedacht, daß der Bund lieh auf die S,tufe einer höheren berufsbild:n

die ganzen Kosten übernimmt, wenn diese �en Schule mIt 
,
Matura, stell�n, Das hat natu�

Aufforstungen beispielsweise im öffentlichen hch auch bestIm,mte �usw�rkungen �uf dIe 

Interesse liegen, beziehungsweise ist eine ganze forstrechth�e S�tua�lOn nach
, 

sIch ge

Kostenbeteiligung mit der Hälfte vorgesehen, zogen, �or al�e� 1m Hmbhck auf dIe Beste�

vor allem wo die Erholungsfunktion des lungspfhcht, dIe 
,
1m Gesetz veranke�t war. WH 

Waldes in Wirkung gesetzt werden sollte waren der M�mung, daß man dIesem A?-

und wo sich bei der Kostentragun'g auch noch tra
,
� 10/ A zus�Immen soll, wenn er

. 
auch dIe 

Länder Gemeinden oder Vereine mitbeteili- Wunsche bestImmter Gruppen - Ich denke 

gen kö�nen. hier an die Forstakademiker - nicht von 
befriedigt. Es wurde im Ausschuß noch eine 
Änderung vorgenommen, indem die Bestel
lungspflicht für Forstakademiker von den vor
gesehenen 2000 ha auf 1 800 ha herabgesetzt 
wurde, sodaß man hier doch etwas entgegen
gekommen ist. Wir glauben jedenfalls, daß 
die Freizügigkeit, die größere Freiheit, die 
nunmehr bei der Bestellung und Anstellung 
von Forstorganen vorgesehen ist, im Sinne 
einer zeitgemäßen volkswirtschaftlichen Rege
lung liegt. 

Die Zielsetzung wurde von meinen Vor
rednern schon dargelegt. Ich darf sie vielleicht 
noch kurz wiederholen. 

Zu den Schutzwirkungen des Waldes zählen 
insbesondere der Schutz gegen Elementar
gefahren, wie Hochwässer und Lawinen, Ein
wirkungen zur Erhaltung der Bodenkraft, 
Schutz gegen Bodenabschwemmung und 
Bodenverwehung, gegen Geröllbildung und 
Hangrutschung. 

Gestaltungsmaßnahmen im Interesse der Er
holung sind, wie schon vom Berichterstatter 
erwähnt, Eingriffe in den Waldbestand, zum 
Beispiel AUflichtungen, Sichtschneisen, Offen
haltung von Freiflächen, und dann natürlich 
auch, wenn es darum geht, erholungswirk
same Anlagen zu schaffen, wie beispielsweise 
Waldpfade, Waldparkplätze, Rastplätze und 
Spielstätten, die eben von dem Privatbesitzer 
allein nicht errichtet werden können. Er erhält 
nunmehr die Möglichkeit, daß die öffentliche 
Hand, der Bund, ebenfalls in einem bestimm
ten Ausmaß hier mit eingreifen kann. 

Ich darf vielleicht abschließend zu diesem 
Problem noch folgendes sagen: Es wurde 
natürlich kritisiert, daß hier dem Bund viel
leicht Lasten auferlegt werden, die nicht zu 
kontrollieren sind. Hier ist aber von Haus aus 
ein Sicherheitsfaktor eingebaut, denn es heißt 
ausdrücklim, daß die Entscheidung über An
träge, die eingebramt werden können, beim 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
liegt, der nur verpflichtet ist, einen Beirat 
anzuhören. 

Wir glauben daher, daß dieses Gesetz schon 
einen wesentlichen Fortschritt, eine erste Maß
nahme bedeutet, um unseren Wald zu pflegen, 
zu erhalten und im Interesse des Umwelt
schutzes eine widltige Funktion zu erfüllen. 

Ich darf nun auCh noCh ein paar Worte zur 
Forstrechts-Bereinigungsgesetz-Novelle sagen. 
Man hat damit einem sChon Jahre zurück
liegenden Wunsch der Försterschaft jetzt 
legistisch entsprochen, der auch mit allen 

Ich darf daher sagen, daß wir diesem 
Initiativantrag genauso die Zustimmung 
geben wie dem dritten zur Debatte stehenden 
BeriCht über eine Änderung des Land- und 
forstwirtsChaftlichen Bundessmul'gesetzes, die 
ja nur in Anpassung an die Novellierung des 
Forstrecbts-Bereinigungsgesetzes vorgenom -
men wird. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit einen 
Wunsch, im glaube einen verständlichen 
Wunsch, an Sie, Herr Bundesminister, riChten: 
daß bei der nunmehr vorgesehenen Errichtung 
einer Försterschule als höhere berufsbildende 
Schule die alte Tradition von Bruck fortleben 
kann, indem eben diese Schule dort erriChtet 
wird. Das, glaube ich, bin ich als steirischer 
Abgeordneter meinem Land schuldig. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr A'bgeordnete Pansi. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Pansi (SPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Da der allgemeine 
Wunsch besteht, daß der letzte Tages
ordnungspunkt noch heute zu Ende geführt 
werden kann, werde ich mich bemühen, mög
lichst kurz zu sein. 

Der zur Beratung stehende Gesetzentwurf, 
der Initiativantrag 66/ A, trägt den recht an
sprechenden Titel : Bundesgesetz zur Verbes
serung der Schutz- und Erholungswirkungen 
des Waldes. Man könnte davon ableiten, daß 
mit diesem Gesetz die Besitzer des Waldes 
mit Hilfe der Allgemeinheit zur besseren 
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Pflege des Waldes angehalten werden. Das 
ist aber leider nicht der Fall. Es geht viel
mehr darum, daß j ene Kosten, weldle bisher 
der Waldbesitzer als primärer Nutznießer des 
Waldes zu tragen hatte, weitestgehend auf 
den Staat, also auf die Allgemeinheit über
wälzt werden sollen. 

So sieht der Gesetzentwurf, vor daß der 
Staat nunmehr grundsätzlich alle Aufforstun
gen einschließlidl der Pflegemaßnahmen 
durchführen soll. Das soll zum Beispiel auch 
dann der Fall sein, wenn durch Schlägerungen 
beträchliche Einnahmen erzielt werden. Nicht 
der Holzverkäufer soll die Wiederaufforstung 
durchführen müssen, sondern ausschließlich 
der Staat, also die Allgemeinheit. Äußersten
falls kann nadl dem Wortlaut dieses Gesetzes
antrages der Besitzer verpflichtet werden, die 
Hälfte der Kosten der Aufforstung und der 
Waldpflegemaßnahmen zu tragen. 

Einige Bestimmungen dieses Gesetzes gehen 
aber noch wesentlich weiter. So soll der Staat 
auch verschiedene Gestaltungsmaßnahmen be
zahlen, zum Beispiel Auflichtungen, die 
Schlägerung von Sidltschneisen und das 
Offenhalten von Freiflädlen. Der Staat soll 
die Abfallbeseitigung bezahlen, und darüber 
hinaus soll auf den Staat auch noch die 
Schadens- und Haftungsübernahme überwälzt 
werden. Der Staat soll also grundsätzlich 
auch dann bezahlen, wenn der Waldbesitzer 
für bestimmte Maßnahmen im Wald haftbar 
ist - also eine gänzliche Freistellung der 
Waldbesitzer von irgendwelchen Verpflichtun
gen. 

Der Gesetzentwurf sieht aber auch noch 
eine andere Bestimmung vor, die bisher noch 
nie in Gesetzen aufgenommen worden ist. Es 
ist vorgesehen, daß dann, wenn Fremdenver
kehrsverbände, Gemeinden oder Länder 
irgend welche Gestaltungsmaßnahmen durch
führen, der Bund grundsätzlich verpflichtet 
wird, 50 Prozent dieser Kosten zu bezahlen. 
Die Durchführung dieser Maßnahmen soll 
zwar von den vorhandenen Mitteln abhängig 
sein. Wir sind uns aber darüber im klaren, 
daß der Druck. auf den Staat, wenn das Gesetz 
beschlossen wird, immer größer sein wird. 
Man wird dem Staat Vorwürfe machen, daß 
er seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, 
man wird immer mehr und mehr Mittel ver
langen, und es kann heute nicht abgesehen 
werden, welche Kosten dem Staat mit diesem 
Gesetz aufgelastet werden. 

Aus diesen Gründen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, müssen wir uns gegen 
diesen Gesetzentwurf aussprechen. Es handelt 
sich unserer Meinung nach nicht so sehr um 
ein Gesetz zum Schutze des Waldes, sondern 

es handelt sich bei diesem Gesetz unserer 
Meinung nach um ein Subventionsgesetz für 
den Wald, und als verantwortungsbewußte 
Partei können wir einem solchen Subventions
gesetz nicht unsere Zustimmung geben. 

Nun zum zweiten Gesetzesantrag, zur 
Novelle zum Forstrechts-Bereinigungsgesetz. 
Die Vorlage sieht scheinbar eine Verbesse
rung der Försterausbildung vor. Die Förster 
verlangen seit vielen Jahren eine Verbesse
rung ihrer Berufsausbildung, und das an sich 
mit Recht, denn die Ausbildung der Förster 
entspricht nicht mehr den Gegebenheiten. Ich 
darf darauf verweisen, daß auch ich mehrmals 
im Hohen Hause und in den Ausschüssen 
die Verbesserung der Försterausbildung ur
giert habe. Die Waldbesitzer haben sich lange 
Zeit dagegen ausgesprochen, und nun ist 
scheinbar - ich sage absichtlich : scheinbar -
eine Einigung erzielt worden. Ich darf fest
stellen, daß sich viele Förster, nachdem sie 
nun die Vorlage genau kennen, gegen die 
vorgeschlagene Regelung aussprechen. Sie 
sind während der Verhandlungen unvoll
ständig informiert worden, und vor allem 
haben die Förster keine Ahnung gehabt, daß 
diese Materie in FOI1;n eines OVP-Initiativ
antrages geregelt werden soll. 

Aber nicht nur viele Förster sprechen sich 
gegen die vorgesehene Regelung aus, auch 
die Hochschule für Bodenkultur hat große 
Bedenken gegen diese Regelungen, und ich 
glaube, daß diese Bedenken zum Teil berech
tigt sind, denn die Forstorganisation, wie sie 
im Jahre 1962 geschaffen wurde, wird durch 
dieses Gesetz völlig verändert. 

Das Ergebnis ist weit von dem entfernt, 
was sich die Förster ursprünglich zum Ziel 
gesetzt haben. Das Bildungsniveau des Forst
personals wird nach diesem Gesetz insgesamt 
nicht gehoben, sondern höchstwahrscheinlich 
gesenkt. -Es ist richtig, daß wir eine Förster
schule mit Maturaabschluß bekommen wer
den, aber die Bestellungspflimt für Förster 
wird völlig beseitigt. Während wir jetzt eine 
gewisse Bestellungspflicht haben, soll es eine 
solme in Zukunft überhaupt nicht mehr geben. 

Es wird zusätzlich eine Famschule mit einer 
einjährigen Ausbildung geschaffen. Wir wer
den also auf der einen Seite wohl den Förster 
mit einer fünf jährigen Ausbildung und auf 
der anderen Seite einen Famschüler mit ein
j ähriger Ausbildung haben, aber der Fach
schüler mit einjähriger Ausbildung wird in 
Zukunft stärker verwendet werden als der 
Förster, und so gesehen ist dann praktisch 
das Bildungsniveau in Hinkunft wesentlich 
ungünstiger, als es gegenwärtig ist. 
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Bisher haben wir nach dem Forstrechts
Bereinigungsgesetz 1 962 eine sehr strenge 
Bestellungspflicht gehabt. In Betrieben von 
500 bis 1 200 ha mußte ein Förster angestellt 
werden, in Betrieben von über 1 200 ha war 
die Bestellung eines Forstakademikers und 
für je 900 ha zusätzlich die Bestellung eines 
Försters notwendig. Nunmehr soll es so sein, 
daß erst ab 1800 ha ein Forstakademiker be
stellt werden muß, und diesem Forstakademi
ker braucht nach dieser Vorlage überhaupt 
kein Förster beigegeben zu werden. Der Be
trieb kann Förster anstellen, aber er muß es 
nicht. Das sieht in der Praxis so aus, daß 
zum Beispiel ein Forstbetrieb mit 1 0.000 ha 
bisher mindestens elf Förster anstellen 
mußte, in Zukunft braucht er gar keinen anzu
stellen. Er kann es tun, aber er muß es nicht. 
Das geht sogar so weit, daß es beim größten 
privaten Waldbesitz in Osterreich, der 
32.000 ha umfaßt, in Zukunft genügt, wenn er 
einen Forstakademiker anstellt und überhaupt 
keinen Förster. Die Behörde hat erst dann 
die Möglichkeit, einzugreifen, wenn der Be
treffende rechtskräftig deswegen verurteilt 
worden ist, weil er sich gegen das Forst
gesetz vergangen hat. Man könnte sogar noch 
weiter gehen und sagen, die Osterreichischen 
Bundesforste mit einem Waldboden von rund 
485.000 ha müßten nach dem Wortlaut des 
Gesetzes einen einzigen Akademiker anstel
len und auch keinen Förster. Ich weiß, daß 
Sie mit der Anwort kommen werden, daß 
die Betriebe das nicht tun werden. Aber dann, 
meine Damen und Herren, die Frage an Sie : 
Wenn Sie wissen, daß die Betriebe mehr Forst
personal brauchen, warum denn dann nicht 
doch eine bestimmte Bestellungspflicht? 

Wir glauben, daß vor allem für Förster 
eine bestimmte Bestellungspflicht beibehalten 
werden soll, und ich erlaube mir daher, einen 
Abänderungsantrag zur Vorlage einzubringen. 
Der Antrag lautet: 

A n t r a g  

der Abgeordneten Pansi, SpielbüchIer, 
Horejs und Genossen zu 70/A (Bundes
gesetz, mit dem das Forstrechts-Bereini
gungsgesetz abgeändert wird) in der Fas
sung des Ausschußberichtes (537 der Bei
lagen) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Im Art. I hat Z. 9 zu lauten: 

,,9. § 56 hat zu lauten: 

,§ 56. Pflicht der Bestellung von zuge
teilten Forstorganen. 

( 1 )  In Pflichtbetrieben ist dem Forstwirt
schaftsführer zur Durchführung des Revier-, 

Betriebs- und Forstschutzdienstes für je  
1500 ha  ein Förster beizugeben. Hiebei 
haben verbleibende Bruchteile in Betrieben 
bis zu 5000 ha zur Gänze, in Betrieben über 
5000 ha bis 50 v. H. dieses Ausmaßes ohne 
Berücksichtigung zu bleiben. 

(2) Forstadjunkten können auf die Anzahl 
der zu bestellenden Förster dann angerech
net werden, wenn die Anzahl der in Aus
bildung stehenden Forstorgane zu den 
sonstigen in einem solchen Verhältnis steht, 
daß die ordnungsgemäße und den Vor
schriften dieses Bundesgesetzes entspre
chende Führung des Forstbetriebes gewähr
leistet ist: . .  

Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, den 
Antrag mit in Behandlung zu ziehen und 
über den § 56 eine getrennte Abstimmung 
durchzuführen. 

Ich glaube sagen zu müssen, daß wir die 
Entwicklung in unserem Wald in Zukunft sehr 
im Auge behalten müssen. Sollte es sich her
ausstellen, daß der Wald nicht mehr in seinem 
bisherigen Bestand aufrechterhalten wird, daß 
die Gefahr besteht, daß der Wald nicht mehr 
ordnungsgemäß bewirtschaftet wird - und 
das nicht nur im Interesse der Allgemeinheit, 
sondern zum größten Teil und in erster Linie 
im Interesse der Waldbesitzer -, dann wird 
es unsere Aufgabe sein, so schnell als mög
lich wieder eine strengere Bestellungspflicht 
einzuführen. 

Ich darf annehmen, daß auch Sie dieser 
Meinung sind, denn wir könnten es uns als 
Kulturland unmöglich leisten, daß wir einer 
Waldverwüstung zusehen und dann das 
Schicksal erleiden würden, das auch viele 
Länder, die früher waldreich waren, erlitten 
haben. 

Wir werden uns nicht ausdrücklich gegen 
dieses Gesetz aussprechen, aber ich würde 
Sie bitten, daß Sie nach Möglichkeit doch 
unserem Abänderungsantrag beitreten, weil 
dann die Gefahr wesentlich geringer wäre, 
daß unser Wald verwüstet werden kann. (Bei
lall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Der Antrag der Abge
ordneten Pansi, SpielbüchIer und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in 
Verhandlung. 

Ich mache den nächsten Redner darauf auf
merksam, daß ich in acht Minuten unter
brechen muß, und frage ihn daher, ob er 
gewillt ist, seine Rede jetzt noch zu beginnen. 

Abgeordneter Dkfm. Gorion: Nein. 

Präsident Dr. Maleta: Dann unterbreche ich 
nunmehr die Sitzung bis morgen Mittwoch, 
den 14. Juli, 9 Uhr vormittag. 
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Nach Wiederaufnahme der Verhandlungen 
wird in der Erledigung der für die heutige 
Sitzung ausgegebenen Tagesordnung fortge
fahren werden. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

Die Sitzung wird um 20 Uhr 55 Minuten 
unterbrochen und am Mitiwoch, den 14. Juli 
1971 ,  um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 14. Juli 1971 
Präsident: Ich nehme die unterbrochene 

Sitzung wieder auf. 

Zur Verhandlung stehen die drei Berichte 
des Ausschusses für Land- und Forstwirt
schaft 536, 537 und 538 der Beilagen. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord
nete Dkfm. Gorton. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes Haus! Heute vor einer 
Woche hat anläßlich der Beantwortung unserer 
-dringlichen AnFrage der Herr Bundeskanzler  
erklärt, daß e r  mit seiner Minderheitsregie
rung grundsätzlich nichts dazu beigetragen 
hätte, daß seitens der sozialistischen Fraktion 
ein vorzeitiger Auflösungsantrag für das Par
lament eingebracht wurde. In bei ihm viel
leicht nicht immer gewohnter Bescheidenheit 
ließ er offen, inwieweit er in seiner mehr
fachen AU!fgabe als Bundeskanzler, Partei
obmann und . . .  - (Abg. H a a s: Tages
ordnung!) Herr Kollege Haas ! Warten Sie 
ruhig, bis ich mit meiner Einleitung dorthin 
komme, wo Sie sicherlich sein wollen. -
Kreisky ließ durmblicken, daß er in seiner 
mehrfachen Aufgabe als Bundeskanzler, 
Parteiobmann und gleichzeiti,g Abgeordneter 
vielleicht doch auch zu diesem Antrag etwas 
beigetragen hätte. 

Aber ganz offen ließ er diese Doppelrolle 
j edoch seinen Unterrichtsminister spielen, der 
als Ahgeordneter vom RednerpuIlikt aus die, 
ich möchte sagen, etwas schizophrene Auf
gabe ü'bernommen hatte, den Antrag s'einer 
Fraktion, an dem die Regierungsmitgliede'r ja 
grundsätzlich nam dieser ersten Auskunft un
beteiligt waren, vor dem Plenum zu vertreten. 

Meine Damen und Herren! Die Unter
schri'ftsgehilfen dieses Antrages, nämlich die 
Herren Abgeordneten Haberl, Czemetz, 
Horejs ,  Libal, SpielbüchIer und Zankl, über
ließen also die parlamentarische Redltferti
gung dieses Antrages dem Herrn Unterrichts
minister, der uns alle,  das Parl,ament zu unter
richten hatte. 

Wenn man richtigerweise diesen Auf
lösungsantrag doch als negative Meinungs
äußerung der Fraktion, die ihn eingebracht 
hat, über ihre eigene Regierung werten 
kann - ich weiß natürlich, daß Sie das nicht 

wahrhaben wollen -, dann, glaube im, hätte 
eig,entlich der Paradelandwirt in Ihren Reihen, 
der Herr Abgeordnete Pfeifer, den Antrag 
wenigstens mitunterzeichnen müssen. Im 
glaube wirklich, in der Feststellung nicht feihl
zugehen, daß in den vergangenen 14 Monaten 
dieser Minderheitsregierung aus dem Land
wirtschaftsministerium, aus dem Landwirt
schaftsressort eigentlich die wenigsten Initia
tiven gekommen sind. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abge
ordnete Lanc hat gestern in einem anderen 
Zusammenhang über die Opposition gespro
chen, daß sie sozusagen eine Zeitlang in 
Agonie gelegen wäre. Ich möchte salme Aus
drücke hinsichtlim der InitiaUven des Land
wirtschaftsressorts in den letzten 14 Monaten 
nicht direkt gebrauchen. 

Ohne Beurteilung der Wertig�eit und ohne 
Inanspruchnahme auf genaue Vollständigkeit 
ergebe aber dom, soweit ich es feststellen 
konnte, mit Stand voriger Wome eine solme 
überschlägige Statistik, daß von 255 Regie
rungsvorlagen nur 13 Initiativen des Agrar
r.essorts zu verzeichnen waren. 

Meine Damen und Herren! Dies trifft natür
lich in keiner Weise die hervorragenden 
Beamten dieses Ressorts, und vielleicht trifft 
der darin lieg,ende Vorwurf mangelnder 
Initiativen aum den Herrn Landwirtschafts
minister, d,essen Honorigtkeit als redlich be
mühter Vel1Walter seines Ressorts außer Dis
kussion g,estellt sein soll, nur bedingt zu 
Recht. Denn bei der ErstbHdung des Kabinetts 
hieß es, daß er eine Nominierung abgelehnt 
hätte. Dann war sein Direktvorgänger im Amt 
nach kaum sechswöchiger Amtszeit den 
Ressortstrapazen nicht mehr gewachsen, und 
Herr Bundesminister Dr. Weihs mußte also 
dann doch noch das Ministerium übernehmen. 

Meine sehr vereihrten Damen und Herren! 
Hier trat der Herr Minister Weihs doch eine 
Aufgabe an, der in der fast 30 Maschinschreib
seiten umfassenden RegierungseJ.'lklärung des 
Herrn Bundeskanzlers ohnehin kaum eine 
Seite gewidmet war. Der Herr Landwirt
schaftsminister könnte also heute als Teil
alibi für seine, ic.t möchte sagen, Inaiktivitäten 
in Anspruch nehmen, daß dem Ressort, das 
er zu übernehmen hatte, vom Kanzler laut 
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Gewichtung in dessen Regierungsprogramm, 
an dem der Herr Minister Weihs direkt noch 
nicht mitwirken konnte, pmktisth nur ein 
Dreißigstel der Gesamterklärung sozusagen 
als Auftrag zugeordnet war. 

Das ist natürlich keine Entschuldigung Lür 
die Regierung, daß auf dem Agrarsektor 
unserer Auffassung nach sicherlich nicht viel, 
aber auf jeden Fall zuwenig geschehen ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Selbst von dem wenigen, das auf Seite 21  
der damaligen RegierungseI1klärung - ich 
habe sie mir herausgesucht - für die Land
und Forstwirtschaft angeführt schien, wurde 
auch kaum etwas auf Initiative der Regierung 
erfüllt. Es soll nicht meine Aufga'be sein zu 
prüf'en, was zur groß angekündigten Verbes
serung der Einkommenslage der in der Land
und Forstwirtschaft BerufstäUgen getan 
wurde. Wir erinnern uns noch daran, daß sich 
das Pokerspiel mit der Verlängerung der 
Geltungsdauer der MarMordnungsgesetze bin
nen JaJhresfrist, ich glaube, z.weimal in diesem 
Hohen Hause hat Clibspielen müssen. 

Aber Jetzt, glaube ich, muß der Herr 
Bundesminister der Opposition doch wirklich 
dankbar sein, wenn mit den heute zu be
schließenden und auf der Initiative der Oster
reichischen Volkspartei basierenden Gesetzes
anträgen Schritte gesetzt werden, die in der 
Regierungs'erklärung wohl orakeLhaft ange
deutet, aber durch keinerlei Vorlagen dieser 
Regierung hier im Hohen Hause beantragt 
erscheinen. In der Regierungserklärung war 
ja wohl auch die Sprache von Hochlagenauf
forstung, Sicherung der Erholungslandschaft, 
aber auch von ErmögUchung der Anpassung 
der ForstwirtschaH an die sich rasch ändernde 
technische Entwicklung. Ich darf daran erin
nern, daß das aU!f Seite 21 dieser Regie
rungserklärung angeführt schien. 

Meine Damen und Herren! Wir haben nun 
zwei maßgebende Initiativen gesetzt, die Sie 
sich, meine Damen und Herren der Sozialisti
schen Partei, allerdings nicht als Federn auf 
Ihren Wahlhut werden stecken können, be
sonders dann nicht, wenn Sie, wie der Herr 
Kollege Pansi gestern als letzter Redner an
gekündigt hat, dem Erholungswaldgesetz die 
Zustimmung audl noch verweigern wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Diesem Initiativantrag eines Bundesgesetzes 
zur Verbesserung der Schutz- und Erholungs
wirkungen des Waldes liegen moderne und 
richtige Auffassungen der Interessenabgren
zung und damit auch der Leistungsverpflich
tungen der öffentlichen Hand einerseits und 
der an GruDd und Boden Eigentumsberech
tigten andererseits zugrunde. Es sei hier klar-

gestellt, daß durch dieses Gesetz keinem 
Grund- oder Waldeigentümer etwas geschenkt 
wird, wie das gestern mein Vorredner von 
der sozialistischen Fraktion ausgeführt hat 
und wie es vielleicht auch unterschwellig in 
der "Arbeiter-Zeitung" von voriger Worne 
einmal zu lesen war. 

Meine Damen und Herren! Der Bund über
nimmt Kosten bei Aufforstungsmaßnahmen 
dort, wo vorgesehene Maßnahmen ausschließ
lich oder überwiegend im öffentlichen Inter
esse getroffen werden, und er übernimmt Teil
kosten dort, wo neben dem öffentlichen Inter
esse auch betriebs wirtschaftliche Vorteile zu 
erwarten sind. 

Ich glaube also, daß dieser Ausdruck des 
Kollegen Pansi von gestern abend, daß es 
sirn hier um ein Subv,entionsgesetz handeln 
würde, in keiner Weise zutrifft, weH eben 
aus dem Gesetzestext die Interessenabgren
zung ganz klar hervorgeht. 

Wir können hier von einern modemen 
partnerschaftlichen Zweckverhältnis bei sol
chen Maßnahmen Zlwischen öffentlicher und 
privater Hand sprechen, mit allen Sicherungs
klauseln, die selbstverständlich auch für den 
Bund notwendig sind. Ich verweise hier im 
§ 3 Abs. 6 auf die Rück.zahlungsverpflichtung 
des Waldeigentümers, wenn er seinen Ver
pflichtungen in diesem Zusammenhang bei sol
chen vorgesehenen Maßnahmen nicht nach
kommt. 

Die Entscheidung über das Zustandekommen 
einer solchen Partnerschaft - also solcher 
Maßnahmen, wie sie im Gesetz vorgesehen 
sind - obliegt dem Herrn Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft nach Anhörung 
eines Beirates. Also es ist auch hier klar
gestellt, daß der Bundesminister darüber zu 
entsdJ.eiden hat, ob der Bund überhaupt auch 
auf Grund dieser gesetzlichen Voraussetzun
gen als Förderer eintritt oder nicht. 

Dieser Partnerschaft kommt ganz besondere 
Bedeutung bei den vorgesehenen Gestaltungs
maßnahmen im Interesse der Erholung in 
dafür geeigneten Wäldern zu. Ich mödlte hier 
besonders daran erinnern, daß gerade in der 
Umgebung der Großstädte, in der Umgebung 
von Wien, also im WieneI1Wald, sich zweifel
los dieses Gesetz für die Bevöl1kerung unserer 
Bunrleshauptstadt sehr positiv auswirken wird. 

Auflichtungen, SichtsdJ.neisen, Waldpark
plätze, Spielstätten, Rastplätze, das Sauber
halten derselben und so weiter sind im Inter
esse der Offentlichkeit gelegene Maßnahmen, 
die 2lweifellos betriebswirtschaftlich nicht er
forderlich wären, aber mit zusätzlichen Kosten 
oder Ertragsminderungen verbunden sind und 
daher auch betriebswirtschaftlich nidlt zuge-
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mutet werden können, weshalb ohne Mittun 
der öffentlichen Hand hier bisher sicherlich 
viel zuwenig geschehen konnte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir glauben, daß die Schrittmachung mit 
diesem auch international als modernst anzu
sprechenden Gesetz beispielha-ft ist und 
eigentlich gerade von den Bundesländern be
sonders auch im Zusammenhang mit fremden
verkehrs·fördernden Maßnahmen zu begrüßen 
sein wird. 

Wenn hier g'e,stern zum Teil und auch in 
der Diskussion im Ausschuß zum Ausdruck 
gekommen ist, der diese Fragen behandelt 
hat, daß der Mangel an einem Begutachtungs
verfa'hren dieses Initiativantrages kritisiert 
wurde, so glaube ich, daß auch mein Vor
redner, Kollege Brandstätter, gestern schon 
klargestellt hat, daß eben das Parlament laut 
Gesetz zu Initiativen ermächtigt ist, daß bei 
solchen Initiativanträgen die Begutachtung an 
und für sich nicht eingebaut werden konnte, 
daß a'ber �weifellos - und auch das wurde 
gestern schon gesagt - zwischen dem Zeit
punkt der Einbringung dieser Initiativanträge 
und der heutigen Beschlußfassung auch seitens 
des Herrn Bundesministers Ge'legenheit ge
wesen wäre, hier allenfalls die Meinungen 
der Länder darüber einzuholen. 

Meine Damen und Herren! Wenn nun die 
Sozialistische Partei, die heute nicht bereit 
ist, �ür dieses erste Gesetz zu stimmen, ver
suchen sollte, im Bundesrat durch Einspruch 
die Gesetzwerdung dieses Antrages zu ver
hindern, da ja wegen der vorzeitigen Auf
lösung des Parlaments ein Beharrung'Sbeschluß 
hier im Nationalrat nicht mehr zu fassen sein 
wird, dann würde durch einen solchen Akt 
- ich müßte dies als Akt des Mißhrauches 
betrachten - der Länderkammer die Groteske 
eintreten, daß diese LändeI1kammer aus Partei
prestige gegen ein Gesetz, das gerade den 
Ländern neue Möglichkeiten eröffnen würde, 
votieren würde. 

Ich glaube, daß man sich das doch sehr 
überlegen müßte, im Bundesrat gegen ein sol
ches Gesetz, das ja in erster Linie für die 
Länder geschaffen wird, zu stimmen. 

Meine Damen und Herren! Nun doch noch 
einige Worte zum Forstrechts-Bereinigungs
gesetz. Wenngleich soziale Gesichtspunkt.e bei 
der Gesetzgebung natürlich mitbedacht wer
den müssen, handelt es sich hie,r doch um 
ein Gesetz, das die Interessen der Offentlich
keit an der Waldlbewittschaftung wahrzu
nehmen hat, das also auf wirtschaftliche Ab
läufe anzuwenden ist und daher aum wirt
schaftliche Grundsätze ber,ücksichtigen muß. 

Die Forstbetriebe, die Forstpersonal anstel
len, sind genötigt, ihre Existenrz und aum 
die Existenz ihrer Dienstnehmer aus eigenem, 
allein aus dem wirtschaftlichen Ertrag sicher
zusteHen, weil gerade diese Betriebe nicht 
einen Schilling aus den öffentlichen Beihi1f.en, 
die es für die bäuerliche Land- und Forstwirt
schaft in Sonderfällen ja gibt, bekommen. Es 
soll ja aum gar nicht reklamiert w,erden, daß 
die Forstbetriebe in irgendeiner Art und 
Weise eine direkte öffentliche Förderung an
streben wollen, aber umso mehr müssen 
natürlich diese Betriebe auf Wirtsmarftlichkeit 
Bedacht nehmen. 

Diese Betriebe wollen in keiner Weise 
Subventionsempfänger sein, isie verlangen 
aber, daß man ihnen die Voraussetzungen 
gibt, daß sie nach wirtschaftlichen Grund
sätzen aum erfolgreich agieren können. 

Die Osterreichische Volkspartei tritt dem 
Abänderungsantrag in bezug auf die Bestel
lungspflicht von RevieI1förstern, also dem Ab
ändel1Ungsantrag, den der Herr Abgeordnete 
Pansi gestern nom eingebracht hat, nicht aus 
politischer Destruktion nicht bei, sondern auf 
Grund eingehender sacblicher Uberlegung.en 
können wir uns zu einer solchen Maßnahme 
nicht entschließen. 

Bisher hat es für diese Revierförstef1bestel
lung einen einheitlich ausgebildeten Typ des 
Försters gegeben. In Zukunft wird dafür 
- und zwar noch viele Jahre lang - der 
bisherige Förster zur Verfügung stehen, da
neben der Matura-Förster mit einer besseren 
Allgemeinbildung, gleimzeitig ,sicher aber 
auch mit einer geringeren Einsatzbereitschaft 
bei den einfamen und handwerklichen Arbei
ten des Revierdienstes, weil ihm ja auf Grund 
seiner Ausbildung diese rein handwerklichen 
Arbeiten sicherlich nicht laufend zugemutet 
werden können, da sein AufgabeDiber,eich 
eben ein weiterer ist. Deshallb werden auch 
die in Fachschulen in Hinkunft einfach aluszu
bildenden Forstwarte für gewisse Agenden 
des Revierdienstes heranzuziehen ,sein. 

Es wäre eine Anmaßung, wollte der Gesetz
zusätzliche Fortbildungsmöglichkeiten auch für 
die Forstarbeiter ergeben können, und mich 
wundert es eigentlich, daß gerade der Herr 
Kollege Pansi in dieser Hinsicht so kritische 
Äußerungen zu den Bestimmungen dieses 
neuen Gesetzes hier vor.gebracht hat. 

Es wäre eine Anmaßung, 'Wollte der Ge'setz
geber bei d ieser künftigen Dreischichtigkeit 
des vorhandenen Personals und bei der heute 
noch . gar nicht bekannten Auswirkung der 
künftigen Ausbildungen nun eine ziffern
mäßige Schablone festlegen, an die sich j eder 
Betrieb bei der Strukturierung seines Mit-
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arbeitereinsatzes zu halten hätte. Ich glaube, 
das kann betriebswirtschaftlich nicht gut sein. 

Wir sind vielmehr der Uberzeugung, daß 
durch die Verpflichtung der Bestellung eines 
verantwortlichen Betriebsleiters, die für alle 
Betriebe Zlwingend besteht, weitgehend Ge
währ für die ordnungsgemäße fachliche Bewirt
schaftung gegeben ist. Von diesem Betriebs
leiter wird in den verschiedenen Fragen der 
waldbaulichen Planung, der Einschlags
planung, der Investitionsplanung und sonsti
ger betriebswirtschaftlicher Entscheidungen 
ein hohes Maß von Verantwortung verlangt. 
Es muß ihm daher auch zugemutet werden 
können, daß er die Wahl und den Einsatz 
seiner Mitarbeiter so bestimmt, um die Ein
haltung der forstgesetzlichen Bestimmungen 
und eine ordnungsgemäße Waldbewirtscha.f
tung sidlerstellen zu können. 

Darüber hinaus wird durch eine eigene Be
stimmung, die es bisher nicht gegeben hat, 
die Forstbehörde ermächtigt sein, zusätzliche 
Bestellungen für mitarbeitende Forstorgane 
vom Waldeigentümer zu verlangen, wenn die 
ordentliche Waldbewirtschaftung zUifolge ge
ringen Personalstandes nicht gewährleistet 
wäre. Wir sind überzeugt, daß di,ese Bestim
mung - wenn überhaupt - nur in Einzel
fällen wird angewendet werden müssen. Wir 
sind aber ebenso der Meinung, daß sie mit 
Recht angewendet werden soll, wenn Einzel
gänger etwa sich der Zielsetzung di,eses Ge
setzes widersetzen sollten. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
doch auch noch feststellen, daß ich midI sehr 
wundern mußte, als gestern der Herr 
Abgeordnete Pansi von der SozialistisdIen 
Partei hier geäußert hat, man würde den 
Wald in Zukunft sehr im Auge behalten 
müssen, um Waldverwüstungen sehr genau 
und rechtzeitig festzustellen. 

Dieselbe Uberlegung - nämlich hinsichtlich 
der Bestellungspflicht - gilt natürlich auch 
für die Zuteilung von weiteren Forst
ingenieuren in einem größeren Betrieb. Es 
gibt in Osterreich insgesamt 40 Forstbetriebe 
mit mehr als 5000 ha. Für diese Betriebe galt 
bisher die Bestimmung, daß je weitere 5000 ha 
ein weiterer Forstingenieur neben dem eigent
lichen Wirtschaftsführer angestellt werden 
muß. 

Auch hier sind wir der Meinung, daß es 
eigentlich ein Mißtrauen gegenüber dem aka
demischen Forstwirtschaftsführer ist, wenn 
man ihm zumutet, daß er neben den umfang
reichen und verantwortlichen Aufgaben der 
Betriebsführung nicht in der Lage wäre, zu 
seiner persönlichen Unterstützung und zur 
Verteilung der akademischen Aufgaben inner
halb eines Großbetriebes die erforderliche be
triebliche Personalpolitik audI entspredIend 
durchzusetzen. 

Wir sind also nicht der Meinung, daß durch 
dieses neue Gesetz die Arbeitsplätze für unser 
akademisches Forstpersonal irgendwie dezi
miert werden würden. Aber wir sind der 
Meinung, daß eben nach modernen Auffassun
gen den Betrieben entsprechende Beweglich
keit zugestanden werden soll. 

Wir meinen, daß durch dieses Gesetz die 
Bedeutung des Forstakademikers als verant
wortlidIen Leiters von g�ößeren ,Wirtschafts
unternehmungen keinesfalls geschmälert wer
den, sondern vermehrt zum Ausdruck kommen 
soll . 

Wenn man die Untergrenze für die Bestel
lung eines Forstakademikers von bisher 
1 200 ha auf 1800 ha angehoben hat, so drückt 
sich darin die Erkenntnis aus, daß ein akade
mischer Betriebsleiter eben einen bestimmten 
Aufgabenumfang haben muß, wenn er in 
seiner Position ausgefüllt sein soll. Bei nor

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß maler, durchschnittlicher Betriebsintensität 
die Bestellungspflicht als solche für die Forst- wird es einem 1 200- oder 1500-ha-Betrieb 
betriebe - also hinsichtlich forstlichen Fach- k 

" 
l · ..,t.. . . 

akademl'schen aum mog IUl seIn, emem 
personals - bei uns in Osterreich ohnehin Betriebsleiter eine solche Stellung zu bieten, 
einzigartig ist, daß wir in anderen europäi- die ihm interessant erscheint und die ihm 
sehen Ländern solche Bestellungspflichtmaß- auch eine ausreichende Existenzbasis bietet. 
nahmen in dieser Form nirgends find.en, und 
ich glaube, in Deutschland oder auch in den 
Nordländern kann von Waldverwüstungen in 
diesem Maß auch nirgends di,e Rede sein. 
Ich kann mir doch nicht vorstellen, daß die 
Kollegen von der sozialistischen Fraktion 
gerade den österreichischen WaldbesUzern 
solche Waldvel'Wüstungsabsichten unterstel
len woHten. Ich glaube, daß eine soh:he Aus
drucksweise g·erade im Zusammenhang mit 
den modernen Richtlinien dieses Gesetzes in 
keiner Weise angebracht erscheint. 

Wir sind also nicht der Meinung, daß das 
Gesetz von vornherein Strukturen diktieren 
soll, die in Richtung eines forstakademischen 
Proletariates weisen würden. Wir mödIten 
vielmehr haben, daß den Forstakademikern 
in den forstlichen Unternehmungen solche 
Positionen zur Verfügung gestellt werden 
können, die einen Anreiz bieten, Forstwirt
sdIaft zu studieren und den Beruf eines forst
lichen WirtsdIaftsführers auszuüben. Solche 
Posten müßten aber dann auch ein in der 
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gewerblichen und industriellen Wirtschaft 
übliches vergleichbares Niveau haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die gewerbliche Wirtschaft begrüßt dieses 
Gesetz auch, weil es den Gesichtspunkten der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, gleich
zeitig aber auch dem Anliegen der Offentlich
keit hinsichtlich einer ordnungsgemäßen 
Waldbewirtschaftung Rechnung trägt. Sie be
grüßt es, weil gerade zwischen den größeren 
Forstbetrieben und der gewerblichen Wirt
schaft auf den verschiedenen Sektoren der 
Rohstoffbelieferung eine enge Partnerschaft 
besteht, und sie begrüßt es auch deswegen, 
weil sie aus eigener Erfahrung weiß, wie not
wendig neue Strukturen der Betriebsgestal
tung und der Zusammenarbeit von Betriebs
eigentümern, leitenden Angestellten und Mit
arbeitern im Betrieb sind, wenn die wirtschaft
lichen Aufgaben der Zukunft bewältigt wer
den sollen. 

Meine Damen und Herren I Wir können mit 
vollem Recht diese beiden Gesetze als Bei
spiele einer konstruktiven Oppositionsarbeit 
sehen, einer Arbeit der Opposition, die auf 
den Vorarbeiten in diesen Materien unter der 
Regierung Klaus weiterbauen konnte, die für 
die Gesetzesanträge aber nun noch notwen
digen Verhandlungen und Expertenarbeiten 
selbständig als Opposition zum Abschluß 
bringen konnte. 

Ich bin aber davon überzeugt, daß eine 
nicht unter SPO-Führung stehende Bundes
regierung über solche zu begrüßende Maß
nahmen nicht nur in einer Regierungserklä
rung orakelt hätte, sondern es auch zu 
Gesetzesvorlagen der Regierung gebracht 
hätte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich darf nochmals festhalten, daß wir aus 
grundsätzlichen Erwägungen dem Abände
rungsantrag des Abgeordneten Pansi nicht die 
Zustimmung geben können. Den bei den Ge
setzen aber, so wie sie nach dem Ausschuß
bericht hier vorliegen, werden wir gerne 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten lng. Schmitzer das 
Wort. 

Abgeordneter Ing. Sdunitzer (OVP) : Hohes 
Hausl Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir behandeln heute drei Tages
ordnungspunkte, die zwar der Materie nach 
zusammengehören, die aber im wesentlichen, 
grundsätzlichen nicht unmittelbar miteinander 
zu tun haben. Denn das Erholungswald- und 
SdlUtzwaldgesetz wäre j a  eine Materie für 

sich, und die Anträge 69 und 10 - also Forst
rechts-Bereinigungsgesetz und Bundesschul
gesetz - ebenfalls. 

Es tut mir wirklich leid, daß nicht mehr 
Zeit zur Verfügung steht, über die Frage 
Erholungswald, Schutzwald und so weiter zu 
debattieren, weil ich meine, daß es eine grund
sätzliche Frage wäre, über diese Dinge mehr 
nachzudenken. Denn gerade am Beginn der 
Industriegesellschaft - ich glaube behaupten 
zu dürfen, daß wir erst am Beginn der Indu
striegesellschaft stehen - wird es notwendig 
sein, sich mit diesen Problemen in der Zukunft 
viel mehr zu beschäftigen. 

Ich möchte daher aus Zeitmangel zum 
Erholungs- und Schutzwaldgesetz nur ein paar 
grundsätzliche Fragen noch klären und dazu 
einige grundsätzliche Dinge sagen. 

Dieses Erholungswald- und Schutzwald
gesetz, also der Antrag 66/ A, beinhaltet zwei 
Schwerpunkte : erstens einmal einen landes
kulturellen Schwerpunkt und zweitens einen 
Erholungsschwerpunkt. also es soll hier für 
Gestaltungsmaßnahmen im Erholungsraum 
vorgesorgt werden. 

Es tut uns wirklich leid, daß die sozialisti
sche Fraktion hier nicht mit uns geht. 

Herr Kollege Pansi I Ich glaube, daß dieser 
Initiativantrag - darüber will ich gar nicht 
streiten - wie jedes Gesetz, das neu ist, das 
eine neue Materie beinhaltet, vielleicht 
irgendwo Mängel hat. Man wird aus der Er
fahrung lernen müssen, man wird dieses Ge
setz an die praktischen Erfahrungen anpassen 
müssen. Aber grundsätzlich ist mit diesem 
Gesetz ein Weg begonnen worden, der uns 
in Zukunft noch viel Kopfzerbrechen machen 
wird. 

Ich darf nun auf einige Dinge eingehen, 
die Herr Kollege Pansi kritisiert hat. Als 
erster Punkt wäre meiner Meinung nach fol
gendes zu klären: Sie haben gesagt, die Ge
meinden müssen Geldmittel auslegen, ohne 
daß sie dazu etwas sagen können. Herr 
Kollege Pansi I Wenn Sie § 3 Abs. 3 und 4 
genau lesen, so ist darin ganz klar ausgedrüdtt, 
daß die Gemeinde ja die beantragende Stelle 
sein wird, wenn Erholungswaldgebiete ge
schaffen werden. Wenn die Gemeinde daher 
meint, daß sie diese Geldmittel nicht aus
geben will. dann braucht sie diesen Antrag 
ja nicht zu stellen. 

Es wird weiter in dem Gesetz ganz deutlich 
klargelegt, daß nur nach vorhandenen Mitteln 
der Bundesminister für Land- und Forstwirt
schaft die Zustimmung nach Anhörung eines 
forstHdlen Raumordnungsbelrates geben wird. 
Dabei werden die Ländervertreter ja wesent-
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lich mitreden, denn es handelt sich 
nicht um ein Hoheitsgesetz, sondern 
Förderungsgesetz . 

hier ja staU, also die FachsdlUlausbildung. Nur in der 
um ein Forstwirtschaft war diese Ausbildung nicht 

gegeben. 

Noch etwas muß meiner Meinung nadl ge
klärt werden, Herr Präsident Pansi. Sie ver
wendeten immer das Wort "Subventionen". 
Ich glaube, man müßte von diesem Wort ein
mal wegkommen. Im Zeitalter der Umver
teilung innerhalb des Staatsbudgets könnte 
dieses Wort in vielen Fällen irrtümliCh aus
gelegt werden. 

Es handelt sich hier um eine echte Förde
rung, aber nicht um eine Förderung des Wald
und Grundbesitzes, sondern um eine Förde
rung für die OffentliChkeit. Wenn kein öffent
liches Interesse vorhanden ist, wird man diese 
Förderung einfach nicht machen. Denn es ist 
ja im § 2 ganz klar gesagt, daß nur dort 
Geldmittel zur Verfügung gestellt werden sol
len, wo betriebs wirtschaftliche Interessen nicht 
vorhanden sind, wo der Grundbesitzer auf 
Grund von betriebswirtschaftlichen Uber
legungen sagt, er werde, weil kein Ertrag 
zu erwarten ist, diese Aufforstung nicht 
machen, wo aber aus öffentlichem Interesse 
diese Aufforstung notwendig sein wird. 

Noch ein paar grundsätzliche Bemerkungen 
dazu. Ich glaube, daß wir auf diesem Gebiet 
einfach einen Bewußtseinsrückstand haben, 
daß wir eine neue Bewußtseinsbildung machen 
müssen, daß wir davon wegkommen müssen, 
die Landwirtschaft immer nur auf Grund ihrer 
Produktion zu bewerten, auf Grund ihrer 
Wertschöpfung, auf Grund ihres Beitrages zum 
Bruttonationalprodukt. Wir werden in Zukunft 
viel mehr auch die Sozialfunktionen der Land
wirtschaft berü<ksichtigen müssen. Diese 
Sozialfunktionen werden eben genauso Kosten 
verursachen, wie alle anderen Sozialfunk
tionen Kosten verursaChen. Das wäre der 
Diskussion wert, und es tut mir leid, daß 
wir über diese Dinge heute niCht länger 
sprechen können. 

Nun zur zweiten Materie, zum Bundes
schulgesetz und zum Forstrechts-Bereinigungs
gesetz. Zur Regelung der Försterausbildung, 
und zwar zur Heranführung der Förster an 
die höhere Ausbildung, an die Maturareife 
oder an die Maturaschule, wie so schön immer 
gesagt wird, was uns Lehrern weh tut, ist 
die Errichtung einer Höheren forstlichen Lehr
anstalt notwendig. Ein altes Anliegen der 
Försterschaft ; meiner Meinung nach auch ein 
berechtigtes Anliegen der Försterschaft, denn 
das Forstwesen war die einzige Berufssparte, 
wo die Dreistufigkeit der SChulausbildung bis
her noch nicht gegeben war. In allen anderen 
Berufssparten gibt es die Dreistufigkeit: Hoch
schule, höhere Lehranstalt, mittlere Lehran-

Ich weiß nicht, warum das im Jahre 1966, 
als das Land- und forstwirtschaftliche Bundes
schulgesetz geschaffen wurde, nicht gemacht 
wurde. Wurde einfach übersehen, die forst
lichen Lehranstalten anzuführen, oder war 
für deren Nichtanführung ein berechtigter 
Grund vorhanden? 

Herr Kollege Pansil Sie haben gesagt, es 
wird dadurch in der Gesamtheit die Ausbil
dung des Forstpersonals geschwächt, herab
gesetzt. - Ich glaube, gerade das Gegenteil 
ist der Fall. In allen Berufssparten wissen wir 
heute - der Herr Unterrichtsminister wird 
mir das vom berufsbildenden Sektor, vor allem 
vom gewerblichen und kaufmännischen, be
stätigen -, daß die in höheren Lehranstalten 
ausgebildeten Fachkräfte heute dringendst ge
surnt und gebraurnt werden. 

Genauso ist es aurn in der Forstwirtschaft. 
Denn in der Forstwirtschaft und besonders 
bei dieser Srnultype wird es nirnt so sehr 
darum gehen, spezielles Fachwissen vermehrt 
zu vermitteln, sondern es wird vor allem 
darum gehen, Allgemeinwissen vermehrt zu 
vermitteln und vor allem die fachlichen Grund
lagen auf einer wesentlich breiteren Basis zu 
vermitteln, damit eben der in höheren Lehr
anstalten ausgebildete Forstangestellte in der 
Lage ist, in der Zukunft die modernen Er
kenntnisse in der Forstwirtschaft, in den 
Naturwissenschaften besser zu erfassen und 
einordnen zu können. Es ist daher notwendig, 
daß im Bundesschulgesetz, und zwar im Ab
satz 1 des § 1 1 , die Höheren landwirtschaft
lichen Lehranstalten, also Försterschulen, bei
gefügt werden. 

Die Schaffung dieser Höheren forstlichen 
Lehranstalten bedingt eine Änderung des 
Forstrechts-Bereinigungsgesetzes. Wenn ich 
Ihnen, Herr Kollege Pansi, auch hier antwor
ten darf: Sie haben gesagt, die Beförsterung, 
die Betreuung des Waldes wird schlernter 
werden, weil erstens das Personal schlechter 
ausgebildet ist und weil zweitens die Bestel
lungspflidlt der nachgeordneten Forstorgane 
fehlt. 

Ich habe mich seit etwa November mit 
dieser Frage beschäftigt und bin daraufge
kommen, daß trotz Bestellungspflicht heute in 
Osterreich etwa 400 Förster mehr beschäftigt 
werden, als gesetzlich zwingend vorgeschrie
ben werden. Das zeigt, daß die Forstwirt
srnaft, um eine rkhtige Bewirtschaftung durch
zuführen - in der Forstwirtsrnaft geht es 
vor allem um eine nachhaltige Bewirtsmaf-

51. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 159 von 167

www.parlament.gv.at



4134 Nationah'at XII. GP . ...:- 51. Sitzung - 14. Juli 197 1 

Ing. Sdlmitzer 

tung -, eben immer darauf Bedacht nimmt, 
entsprechendes Forstpersonal anzustellen. 

Ich habe mich auCh mit dem Forstakade
miker beschäftigt. Ich habe festgestellt, daß 
die BestellungspfliCht dem Forstakademiker 
soziale und finanzielle Nachteile deshalb ge
braCht hat, weil die Bestellungspflicht eine 
Art Pragmatisierung war. Dem Betriebs
inhaber war eine Bestellung vorgeschrieben. 
Das hat sich, wie aus der Untersuchung klar 
hervorgegangen ist, naChteilig auf das Gehalts
schema ausgewirkt. Es wird daher in Zukunft, 
wenn diese Bestellungspflicht nicht mehr ge
setzlich zwingend vorgeschrieben ist, sicher
lich Angebot und Nachfrage etwas wirksamer 
werden und damit natürlich auch das soziale 
Prestige und das Gehaltsschema der Forst
akademiker gehoben werden. 

Nun noch eine Frage, die bisher nicht be
handelt wurde : die forstliche FaChschule 
(§§ 60 und 61) .  Ich darf sagen - der Herr 
Minister wird es mir ja bestätigen -, daß 
hier an und für sich eine verfassungswidrige 
Sache beschlossen wird, aber es steht uns 
nichts anderes zur Verfügung, weil wir im 
landwirtschaftlichen Schulwesen ein Kompe
tenzgesetz noch nicht haben, obwohl uns der 
Herr Minister voriges Jahr, ich glaube am 
8. oder 10.  Juni - ich kann mich nicht mehr 
so genau erinnern - im Ausschuß ganz dezi
diert versprochen hat, daß innerhalb des 
Jahres 1910 nach einer neuerlichen Begut
achtung dieses Kompetenzgesetz beschlossen 
wird. 

Wir müssen aber heute noch warten. Ich 
hoffe, daß in der nächsten Periode zwischen 
dem Unterrichtsminister und dem Landwirt
schaftsminister eine brüderliche Verbindung 
gefunden wird, indem der eine sagt, ich bringe 
die Zustimmung, die Mehrheit zur 5. Schul
organisationsgesetz-Novelle , wofür ja eine 
Zweidrittelmehrheit notwendig ist, und dafür 
bringst du mir die Mehrheit für die land
wirtschaftlichen Schul gesetze. Nur wird es 
wahrscheinlich Herrn Minister Weihs nicht 
mehr betreffen, sondern das wird schon ein 
anderer Herr zu lösen haben. (Abg. M i n k 0-
w i t s c h: Auf gar keinen Fall der Gratz! -
Heiterkeit.) Ob das Herrn Minister Gratz be
treffen wird, weiß ich nicht. 

Herr Minister!  Ich glaube aber doch noch 
sagen zu müssen, daß wir dann, wenn das 
Kompetenzgesetz kommt, diese Schulfrage aus 
dem Forstrechts-Bereinigungsgesetz werden 
herausnehmen müssen und mit dem Kom
petenzgesetz werden mitregeln müssen. Ge
nauso bin ich davon überzeugt, daß die forst
liche Ausbildung in der Forstfachschule, so 
wie es hier festgelegt wurde, nom nicht end-

gültig ist, denn man wird sich auch in den 
Berufsausbildungsordnungen der Länder damit 
beschäftigen müssen. 

Mein Vorschlag wäre ja gewesen, daß die 
Forstarbeitermeisterprüfung Voraussetzung 
für die Einsetzung als Forstwart gewesen 
wäre. Nur sind wir dann daraufgekommen, 
daß wir in Osterreich noch viel zuwenig 
Meister haben, sodaß das eine Diskreditierung 
und Ausschaltung der Forstarbeiter gewesen 
wäre. Das hätten wir also gar nicht durch
führen können. Es wird daher über diese 
Frage noch in der Zukunft, wenn das Kompe
tenzgesetz beschlossen wird, gesprochen wer
den müssen. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, darf ich noch einen Abänderungs
antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Pansi, MeißI und Genossen einbringen, und 
zwar betreffend den Bericht des Ausschusses 
für Land- und Forstwirtschaft zum Bundes
gesetz, mit dem das Forstrechts-Bereinigungs
gesetz abgeändert wird. Es handelt s ich hier 
um die Forstwarte in Tirol. Der Abänderungs
antrag lautet: 

A b ä n d e r u n g a n t r a g  

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Pansi ,  Meißl und Genossen betreffend Be
richt des Ausschusses für Land- und Forst
wirtschaft zum Bundesgesetz, mit dem das 
Forstrechts-Bereinigungsgesetz abgeändert 
wird (531 der Beilagen). 

Im Artikel I ist eine Ziffer 24 mit folgen
dem Wortlaut anzufügen: 

, ,24. Dem § 84 Abs. 2 wird folgender 
Satz angefügt : 

,Ihre Ausbildung erfolgt im Rahmen der 
in diesen Bundesländern eingerichteten 
Waldaufseherkurse . . . .  

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Ich möchte zusammenfassend folgendes sagen: 
Es tut uns leid, daß die sozialistische Fraktion 
dem Gesetz zur Verbesserung der Schutz- und 
Erholungswirkungen des Waldes nicht zu
stimmt, weil wir glauben, daß hier ein Weg 
beschritten wird, der für die heutige Gesell
schaft, für die heutige Industriegesellschaft zur 
Erhaltung der Umweltfunktionen unserer 
Natur notwendig ist. Wir hoffen, daß Sie sich 
vielleicht doch noch in letzter Minute besinnen 
und diesem Gesetz die Zustimmung geben. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der soeben vorgetragene Abän
derungsantrag ist genügend unterstützt und 
steht zur Behandlung. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten MeißI das Wort. 
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Abgeordneter MeiDI (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe midI 
zum zweiten Mal zu Wort gemeldet, um im 
Namen der freiheitlichen Abgeordneten eine 
kurze Erklärung zu den Abänderungsanträgen 
des Abgeordneten Pansi abzugeben. 

Ich habe schon bei meiner gestrigen Wort
meldung gesagt, daß wir Freiheitlichen absolut 
der Meinung sind, daß mit diesen zwei Ge
setzen, vor allem aber mit dem sogenannten 
Waldschutzgesetz, ein Fortsduitt erzielt wird, 
ein Fortschritt in bezug auf die Erholungs
landschaft und auch in bezug auf den Umwelt
schutz, der ja erst am Anfang steht. 

Wir glauben, daß es nicht darauf ankommt, 
ob nun - wie ich es gestern schon sagte -
diese Gesetzesmaterie in Form eines Antrages 
oder einer Regierungsvorlage ins Haus 
kommt. Wichtig ist, daß sie da ist und daß 
sie nunmehr vor der Besdllußfassung steht. 
Wir sind daher der Meinung, daß dieses 
.Gesetz zielführend ist, und wir werden ihm, 
wie schon gesagt, die Zustimmung geben. 

Nun zum Abänderungsantrag Pansi: Ich 
habe bereits gestern gesagt, daß wir der Mei
nung sind, daß man es dem Verantwortungs
bewußtsein der Waldbesitzer nidIt auflasten 
kann, daß sie weiterhin streng nach einer 
Bestellungspflicht die Einstellung ihrer Förster, 
ihrer Forstorgane, auch die der Wirtschafts
führer und so weiter, vorzunehmen haben. 

Wir glauben daher, daß die Forstinspek
Honen und die Uberprüfungen genügen. Wir 
haben ja die Sicherheitsklausel, daß es ohne 
weiteres möglich ist, wenn ein Waldbesitzer 
seinen Wald nicht entsprechend pflegt, daß 
man ihn zur Verantwortung zieht. Wir sind 
daher der Meinung, daß es richtig ist, wenn 
dieses Gesetz, diese beiden Initiativanträge, 
so wie sie im Ausschuß mit Abänderungen 
beraten wurden, verabschiedet werden. Wir 
können daher diesem Antrag nicht die Zu
stimmung geben. 

Nun ein letztes Wort auch zu den Aus
führungen des Herrn Abgeordneten Brand
stätter: Es tut mir leid, daß er die in seiner 
Rede vorgesehene Würdigung der Freiheit
lichen - wie er mir gesagt hat -, daß sie 
hier mit der OVP gemeinsam gehen, nicht 
vorgebracht hat. Wir Freiheitlichen betrachten 
diese Dinge rein nur von der sachlichen 
Materie. Das ist für uns ausschlaggebend. 
(Widerspruch bei der OVP.) Herr Abgeord
neter Brandstätter !  Es geht uns nicht um 
Uberlegungen, ob der Herr Abgeordnete 
Peter am Sonntag irgendeine Erklärung abge
geben hat. 

Wa1hlkampf betreiben. Wir glauben, daß sich 
hier niemand ein Federl an den Hut zu stecken 
braucht. Wir sind der Meinung, daß die sach
liche Beurteilung immer das Ausschlaggebende 
ist. In diesem Sinne werden wir diesen bei den 
Initiativanträgen zustimmen. 

Ein letztes Wort an den Herrn Bundes
minister - vielleicht noch einmal -: Die 
Försterschule in Bruck wäre ein persönliches 
Anliegen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Pans i das Wort. 

Abgeordneter Pansi (SPO) : Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren! Nachdem ich von 
den drei Vorrednern mehrmals zitiert worden 
bin, habe ich es für notwendig erachtet, mich 
auch nochmals zum Wort zu melden. 

Der Herr Abgeordnete Dkfm. Gorton hat 
seine Ausführungen mit sehr demagogischen 
Äußerungen eingeleitet. Er hat zum Ausdruck 
gebracht, daß der Landwirtschaftsminister ver
hältnismäßig wenig für die Land- und Forst
wirtschaft getan hätte und daß auch in der 
Regierungserklärung unseres Herrn Bundes
kanzlers wenig Platz für die Land- und Forst
wirtschaft gewesen sei. 

Herr Abgeordneter Dkfm. Gorton! Ich darf 
Sie auf den sogenannten Koren-Plan der OVP
Alleinregierung verweisen. (Abg. T Ö d I i n g: 
Das ist ein guter Plan!) Dieser Koren-Plan 
umfaßt 64 Seiten. Was glauben Sie - Sie 
waren damals noch nicht im Haus, daher ist 
es verständlich -, wie viele Seiten oder wie 
viele Zeilen sich mit der Land- und Forst
wirtschaft beschäftigt haben? Von 64 Seiten 
- neben einer Einleitung - ganze zwölf 
Zeilenl Soviel hat die OVP-Alleinregierung 
für die Land- und Forstwirtschaft übrig ge
habt. Es ist noch dazu zu sagen, daß vieles 
von dem, was in diesem Koren-Plan steht, 
nicht verwirklicht worden ist. (Beifall bei der 
SPO. - Widerspruch bei der avp. - Abg. 
K e r n: Pläne habt ihr genug!) 

Und nun, meine Damen und Herren, zu 
dem Bundesgesetz für die Schutz- und 
Erholungswirkungen des Waldes. 

Ich muß hier eindeutig feststellen, daß die 
belden Vorredner der OVP falsche Z'itierungen 
beziehungsweise falsche Behauptungen aufge
stellt haben. Der Absatz 1 des § 1 dieses 
Gesetzes besagt: 

"Aufgabe des Bundes nach diesem Bundes
gesetz ist es, die Aufforstung von Flächen" 
und so weiter durchzuführen. 

Absatz 3 dieses Paragraphen besagt: 

Zu den Ausführungen des Herrn Abgeord- "Die Aufforstung im Sinne dieses Bundes-
neten Dkfm. Gorton: Wir wollen hier keinen gesetzes schließt alle Maßnahmen der Nach-
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besserung, Kulturpflege und des Kultur
schutzes so lange ein, bis die Aufforstung nach 
forstfachlichen Gesichtspunkten als gesidlert 
anzusehen ist. " 

§ 2 besagt : 

"Die Kosten der Aufforstungsmaßnahmen 
sind zur Gänze aus Bundesmitteln zu 
tragen . . .  " 

Es gibt eine einzige Einschränkung, näm
lich die, daß dann der Besitzer zur Tragung 
der Hälfte der Kosten verpflichtet ist, wenn 
neben den Erholungswirkungen auch betriebs
wirtschaftliche Vorteile mindestens . im durch
schnittlichen Ausmaß gegeben sind. Aber 
auch darüber kann man streiten: Wann sind 
die durchschnittlichen (Abg. [ng. 
S c  h m i t  z e r: Herr Kollege Pansi! Da gibt 
es doch betriebswirtschaftliche Kennzahlen!) 
Selbst wenn es sie gibt, so kann maximal 
nur die Hälfte dem Waldbesitzer angelastet 
werden. Also es ist eindeutig, daß in Zukunft 
der weitaus größte Teil der Kosten für die 
Aufforstungen vom Staate allein bezahlt wer
den muß. (Abg. K e I n: Das ist überhaupt 
nicht wahr!) 

Meine Damen und Herren! Das ist doch 
typisch ein solches Gesetz, wie Sie in letzter 
Zeit mehrere beschlossen haben: Holen wir 
uns heraus, was wir uns für eine einzelne 
Berufsgruppe herausholen können. Hier kön
nen wir nicht mitgehen! (Zustimmung bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Wir bestreiten nicht, daß ein solches Gesetz 
eine große Bedeutung haben könnte. Wir 
haben auch im Ausschuß erklärt, daß wir 
uns nicht grundsätzlidl gegen solche Maß
nahmen aussprechen. Aber wir haben Ihnen 
erklärt, daß es geradezu unmöglich ist, zu 
diesem Initiativantrag Abänderungsanträge 
einzubringen, weil das Gesetz einfach nicht 
brauchbar ist. Aber Sie waren j a  nicht bereit, 
darauf zu verzichten, daß das Gesetz behandelt 
wird. Sie müssen es nun auch allein beschlie
ßen, weil wir uns außerstande sehen, einem 
solchen Gesetz unsere Zustimmung geben zu 
können. 

Nun zum nächsten Gesetz, zur Novelle zum 
Forstrech ts-Bereinigungsgesetz. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zu
erst einmal feststellen, warum es überhaupt 
im Jahre 1853 zum Forstgesetz und zu einer 
Bestellungspflicht gekommen ist. Das halte ich 
deswegen für notwendig, weil heute dieses 
Gesetz völlig falsch interpretiert wird. So 
heißt es zu diesem Gesetz, daß dem Forst
verwaltungspersonal ein angemessenes 
Schutz- und Aufsichtspersonal beizugeben ist ; 
diese Bestimmungen waren durchaus berech
tigt, lag doch der zum Großteil überaus 

schlechte Zustand der Waldungen in jener 
Zeit im Mangel an fachlicher Betreuung be
gründet. 

Es wird also eindeutig festgestellt, daß sich 
die Waldungen zur damaligen Zeit in einem 
außerordentlich schlechten Zustand befunden 
haben und daß es daher notwendig war, die 
Betriebe zu verpflichten, entsprechendes Fach
personal anzustellen. 

Nun ist ja, meine Damen und Herren, im 
Jahre 1962, also erst vor neun Jahren, die 
Bestellungspflicht geändert worden. Ich gebe 
ohneweiters zu, daß die strenge Bestellungs
pflicht, zu der man sich damals einstimmig 
bekannt hat, überholt ist, und wir sind der 
Meinung, daß sie gelockert werden müßte. 
Wir sind aber nicht der Meinung, daß die 
Bestellungspflicht bei den Akademikern so 
weit gelockert werden sollte, daß jeder Be
trieb, egal wie groß er ist, höchstens einen 
Forstakademiker zu haben braucht. 

Ich habe gestern ein Beispiel genannt. Auch 
die Osterreichischen Bundesforste müßten nach 
diesem Gesetz für ihre rund 500.000 ha Wald 
nur einen Forstakademiker haben. 

Wir sind also dagegen, daß die Bestel
lungspflicht so weit gelockert wird. Für die 
Förster soll es nach dem Gesetz, das Sie vor
gelegt haben, überhaupt keine . Bestellungs
pflicht geben, während wir der Meinung sind, 
daß es nicht zweckmäßig ist, einen Weg zu 
beschreiten, der von einem Extrem in das 
andere fällt. Wir waren für einen vernünftigen 
Mittelweg, der auch die Waldbesitzer nicht 
belastet hätte, nämlich für eine Lockerung der 
Bestellungspflicht insoweit, als eine Anhebung 
von 900 auf 1500 ha erfolgt. 

Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß die 
Forstakademiker und die ausgebildeten För
ster Facharbeit leisten, und die Facharbeit 
wird überall gut bezahlt, weil sie sich rentiert. 
Wenn eine gute Arbeit geleistet wird und 
ein gutes Forstpersonal dafür sorgt, daß die 
Erträge unseres Waldes größer werden, be
zahlen sich diese Fachkräfte von selbst. 

Sie wollen allerdings einen anderen Weg 
beschreiten, und daher muß ich das aufrecht
erhalten, was ich gestern gesagt habe : Wir 
werden die zukünftige Entwicklung sehr im 
Auge behalten müssen, damit mit unserem 
Wald nicht etwas passiert, was wir alle zu
sammen nicht wollen! (Beifall bei der SPo.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Land- und Forstwirt
schaft Dipl.-Ing. Dr. Weihs. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt
schaft Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr Präsident! 
Hohes Haus I Der Abgeordnete Brandstätter 
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hat mich gestern inquisitorisch gefragt, warum wovon rund die Hälfte "Sdlutzwald im 
ich die Zeit von Mitte März bis Ende Juni Ertrag" , die andere Hälfte "Sdlutzwald außer 
nicht genutzt habe, um mit den Ländern über Ertrag" ist. Um diesen Schutzwaldgürtel, wenn 
den Antrag 66/ A zu verhandeln. man so sagen darf, zu einem "grünen Boll-

werk" auszubauen, das die Tallagen mit ihren 
Ich darf ihm dazu sagen, daß ein Zeitpunkt, Verkehrswegen, Siedlungen und Industrie

in dem mit den Ländern und der Bundes-
regierung über die gesamten Länderforderun
gen verhandelt wird, nicht gerade geeignet 
ist, über solche Initiativanträge zu befinden, 
besonders im Hinblick darauf, daß die beiden 
Fragen, die in den Initiativanträgen 66/A und 
70/ A enthalten sind, aus dem Gesamtkomplex 
des neuen österreichischen Forstrechtes her-

anlagen wirksam schützt, ist seine Erschlie-
ßung, seine vernünftige Nutzung unbedingt 
notwendig. 

Sie wissen, bisher war der Schutzwald in 
Osterreich beinahe eine heilige Kuh, er wurde 
zwar konserviert, aber nicht pfleglich behan
delt, und das hat zu der derzeitigen Uber
alterung geführt. Es gilt also, eine Auftor

ausgerissen wurden und dieses Gesetz den stung, eine Entlastung von Wald und Weide Ländern, die j a  sehr davon betroffen sind, und ähnliche Dinge vorzunehmen. Dies alles sowie allen übrigen zuständigen Stellen zur fehlt in Ihrem Initiativantrag. 
Begutachtung übersendet wird. Es ist selbst- Zu den Ausführungen der Herren Abgeord
verständlich, daß all die Fragen, die in Ihren neten Brandstätter und Gorton möChte ich 
Initiativanträgen behandelt werden, in dem noch folgendes sagen: Der Initiativantrag sieht 
neuen Entwurf des Forstrechtes enthalten sind, beim Erholungswald offenbar überhaupt nicht 
der im besonderen darauf abzielt, den ständig die Möglichkeit vor, daß der Waldeigentümer 
waChsenden Aufgaben auf dem Gebiete des selbst an einer Ausgestaltung seines Waldes 
Forstwesens gereCht zu werden. zum Erholungswald wirtschaftlich interessiert 

Meine Damen und Herren! Daß diese Ma- ist. Der Initiativantrag fordert aber auf j eden 
terie sehr schwierig und komplex ist, geht Fall einen 50prozentigen Bundesbeitrag, wäh
auch daraus hervor, daß in meinem Ressort rend die anderen 50 Prozent der Kosten die 
seit acht Jahren an diesem neuen Forstrecht an der Durchführung der Maßnahmen lokal 
gearbeitet wird, und ich möchte ohne Ober- interessierten Institutionen aufbringen müs
heblichkeit sagen, daß alle diejenigen sen. 
Punkte in der Novelle zum Forstrechts- Ich glaube, zum Schluß zu diesem Antrag 
Bereinigungsgesetz gut sind, die aus unserem sagen zu dürfen, daß er eine Materie betrifft, 
Ministerialentwurf abgeschrieben wurden. die außerordentliCh diffizil ist und sämtliche 

Nun aber eInIge Bemerkungen zum 
Antrag 66/ A. Es scheint mir, daß dadurch vor 
allem die gesetzliche Pflicht zur Wiederauf
forstung, die sich bei uns seit rund 1 20 Jahren 
auf jeden Wald, auch auf den ertraglosen, 
bezieht, in Frage gestellt sein dürfte. 

Eines möchte ich auch zu allen Anträgen 
sagen: Ich glaube, daß es taktisch nicht klug 
war, für die Gebietskörperschaften, von deren 
Kooperation eine Lösung der praktischen 
Erholungswaldaufgaben abhängt, ohne jeg
liche Begutachtung im Gesetz große finanzielle 
Belastungen einzubauen. 

Eine große Materie läßt der Antrag absolut 
unberücksichtigt, nämlich den Schutzwald
gürtel, der aber wegen seiner bereits weit 
fortgeschrittenen Uberalterung dringend 
erneuerungsbedürftig ist und dem vom Stand
punkt der Sicherung der Landeskultur eine 
überragende Bedeutung zukommt, denn es 
fallen doch in diesen HochJagen weitaus die 
stärksten Niederschläge, und dort entstehen 
die Lawinen. 

Dieser Schutzwaldgürtel, Herr Kollege 
Brandstätter, ist in Ihrem Initiativantrag nicht 
einmal am Rande zur Kenntnis genommen 
worden. Er umfaßt in Osterreich 800.000 ha, 

Bevölkerungskreise umfaßt. Man hätte einen 
solchen Antrag ohne die beteiligten Institu
tionen nicht einbringen dürfen, vor allem, wie 
iCh eingangs schon erwähnte, in einem Zeit
punkt, wo wir vor der Aussendung der kom
pletten Materie des neuen Forstrechtes stehen. 

Nun einige Bemerkungen zur Försterausbil
dung und zur Bestellungspflicht. Ich glaube, 
daß die Anhebung der Försterausbildung auf 
Mittelschulebene an und für sich zu begrüßen 
ist, denn eine höhere Allgemeinbildung ist 
zweifellos wünschenswert. Aber zu Ihrer 
Orientierung, meine Damen und Herren: Auch 
diese Materie wäre im neuen Forstrecht ent
halten gewesen, und es wurde, wie iCh schon 
vorhin erwähnte, aus unserem Ministerial
entwurf entnommen. 

Daß die Erhöhung der Allgemeinbildung 
dringend erforderlich ist, möChte ich mit 
einigen Zahlen untermauern. Daß das All
gemeinniveau nicht sehr gut war, geht daraus 
hervor, daß die Noten des derzeitigen Grund
lehrganges einer Bundesförsterschule - die 
Schule ist egal - von 46 Sch!ülern folgender
maßen aussehen: 

In ReChnen haben 26 die Note 4, 16 die 
Note 3, 3 die Note 2 und ein einziger die 
Note 1 .  
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In Deutsch haben 1 5  die Note 4, 1 9  die 
Note 3, 1 1  die Note 2 und einer die Note 1 .  

In Zukunft wird das höhere Bildungsniveau 
wahrscheinlich ganz besonders für den 
Behördensektor notwendig sein, denn dort 
werden bekanntlich die Aufgaben des Umwelt
schutzes, der Raumordnung, der Sanierung des 
Gebirgsraumes, aber auch die Beratung hin
sichtlidl des Kleinwaldes und alle sonstigen 
Dinge vor sich gehen. 

Nach Ihrem Entwurf wird also der bisherige 
Förster mit seiner dreijährigen Sdmlausbil
dung nicht mehr herangebildet werden. Ich 
glaube, daß der Herr Abgeordnete Gorton 
im Irrtum ist, der gemeint hat, daß man ein 
Absinken des Bildungsniveaus durch die Ein
führung dieser Maturaschule erhält; so drückte 
er sich aus. Ich glaube vielmehr, daß das 
Bildungsniveau in der einzelnen Sparte an 
und für sich j a  gehoben wird. Es ist nur die 
Frage, ob man dann auf das gehobene Bil
dungsniveau in der Forstwirtschaft zurück
greift. 

Entscheidend wird in Zukunft sein, ob man 
nicht da und dort dann mehr auf die Forst
warte zurückgreifen wird, die nur einen ein
jährigen Lehrgang haben. Denn derzeit, meine 
Damen und Herren, sieht es j a  folgender
maßen aus, daß nämlich beispielsweise im 
Durchschnitt jährlich um 30 Posten weniger 
Forstakademiker sind, das heißt also, daß 
30 Posten verlorengehen, und daß bei den 
Förstern ein jährlidler Rückgang von 70 bis 
80 Posten eintritt, während dage,gen der 
Forstwart mit seiner einjährigen Ausbildung 
im Zunehmen begriffen ist. 

Es wird allerdings für die Bewirtschaftung 
des Waldes in Zukunft von außerordentlicher 
Bedeutung sein, we'lche Art der Bildungsstufe 
man in unseren Wäldern einsetzen wird. 

Zur Frage des Herrn Abgeordneten Meißl 
bezüglich der FörstersChule in Bruck darf ich 
folgendes bemerken : 

Herr Abgeordneter Meißl ! Auf lange Sicht 
gesehen wird man zweifellos an einen Neubau 
denken müssen, da die derzeit bestehenden 
FörstersChulen in alten Schlössern und in 
SChulIbauten aus dem 1 9. Jahr.hundert unter
gebracht sind. Die BundesförstersChule Bruck 
stammt aus dem Jahre 1 900. Das Internat 
umfaßt nur 65 Plätze. Beide Gebäude gehören 
nicht dem Bund, sondern gehören dem Land. 
Der Lehrforst Bruck ist Eigentum der Ge
meinde Bruck. In Bruck wird trotzdem der 
Schul1betrieb für 7lwei bis drei Ja/hr,gänge vor
gesehen sein, bis die Frage gelöst wird, ob 
man zu einern Neubau kommt oder nicht. 

Herr Abgeordneter Garton! Wenn Sie 
gemeint haben, daß von meinem Ressort nur 

13 Initiativen entwickelt wurden, dann, glaube 
ich, habe ich mein Soll dom erfüllt (Zwischen
ruf bei der OVP), denn wenn Sie 13 mit 
1 3  Ressorts multiplizieren, macht das 1 69 
(Abg. Dr. K 0 I e n: Falsche Rechnung!), und 
nach Ihrer Ziffer würde ich also über meinem 
Soll liegen (Beifall bei der SPO), wenn Sie 
das mengenmäßig beurteilen und wenn Sie 
es nicht nam der Qualität beurteilen; das 
gebe ich Ihnen zu überlegen. (Neuerlicher 
Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort hat sich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht ein 
Schlußwort. Bitte. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Dr. Leitner 
(Schlußwort): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Hohes Haus I Zum Antrag 70/ A, Forstrechts
Bereinigungsgesetz, mödlte idl sagen, daß im 
dem Albänderungsantrag Pansi nicht beitrete. 

Ich trete aber dem Abänderungsantrag Ing. 
Schmitzer, Pansi und MeißI, da dieser 
Antrag ja bereits im Ausschluß besmlossen 
wurde und durch ein Versehen im Ausschuß
bericht keine Aufnalhme gefunden hat. 

Präsident: Wir kommen nun zur A b s t i m
m u n g über den Gesetzentwurf, mit dem das 
Forstrechts-Bereinigungsgesetz abgeändert 
wird. 

Zu Artikel I Z. 9 liegt ein Abänderungs
antrag der Abgeordneten Pansi und Genossen 
vor. 

Ferner liegt ein gemeinsamer Abänderungs
antrag der Abgeordneten Ing. Schmitzer, 
Pansi, MeißI und Genossen auf Anfügung 
einer Ziffer 24 in Artikel I vor. 

Ich werde daher getrennt abstimmen lassen. 

Ich bitte zunächst jene Damen und Herren, 
die dem Artikel I bis einschließlich Ziffer 8 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung erteilen, siCh von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Zu Ziffer 9 liegt ein Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Pansi und Genossen vor. 
Ich lasse zunäChst über Ziffer 9 in der Fassung 
dieses Abänderungsantrages abstimmen und, 
falls dieser keine Mehrheit findet, in der Fas
sung des AusschußberiChtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der 
Ziffer 9 in der Fassung des Abänderungs
antrages der Abgeordneten Pansi und Genos
sen ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist die 
Minderheit. Ist abgelehnt. 
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Ich lasse nunmehr über Artikel I Z. 9 in 
der Fassung des Ausschußberichtes abstimmen. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
Ist angenommen. 

Ich lasse jetzt über die Ziffern 10 bis ein
schließlich 23 des Artikels I in der Fassung 
des Ausschußberichtes abstimmen und bitte 

Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Ist einstimmig ange
nommen. 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein 
Einwand. Dann bitte ich die Damen und 
Herren, die dem Gesetzentwurf in dritter 
Lesung zustimmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. Danke. Ist e i n  s t i m  m i  g 

jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu- a n  g e n  0 m m e  n. 
stimmung geben, sich von den Sitzen zu Die Tagesordnung ist erschöpft. 
erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. Ist 
angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über den gemein
samen Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Ing. Schmitzer, Pansi, Meißl und Genossen 
auf Anfügung einer Ziffer 24 im Artikel I 
ab. Ich bitte jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist ein
stimmig angenommen. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
sowie über Titel und Eingang des Gesetz
entwurfes in der Fassung des Ausschuß
berichtes unter Berücksichtigung der Druck
fehlerberichtigung abstimmen. Bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Ist die Mehrheit. Ist angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Die dritte Lesung ist beantragt. - Kein 
Einwand. Dann bitte ich die Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
in dritter Lesung zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Das ist die 
Mehrheit. Ist a n g e n  o .m m e n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf zur Verbesserung der Schutz
und Erholungswirkungen des Waldes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberichtes 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Die dritte Lesung ist wieder beantragt. -
Kein Einwand. Dann bitte ich die Damen und 
Herren, die dem vorliegenden Gesetzentwurf 
in dritter Lesung zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Ist mit Mehrheit 
a n g e n  0 m m e n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf, mit dem das Land- und forst
wirtschaftliche Bundesschulgesetz abgeändert 
wird. 

Die Abgeordneten Dr. Scrinzi und Genossen 
haben einen Initiativantrag betreffend ein 
Bundesgesetz über die Ermittlung der slowe
nischen Minderheit in bestimmten Gebieten 
Kärntens (Minderheitenfeststellungsgesetz) 
überreicht, der nicht genügend unterstützt ist. 
Ich stelle daher die Unterstützungsfrage. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
Initiativantrag unterstützen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke. Der Antrag ist 
nicht genügend unterstützt und steht daher 
nicht in parlamentarischer Behandlung. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 
heute, Mittwoch, den 1 4. Juli 197 1 ,  um 
1 0  Uhr 1 5  mit folgender Tagesordnung ein : 

1 .  Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Antrag 87/A (II-1 400 der Beilagen) der 
Abgeordneten Haberl und Genossen, betref
fend die vorzeitige Beendigung der XII. Ge
setzgebungsperiode des Nationalrates (556 der 
Beilagen) ; 

2. Bericht des Landesverteidigungsausschus
ses über die Regierungsvorlage (350 der Bei
lagen) : Bundesgesetz, mit dem wehrrechtliche 
Bestimmungen neuerlich geändert werden, und 
über den Antrag 81 A (II-29 der Beilagen) der 
Abgeordneten Blecha und Genossen, betref
fend ein Bundesgesetz, mit dem die Dauer 
der ordentlichen Präsenzdienstzeit von neun 
auf sechs Monate reduziert wird, sowie über 
den Antrag 26/A (II-2 1 7  der Beilagen) der 
Abgeordneten Tödling, Melter und Genossen, 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Heeresgebührengesetz neuerlich geändert 
wird (552 der Beilagen) ; 

3. Regierungsvorlage : Zusatzvertrag zwi
schen dem Heiligen Stuhl und der Republik 
Osterreich zum Vertrag zwischen dem Hei
ligen Stuhl und der Republik Osterreich zur 
Regelung von mit dem Schulwesen zusammen
hängenden Fragen vom 9. Juli 1 962 (365 der 
Beilagen) ; 

4. Bericht des UnterrichtsaussdlUsses über 
die Regierungsvorlage (507 der Beilagen) : 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Bundesgesetz, mit dem das Privatschulgesetz 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und geändert wird (558 der Beilagen) ; 
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5. Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
12. Mai 1 97 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bewertungsgesetz 1955 in der gel
tenden Fassung neuerlich geändert wird 
(529 der Beilagen) ; 

über den Antrag 21/A (II- 120 der Beilagen) 
der Abgeordneten Regensburger, Melter und 
Genossen, betreffend Autobahnverbindung 
Landeck-Bludenz und Bau des Arlberg
tunnels, 

über den Antrag 33/ A (lI-Sn der 
6. Zweite Lesung des Antrages 38/A (II-59 1 Beilagen) der Abgeordneten Regensburger und 

der Beilagen) der Abgeordneten Dr. Mussil Genossen, betreffend die lawinensichere Ver
und Genossen betreffend Änderung des bauung von Bundesstraßen, und 
Gewerbesteuergesetzes 1 953, BGBL NT; 2/ 1954; 

7. Zweite Lesung des Antrages 40/A (II-593 
der Beilagen) der Abgeordneten Dr. Mussil 
und Genossen betreffend Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes 1 953, BGB!. Nr. 2/ 1 954 ; 

8. Zweite Lesung des Antrages 83/A 
(II- 1 353 der Beilagen) der Abgeordneten Voll
mann und Genossen, betreffend ein Bundes
gesetz, mit welchem die Bestimmungen des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, 
§ 94, abgeändert werden; 

9. Zweite Lesung des Antrages 65/ A 
(II-959 der Beilagen) der Abgeordneten Doktor 
Gruber und Genossen, betreffend Novellie
rung des Bundesgesetzes vom 22 . Oktober 
1969, BGBl. Nr. 426/1969, über die Förderung 
der Verbesserung von Klein- und Mittel
wohnungen (Wohnungsverbesserungsgesetz) ; 

1 0. Zweite Lesung des Antrages 75/A 
(II- 1 254 der Beilagen) der Abgeordneten lng. 
Helbich und Genossen, betreffend ein Bundes
gesetz über die Beseitigung von Gefahren
steIlen im österreichischen Bundesstraßennetz 
(Gefahrenstellenbeseitigung) ; 

1 1 . Bericht des Ausschusses für Land- und 
. Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 

(462 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Weingesetz 1 961  geändert wird (Weingesetz
novelle 197 1 )  (535 der Beilagen) ; 

1 2. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(424 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Landarbeitsgesetz neuerlich geändert wird 
(Landarbeitsgesetz-Novelle 1 97 1 )  (550 der Bei
lagen) ; 

1 3 . Bericht des Bautenausschusses über den 
Antrag 6 1 /A (II-899 d.er Beilagen) der Abge
ordneten lng. Helbich und Genossen, betref
fend die Schaffung eines Bundesgesetzes über 
die einmalige Gewährung einer Sonderbegün
stigung für die vorzeitige Rückzahlung von 
Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand 
(547 der Beilagen) ; 

über den Antrag 34/ A (II-578 der Beilagen) 
der Abgeordneten Ing. Helbich und Genossen, 
betreffend die Beseitigung von besonderen 
Gefahrenstellen auf Bundesstraßen (548 der 
Beilagen) ; 

1 5. Bericht des Handelsausschusses über den 
Antrag 35/A (II-579 der Beilagen) der Abge
ordneten lng. Helbich und Genossen betref
fend die Beseitigung der besonderen Gefahren
steIlen auf Bundesstraßen (51 1  der Beilagen) ; 

1 6. Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regie
rungsvorlage (422 der Beilagen) : Bundes
gesetz, mit dem das Fernsprechbetriebs
Investitionsgesetz geändert wird (Fernmelde
investitionsgesetz - FMIG) (553 der Beilagen) ; 

1 7. Beridlt des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über den Antrag 80/ A 
(II-1332 der Beilagen) der Abgeordneten Ing. 
Scheibengraf und Genossen betreffend Novel
Herung der Fernmeldegebührenordnung (An
lage zum Fernmeldegebührengesetz, BGBL 
Nr. 1 70/ 1970) (554 der Beilagen) ; 

1 8. Bericht des Unterrichtsaussmusses über 
die Regierungsvorlage (426 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungs
gesetz geändert wird (557 der Beilagen) ; 

1 9. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (459 und Zu 459 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes
Personalvertretungsgesetz geändert wird, und 
über den Antrag 27/ A (II-256 der Beilagen) 
der Abgeordneten Dr. Kranzlmayr und Genos
sen betreffend die Erlassung eines Bundes
gesetzes, mit dem das Bundes-Personal
vertretungsgesetz 1967 geändert wird (Bundes
Personalvertretungsgesetz-Novelle 1 970) (5'55 
der Beilagen) ; 

20. Bericht des Immunitätsausschusses über 
das Ersuchen des Bezirksgerichtes Gleisdorf 
um Aufhebung der Immunität des Abgeord
neten zum Nationalrat Othmar Tödling wegen 
Ubertretung des § 1 1  Lebensmittelgesetz 
(559 der Beilagen) . 

14. Bericht des Bautenausschusses über die 
Regierungsvorlage (242 der Beilagen) : Bundes- Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 

gesetz betreffend die Bundesstraßen (Bundes- eingeleitet. 

straßengesetz 1970 - BStG 1 970) sowie Die jetzige Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 10 Uhr 15 Minuten 
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Nationalrat XII. GP. - 5 1 .  Sitzung - 14. Juli 197 1 

Gemäß dem bei Behandlung der 2. Einkom
mensteuergesetz-Novelle eingebradlten Ab
änderungsantrag (S. 4 1 08) , der bei der Ab
stimmung (S. 4 1 1 8) auch beschlossen wurde, 
erhält § 9 Abs. 1 Z. 4 EStG über den ver
lesenen Wortlaut hinaus noch folgenden Zu
satz : 

"Mit dem Pauschbetrag sind alle Mehrauf
wendungen für Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte mit dem eigenen Kraftfahr
zeug einschließlich der Absetzung für Abnut
zung - ausgenommen die Haftpflichtversiche
rungsprämie - abgegolten. Zur Inanspruch
nahme des Pauschbetrages hat der Arbeitneh
mer dem Arbeitgeber schriftlich zu erklären, 
daß er für Fahrten zwisdlen Wohnung und 
Arbeitsstätte das eigene Kraftfahrzeug be
nützt ; außerdem hat er die Art des Kraft
fahrzeuges an Hand geeigneter Unterlagen 
nachzuweisen und im Falle der Inanspruch
nahme des erhöhten Kraftfahrzeugpauschales 
bei einer Entfernung über 20 km Fahrtstrecke 
dem Arbeitgeber zu bestätigen, daß die Fahrt
strecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
mehr als 20 km beträgt, und dies durch 
geeignete Unterlagen glaubhaft zu machen. 
Der Arbeitgeber hat den Zeitpunkt der An
tragstellung sowie den in Anwendung zu 
bringenden Pauschbetrag auf dem Lohnkonto 
(§ 58) zu vermerken; der Pauschbetrag kann 
für einen Zeitraum vor der Antragstellung 
nicht angewendet werden. Der Arbeitnehmer 
ist verpflichtet, bei Änderung der Voraus
setzungen, auf Grund deren der Pauschbetrag 
gewährt worden ist, unverzüglich dem Arbeit
geber hievon Mitteilung zu machen. Der 
Arbeitgeber hat die Änderung und den Zeit
punkt der Änderung auf dem Lohnkonto zu 
vermerken. Kommt der Arbeitnehmer dieser 
Verpflichtung nicht nach, so ist die zuwenig 
einbehaltene Lohnsteuer vom Arbeitnehmer 
nachzufordern ;" 

Der Eingang der beantragten Z. 8 des Art. I 
- beschlossen als Z. 9 - lautet : 

, ,8. Im § 19 Abs. 2 Z. 2 lit. b treten an die 
Stelle der Beträge von 

Nächti-Tagesgelder gungs-Tarif I Tarif II gelder 
bis 50.000 S 75 S 60 S 35 S 

über 50.000 S bis 70.000 S 90 S 70 S 35 S 
über 70.000 S bis 1 00.000 S 1 00 S 80 S 45 S 
über 1 00.000 S bis 1 40.000 S 1 1 5 S 90 S 60 S 
über 1 40.000 S 150 S i l O  S 60 S 

die Beträge" 

österreichische Staatsdruckerei L6 1 355 1 1  

4141 
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